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Die Ratsversammlung der Stadt Leipzig hat am 15. Oktober 2003 einstimmig den 
Stadtentwicklungsplan Verkehr und öffentlicher Raum (STEP VöR) als Fortschrei-
bung der Verkehrspolitischen Leitlinien der Stadt Leipzig aus dem Jahre 1992 
beschlossen. Nachdem zehn Jahre vergangen sind und sich auch im Verkehrsbe-
reich eine Vielzahl neuer Entwicklungen ergeben haben, soll dieser Stadtentwick-
lungsplan nun fortgeschrieben werden.

Die Fortschreibung des Stadtentwicklungsplans wurde im Jahr 2011 mit einer Ana-
lysephase eingeleitet, deren Gegenstand die Umsetzung der 2003 beschlossenen 
Ziele und Leitlinien war. Die Ergebnisse der Analyse wurden in der Broschüre 
‚„Mobilität 2020 - Stadtentwicklungsplan Verkehr und öffentlicher Raum - Grund-
lagen für die Fortschreibung‘‘ veröffentlicht. 

Die anschließende Arbeit erfolgte parallel auf drei Ebenen:
Am „Runden Tisch“ wurden unter Beteiligung der Stadtratsfraktionen, verschie-•	
dener Interessengruppen und Bürgervereine sowie von Vertretern der Verwal-
tung in sieben Arbeitssitzungen Ziele und Prioritäten für den neuen Stadtentwick-
lungsplan diskutiert und erarbeitet.
Parallel dazu wurden von renommierten Fachwissenschaftlern neun Fachgut-•	
achten zu verkehrlichen Fragestellungen erarbeitet. Die Kernpunkte und die 
wichtigsten Empfehlungen der Gutachten wurden auf den Sitzungen des Runden 
Tischs vorgetragen und dort diskutiert.
Ebenfalls parallel wurde der Bürgerwettbewerb „Ideen für den Stadtverkehr“ •	
durchgeführt, in dem eine große Zahl von Vorschlägen für die künftige Abwick-
lung des Verkehrs und die Gestaltung der öffentlichen Räume Leipzigs zusam-
mengetragen und durch eine Jury beurteilt wurde. 

In der vorliegenden Broschüre sind die in der Vorbereitungsphase erarbeiteten 
Fachgutachten ungekürzt zusammengestellt. Den Gutachtern wurde jeweils ein 
Fragenkatalog vorgelegt, der durch den Runden Tisch ergänzt wurde. Die Gutach-
ten wurden am Runden Tisch - teilweise auch kontrovers – diskutiert. Die Ergeb-
nisse sind in die Formulierung der Leitlinien für die Fortschreibung des Stadtent-
wicklungsplans	„Verkehr	und	öffentlicher	Raum“	eingeflossen,	die	am	Runden	
Tisch	in	Ergänzung	bzw.	Modifizierung	der	Grundsätze	und	Leitlinien	des	„alten“	
Stadtentwicklungsplans aus dem Jahr 2003 beschlossen wurden. 

Die Gutachten geben jeweils die Auffassungen der Gutachter wider, die naturge-
mäß nicht in allen Punkten durch die Stadt Leipzig oder andere Mitglieder des 
Runden Tischs geteilt werden. Sie enthalten darüber hinaus viele interessante 
Ideen, die den möglichen Rahmen und Zeithorizont des Stadtentwicklungsplans 
„Verkehr und öffentlicher Raum“ überschreiten und sich insofern nicht „eins-zu-
eins“	darin	wiederfinden	können.	Eine	kurze	Zusammenstellung	der	Kernthesen	
und	Empfehlungen	aus	Sicht	der	Stadt	Leipzig	finden	Sie	am	Schluss	dieses	
Heftes. Die kompletten Gutachten sowie ausführlichere Kurzfassungen sind auch 
auf www.leipzig.de/verkehrsplanung verfügbar.

Als nächster Schritt steht die Erarbeitung eines Entwurfs für den neuen Stadtent-
wicklungsplan an. Dieser wird neben Leitlinien und Zielen auch konkrete Maßnah-
men z. B. aus dem Bürgerwettbewerb und den Vorschlägen des Runden Tisches 
beinhalten. Der Entwurf soll im vierten Quartal 2013 vorgelegt und anschließend 
ausführlich mit allen Interessierten besprochen werden. Vorgesehen ist dann, den 
Entwurf in Bürgerveranstaltungen vorzustellen und auf www.leipzig.de/verkehrs-
planung zu veröffentlichen, so dass möglichst viele Bürgerinnen und Bürger die 
Chance haben, sich dazu zu äußern. Anschließend gilt es, alle in diesem Beteili-
gungsprozess vorgebrachten Hinweise und Anregungen abzuwägen. Letztendlich 
ist der neue Stadtentwicklungsplan Verkehr und öffentlicher Raum vom Stadtrat zu 
beschließen. Eine Beschlussfassung wird für Mitte 2014 angestrebt. Der Runde 
Tisch soll diese weiteren Arbeitsschritte begleiten und somit auch weiterhin seinen 
Sachverstand in die Erarbeitung des neuen Stadtentwicklungsplans einbringen.  

Vorbemerkung
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Mobilität zur Verfügung stehen. Derzeit gibt es keine 
erkennbaren	Ansätze,	dass	der	demografische	Rück-
gang durch die Zuwanderung hochleistungsfähiger 
junger Menschen ausgeglichen wird. Damit stehen 
der öffentlichen Hand immer weniger Mittel für Inve-
stitionen in die Verkehrssysteme zur Verfügung. In 
die gleiche Richtung wirken die Schuldenbremse und 
der sich langsam aufbauende Nachholbedarf bei 
Erhaltung und Erneuerung der öffentlichen Verkehrs-
infrastruktur.

Auf die Verkehrsnachfrage wirkt sich der demogra-
fische	Wandel	nicht	einheitlich	aus,	es	sind	sowohl	
Wachstums- als auch Stagnationstrends zu beobach-
ten. Zwei Altersgruppen sind dabei von besonderem 
Interesse: die Älteren und Alten sowie die Jugend-
lichen.

So spricht die zunehmende Alterung der geburten-
starken Generation von Männern und Frauen eher 
für ein weiteres Anwachsen des motorisierten Ver-
kehrs gegenüber heute. Diese Generation der 
zukünftigen Alten hat die Motorisierungsentwicklung 
durch ihr eigenes Verhalten entschieden mitgeprägt 
und wird dieses Verhalten mehrheitlich wahrschein-
lich – zwar abgeschwächt aber dennoch fortsetzend 
– auch ins Alter mitnehmen. Dämpfend werden sich 
vor allem der Wegfall der Berufswege, möglicher-
weise	persönliche	finanzielle	Restriktionen	und	

Rahmenbedingungen und künftige                             
Entwicklungen
Bei der Abschätzung der Potenziale und möglichen 
Entwicklungspfade für Elektromobilität und alterna-
tive Mobilitätsmaßnahmen sollte die Stadt Leipzig fol-
gende Rahmenbedingungen einbeziehen:

Die	natürliche	demografische	Entwicklung	Gesamt-
deutschlands lässt sich bis 2025 weitgehend rich-
tungs- und dimensionssicher prognostizieren. 
Schwierig ist die Abschätzung der Wanderungs-- 
effekte und der kleinräumigen Entwicklungen.

Die	demografische	Entwicklung	führt	zu	Bevölke-
rungsrückgang und einer alternden Gesellschaft. Mit 
dieser Entwicklung sind folgende Handlungsnotwen-
digkeiten bzw. Effekte verbunden:

Aufgrund des immer größer werdenden Anteils •	
älterer Menschen steigen die Sozial- und Gesund-
heitskosten. 
Das Fehlen junger, gut ausgebildeter, risikofreudiger •	
junger Menschen begrenzt die wirtschaftliche Ent-
wicklung. 
Hinsichtlich der Verkehrsnachfrage sind sowohl •	
Wachstums- als auch Stagnationstrends zu erwarten.

Immer weniger junge Menschen müssen immer mehr 
ältere	Menschen	finanzieren.	Künftig	wird	den	Haus-
halten nicht mehr, sondern eher weniger Geld für 

1. Analyse heutiger Stand, aktuelle  
Entwicklung, zukünftige Erwartung, 
Gefährdungen, Risiken, Chancen

Vorbemerkung                                                         
Mit diesem Fachgutachten zu den Potenzialen und 
möglichen Entwicklungspfaden für Elektromobilität in 
Leipzig und zu alternativen Mobilitätsmaßnahmen 
nehmen wir eine möglichst realistische Abschätzung 
der Entwicklungen aus Sicht der Stadt Leipzig vor. 
Dabei geht es uns darum, die Interessen der Stadt 
im Rahmen einer Verkehrsentwicklungsplanung zu 
vertreten und nicht die Interessen anderer wie z. B. 
Automobilhersteller oder Energieversorger. Wir 
sehen es als unsere Aufgabe, alternative Antriebe 
und Mobilitätsmaßnahmen zu bewerten, die aus heu-
tiger Sicht am besten in der Lage zu sein scheinen, 
verkehrsstädtebauliche Ziele der Stadt Leipzig zu 
befördern, und nicht die Elektromobilität allgemein zu 
puschen. 

Insofern sind unsere Abschätzungen zur Vorhersage 
der Elektromobilität keine Zielvorstellungen, sondern 
eher eine nüchterne Betrachtung der unter heutigen 
Bedingungen und Unsicherheiten erwartbaren realis-
tisch erscheinenden Entwicklungen. Unser Gutachten 
ist damit ausdrücklich kein Back-Casting-Szenario, 
das versucht, Wege zu einem „elektro- und alternativ-
mobilen Leipzig im Jahr 2050“ zu beschreiben.

Fragen an die Gutachter
Welche Verkehrsmittel nutzen wir 2025 (und •	
danach) in Leipzig? 
Was sind Trends, die sich in Bezug auf alternative •	
Mobilitätsmaßnahmen bzw. Antriebsformen 
abzeichnen? 
Unter Annahme welcher Rahmenbedingungen? •	
Was bedeuten Herausforderungen des Klima- •	
schutzes im Verkehrsbereich?
Sind die drei „V“ noch aktuell: Verlagern,          •	
Vermeiden, Verträglicher?

Leihsysteme
Welche Rolle kommt künftig Car-Sharing,  •	
(Auto)verleihsystemen (car2go, BMW drive now, 
Peugeot Mu...) und Mitfahrbörsen zu? 

Fuß- und Radverkehr
Wie werden sich der Fuß- und Radverkehr vor •	
dem Hintergrund der zu erwartenden Mobilitäts-
kostenexplosionen (Kraftstoffe/Ticketpreise 
ÖPNV/SPNV...)	und	des	demografischen	Wan-
dels entwickeln? 
Auswirkungen auf die Umwelt, Zeitbudget, Mobili-•	
tätskosten, Energiebedarf und CO2-Bilanz,      
Flächeninanspruchnahme etc.? 

Alternative Antriebsformen
Chancen und Risiken anderer Antriebsformen: •	
Elektromobilität, Erdgas, Flüssiggas (LPG), Was-
serstoff 
Veränderte	Mobilitätsprofile	sowie	zunehmende	•	
multimodale Verkehrsmittelnutzungen (z.B. ÖPNV 
+ Car-Sharing) als Chance für den Einsatz ener-
gie-effizienter	Elektromobilität?
Welche Rolle spielen Pedelecs?•	
Bedeutet Radverkehrsförderung, jeder soll so •	
schnell fahren wie er treten kann, oder brauchen 
wir Geschwindigkeitsbegrenzungen und 
Radschnellwege für Radfahrer (Pedelecs)?

Spezielles Mobilitätsverhalten
Welche Tendenzen gibt es im Mobilitätsverhalten •	
insgesamt der jüngeren Generationen gegenüber 
den Älteren? 
Gibt es Tendenzen für einen künftigen Anstieg der •	
Altersarmut und wie könnte sich das auf das 
Mobilitätsverhalten auswirken?

Best Practice
Welche europäischen Beispiele „Guter Praxis“  •	
liegen vor?
Was sind Trends?•	

Elektromobilität und alternative Mobilitätsmaßnahmen
Potenziale und mögliche Entwicklungspfade in Leipzig                                                                                               Prof. Dr. Ulrike Reutter
                                                                                                                                                                                            Prof. Dr. Felix Huber
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altersbedingte Gesundheitsfolgen auswirken. Gerade 
unter diesen Bedingungen gewinnen kommunale und 
regionale Angebote für eine nahorientierte Freizeit- 
und Einkaufsmobilität für ältere und alte Menschen 
an Bedeutung.

Die zweite Gruppe, deren Mobilitätsverhalten heute 
mit großem Interesse beobachtet und untersucht 
wird, sind Jugendliche. So zeigt z. B. eine aktuelle 
ifmo-Studie ( ifmo, München 2011), dass der Führer-
scheinbesitz unter jungen Erwachsenen stagniert, 
dass Pkw-Besitz und -Nutzung in den letzten zehn 
Jahren deutlich zurückgegangen sind, dass sich der 
Anteil derer, die in autofreien Haushalten leben, in 
den letzten zehn Jahren verdoppelt hat und dass 
selbst Pkw-Besitzer sich deutlich multimodaler ver-
halten als in der Vergangenheit. Geschätzt wird von 
den Jugendlichen -bei einem zunehmenden Pragma-
tismus- die Flexibilität multimodaler Optionen. Für 
diese Trends werden die Zunahme der Studenten-
zahlen, die Zunahme der urbanen Bevölkerung ins-
gesamt, die Zunahme von Einpersonenhaushalten 
sowie Einkommensrückgänge als Gründe genannt. 
Hinzu kommen auch neue Mobilitätsangebote und 
Dienstleistungen, die diesen Anforderungen gerecht 
werden. Das Auto dominiert das Mobilitätsverhalten 
junger Deutscher also weniger als in den 90er Jah-
ren, stattdessen durchdringen deren Alltag eher 
Kommunikations- und Informationstechnologien, die 
auch als Statussymbole gegenüber einem eigenen 
Auto an Bedeutung gewinnen.

Die absehbare Reichweite fossiler Energien in Ver-
bindung mit dem wachsenden Weltenergiebedarf las-
sen – in einer Oligopol-Situation – weiter ansteigen-
de Preise für das begrenzte Gut Erdöl erwarten. Die 
Dimension des Umstiegs wird durch die politischen 
Vorgaben und die Handlungsbereitschaft der privaten 
Akteure	definiert.

Der Atomausstieg hat den Umbau der Energiewirt-
schaft eingeleitet. In Verbindung mit dem politisch 
gewollten Klimaschutz wirkt er in Richtung einer auf 
Decarbonisierung und alternative Energiequellen 
ausgerichteten Energiewirtschaft.

Dies führt zu folgenden Rahmenbedingungen:
Die	finanziellen	Handlungsspielräume	der	öffent-•	
lichen Hand werden geringer.
Die Mobilitätskosten für die Haushalte steigen an; •	
gleichzeitig steht ihnen für Mobilität eher weniger 
Geld zur Verfügung.
Die Verkehrsangebote, -mittel und -infrastruktur- •	
systeme müssen an die Anforderungen des demogra-
fischen	Wandels	angepasst	und	im	Sinne	der	Förde-
rung der postfossilen Mobilität umgebaut werden.
Die elektrische Energie dient als vereinheitlichender •	
Energieträger. Wenn sie zusätzlichen aus alterna-
tiven erneuerbaren Energiequellen kommt, ist sie auf 

2. Postfossile Mobilität

Damit zeichnet sich ein Systemübergang von der 
fossilen in die postfossile Mobilität ab:

„Die postfossile Mobilität ist die durch erneuerbare 
Energieträger, hohe Energieeffizienz und Körperkraft 
ermöglichte Bewegung und Beweglichkeit im Sinne von 
Potenzialen für die Ortsveränderung von Personen, 
Gütern und Informationen.“ (Schindler, 2009, S. 129)

Im Verkehr leitet die Entwicklung der postfossilen 
Mobilität umfassende Verhaltensveränderungen mit 
neuen Mobilitätsmustern und Verkehrsmitteln, alter-
nativen Antrieben und neuen Verkehrstechnologien 
ein. Die Frage ist nicht mehr das „ob“, sondern nur 
noch das „wie“.
Es geht um die Frage, ob Stadt- und Verkehrsplaner 
im Verein mit den Bürgern und den politischen Ent-
scheidungsträgern die künftige Entwicklung aktiv 
gestalten wollen, ob sie die Gestaltung der Mobilität 
der Zukunft der Fahrzeugindustrie und der Energie-
wirtschaft überlassen wollen oder ob sie abwarten, 
bis die Realität unausweichlich die Fakten setzt.

Postfossiler Verkehr wird nur in einer intelligenten 
Verknüpfung von Verhaltensveränderungen und 
neuen Technologien zu erreichen sein. Eine beson-
dere Rolle spielen dabei integrierte Raum- und Sied-
lungsstrukturen, der Umweltverbund aus nichtmotori-
siertem und öffentlichem Verkehr und alternative 
Mobilitätsformen, wozu auch die Elektromobilität zäh-
len kann. Sie werden nur dann ihre Funktion erfüllen 

3. Alternative Antriebsformen

Im Bestreben, konventionelle Antriebe sparsamer, 
umweltfreundlicher und vom Erdöl unabhängiger zu 
machen, zeichnen sich folgende Wege ab:

Verbesserung der Verbrauchswerte klassischer  •	
Verbrennungsmotoren
Ersatz von Benzin und Diesel durch Gas (Erdgas, •	
Autogas)
Ersatz von klassischen Treibstoffe durch Biokraftstoffe•	
die Elektromobilität.•	

Optimierung klassischer Fahrzeuge                                 
mit Verbrennungsmotoren
Bis 2015 soll der CO2-Ausstoß von Neuwagen auf 
130 Gramm pro Kilometer sinken. Aufgrund spezi-
fischer	Regelungen	bei	der	Methode	zur	Bestimmung	
der Bemessungsgrundlage des CO2, die der Auto-
mobilindustrie bestimmte Ausnahmen zubilligt, rech-
net das Umweltbundesamt mit einem durchschnitt-
lichen CO2-Wert für Neufahrzeuge im Jahr 2015 im 
Bereich von 140 g CO2/km (Klimaschutz konkret , 2009. 
S. 14). Die Europäische Kommission denkt für 2020 
zwar über 95 Gramm nach, Umweltverbände fordern 
80 Gramm (http://www.vcd.org/co2grenzwert.html (Zugriff 
18.5.2012)) und die Bundesregierung hat für 2040  
10 bis 5 Gramm in die Diskussion eingebracht.

Derzeit bemühen sich alle Motorenhersteller, ihre 
Verbrennungsmotoren in Bezug auf den Treibstoff-
verbrauch zu optimieren. Hierbei sind - in Verbindung 
mit den Bemühungen, Fahrzeuge gleichzeitig leichter 
zu konstruieren und mit technischen Zusatzfeatures 
(z.B. Start-Stopp-Automatik, achter Gang, Mehrfach-
kompression usw.) auszustatten - in den nächsten 
Jahren auch noch besondere Performance-Verbes-
serungen zu erwarten.

Der Vorteil dieser Strategie liegt für die Automobil-
industrie darin, dass sie sich im Bereich ihrer Kern-
kompetenz bewegt, auf vorhandene Infrastrukturen 
für	den	fließenden,	den	ruhenden	Verkehr	und	die	
Betankung abstützen kann und dem Verbraucher 
keine neue Technologie nahebringen muss. 

dem Weg zur postfossilien Mobilität einsetzbar.
Trotz erheblicher Erfolge der Vergangenheit müssen •	
die Umwelt-Impacts aus Lärm, Schadstoffen, Flä-
chenverbrauch und Feinstaub weiter reduziert wer-
den.
Diese Rahmenbedingungen bieten insgesamt die •	
Chance, neue und alternative Mobilitätsmaßnahmen 
zu entwickeln und zu fördern und damit gute Bedin-
gungen für eine postfossile Mobilität und ein ver- 
ändertes Mobilitätsverhalten zu schaffen.
Allein durch alternative Angebote (E-Mobilität, Multi-•	
modalität, Car-Sharing etc.) wird sich das Verhalten 
noch nicht verändern. Die Veränderung des Mobili-
tätsverhaltens erfordert Maßnahmen, die es den 
Menschen ermöglichen, sich umwelt- und stadtge-
recht	zu	verhalten	(suffiziente	Stadt-	und	Ver-
kehrsentwicklung). Darüber hinaus sind aber auch 
noch weiterführende und deutlichere Maßnahmen 
(z.B. Preis-, Gebühren-, Steuergestaltung, Verbote, 
oder großmaßstäblichere Maßnahmen wie z. B. Prio-
risierung	des	ÖV	und	seine	weitere	Elektrifizierung)	
erforderlich, um Menschen zu Verhaltensänderungen 
zu veranlassen.

können, wenn die Energie aus erneuerbaren Quellen 
(Wind, Wasser, Sonne) kommt. Der Gewinn für die 
Allgemeinheit und für jeden Einzelnen liegt in 
umwelt- und stadtverträglichen Mobilitätsstrukturen.

Der Paradigmenwechsel von einer gleichzeitigen 
Förderung aller Verkehrsarten hin zu einer Konzen-
tration auf alternative Mobilitätsformen und den 
Umweltverbund kann sowohl den privaten, als auch 
den öffentlichen Haushalten helfen, die Kosten für 
die Mobilität bzw. die Unterhaltung und den Bau der 
Verkehrsinfrastruktur zu reduzieren.
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Bei dieser Optimierung gibt es jedoch physikalische 
Grenzen. Automobilexperten sehen die Grenze des 
optimierten	Gesamtfahrzeugs	mit	hocheffizientem	
Verbrennungsmotor zwischen 60 und 90 Gramm 
CO2 pro Kilometer.

Einsparbemühungen werden in Teilen wieder durch 
den „Rebound-Effekt“ konterkariert, indem vom Ver-
braucher sparsamere, aber dafür leistungsstärkere 
Fahrzeuge mit mehr gewichtsträchtiger Zusatzaus-
stattung angeschafft werden. Allerdings kann festge-
stellt werden, dass in den letzten Jahren bereits 
erhebliche Einsparungseffekte erzielt worden sind – 
das belegt z. B. die VCD- Auto-Umweltliste mit vielen 
Modellen, die heute schon weniger als 100 g CO2/
km ausstoßen. Es ist also zu erwarten, dass wesent-
liche Einsparungseffekte in den nächsten 10 – 20 
Jahren noch aus diesem Strategieansatz geschöpft 
werden können.

Gasbetriebene Fahrzeuge                                         
Einerseits der Wunsch, einen Beitrag zum Schutz 
des Klimas zu leisten, und andererseits steigende 
Preise für Benzin und Diesel machen gasbetriebene 
Fahrzeuge für den Verbraucher immer attraktiver. 
Zwar hat die Zahl der mit Gas betriebenen Pkw in 
den letzten 5 Jahren stark zugenommen, dennoch ist 
ihre Zahl von 70.000 erdgasbetriebenen und 418.659 
Autogas betriebenen Pkw (entspricht 0,17% und 1% 
des Gesamt-Pkw-Bestandes, Stand Januar 2011) 
vergleichsweise unbedeutend.(vgl. Schneider U., 
Dütschke E., 2012, S. 47)

Berechnungen von Schneider U. und Dütschke E. 
auf der Grundlage des „Mobilitätspanel Deutschland“ 
zeigen, dass in einem Zeitraum von zehn Jahren 
65% der benzinbetriebenen Pkw durch monovalente 
Erdgas-Pkw und 60% durch LPG-Fahrzeuge kosten-
sparend ersetzbar wären. Die Automobilindustrie bie-
tet Umrüstsätze (2.500 – 3.500 €) und gasbetriebene 
Fahrzeuge als Serienfahrzeuge an. Die Verbrauchs-
kosten liegen wegen der noch bis 2018 gewährten 
Steuerbegünstigung von 4 – 7 Cent pro gefahrenem 
Kilometer bei 12 Cent/km Benzinverbrauchskosten. 
Die Reichweite von Erdgasfahrzeugen liegt zwischen 
200 und 500 Kilometern.(vgl. Wieler J., 2012; S. 32/ 33) 
Die Versorgung mit Erdgastankstellen ist in den 
Großstädten ausreichend, auf dem Land dagegen 
noch ausbaufähig. Das Tanken macht keine Pro-
bleme. Erdgasfahrzeuge weisen „etwas“ bis „deutlich 
niedrigere“ CO2- und niedrigere Stickoxid und Fein-
staub-Emissionen als konventionell betriebene Fahr-
zeuge auf. In Verbindung mit Eco-Technologie sind 
sie sparsam im Verbrauch. Ihre Performance, aber 
auch die notwendige Infrastruktur, entspricht der mit 
konventionellen Treibstoffen betriebener Pkw.

Biokraftstoffe                                                              
Biokraftstoffe	sind	flüssige	oder	gasförmige	Treib-
stoffe, die aus der Biomasse nachwachsender Roh-
stoffe für den Betrieb von Verbrennungsmotoren her-
gestellt werden.

Je	nach	Ausgangspflanze	ist	der	Ertrag	pro	Hektar	
Anbaufläche	unterschiedlich.	Biokraftstoffe	stehen	in	
der Flächenkonkurrenz zur Nahrungsproduktion und 
für ihre Produktion wird teilweise tropischer Regen-
wald abgeholzt. Aus diesen Gründen sind die Klima-
neutralität und die ökologische Vorteilhaftigkeit von 
Biokraftstoffen sehr umstritten.

Bei Biokraftstoffen der ersten Generation wird nur ein 
kleiner	Teil	der	Pflanzen	zur	Kraftstoffproduktion	
genutzt. Bei Biokraftstoffen der zweiten Generation 
werden	die	vollständige	Pflanze	und	Pflanzenreste	
verwertet. Biokraftstoffe der dritten Generation wer-
den aus Algen erzeugt. Die besonders ertragreichen 
Algenkraftstoffe erfordern einen deutlich höheren 
finanziellen	und	technischen	Aufwand.	Allerdings	 
sollen künftig genveränderte Algen in sogenannten 
Algenkraftwerken unmittelbar nutzbaren Dieselkraft-
stoff erzeugen.

Die relevanten Faktoren bei der Bewertung des 
Potenzials und der Nachhaltigkeit von Biokraftstoffen 
sind der Ertrag (Äquivalente fossiler Kraftstoffe) und 
der Preis. Die Verwertung von Biokraftstoffen der 
zweiten Generation und die Produktion der Algen-
kraftstoffe	befinden	sich	noch	im	Stadium	der	Grund-
lagenforschung bzw. erster Pilotanlagen.

Die Idee der stets nachwachsenden, klimaneutralen 
und	unmittelbar	–	bei	nur	leicht	modifizierten	konven-
tionellen Verbrennungsmotoren – einsetzbaren Bio-
kraftstoffe ist bestechend; wird bei der Verbrennung 
doch	nur	die	Menge	CO2	frei,	die	die	Pflanzen	beim	
Wachsen aufgenommen haben. Allerdings bedarf es 
noch einiger Zeit der Entwicklung. Außerdem ver-
braucht die Produktion selbst viel Energie, und das 
Düngen	der	Anbauflächen	setzt	Treibhausgase	frei	
und belastet den Boden (http://www.besser-autokaufen.de/
biokraftstoffe.html (Zugriff am 18.5.12)). Auch stehen die 
benötigten Flächen für die Treibstoffproduktion in der 
Bundesrepublik kaum zur Verfügung. Hier werden 
die Flächen – wenn überhaupt – vielleicht gerade für 
die Produktion von Biokraftstoffen für Verkehrsarten 
wie den Flug- und den Schwerlastverkehr zur Verfü-
gung stehen, die auf hohe Energiedichten angewie-
sen sind. Die Betankung konventioneller Fahrzeuge 
mit Biokraftstoffen im breiten Einsatz mit nennens-
werten Mengeneffekten wird – außer als Bei- 
mischung zu konventionellen Treibstoffen – für die 
nähere Zukunft nicht gesehen.

Elektrisch betriebene Mobile                                        
Elektromobilität ist ein Sammelbegriff für die Verwen-
dung des Treibstoffs Strom in verschiedenen Fahr-
zeugarten und für unterschiedliche Verkehrszwecke. 
Die Fahrzeuge, die im öffentlichen Verkehr und als 
individuelle Straßenfahrzeuge fahren, verfügen über 
einen Elektromotor als Antrieb. An der Elektromobilität 
führt kein Weg vorbei. Wenn der Strom für die Fahr-
zeuge aus erneuerbaren Energiequellen kommt und 
wenn die anderen bisherigen Stromnutzungen eben-
falls alle regenerativ versorgt werden  (Vgl. Blümel,  
Hermann; Petersen, Rudolf: 1991/2012), sprechen folgende 
Gründe für die Elektromobilität:

die Reduktion der Abhängigkeit von erdölbasierten •	
Kraftstoffen
Klima- und Umweltschutzaspekte (CO2- und •	
Schadstoffreduktionen)
Die Batterien der E-Fahrzeuge bieten langfristig die •	
Chance, durch Speicherung von erneuerbaren 
Energien zur Netzstabilität beizutragen – allerdings 
ist der Ressourcenaufwand für die Herstellung und 
das Recycling der Energiespeicher noch ungeklärt 
(Öko-Institut e.V. (2011)).

Insbesondere hinsichtlich der Klimaschutzaspekte 
wird immer wieder darauf hingewiesen, dass die 
CO2-Bilanz nur dann positiv ausfallen kann, wenn 
der Strom aus regenerativen Quellen stammt, wie die 
folgende	Grafik	deutlich	macht.

Tab. 1: Volvo C30 Electric im Kraftstoff- und CO2-Vergleich 
(nach ADAC Motorwelt 10/2012 S. 20)

Modell Verbrauch 
auf 100 km

Kosten 
auf 100 km

CO2 Emissionen ,

Raffinerie 
/Kraftwk.

Fahrzeug gesamt

Benzin Mazda 
3.1.6

6,3 Liter 
Super

10,40 € 28,4 g 143,2 g 171,6 g

Diesel Hyundai 
i30  1,6 

4,5 Liter 
Diesel

6,75 € 25,6 g 118,5 g 144,1 g

Elektro Volvo C30 
Electric

28,3 kWh 
Strommix D

7,36 € 159,4 g 0,0 g 159,4 g

Elektro Volvo C30 
Electric

28,3 kWh rege-
nerativer Strom

8,49 € 5,7 g 0,0 g 5,7 g

Übergangsformen zwischen Fahrzeugen mit Ver-
brennungsmotor und Fahrzeugen mit Elektromotor 
sind Hybridantriebe, die je nach Auslegung mehr den 
Fahrzeugen mit konventionellem oder denen mit 
alternativem Antrieb entsprechen. Ein Hybridfahr-
zeug ist ein Fahrzeug, in dem mindestens zwei Ener-
gieumwandler und zwei im Fahrzeug eingebaute 
Energiespeichersysteme vorhanden sind, um das 
Fahrzeug anzutreiben. Energiewandler sind bei-
spielsweise Elektro-, Otto- und Dieselmotoren,  
Energiespeicher sind beispielsweise Akkumulator 
oder Kraftstofftank.
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4. Entwicklung der Elektromobilität

Elektroautos                                                               
Erklärtes Ziel der der Bundesregierung und der deut-
schen Industrie ist die Entwicklung Deutschlands 
zum Leitmarkt und Leitanbieter der Elektromobilität. 
Hierzu hat man die Nationale Plattform Elektromobili-
tät gegründet. Gemeinsam wird die Absicht verfolgt, 
bis zum Jahr 2020 mindestens eine Million Elektro-
fahrzeuge auf Deutschlands Straßen zu bringen. Für 
2030 strebt die Bundesregierung mit ihrem Energie-
konzept bereits sechs Millionen Elektroautos im Pkw-
Bestand an.(vgl. „Nationaler Entwicklungsplan Elektromobilität) 
Derzeit	befinden	sich	zahlreiche	Elektroautos	in	der	
Entwicklung.	Käuflich	sind	derzeit	nur	sehr	wenige	
Fahrzeugtypen erwerbbar.

Hinter diese Entwicklungsziele muss ein großes Fra-
gezeichen gesetzt werden. „In wieweit dieses Ziel 
realistisch und mit den nachweisbaren Umwelteffek-
ten verbunden ist, bleibt zu beweisen. Der heutige 
Energiemix der Stromerzeuger ist hierfür nicht ideal 
und Fahrzeugnutzer müssen die neuen Technologien 
erst noch akzeptieren“.(Straube Frank: 2012, S. 3) 

Die Automobilindustrie hofft mit der Entwicklung spar-
samer Verbrennungsmotoren den Umstieg zur Elektro-
mobilität noch hinauszögern zu können. Im Juli 2011 
standen dem Verbraucher erst 3 Modelle von Elektro-
mobilen großer Hersteller zum Kauf zur Verfügung.

Insgesamt fahren im Jahr 2012 erst rund 5.000 
E-Autos auf deutschen Straßen (Vgl. Lamparter, Dietmar:  
Die Zeit Nr. 31 vom 26. Juli 2012) und das Kraftfahrt-
bundesamt weist in seiner Zulassungsstatistik 2.154 
Neuzulassungen von Elektro-Pkw im Jahr 2011 aus 
(Kraftfahrtbundeamt: Jahresbericht 2011. Flensburg. S. 26). 
Diese ersten Elektrofahrzeuge wurden fast aus-
schließlich im Flottenversuch und in Fuhrparks ein-
gesetzt. So konnte der Verbraucher dieses Produkt 
bisher noch nicht richtig kennenlernen; er hat damit 
keine Fahr- und Alltagstauglichkeitserfahrung. Elektro-
mobile sind in der Erstanschaffung teurer und im 
Unterhalt aufgrund ihres geringeren Wartungsauf-
wandes billiger. Dies erhöht den Anfangswiderstand 
zum Erwerb eines Elektrofahrzeugs.

Fahrzeuge mit Hybridantrieb weisen in Europa noch 
eine unterdurchschnittliche Nachfrage auf. Es existie-
ren die Hybridvarianten Micro-Hybrid, Mild-Hybrid 
und Voll-Hybrid in den Antriebsvarianten paralleler 
Hybridantrieb und serieller Hybridantrieb.

Micro-Hybrid: Rückgewinnung der Bremsenergie •	
zum Laden der Batterie; kein Elektroantrieb; Ziel: 
Kraftstoffeinsparung
Mild-Hybrid: Elektroantrieb unterstützt den Verbren-•	
nungsmotor zur Leistungssteigerung. Bremsenergie 
wird teilweise wiedergewonnen; Parallel arbeitende 
Hybridantriebe werden oft als Mildhybrid ausge-
führt.

Voll-Hybrid: können mit ihrem Elektroantrieb rein •	
elektromotorisch zu fahren (einschließlich Anfahren 
und Beschleunigen) (Seriell-Hybrid).
Paralleler Hybrid: Elektromotor und Verbrennungs-•	
motor wirken gemeinsam auf den Antriebsstrang
Serieller Hybrid: Verbrennungsmotor hat keine •	
mechanische Verbindung zur Antriebsachse; er 
treibt einen elektrischen Generator an, der den Elek-
tromotor mit Strom versorgt oder die Batterie lädt
Plug-in Hybrid: (PHEV) senken den Kraftstoffver-•	
brauch weiter, indem die Batterien nicht mehr aus-
schließlich durch den Verbrennungsmotor, sondern 
auch aus dem Stromnetz aufgeladen werden.

Bei den Hybridfahrzeugen sind folgende Auslegungs-
unterschiede bedeutsam: die einen verfügen über 
einen relativ schwachen Elektromotor für den Stadt-
verkehr und einen Benzinmotor für weite Strecken 
(z.B. Toyota Prius), die anderen haben einen starken 
Elektroantreib und einen Verbrennungsmotor als 
Range Extender, um die Reichweite zu verlängern 
und die Gefahr des Liegenbleibens – zumindest 
psychologisch – zu minimieren. Als Erstfahrzeug wer-
den wohl Hybridantriebe mit Reichweitenerweiterung 
(Range Extended Electric Vehicles (REEV) und Plug-
In Hybride) an Zuspruch gewinnen, da sie das 
höchste Maß an Kundenfreundlichkeit, Praktikabilität 
und Ökonomie aufweisen.

Reine Elektrofahrzeuge (Battery Electric Vehicles - 
BEV) werden als Zweitwagen für die Stadt, für den 
Car-Sharing-Sektor und als Dienstfahrzeuge interes-
sant. In Verbindung mit dem Plug-In-Hybrid wird die 
Brennstoffzelle an Bedeutung gewinnen. Bei Fahr-
zeugen mit Brennstoffzelle dürfte die Entwicklung 
von Großserien nach dem Jahr 2025 liegen.

Typen von Elektrofahrzeugen                                  
Elektrofahrzeuge im Stadtverkehr sind:

Stadt- oder Straßenbahnen•	
O-Busse, E-Busse•	
E-Transporter•	
E-Autos•	
E-Bikes•	
Elektrofahrräder (Pedelecs und S-Pedelecs)•	
Fun-mobile•	
Rollstühle.•	

Stadt-, Straßen und U-Bahnen werden elektrisch 
betrieben. 2011 wurden nahezu zwei Drittel der er-
brachten Verkehrsleistung der VDV-Unternehmen mit 
der Energieform Elektrizität bereitgestellt (vgl. Müller-
Hellmann, A., 2012, S 3). Aktuell werden Fahrzeuge ent-
wickelt und bereits in der Praxis getestet, bei denen 
die Bremsenergie auf dem Fahrzeug zwischengespei-
chert wird, um im Anfahren wieder eingesetzt werden 
zu können. Dadurch können 20 -30% Traktionsener-
gie eingespart werden – sogenannte EnergySaver-
Bahnen. Schienengebundener öffentlicher Nahver-

kehr leistet damit bereits heute einen wesentlichen 
Beitrag zur Elektromobilität. Dies gilt auch für Ober-
leitungs-Busse (Trolley-Busse). O-Busse werden 
heute zusätzlich mit Verbrennungsmotoren ausge-
stattet, um im Hybridbetrieb den durch die Ober- 
leitungen bestimmten Fahrweg zeitweise (z.B. an 
Baustellen oder in stadtgestalterisch sensiblen 
Bereichen) verlassen zu können. Aktuell wird damit 
experimentiert, die Zuführung der elektrischen Ener-
gie anstatt über Oberleitung über Induktion vorzu-
nehmen. Die induktive Stromaufnahme wird darüber 
hinaus auch in Straßenbahnen (Augsburg) und im 
normalen Bussystem getestet (Mannheim).

Aktuell	befinden	sich	auch	Hybridbusse	im	Praxistest,	
die den Übergang vom fossil betriebenen Verbren-
nungsmotor zum Elektroantrieb einleiten. Fachleute 
sind sich darüber einig, dass der Busbetrieb mit 
E-Bussen bis 2050 technisch möglich sein wird.

In Leipzig beteiligt sich die Leipziger Verkehrsbe-
triebe (LVB) GmbH aktuell an drei Projekten, die im 
Rahmen der Bundesförderung für Elektromobilität 
durchgeführt werden:

SaxHybrid – Serielle Hybridbusse mit partiell rein •	
elektrischen Fahrbetrieb
RegioHybrid – Hybridbusse für einen umweltfreund-•	
lichen Nahverkehr
Trolley – promoting electric transport.•	 (vgl. www.lvb.de/
informationen/elektro-mobilitaet).

Bei dem vom Bundesministerium für Verkehr, Bau und 
Stadtentwicklung (BMVBS) geförderten Projekt Sax-
Hybrid soll im Rahmen des Aufbaus eines umweltver-
träglichen Nahverkehrs auf Basis der Elektromobilität 
in den Städten Leipzig und Dresden der Einsatz von 
20	hybridgetriebenen	Niederflurgelenkbussen	erfol-
gen, die schrittweise zu Bussen mit erhöhtem rein 
elektrischem Fahrbetrieb umgerüstet werden 
könnten. Langfristiges Ziel des Vorhabens „Serielle 
Hybridbusse mit partiell rein elektrischem Fahr-
betrieb“ ist der zukünftige Betrieb rein elektrisch 
angetriebener Busse, ohne dabei eine aufwändige 
Infrastruktur in Form von Fahrleitungen vorsehen zu 
müssen (vgl. Web-Seite der Leipziger Verkehrsbetriebe).

Das vom Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz 
und Reaktorsicherheit (BMU) geförderte Projekt 
RegioHybrid ist der Beginn des Übergangs von kon-
ventionellen Dieselbussen zu elektrisch angetriebe-
nen Bussystemen. Und in dem Projekt Trolley wer-
den Entwicklungs- und Förderungsthemen für den 
elektrischen Stadtbus in unterschiedlichen Einzelpro-
jekten in den Jahren 2010 bis 2013 bearbeitet (vgl. 
Web-Seite der Leipziger Verkehrsbetriebe). Darüber hinaus 
haben die Leipziger Verkehrsbetriebe (LVB) GmbH 
im Rahmen des Förderprogramms – Schaufenster 
Elektromobilität Bayern-Sachsen „Elektromobilität ver-
bindet“ einen Projektantrag zur Batteriebuserschlie-
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ßung von Markkleeberg beim Bundesministerium für 
Verkehr, Bau- und Stadtentwicklung eingereicht.

Insgesamt entwickelt sich der „Elektrobus“ – sei es 
als rein elektrisch mit Batterie betriebenes Fahrzeug, 
sei es als Trolleybus oder als induktiv zu ladender 
Bus – zu einer interessanten, preiswerten und  
leistungsfähigen Ergänzung zur Straßenbahn. Er hat 
den Vorteil, dass er keine kostenträchtige und plane-
risch schwer durchzusetzende Gleisanlage benötigt. 
Er	kann	damit	im	fließenden	Verkehr	mitschwimmen.	
Sein Batteriegewicht kann durch Zwischenladung 
(Oberleitung, induktive Ladung) aufgaben- und ter-
rainspezifisch	ausgelegt	werden.	Durch	geeignete	
Kombinationen aus Batterie und Caps ist es nicht 
nötig, den gesamten Fahrweg mit Ladungssystemen 
auszustatten, sondern nur Steigungsstrecken oder 
geeignete Haltestellen. Insofern lässt sich die Lade- 
infrastruktur besser städtebaulich integrieren. Der 
Elektrobus kann mit straßenbahnähnlichem Design 
ausgestattet werden und erreicht als Doppelgelenk-
bus stark gesteigerte Leistungsfähigkeiten. Hervorzu-
heben ist die gute Spurfahrfähigkeit dieser Fahr-
zeuge.

Innerstädtischer Verteilerverkehr und Personenwirt-
schaftsverkehr eignen sich aus einer Reihe von 
Gründen für den Einsatz von Elektronutzfahrzeugen. 
E-Transporter haben im Praxisbetrieb des städti-
schen Wirtschaftsverkehrs ihre Tauglichkeit bewie-
sen.	Die	Fahrzeuge	sind	tagsüber	häufig	im	Start-
Stopp-Betrieb unterwegs. Ihre Reichweite z.B. im 
Kurier-,	Express-	und	Paketdienst	oder	auch	im	Pfle-
gedienst ist im Innenstadtbereich mit Wegen von in 
der Regel nicht mehr als 50 Kilometer für die täg-
lichen Lade- und Lieferanforderungen ausreichend. 
Sie sind leise, schadstofffrei und benötigen geringere 
Flächen. Allerdings ist mit ihrem Einsatz zumeist der 
Aufbau eines innerstädtischen Logistik-Konzeptes 
verbunden, da ein Warenumschlag vom Schwerlast-
verkehr zu den kleinen E-Transportern erfolgen muss.

Das reine Elektrofahrzeug (Battery Electric Vehicle - 
BEV) wird überwiegend in urbanen Ballungszentren 
zu	finden	sein.	Man	geht	davon	aus,	dass	von	den	
leisen und emissionsarmen Elektroantrieben vor 
allem	die	Metropolen	profitieren	werden,	da	deren	
Bewohner im Alltag viele kurze Wege zurücklegen. 
Aus ökologischer Sicht weisen die Elektrofahrzeuge 
einen entscheidenden Vorteil auf: Das elektrische 
Fahren ist frei von lokalen Emissionen, was beson-
ders in städtischen Gebieten günstig ist. 

Diese Bedingung gilt allerdings, wie oben bereits 
ausgeführt, nur im Zusammenhang mit regenerativ 
erzeugtem Strom. Außerdem sind gerade die vielen 
kurzen Wege bestens auch für nichtmotorisierte Ver-
kehrsmittel und für neue Geschäftsmodelle des Car-
Sharings und Bike-Sharings geeignet.

Für Fernverkehr und Überlandfahrten bleiben ver-
brauchsoptimierte Verbrennungsmotoren in nächster 
Zeit – als Alternative zur Bahn – die wahrschein-
lichere Lösung. Und auch im Güterverkehr wird der 
Wandel zu alternativen Antrieben länger brauchen. 
Das Potenzial der Verbrauchs- und CO2-Reduktion 
schätzen Experten in den nächsten zehn Jahren bei 
Diesel- und Benzinmotoren auf 25 %.

Im Gegensatz zum Automobilmarkt, bei dem für die 
Fahrzeuganbieter die Markteinführung von Elektro-
fahrzeugen sehr verhalten anläuft, entwickelt sich der 
Markt für Elektrofahrräder extrem positiv.(vgl. www.ziv-
zweirad.de) Elektrofahrräder sind Fahrräder, die entwe-
der alleine – E-Bike – oder tretunterstützend – Pedelec 
– von einem Elektromotor angetrieben werden. Von 
den im Jahr 2011 etwa 4 Mio. verkauften Fahrrädern 
waren 310.000 mit elektrischer Tretunterstützung. 

Der Zweirad-Industrie-Verband ZIV schätzt, dass 
mittlerweile insgesamt ca. 900.000 E-Fahrräder in 
Deutschland unterwegs sind (Fairkehr 2/2012, S. 23). 

Die große Nachfrage und der aus stadtverkehrspoli-
tischer Sicht zu fördernde weitere Anstieg der Elek-
tro-Fahrräder erfordern stadtplanerische und gestal-
terische Konsequenzen: sowohl hinsichtlich sicherer, 
ebenerdiger, witterungsgeschützter privater wie 
öffentlicher Abstellanlagen als auch hinsichtlich 
Breite und Radien von Fahrradspuren.
Elektrische Zweiräder,Fahrräder mit Stromunterstüt-
zung, haben sich mit dieser Entwicklung zum Vorrei-
ter der Elektromobilität entwickelt. Die Performance 
dieser Räder deckt mittlerweile die überwiegenden 
Mobilitätsbedürfnisse der Radfahrer ab. Ständig ent-
sprechend den Kundewünschen weiterentwickelte 
Technik (z.B. Rücktritt und Nabenschaltung), neues 
Design, ergänzende Funktionalitäten haben neue 
Zielgruppen erschlossen. Mittlerweile differenzieren 
sich die Räder hinsichtlich ihrer Einsatzzwecke funk-
tional und technisch aus. „Dem Pedelec-Boom wird 
vermutlich ein E-Bike und Elektroroller-Boom folgen. 
(..) Drei von vier verkauften Rollern sollen 2015 
bereits Stromroller sein. Führende Motorradhersteller 
haben hierzu bereits E-Konzepte bzw. serienreife 
Produkte im Angebot.“(vgl. Maderner S., 2011, S. 7)

Fun-Mobile, sind neuartige elektrisch betriebene 
Mobile, die vor allem im Freizeitsektor ihren Einsatz 
finden,	die	aber	auch	ein	Potenzial	für	den	Einsatz	im	
Alltagsverkehr entwickeln könnten. Hierzu gehören 
u.a. Segways, E-Dreiräder, Golfmobile und Quads, 
E-Roller/E-Scooter. So wurden z.B. alleine im Mai 
2012 ca. 1.000 Stück des Renault Spaßmobils Twizy 
– ein vierrädriges Elektro-Quad mit Sonnendach – 
zugelassen.(Vgl. Lamparter, Dietmar:)

Elektrisch betriebene Rollstühle und auch handels-
übliche Rollatoren werden in Zukunft noch mehr als 
heute das Stadtbild prägen – als eine Folge des 
demografischen	Wandels.	Schätzungen	gehen	von	
ca. 1,6 Mio. Rollstühlen (http://www.rollinetzwerk.net 
(Zugriff am 2.5.2012)) und ca. 2 Mio. Gehwagen heute 
und ca. 6 Mio. Rollatoren in zehn Jahren (http://www.
welt.de/wirtschaft/article106264504/Navi-und-Kaffeehalter-fuer-
die-modernen-Rollatoren.html (Zugriff am 29.7.2012)) auf den 
Straßen in Deutschland aus. Es ist damit zu rechnen, 
dass mit der weiteren Marktdurchdringung von Elektro-
Scootern der Übergang von klassischen Rollstühlen 
hin zu Elektor-Scootern speziell als Mobilitätshilfe für 
ältere	Menschen	immer	fließender	wird	und	damit	
deren Aktionsradius deutlich erweitert werden kann.

Systembedingungen von Elektrofahrzeugen
Durch die Nutzung von elektrischer Energie wird der 
Verkehr von der Form der Primärenergie unabhängig. 
Jede primäre Energieform lässt sich mit einem spezi-
fischen	Verlust	in	elektrische	Energie	umwandeln.
Elektroantriebe entfalten im Vergleich zum Verbren-
nungsmotor schon bei geringen Drehzahlen ihr volles 
Drehmoment. Dies ermöglicht ein zügiges Anfahren 
und eine hohe Beschleunigung. Elektroantriebe sind 

Abb.1: Entwicklung der Verkaufszahlen von E-Fahrrädern   
(ziv-zweirad.de/public/pk_2012-ziv-praesentation_21-03-2012.pdf)

Mittelfristig können Elektrofahrräder (Pedelecs, 
E-Bikes) einen Marktanteil von 10 - 15 % des Fahr-
radmarktes (das sind ca. 600.000 verkaufte Elektro-
fahrräder im Jahr) in Deutschland erreichen.(Aussage 
von Siegfried Neuberger, Branchenverband ZIV) Sie stehen 
für eine nachhaltige, gesunde und individuelle Mobili-
tät. Aktuelle Berechnungen gehen von einem CO2-
Ausstoß von 5,4 g CO2/km aus, wobei sowohl der 
heutige Strommix in Deutschland als auch die Bela-
stung für die Akkuherstellung berücksichtigt sind.
(www.green-responsibility.de zitiert in Fairkehr 2/2012, S. 25) 
Darüber hinaus bieten Elektrofahrräder eine Alterna-
tive zu den steigenden Benzinpreisen. Mit Kosten 
von wenigen Cent für eine Akkuladung und Reich-
weiten zwischen 30 und 100 Kilometern ist das Elek-
trofahrrad eine echte Alternative zum Auto – insbe-
sondere auf Strecken von 5 bis 10 Kilometern. Und 
es gibt einen weiteren grundsätzlichen Vorteil des 
E-Fahrrads im Vergleich zum E-Auto: Wenn der Akku 
während einer Fahrt leer wird, kann das Fahrrad mit 
Muskelkraft weitergefahren werden.
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im Gegensatz zum Verbrennungsmotor in der Lage, 
Bremsenergie in elektrische Energie zurück zuwan-
deln. Bei dieser sogenannten Rekuperation arbeitet 
der Motor als Generator. Er wirkt so als elektromoto-
rische Bremse und speist die Energie in die Batterie 
zurück. Elektromotoren zeichnen sich durch einen 
hohen Wirkungsgrad aus. Sie setzen die elektrische 
Energie fast vollständig in Bewegungsenergie um.

Der hohe Wirkungsgrad des Elektromotors und seine 
Fähigkeit zur Energierückgewinnung beim Bremsen 
verringern den Verbrauch. Das kommt vor allem im 
Stadtverkehr mit den vielen Stopp-und-Anfahr-Pha-
sen zum Tragen. Für Kraft, Geschwindigkeit und 
hohe Reichweiten bleibt der Verbrennungsmotor 
zuständig. Für die Entwickler hat der Hybridantrieb 
(Kombination von Verbrennungs- und Elektromotor) 
den Vorteil, dass die benötigten Technologien vor-
handen und ausgereift sind. Hybridantriebe zeigen 
einen deutlich geringeren Verbrauch gegenüber kon-
ventionellen Verbrennungsantrieben. Der Verbren-
nungsmotor läuft durch automatische Zu- oder 
Abschaltung des Elektromotors stets im optimalen 
Wirkungsbereich, überschüssige Energie wird zum 
Aufladen	der	Batterien	verwendet.	Somit	kann	für	
vergleichbare Fahrleistungen ein deutlich kleinerer 
Motor gewählt werde. Ein starkes Anfahrtsdrehmo-
ment und die Kompensation der verbrennungsmotor-
typischen hohen Verluste durch Rekuperation spre-
chen für Hybridantriebe vor allem im Kurzstrecken-
betrieb.

Elektrische Energie lässt sich nur über Umwand-
lungsprozesse mit Verlust und in geringerer Energie-
dichte speichern und nur mit Verlust über weite 
Strecken in Stromleitungen transportieren.

Elektrofahrzeuge mit dem Energiespeicher Batterie 
verfügen über eine etwa 10fach geringere Energie-
dichte und eine in Abhängigkeit vom Speichermedium 
limitierte Energiemenge als ihre mit konventionellen 
Antrieben ausgestatteten Pendants. Damit sind sie in 
ihrer Reichweite, dem Transportgewicht und der 
Höchstgeschwindigkeit stärker begrenzt als konventi-
onell betrieben Fahrzeuge. Daher sollten Elektrofahr-
zeuge möglichst leicht sein, ihren vorwiegenden Ein-
satzzweck im Nahbereich haben und sinnvollerweise 
in	definierten	Geschwindigkeitsbereichen	eingesetzt	
werden. Batterien sind teuer in der Beschaffung. Dies 
legt die Nutzung von Elektrofahrzeugen in Car-Sharing 
und Autoteiler-Konzepten nahe.

Hybridantriebe, bei denen der Verbrennungsmotor zur 
Steigerung der Reichweiten (Range Extender) genutzt 
wird, leiden derzeit noch unter den sehr hohen Mas-
sen der Elektromotor-Batterie-Einheiten. Damit ist die 
Hybridtechnik für Langstrecken nicht unbedingt von 
Vorteil, obwohl die Automobilindustrie vor allem sol-
che Fahrzeuge entwickelt, da sie in ihrer Performance 

den konventionellen Fahrzeugen mit Verbrennungs-
antrieb am ähnlichsten sind, was die erzielbare Reich-
weite und Endgeschwindigkeit anbelangt.

Elektromobilität ist mit hohen Herstellungskosten ver-
bunden. Die Hybridisierung eines Fahrzeugs kostet 
bis zu 8.000 €. Die Kosten für eine Brennstoffzelle 
reichen von 500 bis 5.000 € pro kW Leistung. Im Ver-
gleich dazu betragen die Herstellungskosten eines 
Verbrennungsmotors dagegen 30 bis 40 € pro kW. 
Bei angenommenen 60 kW Leistung für ein Fahrzeug 
bedeutet das Mindestzusatzkosten von 30.000 €. 
Laut Umweltbundesamt werden die Zusatzkosten für 
ein Brennstoffzellenfahrzeug erst im Jahr 2020 unter 
10.000 € sinken.

Die Zuführung der elektrischen Energie über Oberlei-
tungen oder Stromschienen erlaubt es, die Energie-
menge zu erhöhen, allerdings wird die Leitungsinfra-
struktur aufgrund des Errichtungs- und Erhaltungs-
aufwandes sowie der gestalterischen Implikationen 
zum räumlich limitierenden Faktor. Auf die Möglichkeit 
des Teilausbaus von Oberleitung bei Kombination mit 
Batterien und Caps wurde bereits hingewiesen.

Die induktive (berührungsfreie) Übertragung von 
Strom	befindet	sich	in	der	Erprobung.	Die	drahtlose	
Ladetechnik, bei der die Energie zum Laden des 
Akkus ohne Kabel oder Steckverbindung (drahtlos) 
und ohne elektrische Kontakte (kontaktlos) zwischen 
der Ladestation und dem Fahrzeug übertragen wird, 
kann derzeit nur induktiv und im Stand erfolgen. Kon-
taktlose Ladetechnik vereinfacht die Handhabung und 
kann zur Gewichtsreduktion aufgrund geringerer Akku-
Kapazitäten beitragen. Damit lässt sich die Reichweite 
der Fahrzeuge erhöhen und das Gewicht bzw. das 
Volumen der mitzuführenden Akkus reduzieren.

Für die Batterie als Energiespeicher gilt Ähnliches. 
Um ein Auto mit einem Gewicht von 1.000 Kilogramm 
bei einer Geschwindigkeit von 100 km/h über 100 
Kilometer zu bewegen, wird eine Batterie mit 15 kWh 
benötigt. Bei einem Preis von derzeit 1,30 € pro Wh 
einer Lithium-Ionen-Batterie muss von fast 20.000 € 
an Mehrkosten pro Fahrzeug ausgegangen werden. 
In der Zukunft ist durch verbesserte Herstellungspro-
zesse, steigende Stückzahlen und technologischen 
Fortschritt mit sinkenden Kosten für die Elektrofahr-
zeuge zu rechnen.

Ladeinfrastruktur für Elektrofahrzeuge                      
Elektrofahrzeuge benötigen eine Ladeinfrastruktur in 
räumlicher Zuordnung zum Stellplatz. Elektrofahr-
zeuge können mit dem überall verfügbaren Strom 
geladen werden. Allerdings unterscheiden sie sich in 
Ladeleistung (kW), Ladestrom (A) und Batteriekapazi-
tät (kWh). Bis heute konnten sich die Automobilherstel-
ler noch nicht auf eine Normierung der Ladestecker 
einigen.

Elektrofahrzeuge werden überwiegend zu Hause 
oder am Arbeitsplatz geladen. Dies macht derzeit 
über 90% der Ladevorgänge aus. Nur ein kleiner Teil 
entfällt aktuell auf öffentliche Ladestationen. Ein 
Grund dafür könnte darin liegen, dass die Mehrzahl 
der wenigen heute gefahrenen Elektroautos fast aus-
schließlich im Flottenversuch und in Fuhrparks ein-
gesetzt wird. Die täglich zu fahrenden Strecken sind 
hierbei an die begrenzte Reichweite angepasst und 
die Autos sind in der Regel nach der Fahrt wieder am 
Ausgangsort und können dort auf Firmengeländen 
oder in Privatgaragen aufgeladen werden. Ange-
sichts der noch sehr hohen Kosten für Elektroautos 
selbst und für die notwendigen Batterien ist zu erwar-
ten, dass sie in der nächsten Zeit eher in Flotten und 
Fuhrparks eingesetzt werden.

Die Ladedauer ist von der Kapazität der Batterie und 
von der Ladeleistung abhängig. Für Pedelecs und 
E-Bikes genügen übliche Haushaltssteckdosen, um 
die Batterie in verträglicher Zeit zu laden.

Abb. 2: Multimodale Elektromobilität
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Da der Ladevorgang für Elektroautos deutlich länger 
als ein Betankungsvorgang dauert, ist es sinnvoll, die 
Zeit, während das Auto nicht bewegt wird, zum 
Laden der Batterien zu nutzen. Dies ist vorrangig in 
der Nacht am Wohnort gegeben. Tagsüber werden 
Fahrzeuge zumeist in der Nähe des Arbeits- oder 
Ausbildungsplatzes oder beim Einkauf und an Frei-
zeiteinrichtungen abgestellt.

Die öffentliche Hand – und hier vor allem die Kommu-
nen – müssen für sich die Entscheidung treffen, „ob“ 
und „wo“ sie Ladeinfrastruktur für Elektromobile zur 
Verfügung stellen wollen. Zunächst liegt es im Interesse 

5. Zwischenfazit

Konventionelle Fahrzeuge mit Verbrennungsmotoren 
werden noch auf längere Zeit den Pkw-Verkehr in der 
überwiegenden Menge prägen. Wahrscheinlich wer-
den zumindest in einigen Segmenten die Fahrzeuge 
kleiner,	leichter	und	effizienter	werden.	Die	finanz-
schwächeren, aber auch die preisbewussteren 
Bevölkerungsschichten, die Automobilität eher nüch-
tern und funktional betrachten, werden zu kleineren 
Fahrzeugen	tendieren.	Bei	finanzkräftigeren	Bevölke-
rungsschichten muss mit dem “Rebound-Effekt“ 
gerechnet werden, d.h. Gewinne im Verbrauch fos-
siler Treibstoffe werden durch ein mehr an Leistung 
zum Teil wieder aufgezehrt werden.

Neue Leichtbaustoffe werden schrittweise eingeführt, 
genauso wie die Beimischung von Biokraftsoffen und 
der Treibstoff Erdgas/Flüssiggas. Alle diese Entwick-
lungen haben entlastende Umweltwirkungen. Sie 
induzieren keinen unmittelbaren Handlungsbedarf für 
die Verkehrsplanung, das Verkehrsmanagement oder 
den Bau von Verkehrsinfrastruktur.

Im Bereich der Elektromobilität werden sparsamere 
und umweltfreundlichere Hybridfahrzeuge als Erst-
wagen sukzessive den konventionell angetriebenen 
Pkw ersetzen, da eine Mindestreichweite von 300 Kilo-
metern in den Augen der Verbraucher als unabdingbar 
angesehen wird. Hybridantriebe sind in Europa derzeit 
noch wenig verbreitet und werden außer von einem 
japanischen Hersteller zunächst in Oberklasse -Mobi-
len angeboten. Damit sind sie für den breiten Einsatz 
noch nicht verfügbar. Es muss sich zeigen, ob die 
marktführenden europäischen Automobilhersteller in 
den nächsten Jahren Hybridantriebe in den Segmen-
ten der unteren bis oberen Mittelklassewagen anbie-
ten werden oder ob sie gleich auf reine batterie-elek-
trische Antriebe oder Brennstoffzellenantriebe 
setzen. Hybridantriebe können zur Entlastung der 
Städte von Lärm, Schadstoffen und Feinstaub bei- 
tragen.Zur Reduktion des Flächenverbrauchs oder zu 
mehr Verkehrssicherheit tragen sie nicht bei, da sie 
konventionellen Fahrzeugen in den Bauarten ver-
gleichbar sind und diese nur substituieren. Für 
Hybridfahrzeuge wird die Frage der Bereitstellung 
von Ladeinfrastruktur relevant.

Fahrzeuge mit rein batterie-elektrischen Antrieben 
(BEV) werden wohl von einer bestimmten Käufer-
schicht, die sich die höheren Investitionskosten lei-
sten können und aus ökologischen Gründen auf ein 
Elektroauto mit Öko-Strom umsteigen möchten, eher 
als Citymobil oder als Zweitwagen eingeführt wer-
den. Damit würden die bisherigen Zweitwagen, die 
überwiegend auf kurzen Strecken eingesetzt werden, 
ersetzt. Diese Entwicklungen werden ab etwa 2015 
beginnen und könnten ab 2020 so an Dynamik 
gewinnen, dass spürbare Mengeneffekte erkennbar 
werden. Diese Fahrzeuge können neben den 
üblichen positiven Effekten der Entlastung der städti-

schen Umwelt von Lärm, Schadstoffen und Fein-
staub auch zur Reduktion des Flächenverbrauchs 
beitragen, denn sie sind zumeist kleiner und leichter. 
Um diese potenziellen positiven Effekte in einer Kom-
mune tatsächlich zu erreichen, bedarf es allerdings 
planerischer Maßnahmen, die verhindern, dass die 
Gewinne an Umweltqualität durch eine größere 
Anzahl an Fahrzeugen überkompensiert werden.

In diesem Segment hat in den letzten Jahren eine 
sehr phantasiereiche Entwicklung neuer, auf die 
überwiegenden Mobilitätsbedürfnisse abstellbarer 
E-Mobile eingesetzt, die den Systembedingungen 
der Elektromobilität Rechnung tragen. Diese Fahr-
zeuge sind auch in ihrer Geschwindigkeitsperfor-
mance (z.B. 45 km/h, 80 km/h oder 120 km/h Versio-
nen) sehr viel stadtverträglicher als konventionelle 
Fahrzeuge. Auch scheinen sich diese Fahrzeuge  
theoretisch gut für Car-Sharing und andere Auto- 
Teiler-Konzepte zu eignen. 
Besonders für BEV´s wird die Frage der Bereitstel-
lung von Ladeinfrastruktur relevant. Darüber hinaus 
sind alltagspraktische Einsatzbereiche von Fahrzeu-
gen mit rein batterieelektrischen Antrieben (BEV) als 
einziges Hauptfahrzeug in einem Haushalt – gerade 
wegen der begrenzten Reichweite – in Ergänzung zu 
Langstrecken-Reisen mit der Eisenbahn oder Leih-
autos mit fossilem Antrieb denkbar. Allerdings setzt 
ein solches Szenario eine Veränderung des individu-
ellen Mobilitätsverhaltens hin zu mehr Multimodalität 
– also zu verkehrsmittelübergreifendem Verhalten – 
voraus.

Der ÖPNV eignet sich besonders zur Entwicklung 
alternativer und elektrischer Antriebe, da seine War-
tung und sein Betrieb aus einer professionellen Hand 
erfolgt. Er stellt allerdings besondere Anforderungen 
an die Robustheit und Alltagstauglichkeit der 
Systeme. Derzeit werden im ÖPNV Hybridantriebe in 
Bussen auf ihre Alltagstauglichkeit überprüft. 
O-Busse haben diesen Nachweis schon seit langem 
erbracht. Rein batterieelektrisch betriebene Busse 
werden aktuell in China in Großversuchen auf ihre 
Alltagstauglichkeit überprüft. Sowohl für O-Busse als 
auch für batterie-elektrische Busse kommt der 
Lösung der induktiven Nachladung auf der Strecke 
eine besondere Bedeutung zu. Fachleute gehen 
davon aus, dass alle diese Fragen bis 2030 gelöst 
sein dürften und dann der ÖV weitgehend rein elek-
trisch betrieben werden kann. Brennstoffzellenantriebe 
im ÖV funktionieren, sind jedoch noch sehr teuer und 
zu anfällig.

Der innerstädtische Wirtschaftsverkehr scheint sich 
für einen Betrieb in Elektromobilität ebenfalls beson-
ders zu eignen, da die täglichen Fahrweiten inner-
halb der Reichweiten der Fahrzeuge liegen und die 
Fahrzeuge in der Nacht auf einem Betriebshof ge- 
laden werden können. E-Transporter weisen alle 

Abb.3: Ladestation für E-Fahrräder Feistritzwerke STEWEAG

der Energiewirtschaft und der Automobilindustrie,  
Ladeinfrastruktur zur Verfügung zu stellen. Die Ener-
giewirtschaft benötigt die Ladeinfrastruktur zum Aus-
gleich der bei alternativer Energieerzeugung auf- 
tretenden Spannungsunterschiede. Sie möchte die 
Batterien der E-Fahrzeuge im Rahmen des sogenann-
ten „Smart-Grid-Konzeptes“ als verknüpften Groß-
speicher verwenden. Der Automobilindustrie dienen 
Ladeangebote im öffentlichen Raum als Rückfallebene 
bei im Vergleich zu konventionellen Antrieben einge-
schränkten Reichweiten und längeren Ladezeiten.

Von einigen Fahrzeugherstellern wird die Nutzung 
von Wasserstoff als Energieträger betrieben. Was-
serstoff hat den Vorteil der höheren Energiedichte. 
Lagerung, Transport und Betankung sind allerdings 
aufwändig. Bei der Umwandlung von Primärenergie 
in Wasserstoff und von Wasserstoff in elektrische 
Energie entstehen Umwandlungsverluste. Die Auto-
mobilwirtschaft gibt an, bis 2025 über marktfähige 
Fahrzeuge mit Wasserstoffantrieb zu verfügen.
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6. Neue Geschäftsmodelle

Das professionell betriebene klassisch-gewerbliche 
stationsgebundene Car-Sharing gewinnt jährlich im 
zweistelligen Prozentbereich neue Kunden. Anfang 
2011 konnten 128 Car-Sharing-Anbieter in Deutsch-
land auf 190.000 Kunden verweisen.

Parallel dazu planen fast alle deutschen und einige 
europäische Autohersteller in Kooperation mit großen 
Autoverleihfirmen,	z.	B.	mit	den	Marken	Car2go,	 
DriveNow	oder	Quicar	ein	flexibles	Autoteiler-Ange-
bot auf- bzw. auszubauen und zu erproben. Außer-
dem bietet seit Anfang Juni 2012 Stadtmobil Hanno-
ver als erster konventioneller Car-Sharer ebenfalls 
ein	flexibles	Car-Sharing-Projekt	unter	dem	Namen	
„stadtflitzer“	an.	Kennzeichnend	für	diese	neuen	
Modelle sind die Stadtbindung, eine hohe Fahrzeug-
zahl mit nur Klein(st)wagen, die erhöhte Flexibilität 
und die Zahlung nach Zeitfaktor. Im Gegensatz zum 
traditionellen Car-Sharing sind die Fahrzeuge nicht 
an feste Standorte gebunden, sondern können im 
gesamten öffentlichen (Innen)-stadtbereich gestartet 
und abgestellt werden. Unter dem Namen Multicity 
plant Citroen für den Sommer 2012 die Einführung 
eines	flexiblen	Car-Sharings	in	Berlin	ausschließlich	
mit Elektroautos. Unter der Federführung der Deut-
schen Bahn ist ebenfalls in Berlin unter dem Namen 
„BeMobility 2.0“ die Verknüpfung von Car-Sharing mit 

Umweltvorteile der Elektromobilität auf. Sie machen 
Stadt- oder City-Logistik-Konzepte nötig.

Am weitesten im Hinblick auf die Alltagstauglichkeit 
und die Kundenakzeptanz sind elektrische Antriebe 
bei Fahrrädern (Pedelecs, S-Pedelecs) fortgeschritten 
und werden in den nächsten Jahren bei Kleinkraft-
rädern, Rollern und Motorrädern sowie E-Scootern 
Einzug halten. Die Reichweiten von Elektrofahrrädern 
liegen bereits weit über üblichen täglichen Reise-
weiten. Die Preise für gute Elektrofahrräder sind rela-
tiv	hoch,	so	dass	sie	derzeit	noch	eher	von	finanz-
stärkeren Bevölkerungskreisen nachgefragt werden. 
Mit der steigenden Konkurrenz und damit fallenden 
Preisen werden diese Räder für breitere Bevölke-
rungsschichten erschwinglich und damit eine größere 
Verbreitung erfahren. Die E-Motorräder weisen der-
zeit noch eine begrenzte Reichweite von etwa 70 
Kilometern auf und die hohen Preise machen sie nur 
für sehr begrenzte Käuferschichten attraktiv.

Mit der Verbreitung von Elektrofahrrädern wachsen die 
Anforderungen im Hinblick auf die Bereitstellung einer 
adäquaten Infrastruktur in Form sicherer und breiter 
Radwege, Velorouten oder Radschnellwegen und 
sicheren, gut zugänglichen, wetterfesten Abstellmög-
lichkeiten, teilweise in Verbindung mit einer Ladeinfra-

struktur. Sharing-Konzepte sind auch für Pedelecs 
und E-Bikes relevant. Hierfür müssen entsprechen-
de Flächen zur Verfügung gestellt werden. Pedelecs 
sind mehr als eine einfache Ausstattung von Fahr-
rädern mit einem elektrischen Hilfsmotor. Sie eröff-
nen der innerstädtischen Mobilität und den Nahpend-
lern aufgrund der höheren Reichweite und 
Durchschnittsgeschwindigkeiten völlig neue Mobili-
tätsoptionen, die aber auch neu strukturierte Infra-
struktur- und Mobilitätsangebote erforderlich machen.

Alle diese technischen Entwicklungen müssen im 
Kontext neuer Einstellungen zum Pkw-Besitz, neuen 
Mobilitätsverhaltens und neuer Anforderungen im  
Klimaschutz gesehen werden. Nicht „besitzen“, son-
dern „nutzen“, nicht mehr Mono- sondern Multimoda-
lität rückt in den Vordergrund der Betrachtung. Sol-
che Anforderungen setzen die Reduktion der 
Zugangshemmnisse zu den neuen Mobilitätsformen, 
bessere Informationen über modale Alternativen, 
Routen und Kosten und einfachere Bezahlungssy-
steme voraus. Dies führt zur Integration von System-
angeboten in integrierte IKT-Techniken und zu ihrer 
Einbettung in systemübergreifende Ticket-Systeme. 
Hinzu kommt die Dimension der Energiezuführung 
und Abrechnung in den Smart-Grids als ein System-
baustein der alternativen Energieversorgung.

                          Freizeitverkehr                                                                     Berufsverkehr                                                            Einkaufsverkehr                                                            Wirtschaftsverkehr
Differenzierte Infrastrukturen nach Zweck und Flächenbedarf
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E-Fahrzeugen, Fahrradverleih und öffentlichem Ver-
kehr unter Verwendung einer einzigen Mobilitätskarte 
bzw. dem Smartphone zur Abrechnung vorgesehen.

Diese vielen neuen Ansätze zeigen sowohl die Dyna-
mik in diesem Feld als auch die hohen Erwartungen 
an ein Mobilitäts-System, das einen Paradigmen-
wechsel von „Besitzen“ zu „Teilen und Nutzen“ voll-
zieht. Inwieweit die Nutzung dieser neuen Angebote 
die aus kommunaler Sicht wichtigen Vorteile des 
klassischen Car-Sharing ebenfalls erfüllen – weniger 
Autoverkehr, vermehrte Nutzung der Verkehrsmittel 
des Umweltverbundes, dadurch Entlastung der städ-
tischen Umwelt und des kommunalen Parkraums – 
bleibt abzuwarten und zu beobachten. Belastbare 
Evaluationen hinsichtlich Nutzerzahlen, Nutzerver-
halten und Umweltentlastungseffekten liegen noch 
nicht öffentlich vor. Es ist allerdings zu vermuten, 
dass diese neuen Angebote eher zu mehr als zu 
weniger Autoverkehr führen. Zum einen werden, um 
die	flexible	Nutzung	zu	gewährleisten,	in	großer	
Stückzahl Autos im Stadtgebiet angeboten, die im 
öffentlichen Straßenraum abgestellt werden. Zum 
anderen werden diese Autos eher für spontane 
Fahrten gebucht, die ansonsten zu Fuß oder mit dem 
öffentlichen Verkehr zurückgelegt worden wären. Um 
zu einer Entlastung der städtischen Umwelt und des 
kommunalen Parkraums beizutragen, müsste insge-
samt der Autoverkehr wirkungsvoll – z. B. über Park-
raumbewirtschaftung oder Zufahrtsbeschränkungen 
beschränkt werden. Ob diese neuen Car-Sharing 
Anbieter ein Angebot für Leipzig planen, ist den Gut-
achtern nicht bekannt.

Bereits heute gibt es für beide Car-Sharing-Angebots-
modelle Beispiele für multimodale Kooperationen auf 
kommunaler Ebene: mit Verkehrsbetrieben, mit 
öffentlichen Fahrradverleihsystemen und im Rahmen 
des Mobilitätsmanagements (Vgl. Loose; Glotz-Richter 
(Hrsg.): Car-Sharing und ÖPNV 2012). Diese Kooperatio-
nen reichen von gemeinsamen Marketingmaß-
nahmen über gemeinsame Buchungssysteme und 
Internetauftritte, Betrieb von Mobilitätszentralen bis 
hin zu Tarifkooperationen. Neben gemeinsamen 
Dienstleistungs- und Mobilitätsangeboten werden in 
einigen Städten diese Kooperationen im städtischen 
Straßenraum durch verkehrsträgerübergreifende 
Mobilitätsstationen sichtbar. Hier treffen in enger 
räumlicher Nähe zu Haltestellen des öffentlichen Ver-
kehrs Car-Sharing-Abstellplätze mit Fahrradständern 
und ggf. Fahrradverleihstationen auf stadtgestalte-
risch gut eingebundenen Flächen aufeinander. Vorrei-
ter hierfür ist Bremen mit Stationen unter dem rechtlich 
geschützten Namen „mobil.punkt“(Glotz-Richter: 2012 .

Auch in Leipzig wird geprüft, wie Car-Sharing-Plätze 
im öffentlichen Straßenraum eingerichtet werden 
können (Stadtratsbeschluss vom 12.10.2011). Als 
Ergebnis dieser Prüfung sollen nun fünf Mobilitäts-

stationen nach „Bremer Modell“ geschaffen werden, 
für die derzeit eine Arbeitsgruppe aus Vertretern des 
Verkehrs- und Tiefbauamtes, des Stadtplanungs-
amtes sowie des in Leipzig tätigen Car-Sharing-
Unternehmens nach Standorten sucht. Darüber 
hinaus soll bereits vor und während Straßenpla-
nungen in Wohnquartieren der Bedarf nach und die 
Integration von Mobilitätsstationen in den öffentlichen 
Straßenraum geprüft werden (vgl. Elektromobilität und 
Car-Sharing. Stand Juli 2012 S. 4).).

Insbesondere das Stationskonzept des Car-Sharing 
und die multimodale Mobilitätsstation eröffnen der 
Elektromobilität in dichtbebauten Stadtquartieren 
Entwicklungsmöglichkeiten. Der Einsatz von Elektro-
fahrzeugen eignet sich nämlich besonders für profes-
sionell betriebene Autoteiler-Flotten – sofern aus-
schließlich	zertifizierter	Ökostrom	aus	zusätzlichen	
regenerativen Energiequellen an den Ladesäulen 
verwendet wird (vgl. Elektromobilität und Car-Sharing. Stand 
Juli 2012 S. 4). Da elektrischer Strom für Batteriefahr-
zeuge wesentlich preiswerter ist als der für vergleich-
bare Fahrweiten benötigte Kraftstoff für Verbren-
nungsmotoren, trägt eine höhere Fahrleistung zu 
einer günstigeren Gesamtberechnung über den 
Lebenszyklus eines Elektroautos bei. Beim Car- 
Sharing ist die Nutzungsintensität deutlich höher als 
bei Pkw im Privatbesitz. So steigt bei BEV´s der 
Anteil der niedrigeren variablen Kosten. Die 
beschränkte Reichweite stellt meist kein Problem 
dar, weil die Fahrzeuge gezielt für solche Strecken 
genutzt werden können, für die die begrenzte Batte-
riekapazität ausreichend ist. Für weitere und längere 
Fahrten können die Nutzer aus dem gesamten Car-
Sharing-Fahrzeugpool jederzeit alternativ Fahrzeuge 
mit herkömmlichem Antrieb auswählen. Die Verfüg-
barkeit von Lademöglichkeiten gestaltet sich in Car-
Sharing-Flotten einfacher als beim urbanen Privat-
nutzer, da Car-Sharing-Stationen mit ihren festen 
Standorten gute Voraussetzungen für die Errichtung 
der Ladeinfrastruktur bieten.(Vgl. Barthel S., 2012, S. 35) 
Aus diesem Grund können hierfür Leasing- oder 
Mietkonzepte angeboten werden.

Diese Potenziale des Car-Sharing für die Nutzung 
von Elektroautos sehen sowohl die klassischen als 
auch die neuen Car-Sharing-Mobilitätsdienstleister. 
Allerdings sehen die Automobilhersteller in den Car-
Sharing und Autoteiler-Konzepten auch noch die 
Chance, den Nutzer als künftigen Kunden an Elektro-
fahrzeuge heranzuführen.

Die klassischen Car-Sharer, die im Bundesverband 
Car-Sharing zusammengeschlossen sind, sehen 
dagegen noch erheblichen Investitions- und Entwick-
lungsbedarf, bevor die Elektromobilität in nennens-
wertem Umfang das Car-Sharing durchdringen wird. 
Investiert werden muss in die teuren Fahrzeuge 
selbst und in die Buchungstechnik, was angesichts 

einer möglichen verminderten Fahrzeugauslastung 
durch notwendige Ladevorgänge für die Car-Sharing-
Anbieter	zu	einem	erheblichen	finanziellen	Risiko	
führen kann. Die Buchungstechnik muss nämlich 
nicht nur die Buchungsvorgänge selbst, sondern 
auch den Akkuladestand überwachen und somit 
sicherstellen können, dass das Fahrzeug, wenn es 
ausgeliehen wird, auch einen vollgeladenen Akku 
hat. Hinzu kommt, dass die Erfahrung der Nutzer mit 
Elektroautos	und	ihren	spezifischen	Bedingungen	
noch fehlt. Mit diesen Überlegungen dämpft der  
Bundesverband Car-Sharing die Erwartungen auf eine 
schnelle	und	flächendeckende	Durchdringung	der	Car-
Sharing-Flotten mit Elektrofahrzeugen.(Bundverband Car-
Sharing: Positionspapier Elektromobilität und Car-Sharing. a.a.O.)

Das Thema Elektromobilität und Car-Sharing ist also 
weniger eine Frage von Ladesäulen im öffentlichen 
Straßenraum als vielmehr eine Frage von „intelligen- 
ter Buchungstechnik“, die auch Ladezustände mit 
erfasst.

Noch recht neu sind in Deutschland öffentlich betrie-
bene Fahrradverleihsysteme. Diese zum Teil gewerb-
lich betriebenen, zum Teil öffentlich geförderten 
Systeme sind inzwischen in vielen Städten vertreten. 
Betreiber sind neben den beiden größten Anbietern, 
der DB Rent GmbH und Nextbike aus Leipzig, auch 
z.B. kommunale Verkehrsunternehmen. Da diese 
Systeme inzwischen fast ausschließlich stations-
gebunden sind, eigenen sie sich neben normalen 
Fahrrädern auch für Pedelecs. Erste Angebote von 
Pedelecs gibt es in Aachen, Stuttgart und Saar- 
brücken.

In Leipzig selbst hat Nextbike ca. 500 Leihfahrräder 
an einem dichten Stationsnetz über das gesamte 
Stadtgebiet verteilt (http://www.nextbike.de/standorte_Leip-
zig.html?&fullhtml= (Zugriff am 28.10.2012)). Hinsichtlich der 
Tarifgestaltung kooperieren der Fahrradverleiher 
Nextbike, die Leipziger Verkehrsbetriebe LVB und 
Teil-Auto und betreiben an einem Standort auch eine 
Mobilitätszentrale. Zurzeit vorbereitet wird zudem ein 
neues Netz von von ca. 30 Fahrradverleihstationen, 
die neu ausgeschrieben werden sollen, und in die 
auch der Verleih von Pedelecs integriert werden soll 
(Aussage der Abteilung Generelle Planung, Fachbereich Nah-
verkehr der Stadt Leipzig (E-Mail vom 16.10.2012)).
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7. Systembedingungen  
und Raumanforderungen

Aktuell zeichnet sich ab, dass der wirtschaftliche 
Betrieb einer Ladeinfrastruktur über den Energiever-
kauf nicht dargestellt werden kann. Genutzt wird die 
elektrische Ladeinfrastruktur derzeit, um eine lokale, 
öffentlichkeitswirksame Positionierung im Marktgebiet 
vorzunehmen und die Innovationskraft des Initiators 
zu beweisen. In den letzten drei Jahren haben sich 
so zahlreiche Stadtwerke marketingtechnisch posi-
tioniert und nehmen nun vielfach weitere Umset-
zungsprojekte in Angriff. Auch in den nächsten Jah-
ren	ist	eine	flächendeckende	öffentliche	Lade-	
infrastruktur keine notwendige Bedingung für die 
erfolgreiche Entwicklung der Elektromobilität. Denn 
die derzeit angebotenen E-Fahrzeuge können ohne 
weiteres zuhause oder am Arbeitsplatz geladen wer-
den. Allerdings können Zusatzdienstleistungen, wie 
z.B. der Vertrieb von Home-Charger und die Koope-
rationen mit lokalen Automobilhäusern für Stadt-
werke eine Geschäftsmodelloption darstellen.

Ladestationen im öffentlichen Bereich und in den 
Stützpunkten von Flotten oder Car-Sharing-Betrei-
bern müssen als stationäre intelligente Systeme mit 
hohen Leitungsquerschnitten und großer Leistung 
errichtet werden. Solche Systeme sind teuer. Die 
Hauptmenge der Ladestationen werden in den näch-
sten Jahren jedoch Installationen im privaten und 
halböffentlichen Bereich (private Garagen, Firmen- 
und Kundenparkplätze, private und öffentliche Park-
plätze, Tiefgaragen und Parkhäuser z.B. von Groß-
einrichtungen des Handels, der Freizeit und von 
Bildungseinrichtungen) sein.(vgl. Woltron K., 2011, S. 11)

Nicht alle Stadtbereiche eignen sich für die Aufstel-
lung von Ladeinfrastrukturen. In der Innenstadt, 
geschlossen bebauten Kerngebieten und geschlos-
sen bebauten Gründerzeitgebieten stehen keine Flä-
chen im öffentlichen Raum für Ladeinfrastruktur zur 
Verfügung	und	es	fehlen	häufig	auch	die	Flächen	für	
private Garagen, in denen die Ladeinfrastruktur ange-
ordnet werden kann. Bedingt geeignet sind Innen-
stadtrandquartiere in offenerer Bauweise. Ausrei-
chend	Garagen	und	private	Stellflächen	für	die	
Anordnung von Ladeinfrastruktur gibt es in gering 
verdichteten Gebieten in offener Bauweise wie Ein-
familienhausgebieten, Gewerbegebieten und Dorf-
gebieten.

Existierende Angebote des E-betriebenen ÖPNV stel-
len ein besonderes Potenzial für die Verknüpfung mit 
der individuellen E-Mobilität dar, da die vorhandenen 
Einrichtungen der elektrischen Infrastruktur mit ihrer 
besonderen Leistungsfähigkeit zu Schnellladung 
genutzt werden können.

Die folgende Tabelle gibt eine Übersicht über stand-
ortbezogene Anforderungen alternativer Antriebe.

Tab. 2: Anforderungen alternativer Antriebsformen

8. Bezug zu Leipzig, besondere Heraus-
forderungen und Entwicklungsoptionen

Setzt man die Anforderungen der alternativen 
Antriebsformen zu den raum- bzw. siedlungsstruktu-
rellen Gegebenheiten in Leipzig in Bezug, dann er-
geben sich nachfolgende Systemüberlegungen und 
Planungshinweise.

Zentrale Innenstadt:                                                 
Flächenkonkurrenz: In der zentralen Innenstadt ist 
die Konkurrenz um Flächen besonders hoch. Fuß-
gänger konkurrieren mit Lade-/ Liefer- Wirtschafts-
und Parkverkehren und mit Nutzungsanforderungen 
an den Straßenseitenraum (Warenausstellung, Wer-
bung, Außengastronomie) um die knappen Flächen.

Fahren: Die Fußgängerzone sollte den Fußgängern 
vorbehalten bleiben. Elektrische Rollstühle und Seg-
ways können zugelassen werden. Zufahrt im Lade- 
und Lieferverkehr sollte nach einer angemessenen 
Übergangsfrist künftig nur noch E-Transportern gestat-
tet werden. In den Seitenstraßen/ -gassen sollte 
Pedelecs die Benutzung eingeräumt werden. Bei 
Zufahrtserlaubnis für Elektroautos könnte dieses mit 
einem Maximalgewicht von „X“ beschränkt werden. 
Die Führung von Velorouten/Radschnellwegen durch 
die zentrale Innenstadt muss im Einzelfall auf Unbe-
denklichkeit geprüft werden.

Parken/ Laden: Für E-Bikes als Pedelecs und Scoo-
ter sollten an den Zugängen zur Innenstadt an geeig-
neter Stelle Flächen mit Stellplatzanlagen vorge-
sehen werden. Diese sind mit einem starken Bügel 
zum Anschließen der E-Bikes und einem Dach  
(Witterungsschutz) zu versehen. Keine Ladeinfra-
struktur im öffentlichen Straßenraum, sondern nur in 
Parkhäusern	und	auf	Privatflächen.

Promenadenring:                                                        
Flächenkonkurrenz: Auf dem Innenstadtring ist die 
Flächenkonkurrenz der Verkehrsarten sehr hoch

Fahren: Der Innenstadtring verfügt über eine ÖPNV-
Trasse (Straßenbahn) die mit ihrem elektrischen 
Antrieb bereits den alternativen Betriebsformen zuge-
rechnet werden kann. Der Bus-ÖPNV auf dem Innen-
stadtring kann zeitnah mit alternativen Antrieben 
(Hybrid-/ E-/ Wasserstoff-Antrieb, Stromzufuhr über 
Caps, Oberleitung oder induktiv) ausgestattet wer-
den. Es ist zu prüfen, ob Velorouten/Radschnellwege 
über den Innenstadtring geführt werden können.

Parken/ Laden: Geschütze Stellplatzanlagen und 
Flächen mit entsprechender Ladeinfrastruktur für 
Radteiler-Angebote sind den wichtigen Haltestellen 
des ÖPNV (z.B. Kreuzung Ring/ Radiale) zuzuord-
nen.
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Hauptbahnhof:
Der Hauptbahnhof stellt aus Sicht der postfossilen 
Mobilität die verkehrsstrategisch sehr bedeutsame 
Schnittstelle zwischen Fern- und Nahverkehr dar. In 
Leipzig	findet	sich	der	Hauptbahnhof	in	idealtypischer	
räumlicher Zuordnung zum städtischen ÖPNV.
Der Hauptbahnhof bietet sich als zentraler Anlauf-
punkt für alle Arten von Mobilitätsdienstleistungen 
und -beratung an.

Parken/ Laden: In guter räumlicher Zuordnung zu 
den Bahnsteigen sollen Flächen für Angebote von 
Auto-/ und Radteiler-Konzepten ausgewiesen und 
mit entsprechender Ladeinfrastruktur ausgestattet 
werden. In guter räumlicher Zuordnung ist ein ausrei-
chend großes, attraktives Fahrradparkhaus mit Lade-
möglichkeit anzuordnen.

Innenstadtnahe Wohngebiete in geschlossener 
Bauweise:
Flächenkonkurrenz: In den innenstadtnahen Wohn-
gebieten in geschlossener Bauweise ist die Flächen-
konkurrenz im Straßenraum sehr hoch.

Fahren: Diese Gebiete zeichnen sich in der Regel 
durch eine gute Erreichbarkeit mit dem Umweltver-
bund aus. Hier ist das Fahrradfahren durch alle 
bekannten verkehrsplanerischen Maßnahmen gene-
rell zu fördern; diese Angebote können auch von 
E-Bikes genutzt werden.

Parken/ Laden Aufgrund der Flächenkonkurrenz 
sollte im öffentlichen Straßenraum keine Ladeinfra-
struktur für E-Mobile angeordnet werden, sondern nur 
auf	Privatflächen.	An	geeigneter	Stelle	sind	Flächen	
für quartiersbezogenes Car-Sharing mit Ladeinfra-
struktur vorzusehen. Für Radteiler-Angebote mit 
guter Erreichbarkeit mit dem Umweltverbund sind 
Stellflächen	auch	für	E-Bikes	mit	Sicherungsbügeln	
und entsprechender Ladeinfrastruktur in Zuordnung 
zu den wichtigen Haltestellen des ÖPNV vorzuse-
hen.
Als problematisch werden hier vor allem die privaten 
Abstellmöglichkeiten für Pedelecs gesehen. Aufgrund 
des Gewichtes (ca. 25 kg) ist es im Alltag nicht mög-
lich, das Fahrrad in einem Raum abzustellen, der nur 
über eine Treppe erreichbar ist. Insofern ist einzelfall-
weise zu prüfen, inwieweit trotz der Flächenkonkur-

renz Baulücken, zugängliche Hinterhöfe oder Seiten-
räume genutzt werden können. Bei einer politisch 
gewollten Priorisierung des Radverkehrs mit Elektro-
unterstützung in diesen Quartieren müssen anson-
sten öffentliche Flächen, die bislang dem Autover-
kehr zur Verfügung standen, für parkende Fahrräder 
umgenutzt werden.

Innenstadtnahe Wohngebiete in offener 
Bauweise:
Flächenkonkurrenz: In den innenstadtnahen Wohn-
gebieten in offener Bauweise ist die Flächenkonkur-
renz im Straßenraum mittel hoch bis gering.

Fahren: Hier ist das Fahrradfahren durch alle 
bekannten verkehrsplanerischen Maßnahmen gene-
rell zu fördern; diese Angebote können auch von 
E-Bikes genutzt werden.

Parken/ Laden: Im öffentlichen Straßenraum sollte 
möglichst keine Ladeinfrastruktur für E-Mobile ange-
ordnet	werden,	sondern	nur	auf	Privatflächen.	An	
geeigneter Stelle sind Flächen für quartiersbezogenes 
Car-Sharing mit Ladeinfrastruktur vorzusehen.

Abb. 4: Systemüberlegungen zur Entwicklung der infrastrukturellen Angebote zur Förderung alternativer Antriebe. (Diese Abbildung soll die generelle Idee einer planerischen Herangehensweise 
vor allem auch im Kontext zu den nachfolgenden Ausführungen vermitteln; sie erhebt nicht den Anspruch einer vollständigen und in allen Details geprüften und gesicherten Planung)
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9. Maßnahmenvorschläge, Kommunika-
tionsstrategien, Akzeptanz finden

Fasst man die bisherigen Entwicklungen und die 
Voraussagen zur Elektromobilität und zu alternativen 
Antriebsformen zusammen, so zeichnet sich hinsicht-
lich der Prognosesicherheit für die verschiedenen 
Verkehrsmittel ein sehr uneinheitliches Bild ab.

Am	sichersten	scheint	die	zukünftige	weitere	Elektrifi-
zierung und Nutzung alternativer Antriebsformen für 
den öffentlichen Personennahverkehr zu sein. Die 
Frage, wie schnell dies geschehen wird, hängt dabei 
weniger von der Akzeptanz auf Seiten der Betreiber 
und der Nutzer als vielmehr vom politischen Willen 
ab, den ÖPNV zu priorisieren und die nötigen Investi-
tionen zu tätigen. Verschiedene Forschungs- und 
Entwicklungsvorhaben testen hierzu unterschiedliche 
Konzepte.

Wesentlich unklarer ist die Prognose für den Individu-
alverkehr. Als recht gesichert gilt die Erkenntnis, dass 
die individuellen Mobilitätskosten in Zukunft steigen 
werden	und	gleichzeitig	die	finanziellen	Handlungs-
spielräume der öffentlichen Hand geringer werden. 
Dies eröffnet die Chance für neue und alternative 
Mobilitätsangebote, ein verändertes Mobilitätsverhal-
ten und damit den Übergang in eine postfossile Mobi-
lität. Der Trend zu verändertem Mobilitätsverhalten 
zeichnet sich zum Beispiel schon heute an wachsen-
den Nutzerzahlen von alternativen Mobilitätsange- 
boten – wie Car-Sharing und Fahrradverleihsysteme 
– ab. Das gemeinschaftliche Nutzen und Teilen von 
Fahrzeugen spielt auch gerade bei Jugendlichen 
eine immer größere Rolle.

Ob sich einzelne technische Antriebsformen deutlich 
gegenüber anderen durchsetzen werden oder ob es 
weiterhin ein Nebeneinander oder bestenfalls eine 
sinnvolle Kombination aus verbesserten konventio-

Für Radteiler-Angebote mit guter Erreichbarkeit mit 
dem	Umweltverbund	sind	Stellflächen	auch	für	E-Bikes	
mit Sicherungsbügeln und entsprechender Ladeinfra-
struktur in Zuordnung zu den wichtigen Haltestellen 
des ÖPNV vorzusehen.

Radialen und Tangenten:                                              
Flächenkonkurrenz: Auf den Radialen ist die Flä-
chenkonkurrenz im Straßenraum sehr hoch.

Fahren: Die Radialen und Tangenten verfügen in 
Leipzig zumeist über leistungsfähige ÖPNV-Trassen. 
Hier gilt es, den ÖPNV zeitnah auf alternative 
Antriebsformen umzustellen. Die Radialen zeichnen 
sich in der Regel durch eine gute Erreichbarkeit mit 
dem Umweltverbund aus. Hier ist das Fahrradfahren 
durch alle bekannten verkehrsplanerischen Maßnah-
men zu fördern; diese Angebote können auch von 
E-Bikes genutzt werden. Es sollte geprüft werden ob 
auf den Radialen Velorouten angeordnet werden 
können, oder ob diese zwischen den Radialen 
geführt werden müssen.

Parken/ Laden: Im öffentlichen Straßenraum sollte 
möglichst keine Ladeinfrastruktur für E-Mobile ange-
ordnet	werden,	sondern	nur	auf	Privatflächen.
Für Radteiler-Angebote in guter Erreichbarkeit zum 
Umweltverbund	sind	Stellflächen	(Stationen)	auch	für	
E-Bikes mit Sicherungsbügeln und entsprechender 
Ladeinfrastruktur in Zuordnung zu den wichtigen Hal-
testellen des ÖPNV vorzusehen.

Großwohnanlagen:
Flächenkonkurrenz: In den Großwohnanlagen ist die 
Flächenkonkurrenz im Straßenraum mittel bis hoch.

Fahren: Hier ist das Fahrradfahren durch alle 
bekannten verkehrsplanerischen Maßnahmen generell 
zu fördern; diese Angebote können auch von E-Bikes 
genutzt werden.

Parken/ Laden: Im öffentlichen Straßenraum sollte 
möglichst keine Ladeinfrastruktur für E-Mobile ange-
ordnet	werden,	sondern	nur	auf	Privatflächen.	An	
geeigneter Stelle sind Flächen für quartiersbezogenes 
Car-Sharing mit Ladeinfrastruktur vorzusehen. Für 
Radteiler-Angebote mit guter Erreichbarkeit mit dem 
Umweltverbund	sind	Stellflächen	auch	für	E-Bikes	mit	
Sicherungsbügeln und entsprechender Ladeinfrastruk-
tur in Zuordnung zu den wichtigen Haltestellen des 
ÖPNV vorzusehen.

Einfamilienhaus- und Dorfgebiete
Flächenkonkurrenz: In den Einfamilienhaus- und 
Dorfgebieten in offener Bauweise ist die Flächenkon-
kurrenz im Straßenraum gering.

Fahren: Hier ist das Fahrradfahren durch alle 
bekannten verkehrsplanerischen Maßnahmen gene-

rell zu fördern; diese Angebote können auch von 
E-Bikes genutzt werden.

Parken/ Laden: Im öffentlichen Straßenraum sollte 
möglichst keine Ladeinfrastruktur für E-Mobile ange-
ordnet	werden,	sondern	nur	auf	Privatflächen.	An	
geeigneter Stelle sind Flächen für quartiersbezogenes 
Car-Sharing mit Ladeinfrastruktur vorzusehen. Für 
Radteiler-Angebote mit guter Erreichbarkeit mit dem 
Umweltverbund	sind	Stellflächen	auch	für	E-Bikes	mit	
Sicherungsbügeln und entsprechender Ladeinfrastruk-
tur in Zuordnung zu den wichtigen Haltestellen des 
ÖPNV vorzusehen.

Pendlerparkplätze und Park&Ride                                
An geeignete Punkten im Zulauf auf Leipzig sollten 
an den Verknüpfungspunkten von Pendler- bzw. 
Park&Ride-Plätzen geeignete Stellplatzanlagen mit 
Flächen für Car-Sharing bzw. private E-Mobile und 
E-Bikes mit Ladeinfrastruktur und mit den erforder-
lichen Sicherungs- und Witterungsschutzanlagen 
errichtet werden. Diese Fahrzeuge dienen der Bedie-
nung in die Fläche.

Abb. 5: Abschätzung der möglichen zukünftigen Entwicklung der Elektromobilität
 als Verknüpfung von politischen  Willensbekundungen und Einschätzungen von Fachleuten
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nellen Antrieben mit Benzin, Diesel oder alternativen 
Treibstoffen sowie der Elektromobilität geben wird, ist 
zurzeit vor allem auch hinsichtlich ihrer zeitlichen Ent-
wicklung nicht absehbar. Zur Einschätzung der Frage 
der Durchsetzung dieser einzelnen Konzepte spielen 
neben den Kosten, der technischen Performance / 
Brauchbarkeit auch die Nutzungsgewohnheiten und 
die lokalen und globalen Umweltwirkungen eine 
große Rolle. So sind Elektroautos nur dann eine öko-
logische Alternative zu herkömmlich angetriebenen 
Kraftfahrzeugen, wenn der Strom aus zusätzlichen 
erneuerbaren Energiequellen erzeugt wird.

Klarer als das Bild zur Entwicklung des motorisierten 
Individualverkehrs ist das Bild zum Fahrradverkehr. 
Hier verzeichnen die Verkäufe von Elektrofahrrädern 
große Zuwachsraten, was für die Zukunft auch einen 
steigenden Anteil im Alltagsverkehr, vor auch allem im 
Berufsverkehr erwarten lässt. Die Abbildung 5 – ein 
„Mixtum Compositum“ aus verschiedensten Quellen – 
fasst die Entwicklungswahrscheinlichkeiten insbeson-
dere der Elektromobilität zusammen.

Diese Abschätzung stellt kein „Zielszenario“ dar, son-
dern versucht, alle denkbaren Entwicklungen einzu-
beziehen. Dabei ist auch unterstellt, dass die Auto-
mobilindustrie alle Einsparpotenziale (z.B. auch 
Dreizylinder-Motoren) aktiviert, dass ein gewisser 
Trend zum „down-sizing“ erfolgreich ist, dass die 
Hybridisierung im Sinne von echten „Sparhybriden“ 
voranschreitet, dass wir allerdings auch mit dem 
bereits beschriebenen „rebound-Effekt“ konfrontiert 
sein werden. Die Menge der Pkw mit Verbrennungs-
kraftmaschinen wird stark von der Entwicklung der 
Spritpreise und der Bereitschaft zur Nutzung von 
Autoteilerkonzepten getrieben sein. Insofern ist diese 
Kurve eher als Resultante der Substitution der Pkw 
mit Verbrennungsmotor durch alternative Antriebe 
denn als „wahrscheinlichste aller Entwicklungen“ 
anzusehen.

Schlussfolgerungen und Empfehlungen                 

1. Gelassen bleiben und Maßnahmen aus Sicht 
stadtentwicklungspolitischer Ziele ableiten, 
anstatt vermeintlichen Trends hinterherzulaufen.

Aufgrund der oben dargestellten Unsicherheiten hin-
sichtlich der Entwicklungen im Bereich Elektromobili-
tät und alternativer Mobilitätsmaßnahmen sollten 
jetzt keine infrastrukturellen und investiven Maßnah-
men verfolgt werden, die nicht oder nur mit hohem 
Kostenaufwand wieder zurückgeholt werden können. 
Dazu würde insbesondere die Bereitstellung von 
Ladeinfrastruktur im öffentlichen Straßenraum für 
den motorisierten Individualverkehr gehören. Es wird 
davon ausgegangen, dass die Elektrofahrräder und 
Elektroautos in den Wohngebieten auf den privaten 

Grundstücken untergebracht und geladen werden 
und im gewerblichen Bereich auf Firmengeländen. 
Es ist deshalb nicht Aufgabe der öffentlichen Hand, 
im öffentlichen Straßenraum für gesonderte Stell-
plätze und Ladestationen zu sorgen; die Stadt kann 
sich lediglich dafür einsetzen, dass in den privaten 
Tankstellen das Angebot alternativer Treibstoffe 
(Gas, Biotreibstoffe, Wasserstoff) aufgenommen 
wird. Es wird stattdessen empfohlen, stadtentwick-
lungspolitische Ziele zum Übergang zur postfossilen 
Mobilität zu entwickeln und daraus die Maßnahmen 
im Bereich Mobilität abzuleiten.

2. Nahmobilität stärken
Diese	Empfehlung	leitet	sich	aus	der	demografischen	
Entwicklung, der Entwicklung der Mobilitätskosten, 
dem Trend zur Reurbanisierung und allgemein aus 
der Erhaltung der Stadt- und Umweltqualitäten ab. 
Konkret bedeutet dies im Zusammenhang mit Elektro-
mobilität und alternativen Mobilitätsangeboten, dass 
vor allem der Radverkehr im öffentlichen Raum insbe-
sondere für die Nutzung von Pedelecs gefördert wer-
den sollte. Dazu gehört zum Beispiel:

dass der Radverkehr auf der Fahrbahn geführt wird;•	
dass die Geschwindigkeiten des Kfz-Verkehrs ent-•	
sprechend beschränkt werden;
dass auf den Radialen und dem Innenstadtring bei •	
entsprechender Zunahme der Fahrräder, Pedelecs 
und E-Bikes ggf. MIV-Spuren für diese neuen Fahr-
zeugkategorien umzuwidmen sind, oder
dass eigene Velorouten insbesondere für schnell •	
fahrende Radfahrer angelegt werden;
dass in der zentralen Innenstadt ausreichend •	
dimensionierte gesicherte Stellplätze für Fahrräder/
Pedelecs angeboten werden; an ausgewählten pro-
minenten Stadtplätzen sollten diese auch überdacht 
und damit witterungsgeschützt sein;
dass besonders sensible Teile der Fußgängerzonen •	
in den Hauptverkehrszeiten nicht von Pedelecs 
befahren werden, dass aber über die Seitenstraßen 
des Innenstadtzentrums die Fußgängerzonen 
gequert werden können und somit für Pedelecs 
durchlässig zu gestalten sind.

3. Verlagerung von Verkehr auf die Verkehrsmittel 
des Umweltverbundes,  multimodales Verhalten 
fördern

Inter- und multimodales Verhalten, also die Nutzung 
verschiedener Verkehrsmittel, hängt wesentlich von 
den Umsteigepunkten und den dortigen Angeboten 
ab. Deshalb sollten an geeigneten Stellen in dichter 
Nähe zu Halte- und Umsteigepunkten des öffent-
lichen Verkehrs sogenannte Mobilitätspunkte einge-
richtet werden, die den ÖPNV mit Car-Sharing und 
Fahrradfahren verknüpfen.

An den Radialen an den Stadträndern sind die Halte-
punkte des ÖV zu P&R-Punkten auszubauen. Hier 

sollten auch Stellplätze und Lademöglichkeiten für 
Elektrofahrzeuge für die Bedienung des stadtnahen 
Umlandes angeboten werden.

4. Den ÖPNV zeitnah auf alternative 
Antriebsformen umstellen
Fachleute sind sich einig, dass der ÖPNV bereits 
heute zu großen Teilen mit E-Antrieben versehen ist 
(die lediglich mit grünem Strom betrieben werden 
müssen) bzw., dass sich der ÖPNV zeitnah 
geschlossen auf alternative Antriebe umstellen lässt. 
Dies setzt die entsprechenden politischen und tech-
nischen Weichenstellungen voraus.

Wesentlich in der künftigen Strategiebildung der 
Verkehrsentwicklung ist, dass sich die Verkehrs-
betriebe mit ihrem Angebot als das Rückgrat der 
Verkehrsgestaltung begreifen und nicht nur Halte-
stellen an geeigneten Orten anbieten, sondern 
diese zu Verknüpfungspunkten mit alternativen bzw. 
multimodalen Bedienformen durch entsprechende 
Stellplatzangebote ausbauen (Mobilitätspunkte), um 
den ÖPNV-Kunden in Zuge einer „nahtlosen Tür-zu-
Tür-Bedienung“ die Bedienung der sogenannten 
„letzten Meile“ attraktiv und komfortabel zu gewähr-
leisten.

5. Gute Beispiele geben
„Beispiele überzeugen“! Viele Stadtbürger sind offen 
– sie interessieren sich eigentlich sehr für alternative 
Antriebe und Bedienungsformen. Sie würden ihre 
Mobilität auch viel schneller umstellen, wenn ihnen 
gute Beispiele gegeben würden und sie die neuen 
Mobilitätsformen einmal in Ruhe und für sich auf  
Eignung erproben könnten.

Die Stadt Leipzig hat mit dem Schaufenster Elektro-
mobilität bereits eine gute Ausgangsposition, ihren  
Bürgern solche Mobilitätsformen nahe zu bringen. 
Dennoch sollten sich Stadtverwaltung, Verkehrs-
betriebe, Energieversorger und Händler von E-Mobilen 
zu einer konzertierten Aktion zusammenschließen und 
Konzepte entwickeln, wie man Beispiele geben und 
Testmöglichkeiten eröffnen kann.

Zur Kommunikation mit den Bürgerinnen und Bür-
gern und zur Herstellung von Akzeptanz zählen u.a. 
Behörden-E-Mobile/-Bikes, Leih-E-Mobile/-Bikes 
sowie E-Mobil/E-Bike-Testwochen und -Infobörsen. 
In Leipzig gilt es, die vielen guten Ansätze und die 
Bereitschaft zur Mitwirkung sowohl in der Fachver-
waltung durch ressortübergreifende Netzwerke, als 
auch zwischen Verwaltung und Bürgerschaft bzw. 
innerhalb der Bürgerschaft zu integrieren!
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1. Hintergründe und aktuelle Trends im 
Mobilitätsmanagement

Ziele von Mobilitätsmanagement                                  
Das Maßnahmenspektrum in Verkehrsplanung und 
Verkehrspolitik hat sich in den letzten Jahren deut-
liche erweitert. Um Mobilität im Sinne der Nachhaltig-
keit weiterzuentwickeln, haben sich Maßnahmen des 
Mobilitätsmanagement (MM) etabliert. Sie werden 
häufig	ergänzend	zu	Infrastruktur	und	Angebotsmaß-
nahmen, also der „klassischen Verkehrsplanung“ 
sowie zu verkehrslenkenden und -steuernden Maß-
nahmen („Verkehrssystemmanagement“) umgesetzt 
und sind im Vergleich zu Infrastrukturprojekten i.d.R. 
kostengünstiger. Zumeist als Kooperation zwischen 
Wirtschaft, Gebietskörperschaften, Verkehrsunter-
nehmen und -verbünden angelegt, schafft Mobilitäts-
management die Voraussetzungen für Änderungen 
des Verkehrsverhaltens, etwa durch die Verlagerung 
von Pkw-Alleinfahrten auf alternative Verkehrsmittel, 

beeinflusst	werden.	Dabei	steht	die	Optimierung	des	
Verkehrsangebotes im Vordergrund. Verkehrssystem-
management ist demnach als angebotsseitig zu 
betrachten.

Wie Abbildung 1 zeigt, hat MM eine Wirkung auf das 
Verkehrsangebot und VSM auf die Verkehrsnachfrage 
(vgl. MOMENTUMjMOSAIC 1999 S. 10). Dies sind meist 
Rückkopplungseffekte, die zwar gewünscht sind, 
jedoch nicht als vorrangige Motivation bei der Umset-
zung von Maßnahmen angesehen werden können. 
So leistet MM einen Beitrag zur Verringerung der Ver-
kehrsbelastung und dies insbesondere in den Spit-
zenstunden. Dies kann sich durch die veränderte Ver-
kehrsstärke auch im Routenwahlverhalten der 
verbleibenden Pkw-Nachfrage widerspiegeln.

Bei Mobilitätsmanagement steht das Vermeiden, Ver-
lagern und Optimieren von Verkehr durch Maßnah-
men der Kommunikation, Information, Kooperation 

zeitliche Verlagerungen oder die Vermeidung von 
Wegen. (vgl. MOMENTUM/MOSAIC 1999)

Mobilitätsmanagement	zielt	auf	die	Beeinflussung	
der Nachfrage nach Verkehrsleistungen ab. So soll 
vorrangig durch Information, Kooperation, Koordina-
tion und Organisation der Anteil der Pkw-Alleinfahrer 
am Verkehrsgeschehen gesenkt werden. Mobilitäts-
management versucht schon vor der Entstehung von 
Verkehr,	Einfluss	auf	die	anstehenden	Entschei-
dungen zu nehmen. Vor allem die Entscheidung, ob 
eine Ortsveränderung notwendig ist und wie diese 
vollzogen wird, soll im Sinne der Nachhaltigkeit beein-
flusst	werden.	Teilweise	kann	auch	die	Entscheidung,	
wohin	ein	Weg	führen	soll,	beeinflusst	werden.	
Mobilitätsmanagement ist also nachfrageorientiert.

Demgegenüber wirkt Verkehrssystemmanagement 
(VSM) auf die Entscheidungen „auf dem Weg“. So 
sollen v.a. Park- und Routenwahlentscheidungen 

Fragen an die Gutachter
Verlagerung / Steuerung / Beratung / Information

Welchen Verkehr sollte und kann man verlagern? •	
Finden Verlagerungen nur innerhalb des Umwelt-
verbundes statt oder wie kann das Verhältnis von 
MIV zum Umweltverbund insgesamt verändert 
werden?  
(Welche Chancen hat Push and Pull?) Welche Maß-•	
nahmen sind zugleich sinn- und wirkungsvoll? 
Welchen Beitrag kann Mobilitätsmanagement zur •	
Verkehrssteuerung leisten?
Mobilitätsmanagement, -beratung und -bildung: •	
Möglichkeiten und Aufgaben der Verwaltung? 
Wie	beeinflusst	die	Weiterentwicklung	der	Informa-•	
tionswelt die Mobilität der Zukunft?
Welche Bedeutung für das Mobilitätsmanagement •	
können/werden neue Angebote (Car-Sharing, Auto-
verleihsysteme wie car2go, Mitfahrbörsen, Fahr-
radverleihsysteme) und neue Antriebsformen 
(E-Mobilität, Erdgas, Wasserstoff) haben?
Welche Kooperationen sind für ein erfolgreiches •	
Mobilitätsmanagement wichtig?
Effizientere	Nutzung	der	Verkehrsmittel	und	Ver-•	
kehrsinfrastruktur?
Brauchen wir einen Beauftragten für nachhaltige •	
Mobilität oder besser einen Fuß- und einen Rad-
verkehrsbeauftragten? 
Welchen Personal- und Ressourceneinsatz muss •	
die Verwaltung absichern?

Verknüpfung / Umsteigepunkte
Welche Reiseketten haben in Abhängigkeit von •	
den künftigen Mobilitätskosten / Reisezeiten eine 
Zukunft?
Welche Synergiewirkungen ergeben sich daraus?•	

Siedlungsentwicklung / Aufenthaltsqualität / 
Mobilitätsteilhabe
Welche	flankierenden	„weichen“	Maßnahmen	(z.B.	•	
im Bereich der Siedlungsentwicklung) haben 
besondere	Relevanz	für	ein	effizientes	Mobilitäts-
management? 
Wie können Fragen der Fortbewegung mit Fragen •	
der Aufenthaltsqualität im Wohnquartier in Einklang 
gebracht werden? (Zielgruppen: Haushalte mit Kin-
dern, Senioren, behinderte Menschen)? 
Welchen Umfang (Verkehrsarten) beinhaltet gleiche •	
Mobilitätsteilhabe für alle?

Mobilitätsmanagement bestimmter 
Verkehrsarten

Welche Rolle spielt der Freizeitverkehr und wo •	
besteht hier Handlungsbedarf?
Was sind wichtige Bausteine eines Mobilitäts-•	
managements für den Wirtschaftsverkehr?

Best Practice
Was kann als „Beste Praxis“ im Mobilitätsmanage-•	
ment gelten und welche Aufgaben und Anforde-
rungen stellt dies an die Verwaltung?
In welchen europäischen Städten haben der •	
Umweltverbund oder Teile des Umweltverbundes 
einen wesentlich höheren Anteil am Verkehrsauf-
kommen? 
In welchen europäischen Städten gab es entspre-•	
chende	signifikante	Steigerungen	in	den	letzten	
Jahren und aus welchen Gründen? Lässt sich dies 
auf Leipzig übertragen?
In welchen deutschen oder europäischen Groß-•	
städten gibt es bereits vorbildliche Beispiele für 
wirksames Mobilitätsmanagement? 

Mobilitätsmanagement
                                                                                                                                                                   Prof. Dr. Carsten Gertz, Torben Ziel II
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Abb. 1: Abgrenzung von Mobilitätsmanagement und Verkehrssystemmanagement ; MOMENTUM/MOSAIC 1999

und Organisation im Vordergrund (vgl. MEMENTUM/
MOSAIC 1999 S, 16)  Auf diese Weise sollen tatsäch-
liche oder wahrgenommene Hürden bei der Nutzung 
des Umweltverbundes abgebaut werden;
Konkrete Ansatzpunkte sind:
Beeinflussung	von	Einstellung	und	Verhalten	in	•	
Richtung vermehrter Nutzung des Umweltver-
bundes
Verbesserung des Zugangs zum Umweltverbund•	
Befriedigung der Mobilitätsbedürfnisse durch eine •	
effizientere	Nutzung	der	bestehenden	Infrastruktur
Reduktion des Verkehrsaufkommens im motorisier-•	
ten Individualverkehr (MIV)
Verbesserte Verknüpfung der Verkehrsträger und •	
Verkehrsmittel (Intermodalität)
Bereitstellen von Alternativen zur Pkw-Nutzung •	
(Multimodalität)
Verbesserung	der	wirtschaftlichen	Effizienz	des	•	
gesamten Verkehrssystems

(vgl. MOMENTUM/MOSAIC 1999 S, 18)

Generell lassen sich zwei grundlegende Ebenen von 
Mobilitätsmanagement unterscheiden. Zum einen 
das strategische (auch: kommunale) und zum ande-
ren das standortbezogene Mobilitätsmanagement. 
Beim strategischen Mobilitätsmanagement werden 
Konzepte auf gesamträumlicher Ebene entwickelt, 
um Mobilitätsmanagement voranzubringen. Von zen-
traler Bedeutung ist hier das Zusammenwirken von 
Mobilitätsmanagement mit den sonstigen Planungen 
der Stadt- und Verkehrsentwicklung. Demgegenüber 
richtet sich das standortbezogene Mobilitätsmanage-
ment an einzelne Betriebe und Einrichtungen. Hier 
stehen meist die Beschäftigten, Kunden, Besucher 
oder Lieferanten im Vordergrund (vgl. Krug et. al. 2004 S. 
23). Die Maßnahmen des standortbezogenen Mobili-
tätsmanagements werden dabei entsprechend der 
Situation und den Anforderungen vor Ort ausgewählt 
und angepasst.

Abb 2.: Prozessgestaltung standortbezogenes 
Mobilitätsmanagement- Beispiel Krankenhäuser (difu 2010a)

Zahlreiche	Unternehmen	versuchen	Einfluss	auf	die	
Mobilität der Angestellten zu nehmen. Dabei sind 
nicht nur die Wege von und zur Arbeitsstätte rele-
vant, sondern auch alle dienstlich veranlassten 
Wege. Die Motivation von Unternehmen für ein 
Engagement im Verkehrsbereich ist:

Reduzierte Stellplatzkosten am Betriebsstandort•	
Geringerer Krankenstand der Beschäftigten•	
Reduzierte	Kosten	der	Dienstwagenflotte•	
Darstellung von Verantwortung für Umwelt,          •	
Mitarbeiter und Gesellschaft
Konfliktlösung	mit	dem	Umfeld•	

Der Zeitpunkt für einen Einstieg ins Mobilitätsmanage-
ment ist dabei günstig. Die hohen Benzinpreise brin-
gen viele Menschen dazu, ihre Pkw-Nutzung zu 
überdenken. Dabei wird die Bereitschaft zum 
Umstieg auf alternative Verkehrsmittel dadurch geför-
dert, dass eine zunehmende Ent-Emotionalisierung 
des	Pkw	stattfindet,	so	dass	Status	und	Prestige-	
denken weniger stark mit der Pkw-Nutzung assoziiert 
wird. Die Bedeutung des privaten Pkw-Besitzes zur 
sozialräumlichen Positionierung schwindet also. 
(vgl. lanzendori 2012 S. 66; Progenium 2011) 

Die anhaltende Kritik an Pkw, v.a. aus Umweltschutz-
gründen, aber auch die hohen Investitionskosten, 
zusammen mit dem Interesse an elektronischen 
Unterhaltungsmedien, haben dazu geführt, dass 
gerade für jüngere Menschen der Pkw-Besitz nicht 
mehr zur Statusbildung gehört. Dafür stehen Handys, 
Computer und Smartphones mehr im Fokus. Dies 
steigert die Chancen von anderen Verkehrsmitteln, 
dem MIV Nutzer abzuwerben.

Weitere Rahmenbedingungen, die Mobilitätsmanage-
ment	begünstigen,	liegen	im	demografischen	Wan-
del, den Umweltwirkungen und den kommunalen 
Finanzen. (vgl. Blees 2012 S. 218)

Der	demografische	Wandel	bedingt	eine	größere	
Verkehrsnachfrage von älteren Personen. Es ist 
davon auszugehen, dass diese Bevölkerungsgruppe 
aufgrund der Entwicklung beim Führerscheinbesitz 
verstärkt mit dem Pkw unterwegs ist. Hier bietet MM 
die Möglichkeit, Alternativen anzubieten. Die Einhal-
tung von Umweltqualitätszielen bildet für Kommunen 
eine große Herausforderung. So gilt es, die Emissi-
onen von Schadstoffen (Feinstaub, Kohlendioxid, 
Schwefeldioxid) und Lärm durch Luftreinhaltepläne 
und Lärmaktionspläne zu begrenzen. Weitere nega-
tive Umweltwirkungen betreffen den Flächenver-
brauch durch rollenden und ruhenden Verkehr sowie 
Verkehrsunfälle. Kommunales und standortbezo-
genes Mobilitätsmanagement soll vor diesem Hinter-
grund die Nutzung des Umweltverbundes erhöhen 
und so die Mobilitätsnachfrage auf weniger schäd-
liche Verkehrsmittel verlagern und die negativen 
Begleiterscheinungen von Mobilität reduzieren.

Die Finanzierung von Mobilitätsmanagement ist bei 
knappen	öffentlichen	Kassen	ein	besonders	effizienter	
Ansatz, da die Kosten niedriger sind als für die mei-
sten Infrastrukturinvestitionen. Dies gilt besonders, 
wenn es gelingt, Ausbaumaßnahmen im Straßennetz 
zu vermeiden. Insbesondere die Kosten für Fuß- und 
Radverkehrsinfrastruktur sind deutlich günstiger als 
der Ausbau und Unterhalt des MIV-Netzes (vgl. difu 
2011a).



Gertz/Ziel Mobilitätsmanagement

Strategische Ansatzpunkte von                                 
Mobilitätsmanagement
Das strategische Mobilitätsmanagement wirkt auf der 
Ebene der Gesamtstadt und ist meist nicht auf 
bestimmte Orte zugeschnitten. Vielmehr geht es 
darum, die Belange der nachhaltigen Mobilität in alle 
relevanten Themenfelder einzubringen. Gleichzeitig 
gibt es Maßnahmen, welche nicht dem originären 
Mobilitätsmanagement zuzuordnen, aber dennoch 
flankierend	von	großer	Bedeutung	sind.

Originäre Maßnahmen des  Mobilitätsmanagement
Diese Maßnahmen sind das angestammte Hand-
lungsfeld des Mobilitätsmanagements mit seinem 
Ansatz der Information und Kommunikation.
Die Beratung von Nutzern kann hilfreich sein, um 
bestehende Wissenslücken über Verkehrsmittel zu 
schließen. Diese Wissenslücken beziehen sich meist 
auf die tatsächlichen Reisezeiten und Kosten 
bestimmter Verkehrsmittel. In Befragungen konnte 
nachgewiesen werden, dass ÖPNV-Reisezeiten bis 
zu 40% überschätzt werden und Pkw-Kosten unter-
schätzt werden (vgl. Rietveld 2010).

Die Beratungsleistungen können für unterschiedliche 
Zielgruppen und von unterschiedlichen Akteuren 
angeboten werden. So können Verkehrsbetriebe 
oder Kommunen dies als ständige Dienstleistung in 
einer Mobilitätszentrale anbieten. Aber auch im Rah-
men von Events oder einer gezielten Ansprache 
(Umzug: Neubürgerberatung durch Kommune oder 
Verkehrsbetrieb; Arbeitsplatzwechsel: Beratung 
durch Arbeitgeber) können Beratungen von Einzel-
personen angeregt werden. Insbesondere wenn sich 
die	Person	in	einer	Umbruchsituation	befindet,	ist	die	
Möglichkeiten	zur	Einflussnahme	groß.

Mobilitätszentralen
Mobilitätszentralen sollen bei Bedarf Hilfestellung bei 
der Nachfrage nach Mobilität bieten. Typisch sind 
Auskünfte des Umweltverbundes. Die Angebote bein-
halten meist persönliche Fahrplanauskünfte und den 
Fahrscheinverkauf für den ÖPNV. Weitere Angebote 
können Car-Sharing, Fahrradverleih (Bike-Sharing) 
oder die Organisation von Fahrgemeinschaften sein.

Neubürgerberatung
Die Ansprache von Neubürgern hat sich als effektive 
Form	der	Mobilitätsbeeinflussung	bewährt.	Wer	neu	
in einer Stadt ist, verfügt meist über wenige Orts-
kenntnisse. Gleichzeitig entwickeln sich neue Mobili-
tätsgewohnheiten und Routinen. Die Neubürgerbera-
tung kann Freifahrscheine oder gezielte Beratungen, 
z.B. durch eine Mobilitätszentrale beinhalten. Dabei 
wird bei der Neuanmeldung Infomaterial an die Neu-
bürger ausgegeben oder per Post zugestellt. Gleich-
zeitig erfolgt die Einladung zu einer persönlichen 
Beratung. Da das Infomaterial oftmals bestehende 
Inhalte (z.B. Fahrradkarte, Innenstadtplan, ÖPNV-

Fahrpläne) enthält, sind die zusätzlichen Kosten (z.B. 
für Freifahrten im ÖPNV) gering. In Aachen und Mün-
chen hat sich gezeigt, dass die Kosten für die Neu-
bürgerberatung durch einen höheren Absatz von 
ÖPNV-Monatskarten aufgefangen werden.

Bei der Neubürgerberatung läuft es in der Regel auf 
eine Kooperation zwischen Stadtverwaltung und Ver-
kehrsunternehmen hinaus. Die Verwaltung stellt die 
Adressen zur Verfügung und stimmt mit den bera-
tenden Verkehrsunternehmen ab, welche Inhalte das 
Neubürgerpaket und die persönliche Beratung 
umfassen sollen. Dabei ist es in Aachen und Mün-
chen unkritisch, dass die Neubürger von den Ver-
kehrsbetrieben Informationsmaterial und eine Einla-
dung zur persönlichen Beratung erhalten. In beiden 
Städten werden die Adressen von der Verwaltung an 
die Verkehrsunternehmen weitergegeben und die 
Neubürger erhalten ein von der Stadt und dem Ver-
kehrsunternehmen gemeinsam gestaltetes Infopaket. 
Falls es bereits Mobilitätszentralen gibt, dürften sie 
ein geeignet sein, die Beratung zu übernehmen.

Wenn die Weitergabe der Adressen kritisch gesehen 
wird, ist eine erste Ansprache durch die Verwaltung 
bereits bei der Anmeldung möglich. Dabei könnten 
das Informationsmaterial und die Einladung zur Bera-
tung bereits bei der Anmeldung übergeben werden.

Die Integration einer Verkehrsberatung in bestehende 
Willkommensveranstaltungen, wie sie in Leipzig prak-
tiziert werden, ist eine zusätzliche Möglichkeit Neu-
bürger anzusprechen. Nichtsdestotrotz sollten alle 
Neubürger mittels eines Informationspaketes, erste 
Informationen und, wenn möglich, die Einladung zu 
einer Beratung erhalten.

Flankierende Maßnahmen
Diese Maßnahmen haben ebenfalls eine Wirkung auf 
das Mobilitätsverhalten. Sie werden meist auf Ebene 
der Gesamtstadt beschlossen und durchgeführt. 
Dabei wirken sie z.T. auf das Verkehrsangebot, wes-
halb sie formal betrachtet kein Mobilitätsmanage-
ment sind. Gleichwohl haben sie eine hohe prak-
tische Bewandtnis für Mobilitätsmanagement.

Verknüpfung von Verkehrsträgern
Eine Methode zur Stärkung von Pkw-Alternativen ist 
die Förderung von Intermodalität, da auf diese Weise 
die Vorteile verschiedener Verkehrsträger miteinan-
der kombiniert werden können. Typische Kombinati-
onen sind „Bike & Ride“ und „Park & Ride“, bei denen 
der ÖPNV für den Transport über weite Strecken 
bzw. in Gebiete mit hoher Stauanfälligkeit oder 
hohem Parkdruck übernimmt. Die Kombination mit 
individuellen Verkehrsmitteln ist notwendig, da der 
ÖPNV (insbesondere der SPNV) im Umland eine 
geringe Flächenerschließung besitzt und durch die 
Nutzung von Rad oder Pkw der Vorlauf deutlich 
beschleunigt wird. 

Dies bedeutet auch, dass durch die Förderung von 
„Bike & Ride“ und „Park & Ride“ die Einzugsgebiete 
von Haltestellen deutlich erweitert werden. Der Aus-
bau von „Bike & Ride“ und „Park & Ride“ stärkt also 
insbesondere den ÖPNV, weil Auto- und Radfahrer 
zu ÖPNV-Kunden werden. Auch kann sich der ÖPNV 
auf wichtige Linien konzentrieren, während die  
Flächenerschließung (insbesondere von dünn besie-
delten Gebieten) durch andere Verkehrsträger 
besorgt wird. In der nahen Zukunft könnte sich „Bike 
& Ride“ insbesondere durch die stark zunehmende 
Verbreitung von elektrisch unterstützen Fahrrädern 
(Pedelecs, E-Bikes) einer größeren Beliebtheit 
erfreuen.

Die E-Antriebe vergrößern den Radius von Radfahrern 
erheblich und erschließen zusätzliche Zielgruppen, 
da die körperlichen Anstrengungen des Radfahrens 
deutlich reduziert werden. So können auch Men-
schen, die aufgrund von Gesundheit, weiten Entfer-
nungen oder Hygiene (Schwitzen) auf Radfahren 
verzichtet haben, nun als potenzielle Nachfrager 
gewonnen werden. Allerdings ist davon auszugehen, 
dass die Besitzer der teuren E-Fahrräder sichere 
RadsteIlplätze einfordern. Der Übergang zwischen 
verschiedenen Verkehrsträgern kann durch geeig-
nete Bauwerke unterstützt werden, die ein zeitspa-
rendes Umsteigen durch das Parken von Fahrrädern 
und Autos in räumlicher Nähe zu den Haltepunkten 
ermöglichen.

Eine geringe Verknüpfung gibt es bisher mit Car-Sha-
ring-Angeboten. Allerdings installieren immer mehr 
Verkehrsunternehmen Car-Sharing-Stationen an Ver-
kehrkehrsknoten. Durch die räumliche Nähe verschie-
dener Verkehrsangebote soll auch hier der Übergang 
erleichtert werden. Die Errichtung von geeigneten 
Parkplätzen an wichtigen ÖPNV-Knotenpunkten oder 
ÖPNV-Halten in der Nähe von großen Einfallstraßen 
erleichtert ein problemloses Ein- und Aussteigen 
sowie Weiterfahrten von Mitreisenden mit dem ÖPNV 
im Stadtgebiet (siehe auch Mitfahrgelegenheiten ).
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Abb. 3: Neubürgerpaket Aachen (Hefter 2012)
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Abb. 4: Bike&Ride Anlage Groningen (difu 2010b)

Stärkung einer nachhaltigen Siedlungsstruktur
Die bekannten Siedlungsleitbilder einer „Stadt der 
kurzen Wege“ (gemischt genutzte Quartiere) und 
einer „kompakten Stadt“ (Innenverdichtung) sowie 
eine „Regionale Konzentration“ (Regionalentwicklung 
entlang	von	ÖPNV-Achsen)	können	als	flankierende	
Maßnahmen des Mobilitätsmanagement angesehen 
werden, da eine stärkere Nutzung des Umweltver-
bundes diese raumstrukturellen Voraussetzungen 
benötigt. Durch die Bildung von zusätzlichen zentra-
len Orten und die Nutzungsmischung von Wohnen 
mit nicht-störendem Gewerbe werden die Wegelän-
gen zu zentralörtlichen Einrichtungen und Arbeits-
plätzen verkürzt. Je kürzer Wege sind, desto höher 
sind die Chancen, dass sie mit dem Fahrrad oder zu 
Fuß zurückgelegt werden.

Typische Einrichtungen, welche wohnortnah vorhan-
den sein sollten, sind Grundschulen, Kindergärten 
sowie Geschäfte und Dienstleistungen des täglichen 
Bedarfs. Die Konzentration dieser Einrichtungen des 
täglichen Bedarfs zur Deckung der Nachfrage im Ein-
zugsgebiet an gut mit Fuß, Rad und ÖPNV zu errei-
chenden integrierten Standorten schafft Subzentren, 
welche Wege in die Innenstädte oder auf die Pkw-
affine	„Grünen	Wiese“	erspart.	Werden	diese	Sub-
zentren an wichtigen Umsteigepunkten des ÖPNV 
angesiedelt, kommt es zu positiven Wechsel-
wirkungen zwischen der Attraktivität als Verkehrskno-
ten und als Einkaufsziel. Gute verkehrliche Erreich-
barkeit bedeutet viele Kunden, was wiederum zu 
attraktiven Geschäften führt. Attraktive Geschäfte 
bedeuten, dass Pendler ihre Arbeitswege mit Ein-
kaufswegen kombinieren können, was wiederum die 
Attraktivität des ÖPNV auf der Relation erhöht. Siehe 
hierzu auch die Ausführungen von Martin Lanzendorf 
und Andreas Blechschmidt im Fachgutachten „Inte-
grierte Stadtentwicklung zur Verkehrsvermeidung und 
Förderung nachhaltiger Mobilität“.

Regelungen zum Stellplatzbedarf
Um Mobilitätsmanagement zu fördern, gibt es die 
Möglichkeit, Maßnahmen in den Stellplatzverord-
nungen und so im Zuge von Baugenehmigungen zu 
integrieren. Inzwischen existieren einige Beispiele, in 
denen	die	Verpflichtung	zu	Maßnahmen	des	Mobili-
tätsmanagement im Rahmen von städtebaulichen 
Verträgen die Anzahl der vorgeschriebenen Stell-
plätze reduziert. Im Rahmen der hessischen Stell-
platzverordnung ist diese Möglichkeit inzwischen auf 
Landesebene verankert worden. (vgl. Benden 2012 S. 
106ff)

Weiterhin ergreifen einige Kommunen die Möglichkeit, 
bei der Genehmigung von Großevents Maßnahmen 
des	Mobilitätsmanagements	zur	Auflage	zu	machen.	
Dies kann z.B. die Bereitstellung von Radabstellanla-
gen oder die kostenlose ÖPNV-Nutzung in Form von 
„Eventtickets“ sein.

Parkraummanagement
Die	Steuerung	des	Verkehrs	über	eine	Beeinflussung	
der Kosten, Verfügbarkeit und Nutzung von Stellplät-
zen ist eine effektive Form zur Zurückdrängung der 
Pkw-Nutzung. Allerdings muss gewährleistet werden, 
dass die Pkw-Nutzer keine Möglichkeit haben, sich 
den Maßnahmen zu entziehen. In Leipzig ist, mit Aus-

Abb. 5: Fahrradverleihsystem in Riga (Hefter 2012)

nahme der Gründerzeitgebiete, das Parkplatzangebot 
i.d.R. relativ groß und die Akzeptanz für solche Maß-
nahmen meist gering. Demensprechend sollte die 
Ausweitung von Parkbewirtschaftungszonen genau 
geprüft werden. Siehe hierzu auch die Ausführungen von 
Hartrnut Topp im Fachgutachten „Lebensraum Straße“.

Radverkehrsförderung
Die Förderung des Radverkehrs ist für alle Wege-
zwecke und alle Zielgruppen von Vorteil. Radfahren 
ist für viele Wege eine Alternative. Als übliche Säulen 
der Radverkehrsförderung gelten die strategische 
Planung (Integrierte Verkehrsplanung und Fahrrad-
strategie), der lnfrastrukturbau (Radwegenetz und 
Stellplätze), Dienstleistungsangebote (Fahrradverleih-
systemen, Lieferdienste) und Marketing (Kampagnen 
und Events). Der Radverkehrsentwicklungsplan 2010 
- 2020 für die Stadt Leipzig wurde am 20.06.12 
beschlossen. Als besonders vorteilhaft gilt es, wenn 
der Infrastrukturbau mit notwendigen Baumaßnahmen 
kombiniert werden kann. In diesen Fällen sind die 
zusätzlichen Kosten meist sehr gering.

Für eine Förderung des Radverkehrs sind die 
Belange Sicherheit, Netzzusammenhang, Komfort 
sowie direkte Verbindungswege von Bedeutung. 
Während am Anfang meist die Sicherheit der Ver-
kehrsteilnehmer und die Beseitigung von Umwegen 
im Vordergrund stehen, rücken der vollständige Netz-
zusammenhang und die Attraktivität der Radwege 
erst zu einem späteren Zeitpunkt in den Fokus. 

Dabei ist es notwendig je nach Situation vor Ort 
(Stadtrand mit geringer Pkw-Belastung auf der 
Straße oder Innenstadt mit hoher Verkehrsdichte) die 
passenden Lösungen anzuwenden. Bei einer schritt-
weisen Umsetzung von Maßnahmen ist es somit 
nicht von Bedeutung, wo mit der Umsetzung von 
Maßnahmen begonnen wird, sondern welche 
Belange zuerst bearbeitet werden. Gleichwohl beein-
flussen	hohe	Nutzerzahlen	den	Handlungsdruck.	
Auch sollte dem Umfeld von Schulen eine besondere 
Aufmerksamkeit zukommen. 

In Leipzig gibt es das Fahrradverleihsystem der 
Firma nextbike, welche in Leipzig auch ihren Stamm-
sitz hat. Es stehen rund 500 Fahrräder zur Verfü-
gung,	deren	Nutzung	kostenpflichtig	ist.	Dabei	
bekommen LVB-Abonnenten pro Tag eine Stunde 
gratis.	Das	System	finanziert	sich	über	Nutzerge-
bühren und Werbeeinnahmen. Andere Städte beteili-
gen sich an den Kosten und erhöhen durch die 
dadurch günstigen Konditionen die Nutzungszahlen. 
So gewährt z.B. die Stadt Hamburg eine kostenfreie 
Nutzung in den ersten 30 Minuten und zahlt dafür 
einen Betriebskostenzuschuss von ca. 1,3 Mio. € pro 
Jahr (vgl. Abendblatt 2012).
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Standortbezogene Ansatzpunkte von 
Mobilitätsmanagement
In der Praxis haben sich verschiedene Maßnahmen 
als effektiv in der Förderung von bestimmten Ver-
kehrsarten bewiesen. Die Möglichkeiten für Maßnah-
men und deren Ausgestaltung ergeben sich in der 
Regel aus der Analyse der Bedingungen vor Ort.  
Dazu sind Befragungen der Zielgruppen notwendig 
um Gründe für und gegen die Nutzung bestimmter 
Verkehrsmittel zu ermitteln. Prinzipiell sind diese 
Maßnahmen jedoch als wirkungsvoll zu betrachten. 
Die	folgende	Auflistung	zeigt	beispielhafte	Maßnah-
men (siehe auch Anhang 2).

Telearbeit
Die Möglichkeit, an bestimmten Tagen von zu Hause 
aus zu arbeiten reduziert den Umfang der Arbeits-
wege. Dazu sind in der Regel Vereinbarungen zwi-
schen	Arbeitgebern	und	Arbeitsnehmern	über	die	fle-
xible Gestaltung der Arbeitszeit notwendig. Auch ist 
nicht jede Tätigkeit dazu geeignet. Meist gilt es auch, 
technische und organisatorische Barrieren zu über-
winden.

Arbeitszeitflexibilisierung
Das Lockern der Bestimmung von Arbeitszeitbeginn 
und -ende hat verschiedene Vorteile für die Beschäf-
tigten. Zum einen können ÖPNV-Nutzer ihre Ankunft 
und Abfahrt besser an die Zeiten des ÖPNV anpas-
sen und so Wartezeiten reduzieren. Auch für die Ein-
richtung von Fahrgemeinschaften ist es hilfreich, 
wenn	die	Mitfahrer	ihre	Arbeitszeit	flexibel	aufeinan-
der anpassen können. In Einrichtungen mit festen 
Anfangs- und Endzeiten (z.B. Schichtbeginn) kann 
es sinnvoll sein, abteilungsweise leicht versetzte 
Zeiten (z.B. +/-30 Minuten) festzulegen. Auf diese 
Weise werden die Anforderungen an die Infrastruktur 
in Bezug auf Parkplätze, Streckenkapazitäten, Kno-
ten und ÖPNV-Fahrzeuge reduziert.

Parkplatzregelungen
Unternehmen und sonstige Einrichtungen haben die 
Möglichkeit, für ihre Stellplätze eine Bewirtschaftung 
einzuführen. Dadurch werden Beschäftigte, Besu-
cher und Kunden animiert, auf eine Anreise per Pkw 
zu	verzichten.	Arbeitgeber	sind	nicht	verpflichtet,	
kostenlose Stellplätze für ihre Angestellten bereitzu-
halten. Diese Maßnahme greift allerdings nur, wenn 
die Beschäftigen nicht in das Umfeld ausweichen 
können. Auch können Widerstände von Seiten der 
Beschäftigten und ihrer Personalvertretung sehr stark 
ausfallen. 
Durch die Kombination mit anderen Maßnahmen, wie 
Angebot eines Jobtickets oder Sonderregelungen für 
Fahrgemeinschaften,	lassen	sich	Konflikte	abmil-
dern. In wieweit ein Standort für eine Parkplatzbe-
wirtschaftung geeignet ist, muss vor Ort entschieden 
werden.

Jobticket
Das Jobticket ist einer der „Klassiker“ unter den MM-
Maßnahmen.	Durch	die	finanzielle	Förderung	von	
Monatskarten kann ein Anreiz geschaffen werden, 
vermehrt den ÖPNV zu nutzen. Wenn eine Monats-
karte für den Weg zur Arbeit angeschafft wird, kann 
der ÖPNV auch für weitere Wege, z.B. in der Freizeit 
genutzt wird. In Leipzig bieten sowohl der MVV als 
auch die LVB ein Jobticket an. Das bestehende 
Angebot kann als gut angesehen werden.

Fahrgemeinschaften
Es gibt sowohl Fahrgemeinschaften für das tägliche 
Pendeln zur Arbeit (z.B. Arbeitskollegen) und Fahrge-
meinschaften für den Fernverkehr („Fern-Fahrge-
meinschaften“).
Die umweltentlastende Wirkung von Fahrgemein-
schaften tritt dann ein, wenn durch den höheren 
Pkw-Besetzungsgrad Pkw-Fahrten von anderen Per-
sonen eingespart werden. Dann reduzieren sich die 
Verkehrsbelastung sowie der Stellplatzbedarf am 
Zielort. Dementsprechend ist die Wirkung einer Fahr-
gemeinschaftsförderung auf ÖPNV-Erlöse und Ver-
kehrsbelastung stets von der Situation vor Ort abhän-
gig. Fahrgemeinschaften sind gut geeignet für 
Verbindungen ohne gutes ÖPNV-Angebot, aber auch 
betriebliche Eigenarten (z.B. Arbeitszeitmodell) 
beeinflussen	das	Potenzial	von	Fahrgemeinschaften.	
Unternehmen können durch Börsen im Intranet oder 
Aushänge an zentralen Orten (z.B. Kantine) die Bil-
dung von Fahrgemeinschaften unterstützen. Auch 
Bevorrechtigungen bei Parkplatzregelungen sind 
möglich. So können extra für Fahrgemeinschaften 
günstig gelegene Parkplätze in der Nähe der Ein-
gänge	reserviert	werden	oder	auch,	bei	kostenpflich-
tiger Bewirtschaftung, kostenlose Plätze zur Verfü-
gung gestellt werden.

Im Fernverkehr sind die verkehrsentlastenden Wir-
kungen aufgrund der geringen Fallzahlen in der 
Regel gering. Wie sich hier die neuen Fernbusange-
bote im Zuge der Liberalisierung des Busfernver-
kehrs auswirken, muss noch abgewartet werden. 
Klar ist jedoch, dass Fernbusangebote eine Konkur-
renz zu „Fern-Fahrgemeinschaften“ darstellen. Die 
durch „Fern-Fahrgemeinschaften“ zu erzielenden 
verkehrsreduzierenden Wirkungen sind in Leipzig als 
gering anzusehen.

Fahrgemeinschaften, sowohl beim täglichen Pendeln 
im Nahbereich als auch im Fernverkehr, beginnen 
und enden nicht immer an den Ausgangspunkten 
und Zielen (z.B. Wohnung) aller Beteiligten. Vielmehr 
ist es üblich, dass sich alle Mitreisenden an einem 
von allen gut zu erreichendem Punkt treffen und von 
dort die gemeinsame Weiterfahrt antreten. Bei „Fern-
Fahrgemeinschaften“ gilt das gleiche für den Zielort, 
bei dem die Mitfahrer meist nicht an ihren eigent-
lichen Zielen (z.B. Wohnung der Eltern) abgesetzt 

werden, sondern es einen individuellen Nachlauf 
gibt. Vor- bzw. Nachlauf können mit unterschied-
lichen Verkehrsmitteln, meist Pkw oder ÖPNV, 
zurückgelegt werden. Um hier einen Umstieg zu för-
dern, können unterschiedliche Anlagen errichtet wer-
den. So erleichtern Kurzzeitparkplätze (z.B. 
„Kiss&Ride“ Zonen) in der Nähe von ÖPNV-Halte-
stellen, vorzugsweise in der Nähe von großen Aus-
fallstraßen, das Umsteigen vom Pkw in den ÖPNV 
und umgekehrt. Es gibt auch, gerade an Auto-
bahnabfahrten, so genannte „Parken&Mitfahren“-
Parkplätze („P+M“) um das Umsteigen von Pkw zu 
Pkw zu erleichtern.
Das Mobilitätsmanagement hat den Fernverkehr 
nicht als Handlungsfeld, weshalb Maßnahmen für 
„Fern-Fahrgemeinschaften“ aus Sicht des standort-
bezogenem oder regionalen Mobilitätsmanagements 
nicht von großer Bedeutung sind. Für das standort-
bezogene Mobilitätsmanagement ist jedoch die För-
derung von Fahrgemeinschaften für das alltägliche 
Pendeln durchaus interessant. Es wird empfohlen, 
für den Fernreiseverkehr bei lokalen Problemlagen 
(z.B. Behinderungen durch Ein- und Aussteigen, 
Kurzzeitparken auf oder an der Fahrbahn) nur nach-
frageorientiert zu agieren.

Um Fahrgemeinschaften für das alltägliche Pendeln 
im Nahbereich bzw. im regionalen Zusammenhang 
zu unterstützen, könnten auch Angebote geschaffen 
werden. In wieweit jedoch die Einrichtung von Park-
plätzen und Umsteigeanlagen dazu führen, dass 
mehr Fahrgemeinschaften gebildet werden, kann 
nicht abgeschätzt werden.

Fahrradstellplätze und Umkleidekabinen
Um die Fahrradnutzung zu fördern, können Unterneh-
men für eine ausreichende Anzahl an FahrradsteIl-
plätzen sorgen. Diese sind in der Nähe der Eingänge 
zu realisieren, damit weite Fußwege entfallen. Auch 
sind gute Sicherungsmöglichkeiten für Räder erfor-
derlich und ein Witterungsschutz zu empfehlen. Auch 
begrüßen Arbeitnehmer, die mit dem Fahrrad kom-
men die Möglichkeit, sich nach dem (körperlich 
anstrengendem) Fahrradfahren umziehen zu kön-
nen, Wechselkleidung in einem Schrank oder 
Schließfach	zu	lagern	und	Duschen	vorzufinden.

Flottenmanagement
Die Nutzung von Dienstwagen stellt je nach Betrieb 
eine erhebliche Quelle von Mobilität dar. Der Ersatz 
von festen Dienstwagen durch Diensträder und Car-
Sharing sind gute Möglichkeiten, hier die Nutzungs-
intensität zu senken.

Begleiteter Schulweg („walking bus“)
Die Maßnahme des „walking bus“ ist ein Beispiel für 
schulisches Mobilitätsmanagement und könnte Maß-
nahmen wie die „Schulweg Safari“ (Kampagne für 
sichere Schulwege) ergänzen.
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Dabei soll Grundschülern das selbständige Gehen 
von zu Hause zur Schule ermöglicht werden. Die 
Kinder werden von einer Begleitperson abgeholt und 
gehen gemeinsam in der Gruppe, wie bei einem Lini-
enbus, zur Schule. Die Idee ist, dass Kindern so eher 
ein selbstverantwortliches Verkehrsverhalten vermit-
telt wird, als wenn sie täglich mit dem Auto zur 
Schule gefahren werden. Gleichzeitig sinkt auch die 
Verkehrsbelastung vor den Schulen.

Der „walking bus“ erfreut sich großer Beliebtheit, 
wobei bei der Durchführung darauf geachtet werden 
muss, dass Kinder nicht zu lange begleitet werden. 
Denn sonst besteht die Gefahr, dass sich ihre Fähig-
keit zum selbständigen Verkehrsverhalten nicht wei-
terentwickelt.

Wirkungen von Mobilitätsmanagement auf den 
Verkehr
Eine pauschale Abschätzung der zu erwartenden 
Effekte von Mobilitätsmanagement ist aufgrund der 
jeweiligen	ortsspezifischen	Besonderheiten	schwie-
rig. In zahlreichen Projekten konnte die Wirksamkeit 
von MM nachgewiesen werden. So geht die Evalua-
tion	der	„effizient	mobil“-Projekte	davon	aus,	dass	
mittels Mobilitätsmanagement je nach Standort ca. 
10% des Pkw-Verkehrs auf andere Verkehrsmittel 
(inkl. Fahrgemeinschaften) verlagert werden können 
(vgL dena 2010 S. 11). Ein Forschungsprojekt in der 

Region Rhein-Main zum Potenzial von MM kam zu 
dem Ergebnis, dass bei konsequenter Umsetzung 
mittels Mobilitätsmanagement, in der morgendlichen 
Spitzenstunde, der Anteil der Pkw-Fahrer um ca. 
13% bei den Arbeitswegen gesenkt werden kann.(vgl. 
Bohnet 2012 S.27)
.

In München wurde den rund 85.000 Zugezogenen 
eine Mobilitätsberatung (Neubürgerberatung) ange-
boten. Es zeigt sich, dass diejenigen, die Beratung in 
Anspruch genommen haben, rund 8% mehr mit dem 
ÖPNV fahren, als diejenigen, die keine Beratung 
erhalten haben (vgl. Schreiner 2009 S. 9). In Dresden 
konnte	am	Firmensitz	von	Infineon	durch	umfang-
reiche Mobilitätsmanagementmaßnahmen zwischen 
1996 und 2003 der Anteil der Pkw-AlIeinfahrer von 
68% auf 59% gesenkt werden (Stadt Dresden 2005 S. 4).

Eine große Herausforderung beim Mobilitätsmanage-
ment ist das Auslösen von Verhaltensänderungen auf 
freiwilliger Basis (vgl. Reuter, Kemming S. 19). Einzelne 
Maßnahmen haben dabei unterschiedliche Effekte. 
So wird z.B. die Einführung eines Jobtickets v.a. die 
ÖPNV-Nutzung fördern. Eine Verbesserung der Rad-
verkehrsbedingungen wird ebendiesen fördern. 
Dabei wird oftmals befürchtet, dass auch „Kannibali-
sierungseffekte“ innerhalb des Umweltverbundes 
hervortreten, welche v.a. für den ÖPNV einen Ein-
nahmeverlust bedeuten. In einer Vielzahl von Pro-

jekten zeigte sich, dass bei der Umsetzung eines 
abgestimmten Mobilitätskonzeptes alle Verkehrs-
arten des Umweltverbundes gewinnen und die Pkw-
Nutzung zurückgeht (s.o.).

Es zeigt sich, dass die grundlegendste Veränderung 
im Mobilitätsverhalten einer Person auftritt, wenn 
kein Pkw zur Verfügung steht (vgl. infas 2010 S. 66). 
Dies betrifft immer größere Teile der Stadtbevölke-
rung. Sie haben aus gesundheitlichen, ökono-
mischen Gründen oder aus freier Entscheidung kei-
nen eigenen Pkw. Um dennoch Pkw für bestimmte 
Zwecke (z.B. Familieneinkauf im Supermarkt) nutzen 
zu können, werden Car-Sharing und Mietwagenan-
gebote in Anspruch genommen. Die AIItagsmobilität 
wird durch Verkehrsmittel des Umweltverbundes 
bedient. Dabei ist das Verhalten oftmals multimodal 
und es wird für jeden Weg, die passendste Fortbewe-
gungsart gewählt.

Bisher gibt es keine standardisierte Methode, um im 
Voraus die Wirkung von Mobilitätsmanagement abzu-
schätzen. Dazu sind die Möglichkeiten zur Gestaltung 
von Maßnahmen zu vielfältig. Auch sind die Wir-
kungen zu sehr von den vor Ort herrschenden Bedin-
gungen abhängig. Welche Wirkungen Maßnahmen 
entfalten ist also stets situationsabhängig. Einen 
ersten Ansatz für eine Abschätzung der Wirkung unter 
Einsatz eines Verkehrsmodells wurde im Rahmen des 

Abb. 6: Multimodale Mobilität - der Kunde wählt zwischen unterschiedlichen Angeboten
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Projektes „Wirkung von Mobilitätsmanagement auf 
Verkehr und Umwelt“ in der Region Rhein-Main von 
IVM, ILS und TUHH entwickelt und erprobt (vgl. Bohnet 
2012). Eine Anwendung in anderen Regionen steht 
noch aus.

Erfolgsfaktoren für Mobilitätsmanagement                      
Aus den bisherigen Erfahrungen lassen sich einige 
Erfolgsfaktoren	für	Mobilitätsmanagement	identifizie-
ren:
1: Anpassung an Bedingungen vor Ort
2: Zeitgleiche Einführung und Kombination von 
    Push und Pull
3: Persönlicher Vorteil
4: Ansprache in Umbruchsituationen
5: Zielgruppengerechte Ansprache im Rahmen  
     einer Initialberatung
6: Vernetzung von Akteuren

Zu 1: Anpassung an Bedingungen vor Ort
Vor der Einführung von Mobilitätsmanagement ist es 
unerlässlich, die Situation vor Ort zu untersuchen 
und die zu ergreifenden Mobilitätsmanagementmaß-
nahmen darauf abzustimmen. Dabei sind bei strate-
gischen Konzepten, welche die Gesamtstadt betrach-
ten, andere Merkmale von Bedeutung, als bei der 
Durchführung von Maßnahmen des standortbezo-
genen Mobilitätsmanagements. (vgl. Scharnweber 2012 
S. 279; Haendschke 2012 S. 157)
Bei einer Betrachtung der Verkehrssituation der 
Gesamtstadt für strategisches Mobilitätsmanagement 
geht es um Informationen zur Qualität des Verkehrs-
angebots	wie	Verkehrsfluss	(Staugefahr),	Takt	und	
Dichte des ÖPNV-Netzes sowie sonstiges Mobilitäts-
verhalten. So ist von Bedeutung, welche Alternativen 
durch Beratungen den jeweiligen Nutzern offenste-
hen	oder	welche	generellen	Ansatzpunkte	für	flankie-
rende Maßnahmen (z.B. Radverkehrsförderung) 
bestehen.
Bei standortbezogenen Konzepten ist es unerläss-
lich, eine kleinräumige Untersuchung durchzuführen, 
um die Merkmale der Zielgruppe und des Standortes 
zu erfassen. Auf diese Weise können Ansatzpunkte 
für Maßnahmen zu Tage gefördert werden. Von Inte-
resse sind dabei:

Umfang der Verkehrsnachfrage (Anzahl täglicher •	
Fahrten, Fahrzeit, verwendete Transportmittel)
Verkehrsangebot am Ort (ÖPNV- und Rad-Erschlie-•	
ßung, Parkdruck, Mischnutzung)
Sozio-ökonomische Daten (Altersverteilung, Anteil •	
der	Autobesitzer,	beruflicher	Status)	und	Merkmale	
der	Zielgruppe	(geografische	Verteilung	der	Wohn-
orte, Arbeitszeiten und -tage von Angestellten)
Kommunikationsverhalten und bevorzugte Informa-•	
tionsquellen
Kenntnisse über nachhaltige Verkehrsmittel•	

Ziel dieser Analysen ist es, Maßnahmen auszuwäh-
len	und	so	zu	gestalten,	dass	sie	spezifische	Pro-
blemlagen aufgreifen und für potenzielle Nutzer gute 
Alternativen zur Pkw-Nutzung bieten können.

Zu 2: Zeitgleiche Einführung und Kombination 
von „Push und Pull“
Mobilitätsmanagement wendet sich an die Nutzer 
und erwartet von ihnen eine Verhaltensänderung. 
Dabei ist Verkehrsverhalten im hohen Maße von 
Routine bestimmt. Anstatt Mobilitätsverhalten ständig 
zu überdenken und zu hinterfragen, werden einmal 
als erfolgreich angesehene Verhaltensweisen (z.B. 
Verkehrsmittel- und Routenwahl) beibehalten (vgl. 
Lanzendorf 2012 S. 66).
Das bedeutet, dass Verbesserungen durch Maßnah-
men so aufbereitet werden müssen, dass sie ein 
Überdenken des Mobilitätsverhaltens auslösen. Dies 
kann durch geeignete Kommunikationsstrategien 
geschehen. Hier ist eine zeitliche Bündelung jedoch 
von Vorteil, da Kommunikationseffekte zusammenge-
fasst werden können. Auch müsste nach der Umset-
zung jeder einzelnen Maßnahme eine Neuorientierung 
der Nutzer erfolgen. Durch die zeitliche Bündelung 
sind auch hier Synergieeffekte zu erwarten.

Besonders erfolgreich ist die Kombination von „Push 
und Pull“-Effekten. Push-Effekte werden meist durch 
restriktive Maßnahmen, wie Zufahrtbeschränkungen 
oder höhere Parkgebühren ausgelöst. Diese werden 
als sehr negativ wahrgenommen. Die durch das zeit-
gleiche Fördern von Alternativen ausgelösten Pull- 
Effekte können dazu beitragen, hier Akzeptanzpro-
bleme abzumildern.

unter dem Begriff „Qualität“ von jedem Individuum 
unterschiedliche Dinge wahrgenommen (siehe Tab. 1). 
Eine	direkte	finanzielle	Unterstützung	zur	Förderung	
des gewünschten Verhaltens ist somit nur begrenzt 
erfolgreich, da die Kosten der Verkehrsmittelnutzung 
nicht das alleinige Entscheidungskriterium darstellen. 
(vgl. Lanzendorf 2012 S. 65)

Mittels Mobilitätsmanagement wird versucht, die 
subjektiven Bewertungen der oben genannten Merk-
male zu Gunsten des Umweltverbundes zu beein-
flussen.	Dazu	werden	zumeist	Informations-	und	
Kommunikationsmaßnahmen ergriffen. Ziel ist es, 
ein bestimmtes Verhalten als persönlichen Vorteil 
darzustellen bzw. die Vorteile jedes Einzelnen darzu-
stellen. Als Beispiel können die gängigen Argumente 
für Radfahren angesehen werden. Radfahren ist gut 
für die Gesundheit, günstig und gerade auf Kurzstre-
cken bis 5 km oftmals schneller als ÖPNV oder Pkw 
(vgl. Reiter 2011 S. 2). Diese Gründe überzeugen mehr 
Menschen zu Radeln, da sie einen persönlichen 
Vorteil für die Nutzer thematisieren. Die Argumente, 
dass Radfahrinfrastruktur günstiger ist, als Pkw-
Infrastruktur oder auch, dass auf einen Pkw-Stell-
platz 7-9 Radstellplätze passen, richten sich nicht an 
die Nutzer, sondern vielmehr an Verantwortliche aus 
Politik, Verwaltung oder Unternehmen, die hinsicht-
lich des Gemeinwohls bzw. der Unternehmensziele 
abwägen müssen.

Zu 4: Ansprache in Umbruchsituationen
Aufgrund der starken Prägung des Mobilitätsverhal-
tens durch Routinen, eigenen sich Umbruchsituati-
onen besonders gut für eine Ansprache durch Mobili-
tätsmanagement, da in diesen Phasen sowieso eine 
Neuorientierung des Mobilitätsverhaltens auftritt. Hier 
besteht die Chance, Mobilitätsverhalten frei von Rou-
tinen neu zu prägen. (vgl. Lanzendorf 2012 S. 67)
Typische Umbruchsituationen sind ein Umzug oder 
ein	Arbeitsplatzwechsel.	Aber	auch	biografische	
Ereignisse wie Schulabschluss, Studiums- bzw. Aus-
bildungsbeginn oder die Geburt eines Kindes sind 
auch aus Sicht der Mobilität einschneidend.

Zu 5: Zielgruppengerechte Ansprache
Von großer Bedeutung für die Wirksamkeit von Maß-
nahmen im Mobilitätsmanagement ist die Ausrich-
tung auf die Bedürfnisse der Nutzer (vgL Ahrens 2012 S. 
40). Dementsprechend werden Angebote meist für 
Gruppen von Personen ergriffen, die ähnliche 
Bedürfnisse haben. Auch eine Kategorisierung nach 
dem Zweck, der eine Ortsveränderung erforderlich 
macht, ist üblich. 

Diese Gruppen können sowohl durch räumliche, 
inhaltliche als auch soziale Merkmale gebildet wer-
den. Beispiele für räumliche Merkmale wären Maß-
nahmen für die Arbeiter und Angestellten einer Firma, 
die Besucher und Patienten eines Krankenhauses 

Tab. 1: Merkmale von Verkehrsmittelqualitäten

Zuverlässigkeit Privatsphäre Flexibilität
Image Umweltbewusstsein Komfort
Transport Subjektive Sicherheit Vorlieben
Gesundheit Erfahrung Umstiege

Zu 3: Persönlicher Vorteil
Die Verkehrswissenschaften haben lange Zeit die 
Verkehrsmittelwahl als Entscheidung eines „homo 
oeconomicus“ dargestellt, welcher vollständig über 
alle Verkehrsmittel informiert ist und eine rationale 
Entscheidung für das Verkehrsmittel mit dem für ihn 
höchsten Nutzen unter den Gesichtspunkten Kosten, 
Zeitbedarf und Qualität fällt. (vgl. Lanzendorf 2012 S. 65)
Inzwischen haben empirische Untersuchungen 
gezeigt, dass zwar die Belange Kosten, Zeit und 
Qualität von Bedeutung sind, diese jedoch einer 
starken subjektive Gewichtung unterliegen. So beein-
flussen	z.B.	höhere	Kosten	die	Verkehrsmittelent-
scheidung bei niedrigeren Einkommen stärker als bei 
höheren Einkommen. Dementsprechend werden auch 
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Abb. 7: Mobilitätsdienstleistungen in Hamburg (Ludwig 2012) 

oder die Schüler einer Schule. Allerdings können 
Schüler oder Arbeitnehmer auch allgemein als inhalt-
lich homogene Gruppe angesehen werden.

Dementsprechend	bedarf	es	zuerst	einer	Identifizie-
rung von potenziellen Zielgruppen. Im strategischen 
Mobilitätsmanagement werden typische Gruppen nach 
den Wegezwecken (Wohnen, Arbeiten, Versorgen, Bil-
den,	Freizeit)	gebildet.	Soziodemografische	Gruppen	
sind z.B. Schulkinder, Studenten oder Senioren.

Im Arbeits- und Ausbildungsverkehr ist es von Vorteil, 
dass die Wege von einer hohen Routine geprägt 
sind. So werden über einen längeren Zeitraum immer 
die gleichen Ziele zu festen Zeiten aufgesucht. Auch 
der Einkaufsverkehr (insbesondere täglicher Bedarf) 
kann durch Mobilitätsmanagement gut abgedeckt 
werden, da die entsprechenden Leistungen unterei-
nander austauschbar sind. Die hier verwendeten 
Methoden stammen meist aus der Stadtplanung.

Im Freizeitbereich stellt sich dagegen das Problem, 
dass dieser zzt. stark vom MIV dominiert ist und wei-
ter wächst. Aufgrund der Vielzahl an unterschied-
lichen Aktivitäten, der diffusen zeitlichen Streuung 
und fehlender räumlicher Flexibilität (Kinos können 
nach der Lage ausgesucht werden; Freunde und 
Verwandte nicht) ist der Freizeitverkehr eine beson-
dere Herausforderung. Die in diesem Wegezweck 
zurückgelegten Wege sind sehr uneinheitlich und 
schwer zu fassen. Dementsprechend richten sich die 
derzeitigen Ansätze v.a. an große Veranstaltungen 
und Einrichtungen (z.B. Sportstadien, Konzerthallen, 
Volksfeste, Kinos). Sonstiger Freizeitverkehr ist zu 
dispers (z.B. Besuche bei Freunden, Verwandten), 
um effektive Konzepte umsetzen zu können. Gleich-
wohl ist nicht gesagt, dass Maßnahmen, welche sich 
auf andere Wegezwecke (z.B. Arbeitswege) bezie-
hen, nicht auch eine Wirkung auf Freizeitwege 
haben. Jobtickets, welche auch für andere Wege als 
den Arbeitsweg benutzt werden können (insbeson-
dere mit Personenmitnahme außerhalb der Kern-
zeiten) wirken sich auch auf die Verkehrsmittelwahl 
im Freizeitverkehr aus. Gleiches gilt für weitere Maß-
nahmen, wie Radverkehrsförderung, Parkraumbe-
wirtschaftung oder Imagekampagnen.

Zu 6: Vernetzung von Akteuren
Von großer Bedeutung für den Erfolg von Maßnah-
men, ist die Vernetzung von Akteuren. Im Rahmen 
der	Begleitforschung	zum	„effizient	mobil“-Projekt	
wurde festgestellt, dass die Integration von Multipli-
katoren in die Arbeit von Mobilitätsmanagement sehr 
wichtig ist. (vgt. Bäumer 2012 S. 172)

Auf diese Weise funktioniert der Wissenstransfer rei-
bungslos und es lassen sich Zielgruppen besser 
erreichen. Dementsprechend gilt es, nicht nur 
Akteure bei der Vorbereitung von Maßnahmen zu 

vernetzen, auch während der Umsetzung sind gute 
Kontakte zu Akteuren von großer Bedeutung. Wich-
tige Akteure sind (vgl. Bäumer 2012 S. 173):

Stadtverwaltung•	
Vereine•	
lokale Presse•	
Verkehrsunternehmen•	
Gewerkschaften.•	

Zukunftstrends von Mobilität                                          
und Mobilitätsmanagement
Die Themenfelder des Mobilitätsmanagement und 
des Verkehrs allgemein unterliegen einer ständigen 
Entwicklung. Als wichtigste Faktoren sind der Einsatz 
von Informations- und Kommunikationstechnologien, 
die Entstehung integrierter Angebote sowie die Ent-
wicklung alternativer Antriebe zu nennen.

Informations- und  Kommunikationstechnologien
Der Einzug von Informations- und Kommunikations-
technologien (IKT) in den Verkehrsbereich ist in vollem 
Gange. Seit längerem schon werden Telematik-Appli-
kationen innerhalb des ÖPNV eingesetzt um aktuelle 
Fahrplandaten an die Kunden zu übermitteln. Naviga-
tionssysteme integrieren zunehmend aktuelle Ver-
kehrslagen und haben so eine große Wirkung auf das 
Routenwahlverhalten, ebenso wie Parkleitsysteme.
Eine neue Stufe der Integration von IKT wird durch 

die zunehmende Verbreitung von mobilen Internetzu-
gängen (v.a. Smartphones, aber auch Tablet-PCs 
oder Handys) erreicht. Zum einen werden auf diese 
Weise Mobilitätsinformationen überall verfügbar. Die 
Basisleistung (Transport von Personen) bleibt aber 
davon unberührt. Beispiele sind die Apps der Deut-
schen Bahn oder easyGO der LVB. Die Dienstlei-
stung von „MyTaxi“ ist zwar eine eigenständige Lei-
stung, stellt aber trotzdem im Rahmen der 
Gesamtleistung „Personentransport per Taxi“ v.a. 
Informationen bereit. Insgesamt wird durch diese 
Anwendungen und Dienstleistungen die Nutzung von 
bestehenden Arten der Personenbeförderung 
erleichtert, da Informationen leichter zugänglich wer-
den. Angebote werden so besser verfügbar.

Durch die Verbreitung von IKT entstehen aber auch 
neue Formen von Mobilitätsangeboten. So werden 
seit	einiger	Zeit	flexible	Mitfahrgelegenheiten	mittels	
einer Smartphone-App vermittelt (z.B. „tamyca“ oder 
„flinc“).	(vgl. Ludwig 2012 S. 63)

Grundsätzliches	Problem	mit	flexiblen	Verkehrsmit-
teln ist ihre Vertügbarkeit. So sind z.B. die Angebote 
des stationslosen Car-Sharing (Car2Go, DriveNow, 
etc.) ohne Internetzugang in der Praxis wenig nutz-
bar, wenn sich ein verfügbares Fahrzeug ohne 
Smartphone nicht orten lässt. Auch die Nutzung von 
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2. Mobilitätsmanagement in Leipzig

Als erster Schritt zur Einführung eines MM kann 
das Grobkonzept zum kommunalen Mobilitätsma-
nagement in der Stadt Leipzig, das im Rahmen des 
Projektes	„effizient	mobil“	als	Erstberatung	im	Jahr	
2010 entstanden ist, angesehen werden. In ihm wer-
den bestehende Ansätze wie die Radverkehrsstrate-
gie, Informationskampagnen und Aktivitäten für Car-
Sharing aufgelistet. Des Weiteren wurden in den 
letzten Jahren die „Park & Ride“-Kapazitäten ausge-
baut. Der MDV (Mitteldeutscher Verkehrsverbund) 
und die LVB (Leipziger Verkehrsbetriebe) bieten ein 
Jobticket an, welches Vergünstigungen entsprechend 
der Abnahmemenge und des Arbeitgeberzuschusses 
mit	sich	bringen.	In	dem	„effizient	mobil“-Gutachten	
werden auch Möglichkeiten der Weiterentwicklung 
von Mobilitätsmanagement aufgezeigt (vgl. LIE 2010). 
Die vorgeschlagenen Maßnahmen sind die Neubür-
gerberatung, Wohnstandortberatung für neu zuzie-
hende Arbeitnehmer bei Gewerbeansiedlungen, 
Ansiedlung von Arbeitsplätzen in Zentrumsnähe oder 
an gut mit dem Rad oder ÖPNV erreichbaren Orten, 
Impulse für standortbezogenes Mobilitätsmanage-
ment durch Ansprache und Beratung von Unterneh-
men und publikumsintensive Einrichtungen sowie 
Entwicklung einer Dachmarke für nachhaltige Mobili-
tät im Rahmen einer Marketingkampagne.

In Leipzig wurden für das Technische Rathaus und 
die Stadtwerke bereits Konzepte für die Implementie-

Fahrradverleihsystemen wird durch IKT erleichtert. So 
wird über Apps angezeigt, wo ein Fahrrad steht bzw. 
wie viele Fahrräder an einer Station verfügbar sind.

Wie sich diese neuen Dienste im Mobilitätsverhalten 
widerspiegeln kann zzt. nicht im Detail bewertet wer-
den. Es ist allerdings davon auszugehen, dass sich 
durch die Integration von Informations- und Buchungs-  
angeboten die Vernetzung zwischen verschiedenen 
Verkehrsträgern erhöht. Auf diese Weise wird die Fle-
xibilität und Zuverlässigkeit der Pkw-Alternativen 
unterstützt und so die Intermodalität verbessert. 
Somit bedeutet die Verbreitung von IKT im Umwelt-
verbund eine Stärkung.

Entstehung integrierter Mobilitätsangebote
Durch das Aufkommen neuer Angebote (Radleih- 
systeme, stationsloses Car-Sharing usw.) sowie die 
Ausbreitung von Smartphones bilden sich derzeit 
neue Vernetzungsangebote heraus, indem über eine 
Karte bzw. ein Mobiltelefon unterschiedliche Mobili-
tätsangebote genutzt werden können. Als Beispiele 
können die Angebote von „Hannover mobil“ und das 
„Mobil in Düsseldorf“-Ticket genannt werden. Beide 
Angebote fungieren als Zusatzangebot zu einer 
ÖPNV-Abokarte. Dabei sind in beiden Angeboten 
unterschiedliche Leistungen enthalten. Bei Hannover 
mobil erhalten Kunden für einen Aufschlag von 7,95 € 
auf den regulären Abo-Preis (oder zusätzlich zum 
Semesterticket) eine BahnCard25, eine kostenlose 
Anmeldung zum Car-Sharing (Ersparnis: weder 79 € 
Anmeldegebühr noch 5 € Monatsbeitrag), 20% 
Rabatt bei Taxifahrten, kostenlose Gepäckaufbewah-
rung sowie Sonderkonditionen bei einem Mietwagen-
partner (Schollmeyer 2010). Das Düsseldorfer Ange-
bot kostet 75 € und beinhaltet dafür eine Abokarte für 
den ÖPNV mit Gültigkeit im gesamten Stadtgebiet, 
20 Freiminuten im stationslosen Car-Sharing sowie 
240 Minuten im stationsgebundenem Radverleih- 
system (Rheinbahn 2012). Eine Kombination mit 
anderen (günstigeren) Abokarten oder Semesterti-
cket ist beim Düsseldorfer Angebot nicht möglich.
Das Ziel neuer Mobilitätskonzepte ist, durch eine 
stärkere Berücksichtigung von Nutzerbedürfnissen, 
einen Anreiz zu mehr inter- und multimodalem Ver-
kehrsverhalten zu setzen. So soll eine Vernetzung 
der Angebote helfen, die bestehenden Hürden aus 
fehlendem Wissen und hohem Transaktionsaufwand, 
abzubauen (vgl. Röhrleff, Zielstorff 2010).

Die Angebote von Car-Sharing (Car2Go, DriveNow 
etc.) sind mit dem ÖPNV kombinierbar und werden 
im Rahmen von neuen Mobilitätskonzepten mit dem 
ÖPNV verknüpft. Insbesondere die stationslosen 
Angebote bieten sich zur Kombination an, da hier ein 
Abstellen von Fahrzeugen wohnungsnah erfolgen 
kann. Dies dürfte vor allem für gelegentliche ÖPNV-
Nutzer oder in den Abendstunden interessant sein. 
Die Anforderungen hier lassen sich mit denen des 

„Park & Ride“ vergleichen. Wichtig sind vor allem 
Parkmöglichkeiten in der Nähe der Haltepunkte.

Von Vorteil sind auch Möglichkeiten, an den Verknüp-
fungspunkten den Car-Sharing-Angeboten beizutre-
ten. Dazu sind aufgrund der zu erledigenden Prüf-
leistungen Kundenzentren entweder in Eigenregie 
oder zusammen mit einem Kooperationspartner, not-
wendig. Der Nutzer von Angeboten muss sich also 
nicht mehr an vielen einzelnen Stellen anmelden, 
sondern kann dies bequem an einer Stelle erledigen.

Der Weg steuert hier auf eine Weiterentwicklung von 
Verkehrsverbünden hin zu Mobilitätsverbünden zu 
(vgl. Röhrleff, Zielstorff 2010; Gertz 2012). Dies sind Ver-
bundgemeinschaften, die neben den klassischen 
Angeboten des ÖPNV (v.a. Bus und Bahn) weitere 
Angebote zum Thema Mobilität beinhalten. Dazu wer-
den, wie in den Beispielen aus Düsseldorf und Han-
nover dargestellt, Kooperationen mit weiteren Ange-
boten eingegangen. Hier kann davon ausgegangen 
werden, dass die Weiterentwicklung zu Mobilitätsver-
bünden die Mobilität ohne eigenen Pkw weiter fördert.

In	Leipzig	gibt	es	noch	keine	Angebote	für	flexibles,	
stationsloses Car-Sharing wie es z.B. von Car2Go 
oder DriveNow angeboten wird. Gleichwohl gibt es 
mit	„Teilauto“	und	„flinkster“	vor	Ort	zwei	aktive	Car-
Sharing-Unternehmen. Auch bietet die Internetplatt-
form „Tamyca“ Car-Sharing mit Privatautos an. Für 
Besitzer einer MDV-Abokarte gibt es bei „Teilauto“ 
Sonderkonditionen. Diese werden jedoch nicht auf 
den MDV- oder LVB-Internetseiten beworben. 

Als ersten Schritt könnten die Möglichkeit einer Mobi-
lität bestehend aus Car-Sharing und ÖPNV stärker 
kommuniziert werden und das Angebot von „Teilauto“ 
stärker von Seiten des MDV und der LVB beworben 
werden. Die räumliche Ansiedlung von Car-Sharing-
Stationen in der Nähe von ÖPNV-Halten nach Bre-
mer Vorbild ist als gute Maßnahme zur Verknüpfung 
von Verkehrsangeboten zu begrüßen.

Entwicklung von alternativen Antrieben
In den Bereichen ÖPNV, Pkw und Fahrrad wird derzeit 
die Einführung von Elektroantrieben intensiv diskutiert. 
Dabei werden den unterschiedlichen Verkehrsträgern 
unterschiedliche positive Effekte prognostiziert. Gleich-
wohl hängen gewisse negative Aspekte, insbesondere 
beim Pkw, nicht mit der Antriebsform zusammen. Siehe 
Fachgutachten 1.) Bei der Nutzung von alternativen 
Antriebsstoffen sind die Tank- und Lademöglich-
keiten noch nicht überall vertügbar. Mobilitätsma-
nagement könnte hier dazu beitragen, Informationen 
über Angebote zu verbreiten und so die Nutzbarkeit 
dieser Antriebe positiv unterstützen. Des Weiteren 
werden Elektroautos gerne im Rahmen von städ-
tischen Car-Sharing-Angeboten genutzt.

Aus Sicht des Mobilitätsmanagements ist vor allem 
die Einführung von E-Antrieben beim Fahrradverkehr 
durch E-Bikes und Pedelecs von Bedeutung, da 
durch sie die körperlichen Anforderungen an die 
Radfahrer deutlich reduziert werden. Weite Strecken, 
Steigungen aber auch Schwitzen sind durch diese 
Unterstützung kein Problem mehr, so dass die Mög-
lichkeiten zur Radnutzung deutlich ausgeweitet wer-
den können. Allerdings stellen diese i.d.R. schnel-
leren Fahrräder höhere Anforderungen an die 
Radwegeinfrastruktur, da hierfür durchgängigere, 
kreuzungs- und unterbrechungsfreie Strecken von 
Vorteil sind. Eine Ladeinfrastruktur würde von den 
Nutzern als Angebot begrüßt werden, ist aber keine 
zwingende Anforderung – die Räder werden i.d.R. zu 
Hause geladen und verfügen über eine ausreichende 
Reichweite (rund 80 km)– zumal die rein mechanische 
Fortbewegung nach wie vor möglich ist. Erschwerend 
kommt hinzu, dass jeder Hersteller unterschiedliche 
Ladesysteme verwendet. (vgl. difu 2011b)

Für Mobilitätsmanagement haben die neuen Antriebs-
formen im Kfz-Bereich kaum grundlegende, prak-
tische Bewandtnis. Jedoch stellt die zunehmende Ver-
breitung von E-Bikes und Pedelecs ein hohes 
Potenzial für die Förderung der Fahrradmobilität dar.
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rung von MM erarbeitet. Diese wurden im Rahmen 
des	Projektes	„effizient	mobil“	gefördert.	Im	Rahmen	
des Konzeptes für das Technische Rathaus konnten 
einige Ansatzpunkte für Mobilitätsmanagement 
gefunden werden. Diese bezogen sich vor allem auf 
die Schaffung von Fahrradstellplätzen, die Bezu-
schussung von ÖPNV-Karten, eine dynamische 
Mehrfachnutzung von Stellplätzen, die Einrichtung 
einer Mitfahrerbörse sowie verbesserte Nutzbarkeit 
von Diensträdern. Es zeigt sich, dass die Umsetzung 
der meisten fahrradbezogenen Maßnahmen (Stell-
plätze, Überdachung) sowieso geplant war und in der 
Zwischenzeit auch erfolgt ist. Andere Maßnahmen 
konnten nicht umgesetzt werden. Teilweise ließen die 
Rahmenbedingungen dies nicht zu (eine zu bewirt-
schaftende	Stellfläche	soll	bebaut	werden;	Zuschuss	
zur	ÖPNV-Karte	war	nicht	finanzierbar).	Andere	Maß-
nahmen, wie Car-Sharing statt Dienstwagen, wurde 
für die hier ansässigen Behörden nicht ergriffen. Auch 
die tageweise Untervermietung von privat gemieteten 
Stellplätzen scheiterte an formalen Bedingungen.

Die in dem Gutachten aufgeführten Maßnahmen sind 
gängige Lösungsansätze und haben sich in anderen 
Städten Orten bereits bewährt. Eine dauerhafte Imple-
mentierung von Mobilitätsmanagement in die Verwal-
tungsarbeit hat jedoch noch nicht stattgefunden.

Rolle der Stadt zur Förderung von Mobilitäts-                     
management
Obwohl Mobilitätsmanagement von unterschiedlichen 
Akteuren unabhängig voneinander betrieben werden 
kann, zahlreiche Informationsquellen frei zugänglich 
sind und auch viele gute Beispiele existieren, ist die 
Einführung von MM in Deutschland nach wie vor kein 
Selbstläufer. Vielmehr fehlt es in der Praxis an 
Akteuren, die das Themenfeld kontinuierlich bearbei-
ten und als Ansprechpartner bereitstehen. Hier bieten 
sich Möglichkeiten, für die Stadt Leipzig aktiv gestal-
tend tätig zu werden.

Die Verwaltung ist am besten geeignet, um als kon-
stanter Impulsgeber für Mobilitätsmanagement auf-
zutreten. Die wichtigsten Rollen der Kommune zur 
Förderung von Mobilitätsmanagement sind Vorbild, 
Unterstützer und Initiator. In der Rolle als Vorbild für 
standortbezogenes Mobilitätsmanagement kann die 
Kommune durch die Umsetzung eigener Maßnah-
men aus dem Bereich des standortbezogenen Mobi-
litätsmanagements die Aufmerksamkeit und die 
Bekanntheit von MM steigern. So können die eigene 
Verwaltung, aber auch Schulen, Krankenhäuser 
und kommunale Betriebe als Referenzen für andere 
gelten.

Einrichtungen, die große Verkehrsströme durch Mit-
arbeiter, Kunden oder Betriebsabläufe auslösen, sind 
wichtige Adressaten von Mobilitätsmanagement in 
der Umsetzung von Maßnahmen. Sie bedürfen einer 

Unterstützung für standortbezogenes Mobilitätsma-
nagement durch Wissenstransfer, Beratung und Pro-
zessbegleitung. In der Praxis stellt sich oft die Frage, 
wie die Kommune diese Initialberatung anbieten soll. 
Möglich sind Kooperationen und Unteraufträge mit 
geeigneten Partnern oder die Einrichtung einer ent-
sprechenden Stelle. Dazu ist es hilfreich, einen 
engen Kontakt zu Mobilitätsberatern und Verkehrsbe-
trieben zu halten. So können gemeinsam Aktivitäten 
geplant und koordiniert werden. Auch sind durch das 
„Netzwerken“ gute Kommunikationswege gegeben.

Die Rolle als Initiator durch strategisches Management 
bedeutet für die Kommune, dass im Rahmen von eige-
nen Planungen und Aktivitäten Mobilitätsmanagement 
gefördert wird. So berührt das strategische Mobilitäts-
management viele Planungen, v.a. aus den Bereichen 
Siedlungs- und Stadtentwicklung, aber z.B. auch die 
Lärmaktionspläne, Luttreinhaltepläne oder Nahver-
kehrspläne. Hier werden Entscheidungen getroffen, 
die für MM von Bedeutung sind. Dementsprechend 
sollten bei deren Erstellung auch die Belange des MM 
beachtet werden. Deshalb gilt es, durch Kooperati-
onen innerhalb der Verwaltung sowie mit Umland- 
gemeinden eigene Maßnahmenpläne zu entwickeln. 
Hierbei stehen stadt- oder regionsweite Maßnahmen 
im Vordergrund. Auch die gezielte Ansprache von 
Unternehmen oder Angebote für bestimmte Zielgrup-
pen für Maßnahmen kann im Rahmen eines strate-
gischen MM geplant werden. Dies kann in so 
genannten„Mobilitätsplänen“ (thematische, verkehrs-
trägerübergreifende Konzepte mit dem Thema Ver-
kehr) o.ä. vollzogen werden.

Regionale Kooperationen                                         
Verkehr „kümmert“ sich in der Regel nicht um Ver-
waltungsgrenzen. Daher ist eine regionale Betrach-
tung, welche die wichtigsten Verkehrsbeziehungen 
umfasst, zu empfehlen. Dies bedeutet, dass ein zen-
traler Ort wie Leipzig im Rahmen eines strategischen 
MM auch Kooperationen mit seinen Nachbarkreisen 
eingehen sollte. So pendeln derzeit (Stand der Daten 
Juni 2011) ca. 86.000 Menschen täglich in die Stadt 
ein. Das macht bei ca. 215.000 sozialversicherungs-
pflichtig	Beschäftigten	(SVB)	eine	Einpendlerquote	
von rund 40%. Gleichzeitig pendeln von den etwa 
177.000 SVB, die in Leipzig leben, rund 47.000 SVB 
in das Umland (Auspendlerquote rund 26%). (Stadt 
Leipzig 2012)

Neben den Umlandgemeinden sollten auch die Leip-
ziger Verkehrsbetriebe (LVB) und der Mitteldeutsche 
Verkehrsverbund (MDV) beteiligt werden. Auch Fahr-
rad- und Car-Sharing-Unternehmen können je nach 
Zielsetzung wichtige Partner sein, wie auch z. B. 
Taxiunternehmen und -verbände. Weitere wichtige 
Akteure in Abhängigkeit von den Maßnahmen sind 
Interessensvertretungen aus den Bereichen Gesund-
heit, Unfallprävention, Umwelt und Soziales. Dies 
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umfasst insbesondere Kammern, Berufsgenossen-
schaften und Gewerkschaften. Sie verfügen oftmals 
über gute Verbindungen zu den Zielgruppen von MM 
und	können	Maßnahmen	finanziell	unterstützen.	
Dafür würde sich die Einrichtung eines Arbeitskreises 
anbieten, der die zentralen Akteure zusammenführt.

Dauerhafte Organisation                                              
Dauerhaft gesichert werden kann Mobilitätsmanage-
ment nur, wenn es organisatorisch verankert wird. 
Bei der Zuordnung von Maßnahmen zeigt sich oft-
mals, dass Mobilitätsmanagement eine Querschnitts-
aufgabe ist, welche die Zuständigkeit der mit Verkehr 
betrauten Abteilungen übersteigt. Dies liegt daran, 
dass zahlreiche Aspekte aus anderen Abteilungen 
(Schulamt, Wirtschaftsförderung, Bürgerbüros, 
Presse- und Öffentlichkeitsarbeit) berücksichtigt wer-
den müssen.

Wie Mobilitätsmanagement organisiert werden soll, 
ist davon abhängig, wer welche Aufgaben überneh-
men soll. Die Einführung einer Stabsstelle hat sich in 
verschiedenen Städten (z.B. Dresden, Aachen) als 
vorteilhaft erwiesen, da so Zuständigkeitsprobleme 
innerhalb der Verwaltung umgangen werden.

In München wurden im Zuge der Projekte „Mobinet“ 
und	„effizient	mobil“	verschiedene	Projekte	initiiert	
und erfolgreich umgesetzt, so dass das Münchener 
Beispiel als gutes Vorbild oft zitiert wird. Das MM der 
Stadt München stützt sich dabei auf die Mobilitäts-
beratung bestimmter Zielgruppen (z.B. Neubürger, 
Kinder, Senioren) und von Unternehmen. Des Wei-
teren gibt es eine Fahrradkampagne und auch das 
Mobilitätsportal wird dem MM zugerechnet. Für die 
Bearbeitung von Mobilitätsmanagement wurde inner-
halb der Verwaltung eine neue Stelle geschaffen. Mit 
Hilfe von Partnern können jährlich 1,5 Mio. € für Pro-
jekte zur Verfügung gestellt werden. München geht 
davon aus, mit diesen Maßnahmen den Pkw-Verkehr 
um 5% zu senken. (vgl. effizient mobil 2009)

Ein Beispiel für die regionale Organisation ist die 
Region Frankfurt am Main, wo für die Zusammenarbeit 
eine gemeinsame Gesellschaft gegründet wurde. Die 
ivm GmbH (Integriertes Verkehrs- und Mobilitätsma-
nagement Region Frankfurt RheinMain) wird von den 
Landkreisen und den Städten in der Region Frankfurt 
RheinMain sowie den Ländern Hessen und Rhein-
land-Pfalz	finanziert.	Die	IVM	soll	die	verkehrliche	
Erreichbarkeit in der Region sicherstellen. Sie tut 
dies u.a. durch die Unterstützung von Mobilitätsma-
nagement. (vgl. IVM 2012)

Empfehlenswert ist zu Beginn die Einrichtung einer 
Stabsstelle, um das weitere Vorgehen mit der Ver-
waltung und externen Partnern zu koordinieren. Die 
Hauptaufgabe ist hier die Koordinierung zwischen 
verschiedenen Akteuren. Sollen in nennenswertem 
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3. Umsetzung

Mobilitätsmanagement ist ein inzwischen etablierter 
Bestandteil von Verkehrsplanung und Verkehrspolitik. 
Vorteile von Mobilitätsmanagement sind die Ergän-
zung	der	Angebotsseite,	um	diese	effizienter	zu	nut-
zen. Dies wird durch eine Nachfrageorientierung und 
zielgruppengerechte Maßnahmen erreicht. Dabei ist 
Mobilitätsmanagement sehr kostengünstig. Dieses 
Potenzial wird in Leipzig noch nicht in Gänze ausge-
schöpft.

Um die Einführung von Mobilitätsmanagement und 
die Umsetzung von Maßnahmen zu erleichtern, 
bedarf es einer organisatorischen Verankerung inner-
halb der Verwaltung und ausreichenden personellen 
Ausstattung von mindestens einer vollen Stelle. Die 
beste Möglichkeit ist die Schaffung einer eigenen 
Stabsstelle, aber auch die Ansiedlung in thematisch 
passenden Ämtern kann zielführend sein, um Dop-
pelarbeit zu vermeiden. Auch sollte diese Stelle die 
Vernetzung der relevanten Akteure voran treiben. 
Dazu kann ggf. ein Arbeitskreis gegründet werden. 
Bei der inhaltlichen Bearbeitung bieten sich in einer 
ersten Stufe das standortbezogene Mobilitätsmanage-
ment für Betriebe und Schulen an.

Das Verkehrsgeschehen in Leipzig stellt sich größ-
tenteils staufrei dar. Allerdings kam es immer wieder 
zu Überschreitungen von Grenzwerten für Feinstaub 
und Stickoxide. Deshalb wurde im Rahmen der Luft-
reinhalteplanung neben zahlreichen weiteren Maß-
nahmen eine Umweltzone festgelegt, welche nur mit 
grüner Umweltplakette befahren werden darf. 
Rund um die Zone entstanden an den Zufahrten 
„Park & Ride“-Stationen, um eine Alternative für die 
Fahrt in die Umweltzone zu bieten. Hier gilt es die 
Erfolge zu beobachten, um zu gewährlisten, dass die 
Maßnahmen den anvisierten Erfolg haben. Mobilitäts- 
management kann gut das Maßnahmenspektrum der 
Luftreinhaltepläne ergänzen.

In den gründerzeitlichen Quartieren kommt es zu 
Stellplatzproblemen. Immer wieder werden 
Lösungen, u.a. mit Car-Sharing, diskutiert, wie die 
Probleme in den innenstadtnahen Quartieren gelöst 
werden können. Viele der angedachten Maßnahmen 
sind auch aus dem Methodenkasten des Mobilitäts-
managements. Für publikumsintensive Ziele wie die 
Innenstadt oder den Zoo wurden bereits gesonderte 
Verkehrskonzepte erstellt. Auch hier liegt ein mög-
licher Ansatzpunkt für die Einführung von Mobilitäts-

management. So könnte man durch Beratungen oder 
Events, Pkw-Fahrern nahe legen, teilweise auf die 
Nutzung oder ganz auf den Besitz zu verzichten.

Im Nordraum Leipzigs werden umfangreiche Gewer-
beflächen	vorgehalten.	Als	Erfolge	werden	die	bishe-
rigen Ansiedlungen von Automobilherstellern und 
deren Zulieferern angesehen. Diese Flächen liegen 
außerhalb der Kernstadt bzw. am Rande der Stadt 
und sind gut über die Autobahn zu erreichen. Je 
mehr Arbeitsplätze hier entstehen, desto größer wird 
die Verkehrsnachfrage. Da aufgrund der großen Aus-
dehnung des Gebietes und der Art der Gewerbe ein 
Wohnen	in	fußläufiger	Entfernung	sehr	unwahr-
scheinlich ist, ist es notwendig, Alternativen zum Pkw 
zu bieten. Neben der Schaffung von ÖPNV-Angebo-
ten, bedarf es Maßnahmen, um zu gewährleisten, 
dass diese von den Beschäftigten auch genutzt wer-
den. Standortbezogenes Mobilitätsmanagement 
kann auch hier ein wichtiges Instrument sein. 

Zu den geeigneten Maßnahmen gehören ein gutes 
ÖPNV-Angebot in Verbindung mit Jobtickets und 
Arbeitnehmerberatungen, eine Wohnstandortbera-
tung für neu nach Leipzig ziehende Arbeitnehmer 
und der Bau von Radschnellwegen und sicheren 
Abstellanlagen für Pedelecs, wenn eine nennens-
werte Anzahl von Beschäftigten im Einzugsgebiet 
ansässig ist. Auch wenn die Erfahrungen mit Pede-
lec-Pendlern bisher gering sind, ist die Wahrschein-
lichkeit hoch, dass die durchschnittlichen Pendel- 
entfernungen mit dem Rad über die üblichen 5 km 
anwachsen.

Des Weiteren wird Ende 2013 mit der Fertigstellung 
des City-Tunnels ein regionales S-Bahnnetz in 
Betrieb gehen. Dies wird weitreichende Auswir-
kungen auf das Verkehrsgeschehen haben. Damit 
diese Erweiterung des ÖPNV-Angebotes zur Aus-
schöpfung des vollen Potenzials genutzt werden 
kann, ist die Einführung von Maßnahmen des Mobili-
tätsmanagements sinnvoll. 
Dazu gehören vor allem die entsprechende Nutzung 
der Aufmerksamkeit im Rahmen der Eröffnung für 
Informations- und Beratungsdienstleistungen. Auch 
sollten publikumsintensive Ziele und große Unterneh-
men für die Einführung von standortbezogenem 
Mobilitätsmanagement gewonnen werden. Initialbe-
ratungen für potenzielle Nutzer sollten durchgeführt 
werden.

Umfang weitere Aufgaben auf diese Stabsstelle über-
tragen werden, was zur Vermeidung von Doppelarbeit 
sinnvoll sein kann, ist zu gewährleisten, dass die per-
sonelle Ausstattung ausreichend ist, um eine kontinu-
ierliche Bearbeitung von Kernthemen zu gewährli-
sten. Werden zu viele Aufgaben (z.B. aus den 
Bereichen Radverkehrsförderung, Event, Kampa-
gnen, Verkehrserziehung) übertragen, besteht die 
Gefahr, dass durch „das Tagesgeschäft“ keine Kapa-
zitäten mehr für die strategische Bearbeitung von 
Mobilitätsmanagement verbleiben.

Ressourcen und Personalbedarf                                 
Der Bedarf an Ressourcen und Personal richtet sich 
stark nach dem übertragenen Aufgabenbereich, der 
Größe des Bearbeitungsgebietes und der Unterstüt-
zung aus anderen Bereichen. Insbesondere die 
Frage, in welchem Maße eigene Projekte vorange-
trieben	werden,	beeinflusst	den	Personal-	und	Res-
sourcenbedarf erheblich. Von großer Bedeutung sind 
die kontinuierliche Bearbeitung des Themenfeldes
und eine langfristig gesicherte Finanzierung. 

Die Region Hannover hat im Rahmen ihres Ver-
kehrsentwicklungsplans „Pro Klima“ je eine Stelle für 
einen Fahrrad- und einen Mobilitätsmanagement- 
beauftragten geschaffen. Dieser Stellenumfang 
sollte im gleichen Maße wenigstens für Leipzig 
gewährleistet werden. Sollen in nennenswerter 
Weise eigene Projekte vorangetrieben werden, ist 
eine weitere volle Stelle einzuplanen. Dabei ist es 
möglich, Stellen zu befristen und nach einer Pilot-
phase von einigen Jahren, die Maßnahmen mittels 
einer Evaluation auf ihren Erfolg hin zu überprüfen.
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Anhang 1:  
Vorbilder für gutes Mobilitätsmanagement

Deutschland
Die wichtigste Referenz in Deutschland für Mobili-
tätsmanagement	ist	das	Projekt	„effizient	mobil“.	
Das Projekt lief in den Jahren 2009 und 2010. Die 
Ziele des Projektes waren:

Initiierung und Förderung der Konzipierung und •	
Umsetzung von konkreten Mobilitätsmanagement-
maßnahmen lokaler Akteure
Bundesweite Vernetzung der Akteure, um das •	
Know-How	zu	bündeln	und	für	eine	flächen-
deckende Umsetzung von Mobilitätsmanagement 
nutzbar zu machen
Verankerung des Themas in Politik und Öffentlichkeit•	
Mess- und Belegbarkeit von Kosten und Nutzen•	

Im Rahmen dieses Projektes wurden 15 regionale 
Netzwerke, eins auch in der Region Halle/Leipzig 
unterstützt. Im Rahmen des Projektes wurden auch 
zwei Konzepte zur Implementierung von Mobilitäts-
management geschrieben. Die Konzepte behandel-
ten zum einen die Möglichkeiten eines stadtweiten 
Mobilitätsmanagements, zum anderen die Möglich-
keiten des neuen Standortes der kommunalen Ver-
waltung, das „Technische Rathaus“.

Im	Rahmen	des	Projektes	„effizient	mobil“	wurden	
außerdem einige Städte für ihre Bemühungen für 
Mobilitätsmanagement ausgezeichnet.

Für betriebliches Mobilitätsmanagement als Best 
Practice wurden 2009 ausgezeichnet:

Uniklinik Freiburg•	

Lincoln GmbH Walldorf•	
Verwaltung der Region Hannover•	

Für kommunales Mobilitätsmanagement als Best 
Practice wurden 2009 ausgezeichnet:

München•	
Dortmund•	
Brühl•	

Für betriebliches Mobilitätsmanagement für innova-
tive Konzepte wurden 2010 ausgezeichnet:

SMA Solar Technology AG•	
Uni Bremen•	
Verbund Aachener Krankenhäuser•	
Industriepark Höchst•	
Melt! Festival•	

Für kommunales Mobilitätsmanagement für innova-
tive Konzepte wurden 2010 ausgezeichnet:

Städtenetzwerk Ruhrgebiet•	
Landkreis Vechta•	
Gemeinden Longuich und Fell•	
Weilheim in Oberbayern•	
Max-Planck-Gymnasium und Auguste-Viktoria-Gym-•	
nasium (Trier)

Europa
In Europa hat sich, gefördert von der EU, das Netz-
werk EPOMM (European Platform on Mobility 
Management) etabliert.  Es besteht aus mit Mobilitäts-
management beauftragten Regierungsorganisationen. 
Dies können sowohl Ministerien aber auch andere 

Organisationen sein. Ziel des Netzwerkes ist der 
Wissensaustausch zwischen Akteuren des Mobili-
tätsmanagements und mit anderen Netzwerken, die 
sich mit ähnlichen Themen (z.B. nachhaltigem Ver-
kehr oder Radverkehrsförderung) befassen. Auch die 
Weiterentwicklung und Evaluation von Mobilitätsma-
nagement gehört zu den Themen mit denen sich die 
EPOMM-Partner beschäftigen. Mit dem neuen Pro-
jekt „EPOMM+“ entsteht eine Datenbank von Best 
Practice Beispielen, welche unterschiedliche Schwer-
punkte haben. In der Datenbank werden die Ergeb-
nisse aus anderen Projekten zusammenfasst. So las-
sen sich je nach Schwerpunktthema gute Beispiele, 
Maßnahmen und Ansätze recherchieren.

Auf europäischer Ebene fällt es schwer, ausgewie-
sene „Best-Practice“-Beispiele zu benennen, da die 
Abgrenzung zwischen sektoraler Förderung 
bestimmter Verkehrsarten und übergreifendem Mobi-
litätsmanagement nicht immer eindeutig möglich ist. 
Es scheint aber, dass die deutschen Beispiele als 
gute Referenzen für Leipzig herangezogen werden 
können, da sie im gleichen rechtlichen und gesell-
schaftlichen Umfeld liegen.

Zahlreiche Städte haben inzwischen große Erfolge 
bei der Förderung des Radverkehrs vorzuweisen und 
konnten	so	den	Pkw-Verkehr	signifikant	zurückdrän-
gen. Als Beispiele sind hier nicht nur niederländische 
(z.B. Groningen, Utrecht) und dänische (z.B. Kopen-
hagen, Odense) Städte zu nennen. Auch Basel, Graz 
oder Bozen werden als gute Beispiele angesehen.
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Anhang 2:  
Kategorisierung von Mobilitätsmanagement

Im Rahmen des Projektes „Wirkungen von Mobilitäts-
managementmaßnahmen auf Verkehr und Umwelt“ 
von der IVM, ILS und TUHH wurde ein morpholo-
gischer Kasten zur Charakterisierung von Maßnah-
men entwickelt. Jede Maßnahme des Mobilitätsma-
nagements lässt sich hinsichtlich der dargestellten 
Merkmale charakterisieren. Mehrfachnennungen 
innerhalb eines Merkmals sind dabei möglich. Auf 
diese Weise lassen sich z.B. alle Maßnahmen 
herausfiltern,	die	die	Verkehrsmittelwahl	beeinflussen	
und den Radverkehr betreffen.



1. Verständnis - Einführung und Bedeutung

Entstehungsgründe von Wirtschaftsverkehr          
Arbeitsteilung prägt unser heutiges Leben. Nahezu 
alle Waren und Güter, die wir zum täglichen Leben 
benötigen, stellen wir nicht mehr selbst her. Zum 
Qualitätserhalt werden die Waren durch Umver-
packungen geschützt. Die Ver- und die Entsorgung 
sind damit wesentliche Funktionen, die die kommu-
nale Planung sicherzustellen hat, um die Funktions-
fähigkeit der Stadt nicht zu gefährden. Der dadurch 
generierte Wirtschaftsverkehr ist ortsgebunden und 
dient der Daseinsvorsorge. Im Rahmen der ortsge-
bundenen Funktionen des Wirtschaftsverkehrs ent-
stehen Fahrten durch die Ver- und Entsorgung der 
ortsansässigen Haushalte und Unternehmen (Indus-
trie, Handel, Dienstleistungen), die auf die Region 
angewiesen sind. Die ortsungebundene Funktion des 
Wirtschaftsverkehrs entsteht durch Unternehmens-
ansiedlungen,	deren	Tätigkeitsprofil	nicht	primär	auf	
eine materielle Austauschbeziehung mit der Region 
ausgerichtet ist, sondern wofür die Ansiedlung, etwa 
die Lagegunst (beispielsweise die Seehafenfunktion 
Hamburgs durch den Zugang zum globalen Waren-

handel) oder andere Faktoren (beispielsweise Rah-
menbedingungen der Logistik, wie die Lenkzeiten, 
die zur Entstehung des Logistikknotens in Bad Hers-
feld beigetragen haben) ausschlaggebend sind. Auch 
in Leipzig und dessen Umland sind Unternehmen 
angesiedelt, die nicht primär auf physische Aus-
tauschbeziehungen mit der Region angewiesen sind, 
wie beispielsweise Amazon oder Future Electronics. 
Für eine Region kann eine derartige Ansiedlung 
jedoch von hohem Nutzen sein, wenn infolgedessen 
Arbeitsplätze und Gewerbeeinnahmen generiert wer-
den oder mit der Ansiedlung dieser Unternehmen 
Multiplikator- und Katalysatoreffekte verbunden sind, 
weil dadurch die Standortgunst für die Ansiedlung 
anderer Unternehmen, auch aus anderen Branchen, 
verbessert wird.

Wirtschaftsverkehr entsteht, da Produktion und Kon-
sum	selten	an	einem	Ort	(Koordinaten)	stattfinden.	
Dies gilt sowohl für Waren und Güter als auch für 
Dienstleistungen. Der Wirtschaftsverkehr hängt in 
seiner Art, seinem Aufkommen und seiner Zusam-
mensetzung sowie der zeitlichen und räumlichen 
Verteilung von einer Vielzahl von Faktoren ab: Kon-

sumverhalten und Wirtschaftsweise sind wesentliche 
Bestimmungsfaktoren für die Verkehrsentwicklung 
und deren Folgen für Mensch und Umwelt. Die Aus-
prägungen dieser Faktoren – heute vor allem die ubi-
quitäre und jederzeitige Verfügbarkeit aller Waren – 
bestimmen die Wahl des Transportmittels: 
Schnelligkeit,	geringe	Transportkosten	und	flächen-
hafte Erreichbarkeit sind ausschlaggebende Argu-
mente für einen Gütertransport per Lkw, um die 
Waren	und	Güter	kosteneffizient	zur	richtigen	Zeit	am	
richtigen Ort bereit stellen zu können.

Das Wachstum und die Verschiebungen innerhalb 
und zwischen den einzelnen Verkehrsträgern werden 
auf unterschiedliche Effekte zurückgeführt, bei denen 
räumliche, technologische und marktseitige Verände-
rungen zusammenwirken. Als ein wesentlicher Aus-
löser wird der Güterstruktureffekt (auch Güterstruk-
turwandel genannt) gesehen, der die Veränderungen 
auf den Gütermärkten (Anteilsänderungen der einzel-
nen Hauptgütergruppen am Verkehrsaufkommen) 
beschreibt. Für den Güterstruktureffekt werden ins-
besondere der Bedeutungsverlust von Grundstoff- 
und Montanindustrien, der Bedeutungsgewinn “hoch-

Fragen an die Gutachterin
Verständnis - Einführung und Bedeutung 

Wieso kommen Güter im Lkw? Rolle des Lieferns, •	
Ver- und Entsorgens für unser Wirtschaftssystem. 
Was ändert sich in den nächsten Jahren?
Wie	werden	Güter-	und	Wirtschaftsverkehr	defi-•	
niert und welche Verkehrsanteile mit welchen Ver-
kehrsträgern stellen sie in Leipzig? 
Welche Höchstgeschwindigkeit braucht der Wirt-•	
schaftsverkehr? Ist die gesamtstädtische/
abschnittsweise Anordnung von 30 km/h relevant 
bei den „globalen“ Reisezeiten im Wirtschaftsver-
kehr?

Entwicklungen und Veränderungen
Welche Entwicklungen und Veränderungen sind •	
in den nächsten Jahren im Güter- und Wirt-
schaftsverkehr zu erwarten?
Wie groß sind die Chancen einer Minderung des •	
Wirtschaftsverkehrs durch die Regionalisierung 
der Märkte?

Logistikstandort Leipzig
Wie sind die Entwicklungspotenziale Leipzigs als •	
Logistikknoten in Europa oder Mitteldeutschland 
einzuschätzen? 
Was unterstützt „schnelle Logistik“ (z. B. vom Bio-•	
City Campus zum Flughafen)? 
Was stärkt den Logistikstandort Leipzig?•	
Wirtschaftverkehr auf kurzen/schnellen/direkten/•	
staufreien Wegen? 

Wie rechnet ein Logistiker? •	
Wie kann Leipzig die verkehrlichen Wirkungen der •	
Industrieentwicklung im Nordraum reduzieren? 
Welche Rolle spielt regionaler Verkehr für das •	
Verkehrsgeschehen in Leipzig? Wie sehen die 
regionalen	Verkehrsverflechtungen	insbesondere	
beim Pendler-, Wirtschafts-, Einkaufs- und Frei-
zeitverkehr aus?

Alternative Anbindungsformen / Potenziale zur 
Anbindung innerstädtischer Gebiete

Gibt es dauerhaft selbsttragende innovative Kon-•	
zepte zur Anbindung von innerstädtischen 
Gewerbe- und Handelsstandorten? Was ist „State 
of the Art“ bei der Steuerung und Führung von 
Güter- und Wirtschaftsverkehr? 
Was machen Giga-Liner mit der Stadt? Ein Lkw-•	
km entspricht der gleichen Schadwirkung auf der 
Straße wie 60.000 Pkw-km. Das heißt: Die Bela-
stung für die Straße steigt um die Vierer-Potenz 
der Achslast. Anrechnung der Lasten auf den Wirt-
schaftsverkehr: Gerecht oder wirtschaftsfeindlich? 
Wie groß sind die Potenziale der „Schiene“, von •	
elektrogestützter Mobilität und von Lastenfahrrä-
dern sowie die Verknüpfungspotenziale Schiene/
Straße/Luft beim Wirtschaftsverkehr?

Best Practice
Beispiele aus Europa und der Region.•	

Bedeutung des Güter- und Wirtschaftsverkehrs
                                                                                                                                                                                          Prof. Dr. Heike FlämigIII
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wertiger” Güter und die Verlagerung von Massen- 
 produktionen in das Ausland verantwortlich gemacht. 

Die veränderte Zusammensetzung der zu transpor-
tierenden	Güter	stellt	spezifische	Anforderungen	an	
das Gütertransportsystem. Gleichzeitig trägt das 
abnehmende Gütergewicht auch zu einem Rückgang 
der Transportkosten an den Gesamtkosten der 
Güterproduktion und -verteilung bei. Die Entwick-
lungen in der jüngeren Zeit - Ausbau der Verkehrs-
wege (Infrastruktureffekt), Entwicklung der Verkehrs-
technologie - sowie die Ordnungspolitik der 
Europäischen Union (Deregulierungs- und Liberali-
sierungseffekt) haben die Bedeutung der Transport-

Tab. 1:   Vor- und Nachteile der Verkehrsträger
(Eigene Zusammenstellung nach Schulte 1991, Nuhn/Hesse 2006, Wannenwetsch 2008)

kosten als Standortfaktor weiter reduziert. Die neuen 
Produktionsstrategien von Industrie und Handel 
erfordern neue Logistikkonzepte (Logistikeffekt). Auf 
die Schnelllebigkeit der Produkte und den Wunsch 
vieler Kunden nach kurzen Lieferzeiten reagieren die 
Unternehmen vor allem durch verkürzte Produktions- 
und Lieferrhythmen (just-in-time). Die zeitliche Flexi-
bilisierung spiegelt sich in der dynamischen Markt-
entwicklung der Kurier-, Express- und Paketdienste 
(KEP-Branche) wider.

Mit den veränderten logistischen Anforderungen ver-
binden sich unterschiedliche Reaktionsmöglichkeiten 
der Verkehrsträger, entsprechend den so genannten 

Verkehrswertigkeiten (vgl. Voigt 1973): Schnelligkeit, 
Netzbildung und Flexibilität. Während die Schiene 
und das Binnenschiff angestammte Märkte verlieren, 
fallen	dem	flexiblen	Lkw	und	der	Luftfracht	neue	Sen-
dungspotenziale zu. Tabelle 1 stellt die Vor- und 
Nachteile der Verkehrsträger einander gegenüber.
Im Rahmen der räumlichen Flexibilisierung werden 
im großen Umfang Tätigkeiten und Funktionen aus-
gelagert (Outsourcing), wodurch es zur Zunahme 
von	Arbeitsteilung,	räumlicher	Verflechtung	und	Ver-
kehrsaufwand kommt (s.u.). Außerdem werden neue 
hochflexible	Produktionsstätten	außerhalb	der	Kern-
städte angesiedelt. Diese Sub- bzw. Desurbansierung 
der Arbeits- und Produktionsstätten geht in der Regel 
mit mehr Verkehr einher.

Verständnis von Wirtschaftsverkehr                          
Gemeinhin wird als Wirtschaftsverkehr der Verkehr 
bezeichnet, welcher in Ausübung des Berufes (nicht 
Dienstreiseverkehr) entsteht (die Forschungsgesell-
schaft für Straßen- und Verkehrswesen (FGSV) 
arbeitet derzeit an einem entsprechenden Fachpa-
pier	und	an	einer	einheitlichen	Definition).	Er	wird	
weiterhin in Güterverkehr und Personenwirtschafts-
verkehr unterteilt.

Zum Güterverkehr werden alle Versorgungsverkehre 
mit Waren und Gütern und die Entsorgungsverkehre 
von Reststoffen und Abfall, aber auch die Rückfüh-
rungstransporte von nicht verkaufter Ware, gemieteten 
oder geleasten Gütern oder von nicht (mehr) funkti-
onsfähiger Ware gezählt. Der Personenwirtschaftsver-
kehr umfasst Wege, die in Ausübung des Berufes 
entstehen, deren Hauptzweck nicht der Güter- und 
Warentransport ist, sondern die Erbringung einer 
Dienstleistung (Dienstleistungsverkehr und Perso-
nenbeförderungsverkehr). Es kann sich dabei um 
Wege von Handwerkern handeln, welche in der 
Regel Werkzeug und Material mit sich führen oder 
um Wege von Ärzten bei Hausbesuchen, um einen 
Vertreterbesuch in einem Unternehmen oder um die 
Beförderungsleistung mit einem Taxi. Zum Wirt-
schaftsverkehr zählen demzufolge sowohl die Bewe-
gungen von Personen und Gütern zwischen Unter-
nehmen als auch zum (End-)Kunden zur Erbringung 
von Dienstleistungen oder zur Ver- und Entsorgung. 
Teilweise werden Dienst(reise)verkehre zum Wirt-
schaftsverkehr hinzugezählt, wodurch allerdings eine 
Doppelzählung mit der Systematisierung der Ver-
kehrszwecke des Personenverkehrs entsteht.

Entwicklung des Wirtschaftsverkehrs                       
Die Daten- und Informationslage zur Entwicklung des 
Wirtschaftsverkehrs ist begrenzt. Statistische Daten 
zum Güterverkehr (Infrastruktur, Aufkommen, Auf-
wand, Fahrzeuge) liegen auf der Ebene der Bundes-
länder und für Gesamtdeutschland vor. Detailliertere 
Daten zum Wirtschaftsverkehr mit Kraftfahrzeugen 
liefert die Erhebung „Kraftfahrzeugverkehr in 
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Abb. 2:  Abgrenzung des WirtschaftsverkehrsAbb. 1:  Logistik und Wirtschaftsverkehr (Fkm: Fahrzeugkilometer, tkm: Tonnenkilomenter; EF: Emissionsfaktor)

Deutschland 2010“ (KiD 2010). Teilweise existieren 
Verkehrshebungen auf kommunaler Ebene, wie auch 
in Leipzig aus den Jahren 2006 und 2007. Differen-
zierte Angaben zur Bedeutung der Form der logi-
stischen Nutzungen für die Art, Höhe und Zusam-
mensetzung sowie für das zeitliche und räumliche 
Auftreten von Wirtschaftsverkehr existieren für rund 
150 Kommunen aus den 1990er Jahren. Neuere 
Erhebungen liegen kaum vor.

Güterverkehrsentwicklung in Deutschland
Der Güterverkehr ist im erheblichen Umfang insge-
samt gewachsen. Dabei ist das absolute Transport-
volumen weniger stark gewachsen als die Leistungs-
kennziffern. Das Verkehrswachstum ist demnach 
vorrangig ein Ergebnis des Anstieges der Entfer-
nungen. Dies zeigt sich auch deutlich an der Ent-
wicklung der internationalen Verkehrsträger See-
schifffahrt und Luftverkehr (BMVBS 2011). National hat 
sich die Bedeutung der einzelnen Verkehrsträger zu 
Lasten des Schienengüterverkehrs und vor allem des 
Binnenschiffsverkehrs hin zum Straßengüterverkehr 
verschoben. Über 70 Prozent der Gütertransporte in 
Deutschland - gemessen sowohl an der Tonnage als 
auch an den Tonnenkilometern - werden mit stei-
gender Tendenz auf der Straße durchgeführt. Über 
50 Prozent der mit Fahrzeugen über 3,5 Tonnen 
Nutzlast transportierten Tonnage ist unter 50 km 
unterwegs, im Werkverkehr ist dieser Anteil noch 
höher. Knapp vier Fünftel des Transportaufkommens 
wird im regionalen Verkehr bis zu 150 km auf der 
Straße abgewickelt (BMVBS/DIW 2012, S. 262).

Modal Split von Sachsen
und räumliche Beziehungen von Leipzig
Im Jahr 2010 teilte sich der Güterverkehr im Freistaat 
Sachsen folgendermaßen auf die Verkehrsträger auf: 
der Straßengüterverkehr besaß einen Anteil von 93,5 
Prozent, der Schienengüterverkehr einen Anteil von 
6,4 Prozent und der Binnenschiffsverkehr einen 
Anteil von 0,1 Prozent am gesamten Güterverkehrs-
aufkommen Sachsens (siehe LISt GmbH 2012, S. 11, Stati-
stisches Bundesamt 2010, S. 98f.).

Im Vergleich der Bundesländer dominiert im Binnen-
verkehr in Sachsen mit 58 Prozent der Transport von 
Baustoffen. Bezogen auf die Ein- und Ausfuhr aller 
Güter in Sachsen entfallen 32 Prozent der transpor-
tierten Mengen auf Erzeugnisse, 28 Prozent auf Bau-
stoffe und 24 Prozent auf Naturprodukte (SMWA2008, 
S. 54, basierend auf KBA 2006).

Anteile des Wirtschaftsverkehrs
am Kraftfahrzeugverkehr
Der Wirtschaftsverkehr besitzt nach der neuesten 
Erhebung „Kraftfahrzeugverkehr in Deutschland 2010 
(KiD 2010)“ einen Anteil von rund 27 Prozent an den 
gesamten Fahrzeugfahrleistungen in Deutschland 
(WVI/IVT/DLR/KBA 2012, S. 26). Dies deckt sich mit dem 
in den 1990er Jahren geschätzten Anteil des motori-
sierten Segments des Wirtschaftsverkehrs von 25 bis 
30 Prozent der werktäglich durchgeführten motori-
sierten Fahrten im städtischen Verkehr, von denen 
wiederum ein Drittel auf den Gütertransport mit Nutz-
fahrzeugen und zwei Drittel auf den Personenwirt-
schaftsverkehr mit Pkw zurückgeführt werden (vgl. 
exemplarisch IVU 1995). Eine Verkehrsbefragung in 
Leipzig im Jahr 2006 ergab, dass insgesamt 73 Pro-
zent	aller	befragten	Personen	aus	beruflichen	Grün-
den mobil waren (Stadt Leipzig 2006, S.13-19). Davon 
entfielen	43	Prozent	auf	den	Weg	von	oder	zur	
Arbeits- bzw. Ausbildungsstätte. Mit dem Motiv „von/
zur dienstlichen Erledigung“ können 30 Prozent dem 
Personenwirtschaftsverkehr zugeordnet werden. 
Demnach ist in Leipzig jedes vierte Kfz im Wirt-
schaftsverkehr unterwegs, wobei zu 60 Prozent Pkw 
und Kleintransporter zum Einsatz kommen. Zu 
Beginn des Jahres 2012 waren im Regierungsbezirk 
Leipzig 458.134 Pkw registriert. 200.054 Pkw waren 
in der Stadt Leipzig zugelassen, 42.745 Pkw dieser 
Fahrzeuge auf einen gewerblichen Halter (KBA 2012, S. 
48f.). 169.029 Lkw waren in Sachsen und 37.065 Lkw 
im Regierungsbezirk Leipzig zugelassen, von denen 
rund 50 Prozent eine zulässige Gesamtmasse bis 2,8 
Tonnen und knapp 30 Prozent eine zulässige 
Gesamtmasse von 2,8 und 3,5 Tonnen haben. Im 
Bundesland Sachsen gelten ähnliche Relationen bei 
insgesamt 169.029 Lkw  (KBA 2012, S. 50f.).

Aufkommens-/Belastungspunkte in Leipzig
Durch den Flughafenausbau zum internationalen Luft-
frachtdrehkreuz konnte sich Leipzig als Standort für 
unterschiedliche Branchen etablieren. Insbesondere 
im nördlichen Teil Leipzigs haben sich Automobilpro-
duzenten, wie BMW und Porsche, als große Güterver-
kehrsnachfrager angesiedelt. Neben Industrieunter-
nehmen zählen auch zahlreiche Logistikunternehmen, 
wie Schenker, DHL sowie die Fernhändler Amazon 
und Momox zu den neuen Güterverkehrserzeugern 
Leipzigs. 

Das	Güterverkehrszentrum	(GVZ)	Leipzig	befindet	
sich im nordwestlichen Teil Leipzigs. Das GVZ hat 
eine Fläche von derzeit ca. 700 ha, auf denen sich 
über 100 Unternehmen aus unterschiedlichen Bran-
chen angesiedelt haben (Stadt Leipzig 2011a, S. 10). 
Aktuell beträgt die noch verfügbare Fläche innerhalb 
rechtskräftiger Bebauungspläne 95,2 ha. Im süd-
lichen	Quartier	des	GVZ	befinden	sich	die	letzten	
Flächenreserven von 117,6 ha, deren Bebauungs-
pläne noch im Verfahren sind (GVZ 2012b). Die 
Schiene und die BAB 14 weisen einen direkten 
Anschluss auf. Zur nächsten Autobahn BAB 9 beträgt 
die Entfernung 8 km, zum Flughafen Leipzig/Halle 
7km und zum Binnenhafen Halle-Saale sind es ca. 
40 km (GVZ 2012a). Auf dem Verkehrsträger Schiene 
wird das GVZ-Stammgleis zur Versorgung des Por-
sche-Werkes mit Cayenne-Karossen aus Bratislava 
genutzt. Im südlichen Teil des Güterverkehrszen-
trums	befindet	sich	der	Containerterminal	Leipzig-
Wahren. Er verfügt über vier 700 m lange Gleise und 
zwei schienengeführte Portalkräne. Ab dem Jahr 
2013 sollen insgesamt vier Portalkräne eingesetzt 
werden. Die Fahrzeugbewegungen und die Kapazität 
sollen sich bis dahin auf über 200.000 € verdoppeln 
(Stadt Leipzig 2011a, S.10, GVZ 2011). Das Umschlagsun-
ternehmen nimmt am Projekt „Transit via Innovative 
Gateway Concepts Solving European Intermodal Rail 
Needs (TIGER)“ im 7. EU-Forschungsrahmenpro-
gramm teil. Hier wird im Arbeitspaket Intermodal Net-
work 2015+ die Integration eines Mega-Hubs als 
Drehscheibe für den Güterverkehr untersucht (DUSS 
2011). Zusätzlich werden am CT Leipzig-Wahren im 
Rahmen des EU-geförderten Pilotprojekts „Cargo-
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Beamer“ neue Wege zur Verlagerung von nichtkran-
baren	Sattelaufliegern	im	Kombinierten	Verkehr	vom	
Verkehrsträger Straße auf die Schiene erprobt (Stadt 
Leipzig 2011a, S.14). Zur Umsetzung der Maßnahme 
„Erhaltung, Reaktivierung und Neubau von Gleisan-
schlüssen“ wurden bereits vorhandene bzw. im Bau 
befindliche	und	potenzielle	Gleisanschlüsse	ermittelt.	
Aus der nachfolgenden Abbildung wird ersichtlich, 
dass große Gewerbegebiete mit Gleisanschluss im 
Nordwesten und im Nordosten liegen. Für das GVZ 
Leipzig und das CT Leipzig-Wahren im Nordwesten 
sind weitere Ausbaumaßnahmen geplant.

Das A-Zentrum umfasst die Innenstadt Leipzigs mit 
dem inneren Stadtkern, dem Hauptbahnhof sowie 
einige kleinere Teilräume um den Stadtkern herum. 
Die beiden B-Zentren sind das Allee Center im 
Westen der Stadt und das Paunsdorf Center im 
Osten der Stadt. Die C-Zentren oder auch Stadtteil-
zentren stellen die Grundversorgung sicher. 

Der größte Anteil des Verkehrs auf den zehn wich-
tigsten	Zufahrtsstrecken	findet	mit	36	Prozent	auf	
den Straßenabschnitten B2-Nord und B2-Süd statt. 

2007 gegenüber dem Jahr 2006 um 1 bis 6 Prozent-
punkte schlechter bewertet oder gleichbleibend (Stadt 
Leipzig 2007, S. 19-21). Datenanalysen für Leipzig zei-
gen, dass die meisten Fahrten im Wirtschaftsverkehr 
regionale Verkehre sind. Diese Tatsache erschwert 
die Verlagerung auf die Bahn oder das Binnenschiff, 
da hier die Waren und Güter in der Regel zweimal 
häufiger	umgeschlagen	werden.	Dies	ist	darauf	
zurückzuführen, dass Versender und Empfänger der 
Waren und Güter immer seltener über direkte Schie-
nen- oder Wasserstraßenanschlüsse verfügen.

Analyse der Verkehrssysteme in Leipzig
Eine Analyse der Verkehrssysteme für die einzelnen 
Verkehrsträger zeigt folgendes Bild:

Straßenverkehr
Sachsen verzeichnet ebenso wie Deutschland insge-
samt	ein	rückläufiges	Güteraufkommen	im	Straßen-
verkehr bei anhaltendem Wachstum der Entfernungen 
(SMWA 2008, S. 54, basierend auf KBA 2006), Statistisches 
Bundesamt 2010, S. 78). Im Zeitraum der Jahre 2000 bis 
2006 ging die transportierte Gütermenge im Binnen-
verkehr zurück, die Gütermenge im bundesland- 
überschreitenden Straßenverkehr stieg um 14 Pro-
zent. Die Bilanz von Einfuhr in und Ausfuhr aus 
Sachsen ist annähernd ausgeglichen.

Straßenseitig weist Leipzig nur geringe überregionale 
Verflechtungsbeziehungen	auf:	Rund	6	Prozent	der	
Kfz verkehren nicht zwischen Leipzig und anderen 
Orten in Sachsen, Sachsen-Anhalt oder Thüringen 
(Stadt Leipzig 2007, S. 16f.). Auf den zehn wichtigsten 
Zufahrtsstraßen waren im Jahr 2006 rund 236.000 
Kfz pro Tag unterwegs, bei 533.374 Einwohnern der 
Stadt Leipzig zum 31.03.2012 (Stadt Leipzig 2012). 
Rund 36 Prozent der Fahrten endeten und 40 Pro-
zent der Fahrten starteten in Leipzig. 14 Prozent der 
Fahrten besaßen sowohl Quelle als auch Ziel in Leip-
zig. Zehn Prozent waren Durchgangsverkehre. Ein 
Drittel des 10 prozentigen Durchgangsverkehrs ent-
stand im Zusammenhang mit dem Südraum Leipzig, 
wobei dieser beim Vergleich der Jahre 2006 und 
2007 bereits zu einem großen Anteil auf den Auto-
bahnring verlagert werden konnte. 

Für die Weiterentwicklung des innerstädtischen Stra-
ßenverkehrsnetzes liegt das Fachgutachten zur 
„Zukunftsfähigkeit des Tangenten- und Ringkon-
zeptes“ vor. Hinweise auf bedeutende Engpässe im 
Straßenverkehrssystem für den Wirtschaftsverkehr 
finden	sich	dort	nicht.	Eine	hohe	gesamtstädtische	
Zunahme im Verkehrsaufkommen wird dort eher als 
unrealistisch eingeschätzt. Verkehrszuwächse wer-
den am ehesten an den Gewerbestandorten selbst 
gesehen (Fachgutachten; Zukunftsfähigkeit des Tangenten- 
und Ringkonzeptes, S. 2f.). Leipzig verfügt derzeit über 
mehrere direkte Autobahnanschlüsse (A 9 „München - 
Berlin“ und A 14 „Magdeburg - Dresden“). Diese sollen 

Abb. 3:  Gleisanschlüsse und Aufkommensschwerpunkte Leipzigs (Stadt Leipzig 2004, S. 30)

Im	nordöstlichen	Teil	befinden	sich	die	Standorte	der	
Leipziger Messe und von BMW. Im Gegensatz zum 
Porsche-Zentrum, generiert das BMW-Werk, durch 
die Größe der Produktionsstätte, mehr Wirtschafts-
verkehr. Das BMW-Werk verfügt über eine eigene 
Zufahrtsstraße mit direkter Anbindung an die Auto-
bahn. Die Leipziger Messe verursacht nicht nur aus 
dem Umland, sondern ebenfalls aus der Stadt heraus 
ein hohes Verkehrsaufkommen. Weitere wichtige 
Wirtschaftsstandorte im Zentrum und Osten Leipzigs 
sind der Wissenschaftspark (Biomassezentrum), die 
BioCity, das Business & Innovation Centre Leipzig, 
das Fraunhofer und Max-Planck-Institut, die Unikli-
niken im Innenstadtbereich sowie im Westen der 
Stadt die Leipziger Baumwollspinnerei.

Das Fachkonzept Zentren (Stadt Leipzig 2008) unter-
scheidet Nahversorgungslagen, D-, C-, B- und A-Zen-
tren. 11 Zentren haben einen Ladenbesatz, der eine 
Organisation des Wirtschaftsverkehrs ermöglicht. 

Im Zuge der Schließung des Autobahnrings verrin-
gerte sich die Anzahl der Kfz pro Tag auf den Haupt-
zufahrtsstraßen in den vergangenen Jahren um 7 
Prozent bzw. 15.800 Kfz/Tag. Der Lkw-Verkehr ging 
auf den zehn Hauptzufahrtsstraßen nach Leipzig um 
21 Prozent zurück (Stadt Leipzig 2007, S. 12). Annähernd 
die Hälfte des Lkw-Durchgangsverkehrs (42 Prozent) 
konnte erfolgreich auf die Umgehungsstraßen umge-
leitet werden. Auf der aufkommensstarken B2-Süd 
mit über 40.000 Kfz/Tag nahm der Verkehr jedoch 
um 9 Prozent zu. Auf der S 1 (Louise-Otto-Peters-
Allee), worüber u. a. das GVZ Leipzig zu erreichen 
ist, fand ein 9- prozentiger Anstieg des Kfz-Verkehrs-
aufkommens statt, welche allerdings, verglichen mit 
der B2-Süd, ein geringes absolutes Verkehrsaufkom-
men aufweist (Stadt Leipzig 2006, S.13-19). Die Erreich-
barkeit wurde auf der B2-Nord auffallend schlechter 
eingeschätzt. Für alle anderen Zufahrtsstraßen, mit 
Ausnahme der S 1 (Louise-Otto-Peters-Allee), wurde 
die Erreichbarkeit des Leipziger Zentrums im Jahr 
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weiter	ausgebaut	(zum	Teil	6-streifig)	und	mit	Zufüh-
rungen in das innere Stadtgebiet (zum Beispiel über 
die B 87 von Torgau) versehen werden. Die Südtan-
gente A 38 ist fertig gestellt. Somit ist der Autobahn-
ring zwischen A 9 und A 14 geschlossen. Weiterhin 
wird die A 72 aus Richtung Chemnitz fertig gestellt. 
Diese Maßnahmen sind im aktuellen Bundesver-
kehrswegeplan festgeschrieben und sollen bis zum 
Jahr 2020 fertig gestellt werden.

Binnenschiffsverkehr
Der Binnenschiffsverkehr spielt in Leipzig lediglich 
eine untergeordnete Rolle. Dies geht unter anderem 
aus den bundesweiten Güterumschlagszahlen her-
vor. Diese Werte zeigen im Bundesländervergleich, 
dass in Sachsen die mit Abstand geringste Menge an 
Gütern mit dem Binnenschiff transportiert wird (Stati-
stisches Bundesamt 2012, S. 7, 41). Zwar ist der Agglome-
rationsraum Halle/ Leipzig durch den Ausbau der 
Saale mit der Elbe verbunden und gütertransportfä-
hig, allerdings betreffen diese Maßnahmen haupt-
sächlich die Stadt Halle (Petschow, Wlodarski 2009, S. 
209-213). Ein weiteres Problem wird in der geringen 
Fahrrinnentiefe der Elbe gesehen, wodurch weitere 
Ausbauten der Saale fraglich erscheinen.

Schienenverkehr
Wichtige Relationen im Schienenverkehr Sachsens 
sind die deutschen Seehäfen und damit die Bundes-
länder Hamburg und Niedersachsen als Ausfuhrlän-
der. Im Zusammenhang mit der Containerlogistik und 
der Automobilindustrie sind die Quellen vieler Ganz-
züge die sächsischen KV-Terminals (Leipzig und 
Riesa). Umgekehrt wird eine mögliche Verteilerfunk-
tion für die Seehäfen derzeit ausgeschlossen. 

Das südlich vom Hauptbahnhof überlastete Schie-
nenverkehrssystem soll durch den Bau eines City- 
Tunnels entlastet werden. Weiterhin ist die Errichtung 
einer Hochgeschwindigkeitstrasse, unter anderem 
zwischen Erfurt und Leipzig/Halle, geplant. Über die 
Anbindung des Flughafens Leipzig-Halle soll auch 
das dortige Luftfrachtdrehkreuz der DHL an den 
schnellen Güterverkehr angebunden werden. Zusätz-
lich sollen Trassen für eine etwaige spätere Nutzung 
freigehalten werden. 

Dafür wurden die bereits vorhandenen beziehungs-
weise	im	Bau	befindlichen	und	potenziellen	Gleisan-
schlüsse ermittelt. Ein Ausbau dieser Trassen ist bis-
lang nicht geplant. Die Anbindung des GVZ 
Glauchau durch zwei Gleisanschlüsse und eine KV-
Umschlagsanlage birgt Potenzial zur stärkeren Ver-
lagerung des Verkehrs auf die Schiene. Im Rahmen 
des so genannten „Railport-Konzeptes“ der DB AG 
ist geplant, dieses Ziel konkret zu verfolgen und 
auch nicht containerisierte Güter auf die Bahn zu 
verlagern.

geführt. Bereits bei der Einführung des europäischen 
Binnenmarkts wurde in Deutschland die Einführung 
der Lkw-Maut diskutiert. Hintergrund bildete die 
Befürchtung, dass Deutschland aufgrund seiner geo-
grafischen	Lage	in	der	Mitte	Europas	als	Transitland	
die größte Last bei den Infrastrukturkosten tragen 
müsste. Diese Bedenken waren nicht unbegründet: 
So wuchs der Anteil der ausländischen Lastkraftfahr-
zeuge an der gesamten Verkehrsleistung in Deutsch-
land von 17 Prozent im Jahr 1992 auf 25 Prozent im 
Jahr 2009 (BMVBS 2011b, S. 244). Es verwundert daher 
nicht, dass im nationalen Interesse die Einführung 
einer	Straßennutzungsgebühr	sehr	stark	fiskalisch	
getrieben war.
Aufgrund der von der EU geforderten diskriminie-
rungsfreien und gerechten Ausgestaltung einer Maut, 
entstand das nutzungsbezogene Gebührensystem, 
das die Anzahl der Achsen und die Emissionsklasse 
der Fahrzeuge berücksichtigt. Allerdings ist die Höhe 
der Maut durch die Vorgabe der Art der Ermittlung der 
Wegekosten begrenzt, da bisher nur die Infrastruktur-
kosten für den Bau, Ausbau, Erhalt und Betrieb des 
bemauteten Straßennetzes angesetzt werden dürfen 
und andere externe Effekte bei der Ermittlung der 
Höhe der Maut unberücksichtigt bleiben.

Eine Wirkungsanalyse macht deutlich, dass mit einer 
verursachungsgerechteren Anlastung zunächst keine 
Veränderungen im Verkehrsgeschehen einhergehen 
müssen (Flämig 2013, S. 215f.). Verlagerungen auf das 
Binnenschiff oder die Bahn, als Konsequenz aus der 
Einführung der Lkw-Maut, sind nicht zu erkennen. 
Auch hinsichtlich der transportierten Mengen und 
zurückgelegten Entfernungen scheint von der Lkw-
Maut keine Lenkungswirkung auszugehen. Dies gilt 
auch für die erhoffte Reduzierung der Leerkilometer. 
In diesem Sinne scheint die Maut kaum bis keine 
Auswirkungen auf das Aufkommen, den Aufwand 
und die Verkehrsmittelwahl im Güterverkehr zu 
haben. Dies gilt ebenso für die Fahrleistungen nach 
Entfernungsstufen. Lediglich hinsichtlich der Verlage-
rung auf das nachgeordnete Bundesstraßennetz sind 
punktuelle Verlagerungen zu beobachten, denen mit 
der	Einführung	der	Mautpflicht	auf	weiteren	1.000	
Kilometern entgegengewirkt werden soll.
Die ausbleibende substantielle Wirkung hinsichtlich 
der Verlagerung und einer stärkeren kapazitären 
Ausnutzung der Straßeninfrastruktur lässt vermuten, 
dass die jetzige monetäre Höhe nicht ausreicht, um 
die gewünschte Wirkung zu erzielen. Die Analyse 
zeigt allerdings auch nicht intendierte Effekte mit 
Relevanz für den städtischen Güterverkehr. Insbe-
sondere veränderte sich die Zusammensetzung der 
Fahrzeugflotte	in	zweierlei	Hinsicht:

Erstens veränderte sich die Größenstruktur der •	
Fahrzeuge. Die Zusammensetzung der Fahrzeug-
flotte	hat	sich	aufgrund	der	Lkw-Maut	zu	kleineren	
Fahrzeuge mit einem zulässigen Gesamtgewicht 

Flughafen Leipzig-Halle
Der Flughafen Leipzig-Halle war im Jahr 2011 mit 
über 760.000 Tonnen Fracht- und Postaufkommen 
der aufkommensstärkste Flughafen hinter Frankfurt 
am Main. Im Gegensatz zum Güterverkehrszentrum 
stehen hier ausreichend Flächen für weitere Ansied-
lungen zur Verfügung. Belastbare Studien zur 
gesamtwirtschaftlichen Wirkung des Flughafens für 
die Region konnten nicht gefunden werden. Insge-
samt ist jedoch bekannt, dass die Flugverkehre und 
vor allem der Frachtverkehr sehr volatil ist. 

Eine Aussage über die zukünftige Entwicklung ist von 
einer Vielzahl von Rahmenbedingungen abhängig. 
Dazu gehören Änderungen von gesetzlichen Rege-
lungen, insbesondere zu Grenzwerten und Flugverbo-
ten, sowie im Verhalten zentraler Ankerunternehmen, 
wie DHL. Durch die Ansiedlung weiterer großer Player, 
wie Lufthansa Cargo, wird diese einseitige Abhängig-
keit verringert, wobei im Flugangebot Lufthansa Cargo 
und DHL Express/AeroLogic kooperieren.

2. Sich verändernde Rahmenbedingungen 
und aktuelle Entwicklungen 

Der Wirtschaftsverkehr ist eine abgeleitete Größe, so 
dass die meisten Veränderungen außerhalb des 
Wirtschaftsverkehrssystems angestoßen werden. 
Ressourcenknappheit, veränderte Konsum- und Pro-
duktionsmuster und technischer Fortschritt sind 
wesentliche	Einflussfaktoren	einer	veränderten	Ent-
wicklung. Wesentlicher Veränderungstreiber der 
Zukunft wird die Zunahme der Energiekosten sein, 
wodurch die Entscheidung über Beschaffungs-, Pro-
duktions- und Absatzstandorte und die Gestaltung 
der logistischen Netze (zentral, dezentral) an Bedeu-
tung gewinnen wird. Allerdings wird sich diese Ent-
wicklung wesentlich langsamer als im Individualver-
kehr vollziehen, da der Anteil der Energiekosten an 
den Gesamtkosten eines Produktes in vielen Fällen 
eher gering ist. Transportkostensensible Güter und 
Waren sind schon heute durch weniger Verkehrsauf-
wand als andere Güter und Waren gekennzeichnet 
(z. B. Baustoffe). Allerdings werden sich weitere 
Warengruppen in Richtung Transportsensibilität ver-
schieben.

Veränderungen der Rahmensetzungen                         
Die Diskussionen um verschärfte Grenzwerte bei Luft- 
und Lärmemissionen halten an. In diesem Zuge wer-
den auch immer wieder die Anlastung der externen 
Kosten und die gerechte Verteilung der Kosten auf die 
Verursacher diskutiert. Dies bezieht sich nicht nur auf 
den Straßenverkehr, sondern auf alle Verkehrsträger. 

Aufgrund der Bedeutung wird die Diskussion am 
intensivsten im Bereich des Straßengüterverkehrs 
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kleiner 3,5 Tonnen sowie zu den schweren Lkw mit 
einem zulässigen Gesamtgewicht größer 20 Ton-
nen verschoben. Zunächst gab es auch einen über-
proportionalen Anstieg der Neuzulassungen in der 
Fahrzeugklasse mit einem zulässigen Gesamtge-
wicht von 7,5 bis 12 Tonnen, da diese gerade unter-
halb	der	Mautpflicht	lag.
Zweitens veränderte sich der Euro-Standard der •	
mautpflichtigen	Fahrzeuge.	Eine	nähere	Betrach-
tung der Durchsetzung der jeweils neuesten Grenz-
werte lässt allerdings vermuten, dass sich die Euro-
V-Norm ohne Lkw-Maut ebenso schnell 
durchgesetzt hätte.

Die Ausgestaltung der Maut in ihrer derzeitigen Höhe 
sowie ihrem sachlichen und räumlichen Geltungs-
bereich scheint hinsichtlich des physischen Güterver-
kehrssystems kaum Wirkung zu entfalten.

Hinsichtlich der monetären Aspekte fällt diese Bewer-
tung allerdings anders aus: Die nutzungsbezogene 
Abgabe ist gerechter, hinsichtlich der Fahrleistungs-
anteile im Allgemeinen und der Verteilung zwischen 
in- und ausländischen Lkw im Speziellen. Ob 
Rebound-Effekte eintreten, wer beispielsweise tat-
sächlich die Mittel für die Begleichung dieser Abgabe 
aufzubringen hat, kann an dieser Stelle jedoch nicht 
abschließend beantwortet werden. Auf politischer 
Ebene hält die Diskussion um eine (Verschärfung 
der) Lkw-Maut und um die Einführung einer Pkw-
Maut bzw. -Vignette an, deren Umsetzung stark von 
den politischen Konstellationen und Zeitfenstern 
abhängen wird. Die Erfahrungen mit der Einführung 
einer streckenbezogenen und emissionsabhängigen 
Lkw-Maut zeigen jedoch, dass nach den anfäng-
lichen kritischen Stimmen, diese gerechtere Form 
der Kostenanlastung sowohl bei der verladenden 
Industrie als auch im Transportgewerbe eine hohe 
Akzeptanz gefunden hat. Es ist daher damit zu rech-
nen, dass zumindest auf gewerbliche Halter aller 
Kraftfahrzeuge die Maut ausgedehnt wird.

Erwartete Veränderungen im Wirtschaftssystem      
Hinsichtlich einer Einschätzung der zukünftigen Ent-
wicklung des produzierenden Gewerbes ist die Erhe-
bung „Modernisierung der Produktion“ des Fraunho-
fer-Institut für System- und Innovationsforschung 
(ISI) eine wichtige Quelle. Diese seit dem Jahr 1993 
regelmäßig durchgeführte Erhebung erfolgte zuletzt 
im Jahr 2009 (Kinkel 2009). In dieser Befragung wird 
auf der Ebene der Betriebe danach gefragt, inwieweit 
technisch-organisatorische Innovationen in der Pro-
duktion genutzt werden und welche Verbesserungen 
dadurch erzielt wurden. Das Ergebnis zeigt auch im 
Krisenjahr 2009 - ebenso wie früher - eine hohe 
Bereitschaft großer Betriebe, ihren Standort in das 
Ausland zu verlagern. Im Zeitraum der Jahre 1995 
bis 2009 schwankt der Anteil der Verlagerer zwi-
schen 9 und 27 Prozent und hat derzeit den Tiefst-

punkt erreicht. Relativ konstant ist hingegen der 
Anteil der Rückverlagerer nach Deutschland mit 3 bis 
6 Prozent, wobei auch hier die Rückverlagerungs-
quote mit der Größe der Betriebe steigt.

Aus der Perspektive der Wirtschaftsförderung ist eine 
branchenspezifische	Betrachtung	interessant.	Diese	
zeigt, dass Unternehmen der Elektroindustrie, des 
Fahrzeugbaus	und	seiner	Zulieferer	verlagerungsaffi-
ner sind, als Unternehmen aus der Ernährungsbran-
che oder des Papier- und Druckgewerbes. Unter-
schiedliches Verlagerungsverhalten zeigt sich auch 
in Abhängigkeit von der Wettbewerbsstrategie: Am 
stärksten ortsgebundenen sind diejenigen Betriebe, 
die auf Produktqualität setzen, am verlagerungsfreu-
digsten sind diejenigen Betriebe, die über den Pro-
duktpreis am Wettbewerb teilnehmen. Die stärkere 
Beeinflussung	der	Standortwahl	durch	die	Energieko-
sten wird durch die Aussage von 33 Prozent der 
Rückverlagerer bestätigt, die als einen wesentlichen 
Grund für die Rückkehr nach Deutschland die hohen 
Transport-/Logistikkosten anführten. 

Da in Zukunft mit einem weiteren Kostenanstieg der 
Transportkosten zu rechnen ist, wird im Wirtschafts-
verkehr ebenso wie im motorisierten Individualver-
kehr nach Alternativen gesucht. Im Mittelpunkt dieser 
Lösungssuche steht derzeit die Elektromobilität (siehe 
Kapitel 2.3.1) deren Beitrag zum Ressourcen- und Kli-
maschutz wesentlich davon abhängt, wie es gelingt, 
den notwendigen Strom aus regenerativen Energie-
quellen zu produzieren. Hinsichtlich der Transport-
durchführung hält der Trend zum Outsourcing weiter 
an.	Der	Werkverkehr	ist	rückläufig,	der	gewerbliche	
Güterverkehr nimmt weiter zu (BMVBS/DIW2012, S. 262). 
Damit geht tendenziell der Trend zu eigenständigen 
Logistikimmobilien (Lager sind immer weniger an den 
konkreten Produktionsstandort gekoppelt) einher, mit 
allen Unsicherheiten für diese neuen Standorte, die 
in der Regel mit den kurzen Vertragslaufzeiten ver-
bunden sind.

Als einen wichtigen Ansatzpunkt zur nachhaltigen 
Organisation des Wirtschaftssystems wird die Regio-
nalisierung der Märkte gesehen. Für einige Waren-
gruppen sind durchaus Tendenzen zur Regionalisie-
rung zu erkennen. Dabei ist der Regionsbegriff 
anders zu begreifen als im Personenverkehr. Im 
Bereich der Textilproduktion gibt es beispielsweise 
eine Rückwanderung der Produktion aus Asien nach 
Europa,	die	häufig	als	Regionalisierung	bezeichnet	
wird. Dadurch sind zwar Verschiebungen in den inter-
nationalen Transportketten verbunden, aber kaum für 
die regionalen Verkehrsbeziehungen zu erwarten.

Auch	die	sich	flächenhaft	ausbreitende	Wiedergewin-
nung von Flächen in der Region bzw. in den Städten 
für den Anbau von Obst und Gemüse (Urban Garde-
ning) wird den regionalen Verkehr kaum wesentlich 

beeinflussen.	Durch	die	Umnutzung	von	Flächen	für	
den	Anbau	von	Nutzpflanzen	erfolgt	zwar	eine	Regio-
nalisierung der Lebensmittelproduktion. Für einen 
spürbaren Rückgang der Verkehrserzeugung müsste 
ein grundsätzlicher Wandel der Ernährungsgewohn-
heiten hin zu saisonalen Erzeugnissen erfolgen. 
Anders zu bewerten sind die derzeit diskutierten und 
teilweise bereits umgesetzten Ansätze zur Dezentra-
lisierung von Ver- und Entsorgung. Eine bereits zu 
beobachtende Entwicklung wird der Trend zum Auf-
bau von dezentralen Produktionsstrukturen sein, so 
wie im Bereich der Produktion von Wärme und Strom 
in dezentralen Blockheizkraftwerken (BHKW). Damit 
sind auch andere Logistikstrukturen und damit Ver-
kehre zur Versorgung der BHKW mit Brennstoffen zu 
beobachten. Im Bereich der Rohstoffversorgung der 
Produktion konzentrieren sich Forschungen darauf, 
möglichst	viele	Materialien	in	Zukunft	aus	pflanz-
lichen Rohstoffen zu gewinnen. Auch bisher als 
Abfallprodukte behandelte Biomasse soll zukünftig 
nicht einer energetischen Verwertung, sondern einer 
stofflichen	Verwendung	zugeführt	werden.	Die	Vision	
ist,	dass	diese	so	genannten	Bioraffinerien	der	zwei-
ten Generation Rohstoffe „on site“ aus lokal vorhan-
denen Rohstoffen produzieren (Fraunhofer ISI, Fraunho-
fer IAO (o.J.), S. 10). Neben der Lösung der Rohstoff-
problematik kann damit gleichzeitig die Verkehrspro-
blematik entschärft werden, wenn die verfolgten 
Geschäftsmodelle regional orientiert sind.

Eine andere Entwicklung in der Produktion greift die 
Herausforderung des veränderten Konsums durch 
die Ausdifferenzierung der Lebensstile auf. Die Idee 
ist, durch dezentrale Produktionseinheiten vor Ort 
maßgeschneiderte Einzelprodukte zu erzeugen. Im 
Extremfall entsteht eine Mini-Fabrik. Dies ist ein 
Gerät, mit dem auf der Grundlage von CAD-Daten 
materielle, dreidimensionale Gegenstände erzeugt 
werden können. So könnte sich beispielsweise ein 
Unternehmen ein Ersatzteil selbst „ausdrucken“. Oder 
Schuhe könnten für jeden Kunden vor Ort individuell 
gefertigt werden. Minifabriken in Produktionsnetzwer-
ken sind das Gegenmodell zur Massenproduktion. Es 
geht nicht darum, „winzige Produkte“ herzustellen, 
sondern vor allem nur wirklich benötigte (vgl. Reinhart et 
al. 2000). Aus verkehrsökologischer Sicht wird damit 
das Potenzial verbunden, Überschussproduktionen zu 
vermeiden und Wege einzusparen.

Erwartete Veränderungen                                                       
im  Wirtschaftsverkehrssystem
Die endlichen fossilen Ressourcen und die zuneh-
menden Engpässe im Straßenverkehrssystem sind 
treibende Kräfte bei der Suche nach Alternativen. 
Zwei derzeit stark diskutierte und forcierte Lösungs-
ansätze	sind	die	Elektrifizierung	des	Transports	und	
der Einsatz von Lkw mit einem größeren Ladevolu-
men. Der Stand der Diskussion dieser beiden 
Ansätze wird im Folgenden dargestellt.
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E-Mobilität
Theoretisch ist es möglich, nahezu alle Wirtschafts-
verkehre elektrisch durchzuführen. Für den Personen-
wirtschaftsverkehr stehen heute schon serienmäßige 
Fahrzeuge zur Verfügung. Pedelecs, Elektroroller 
usw. sind für einige Unternehmen sogar von logi-
stischem Vorteil. Beispielsweise testet der Hambur-
ger Pizzadienst Joey‘s mit drei E-Scootern und sechs 
E-Pkw, ob der Lieferservice auf Stromantrieb umge-
rüstet werden kann. Eine Zwischenbilanz zeigt, dass 
die E-Scooter bei den Fahrern sehr beliebt sind und 
sich auch betriebswirtschaftlich rechnen. Zudem 
kommen Pedelecs auf der letzten Meile zum Einsatz, 
so auch in Leipzig beim Pizzadienst Joey‘s und beim 
Kurierdienst Messenger. Auch die Paketzusteller, wie 
Hermes oder UPS, haben neben dem Lastenfahrrad 
nun das E-Lastenfahrrad im Fuhrpark.

Im Bereich der Lieferverkehre des Einzelhandels 
muss differenziert werden: Sowohl ökologisch als 
auch ökonomisch ist es sinnvoller, große Einzelhan-
delsstandorte weiterhin mit großen voll ausgelasteten 
lärm- und schadstoffarmen Lkw zu versorgen. Für 
Standorte, die lediglich Teillieferungen von verschie-
denen Lieferanten erhalten, gibt es zwei Alternativen 
(vgl. Fachgutachten; „Potenziale und mögliche Entwicklungs-
pfade für Elektromobilität in Leipzig und alternative Mobilitäts-
maßnahmen„ S. 9, S. 21): Erstens die Beteiligung an einer 
Speditionskooperation (so genannte City-Logistik), um 
einen großen Lkw voll auszulasten, und zweitens der 
Umstieg auf kleinere Elektrofahrzeuge. Diese zweite 
Alternative wird allerdings skeptisch beurteilt, da dies 
bedeuten würde, dass die Entfernung zwischen dem 
letzten logistischen Umschlagspunkt und dem Zustell-
gebiet	häufiger	zurückgelegt	werden	muss.	Das	ist	
weder im Interesse der Bevölkerung noch der Unter-
nehmen. Nicht eindeutig zu beantworten ist die Frage 
für Waren, die mit KEP-Diensten, wie DHL, zugestellt 
werden.	Je	nach	Unternehmen,	Sendungsprofilen,	
Stoppdichten und Zustellfaktor kann es sinnvoll sein, 
mit kleineren Fahrzeugen zu liefern, die es auch mit 
elektrischem Antrieb gibt. Derzeit laufen mehrere 
Forschungsvorhaben, die sich explizit mit der Elek-
tromobilität im Wirtschaftsverkehr beschäftigen, um 
belastbare Aussagen hinsichtlich einer ökologischen 
Gesamtbilanz für Logistik und Verkehr verschiedener 
Einsatzfelder ableiten zu können. Für pauschale 
Potenzialaussagen hinsichtlich des „leichten“ Wirt-
schaftsverkehrs ist es daher noch zu früh.

Im Bereich der schweren Nutzfahrzeuge stehen bis-
her technische Herausforderungen einer batterie-
elektrischen Lösung entgegen. Derzeit wird im Pro-
jekt „Elektromobilität bei schweren Nutzfahrzeugen 
zur Umweltentlastung von Ballungsräumen 
(ENUBA)“	die	Elektrifizierung	von	Fernstraßen	unter	
Nutzung klassischer Oberleitungssysteme und lei-
stungsfähiger Vollhybridantriebe in den Fahrzeugen 
auf der Teststrecke in Groß Dölln in Brandenburg 

erprobt.	Die	vollständige	Elektrifizierung	der	Auto-
bahnen wäre bei einem erfolgreichen Abschluss des 
Pilotversuchs nicht ausgeschlossen. Schon in den 
1990er Jahren war die Hälfte der Schienenstrecke 
elektrifiziert.	Die	weitere	Elektrifizierung	erfolgt	vor	
allem auf den Strecken, die nicht der Deutschen 
Bahn gehören (BMVBS/DIW2012, S. 52f.).

Lang-Lkw
Lang-Lkw, auch als Giga-Liner bezeichnet, sind 
gegenüber herkömmlichen 40-Tonnern überlange 
Lastzugkombinationen. Giga-Liner können über eine 
Gesamtlänge von maximal 25,25 Metern verfügen. 
Zum momentanen Zeitpunkt darf das Gesamtgewicht 
der Lastzugkombination 40 Tonnen nur im Falle des 
Vor- und Nachlaufes des kombinierten Verkehrs um 
vier Tonnen übersteigen. Die Industrie verfolgt das 
Ziel, eine Gesamtmasse von 60 Tonnen durchzuset-
zen (BASt 2012, VCD 2012, S. 2). Im Jahr 2010 wurde 
ein bundesweiter Feldversuch mit Lang-Lkw durch 
die Bundesregierung beschlossen. Die Bundesländer 
Bayern, Hessen, Niedersachsen, Sachsen, Schleswig-
Holstein, Thüringen und Hamburg willigten im Januar 
2012 der Durchführung eines Feldversuches ein (VCD 
2012, S. 3). 

Es gibt sowohl Argumente für als auch gegen den Ein-
satz von Lang-Lkw in Deutschland. Der Lang-Lkw 
benötigt einen geringeren Raumbedarf auf der 
Straße. Zwei EuroCombi entsprechen drei herkömm-
lichen Lastzügen. Der geringere Raumbedarf könnte 
demnach Staus verringern (VDA 2006, S. 13). Der 
Lang-Lkw nutzt den Mengendegressionseffekt: mehr 
Ladekapazität, dennoch nur ein Fahrer, weniger 
Kraftstoffverbrauch pro transportierter Tonne. Damit 
sinken auf der Seite des Spediteurs unter anderem 
Personal- sowie Kraftstoffkosten. Für den Transport-
kunden entstehen geringere Transportkosten. Aller-
dings stoßen Lang-Lkw erst ab einer Auslastung von 
mehr als 80 Prozent eine geringere Menge an Luft-
schadstoffen pro transportierter Tonne Ladung aus 
als normale Lkw. Aktuell sind selbst 40-Tonnen-Lkw 
überwiegend unter 80 Prozent ausgelastet. Im Ver-
gleich dazu verfügt die Bahn über eine deutlich bes-
sere Schadstoffbilanz (UBA 2007, S. 3). 

Kritiker sind zudem der Meinung, dass aufgrund der 
entstehenden Kostenvorteile Güter vom Schiff oder 
von der Bahn möglicherweise auf die Straße verla-
gert werden (FIS 2007). Diese Annahme würde eine 
stärkere Belastung der Infrastruktur nach sich zie-
hen. Zusätzliche Finanzmittel sind erforderlich, um 
straßenbautechnische Fragen zu lösen, wie bei-
spielsweise die Straßengeometrie, Parkplätze, Leit-
planken. Des Weiteren sind Brücken und Straßen 
nicht für das hohe Gewicht von Lang-Lkw ausgelegt. 
Deren Tragreserven und Lebensdauern würden sich 
reduzieren (BASt 2006, S. 121-125). Die Steuerung von 
Schranken und Signalen an Bahnübergängen muss 

ebenfalls auf den Einsatz von Lang-Lkw angepasst 
werden, um eine sichere Räumung der Bahngleise 
zu gewährleisten. Ein Lösungsansatz wird in einer 
leichten Ausweitung der Sperrzeiten gesehen, 
wodurch sich die Kapazität der Bahnübergänge nur 
geringfügig verringern würde und die Verkehrssicher-
heit steigt (BASt 2006, S. 90f.).

Innerstädtisch ist der Einsatz von Lang-Lkw, aufgrund 
der engen Fahrbahnen und Kreuzungsbereiche, meist 
nicht möglich. Daher müssten bei einem Einsatz von 
Lang-Lkw für die Belieferung von vielen städtischen 
Standorten, deren Sendungen in kleine Lkw umgela-
den werden. Dafür müssen entsprechende Umschlag-
punkte zur Verfügung stehen (VCD 2012, S. 3). Das 
Bundesamt für Straßenverkehr hält fest, dass Lang-
Lkw nicht als innerstädtische Verkehrsmittel geeignet 
und gedacht sind und daher nicht innerstädtisch ein-
gesetzt werden sollten (BASt 2006, S. 124). 

Eine Lastzugkombination mit 25,25 Metern benötigt 
zudem	für	das	Räumen	einer	Konfliktfläche	einer	
Kreuzung, aufgrund des höheren Gewichtes und der 
größeren Länge, deutlich mehr Zeit (bei einem mittle-
ren Beschleunigungswert von 0,5 m/s² über eine 
Sekunde länger als ein Gliederzug mit 18,75 Meter). 
Diese Tatsache wirkt sich auf den Verkehrsablauf auf 
Einmündungen und Kreuzungen aus. Andere Ver-
kehrsteilnehmer können durch die verminderte Ver-
kehrssicherheit eventuell gefährdet werden. Es kann 
an nicht signalisierten Kreuzungen zu Zusammenstö-
ßen kommen. Dieses Risiko der verringerten Ver-
kehrssicherheit fällt an lichtsignalgeregelten Kreu-
zungen deutlich geringer aus. Die Anpassung kann 
hier durch die Änderung von Ampelphasen erreicht 
werden (längere Räumphasen). Die damit entste-
hende Problematik von kürzeren Freigabezeitanteilen 
kann allerdings eine starke Leistungsminderung bewir-
ken. Andere Verkehrsteilnehmer werden mit längeren 
Wartezeiten konfrontiert, was zu verschlechterten Ver-
kehrsflüssen	führen	kann.	Weiterhin	besteht	die	
Befürchtung, dass das Unfallrisiko für alle Verkehrsteil-
nehmer deutlich erhöht wird, beispielsweise durch 
unübersichtlichere Überholvorgänge und dadurch, 
dass die Folgen eines Unfalles gravierender sind, je 
schwerer ein Fahrzeug ist. Für innerstädtische Knoten-
punkte werden im Rahmen einer BASt-Studie keine 
hohen Gefahrenpotenziale gesehen. Für einen rei-
bungslosen Verkehrsablauf an Knotenpunkten ist eine 
Schulung der Lang-Lkw-Fahrer von Vorteil, um die 
Verkehrssicherheit und Leistungsfähigkeit dieser Kno-
ten sicherzustellen (BASt 2006, S. 88-92, VCD 2012, S. 3).
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Durch den Einsatz überlanger Fahrzeugkombinati-
onen auf autobahnartigen Straßen im Rahmen von 
Simulationen wurden keine negativen Auswirkungen 
auf den Verkehrsablauf festgestellt. Bei starkem Ver-
kehr zeigten sich sogar Reisezeitgewinne (BASt 2006, 
S. 88). Durch einen hohen Anteil von überlangen Lkw 
kann es allerdings an Ein- und Ausfahrten zu redu-
zierten Geschwindigkeiten kommen und damit zu 
einer	negativen	Beeinflussung	des	motorisierten	Indi-
vidualverkehrs (BASt 2006, S. 89). Bei einem hohen 
Verkehrsanteil an Lang-Lkw auf der Autobahn und 
autobahnähnlichen Straßen könnte es zu Staus kom-
men, die sich möglicherweise bis in die Stadtbreiche 
hinein auswirken. Mit diesen negativen Folgen für die 
Bewohner und Unternehmen ist aber voraussichtlich 
nur in seltenen Fällen zu rechnen. Auch für Leipzig 
ist dies nicht zu erwarten.

Die Rolle der Transportzeit
Nicht alle Produkte starten im Ausland mit der Kennt-
nis über ihre spätere Verwendung (wer wird das Pro-
dukt wo kaufen?). In der Regel gibt es in Europa, 
Deutschland oder regional so genannte Distributions-
zentren, von denen die Produkte oder Güter versen-
det werden, wenn der Ort des Bedarfs bekannt ist. In 
diesem Sinne spielt nicht immer die globale Trans-
portzeit eine Rolle, sondern die Zeit ab dem Versen-
den vom letzten großen logistischen Knoten. Dabei 
hängt die Entfernung dieser logistischen Knoten häu-
fig	von	der	Gutstruktur	ab,	zeigt	aber	auch	da	starke	
Varianzen: Beispielsweise erfolgt die Versorgung des 
Lebensmitteleinzelhandels zumeist aus regionalen 
Distributionszentren. 

Ein Blick auf die großen Einzelhändler in Deutsch-
land zeigt, dass bei einer Spannbreite von 500 bis 
1.500 Filialen in Deutschland die Unternehmen rund 
8-20 Regionalläger in Deutschland unterhalten, 
wobei das Unternehmen mit dem größten Filialnetz 
nicht über die größte Anzahl an Regionallagern ver-
fügt. Zwar gibt es bestimmte Grundmuster, aber die 
konkrete Ausgestaltung differenziert bei den ver-
schiedenen Unternehmen stark, so dass eine pau-
schale Aussage über die realen Verkehrswirkungen 
kaum möglich ist.

Bei einer konstanten Fahrzeit während einer Fahrt 
vom Stadtrand bis in die Stadtmitte Leipzigs (rund 12 
km) bedeutet eine Reduktion der Geschwindigkeit 
einen zeitlichen Mehrbedarf von 10 bis 20 Minuten. 
Allerdings werden die zugelassenen Höchstge-
schwindigkeiten in der Regel nicht erreicht, wodurch 
sich der Zeitverzug erhöht. Für Direktverkehre (eine 
Quelle – ein Ziel), insbesondere von schweren Lkw, 
ist damit nicht die maximal zulässige Geschwindig-
keit,	sondern	der	Verkehrsfluss	entscheidend,	insbe-
sondere da schwere Lkw ein wesentlich schlechteres 
Beschleunigungsverhalten aufweisen als Pkw. Wenn 
der Straßenquerschnitt und die -belegung dies erlau-

ben, sollte eine separate Lkw-Spur eingeführt wer-
den. Beispielsweise hatte Berlin im Rahmen des 
umfangreichen Bauvorhabens am Potsdamer Platz 
die Busspur auf der Potsdamer Straße (B 96) erst-
mals auch für den Lkw-Verkehr freigegeben.

Bei den inzwischen dominierenden KEP-Diensten im 
Lieferverkehr, wie DHL, UPS oder DPD, sind in der 
Stadt weniger die Fahrgeschwindigkeiten als die 
Stoppdichten (die Entfernung zwischen zwei Liefer-
punkten), der Zustellfaktor (die Anzahl der Sendungen 
pro Stopp) und die Liefer-/Ladesituation selbst für 
eine	effiziente	Abwicklung	entscheidend.	Bevor	um	
die	Jahrtausendwende	die	KEP-Dienste	flächenhaft	
Packstationen, Paketshops, Pickpoints und sonstige 
Produkte eingeführt haben, um die letzte Meile zu 
bündeln und die Haustürzustellung zu vermeiden, ent-
fielen	auf	diese	so	genannte	letzte	Meile	(also	vom	
Auslieferungspunkt, wie beispielsweise ein Distributi-
onszentrum, bis zum Haushalts- oder Unternehmens-
standort des Kundens) rund 50 Prozent der gesamten 
Kosten eines Pakets (Horváth & Partner 1999, S. 7). Den-
noch gibt es sehr zeitsensible Güter, wie Medikamen-
tenbelieferungen, verderbliche Sendungen, wie bei-
spielsweise der Organtransport, oder auch Ersatzteil-. 
lieferungen, deren zeitlicher Verzug einen Stillstand 
im Abverkauf des Einzelhandels zur Folge hätte (z. B. 
bei einem Ausfall der Scanner Systeme). Hier können 
auch 20 Minuten bereits weitreichende ökologisch 
und ökonomisch negative Folgen haben. Dabei kom-
men auf einigen Relationen bereits heute Fahrräder 
zum Einsatz, da dadurch Zeitverluste durch Staus 
und Parkplatzsuche vermieden werden können.

Abb. 4: Übersicht über Maßnahmen der öffentlichen Hand für einen nachhaltigen Güterverkehr (Flämig 2011, S. 9)

3. Maßnahmenvorschläge

Grundsätzliche Handlungsansätze der öffentli- 
chen Akteure des Wirtschaftsverkehrssystems      
Die dargestellte Entwicklung der Rahmenbedingungen 
und die Trendentwicklung des Wirtschaftsverkehrs zei-
gen weiterhin Handlungsbedarf zur Reduzierung des 
Transport- und Verkehrsvolumens, zur Re-Organisa-
tion von Transport und Verkehr und zur Reduzierung 
der Verkehrsfolgen auf. Der Diskussions- und Umset-
zungsstand einer integrierten Verkehrspolitik und - pla-
nung im Bereich des Wirtschaftsverkehrs wurde durch 
Flämig und Hertel (2006) für das Verkehrsministerium 
aufgearbeitet. 

Die	Abbildung	4	gibt	eine	Übersicht	über	die	identifi-
zierten Maßnahmen der öffentlichen Hand, von denen 
potenziell ein positiver Beitrag für eine nachhaltige 
Gestaltung des Güterverkehrssystems erwartet wird. 
Deren folgende Beschreibung basiert auf Flämig 2011. 
Eine vergleichbare Zusammenstellung von Hand-
lungsansätzen im Bereich des Personenwirtschafts-
verkehrs existiert nicht. Sie bilden eine Teilmenge von 
Ansätzen aus dem Bereich des Güterverkehrs und 
aus dem Bereich des Personenverkehrs.

Raum- und Standortplanung
Für die Abwicklung von Transporten sind neben der 
Verkehrsinfrastruktur so genannte logistische Knoten 
notwendig, an denen Personen, Güter und Waren in 
das Verkehrssystem eingeschleust (Haushalts- und 
Unternehmensstandorte), aus dem Verkehrssystem 
ausgeschleust oder intermodale Transporte realisiert 
werden können. Knoten, an denen mehrere Unter-
nehmen angesiedelt sind, wie in der Regel in Gewer-
begebieten oder an Häfen, ermöglichen Synergie- 
effekte durch eine unternehmensübergreifende 
Abwicklung. Im Idealfall kommt es zur stärkeren Bün-
delung der Güter und zur Verlagerung der Transporte. 

38



Flämig Güter- und Wirtschaftsverkehr

Die neuen Zustellsysteme der Kurier-, Express- und 
Postdienste (KEP-Dienste), bei denen beispielsweise 
die Waren an Kiosken hinterlegt oder an einer Pack-
station eingelagert werden, machen aus der „letzten 
Meile“ des Güterverkehrs Personenverkehr. Diese 
neuen Abwicklungskonzepte und Knotenpunkte wir-
ken sich auf das Stadtbild aus, verändern die Versor-
gungssituation	der	Bevölkerung	und	sind	häufig	mit	
einer Zunahme von motorisiertem Verkehr und des-
sen Folgen verbunden. Bisherige Abschätzungen 
zeigen, dass die Wirkungen stark raumnutzungs-
abhängig	und	kontextspezifisch	ausfallen	und	daher	
für jede Kommune separat ermittelt werden müssen 
(vgl. Flämig 2002, Esser, Kurte 2005). Positiv könnten sich 
die ebenfalls vor allem von den KEP-Diensten entwi-
ckelten ökonomischen und zugleich stadtverträg-
lichen Lösungen zur Optimierung der „letzten Meile“ 
durch mobile innerstädtische Knoten auswirken. Bei-
spielsweise werden in Amsterdam von einem umge-
bauten	Ausflugsschiff	oder	in	Warschau	von	umge-
nutzten Bussen aus die Innenstädte mit so genannten 
Walker (zu Fuß) und Biker (mit dem Fahrrad) ver- und 
entsorgt. In Köln übernehmen größere Lieferfahr-
zeuge die Funktion eines mobilen Depots.

Die Ansiedlung großer Verkehrserzeuger erfolgt teil-
weise immer noch an nicht geeigneten Standorten, 
da in der Planungspraxis die damit verbundene 
Güter- und Personenverkehrsnachfrage und mögli-
cherweise damit verbundene Engpässe in den regio-
nalen	Verkehrsnetzen	häufig	nicht	bzw.	nicht	ausrei-
chend beachtet werden (Flämig 2004, Wagner 2009). 
Zudem erschweren die baurechtlichen Normen und 
Auflagen	den	Neu-	und	Ausbau	von	logistischen	Flä-
chen in den Städten. Eine raum- und stadtverträgliche 
Logistik muss über die Anpassung des Standortes an 
die Nutzung im Rahmen der Erschließungsplanung 
hinausgehen und auch eine Anpassung der Nutzung 
an den Standort in Betracht ziehen – etwa durch 
Festlegungen über den Ausschluss oder Einschluss 
bestimmter Betriebszeiten oder der (anteiligen) Nut-
zung der Bahn. Dazu können in einem ersten Schritt 
solche Standards herangezogen werden, die das 
Rechtsinstrumentarium liefern und die einen kon-
kreten	Standort	qualifizieren	(vgl. Flämig, Hesse 1998).

1. Stufe: Anpassung des Standortes an die Nutzung
Im Rahmen des Baugenehmigungsverfahrens sollte 
die teilweise schon geübte Praxis einer systema-
tischen, großräumigen Überprüfung bestehender 
Standorte hinsichtlich ihrer Verkehrserzeugung und 
der daraus resultierenden Belastung für die Bevölke-
rung	und	des	Straßenverkehrssystems	flächen-
deckend zum Einsatz kommen. Wichtig dabei ist zu 
berücksichtigen, dass mit einem Gewerbegebiet nicht 
nur Lkw-Fahrten verbunden sind. Beispielsweise erfol-
gen im Gewerbegebiet Hamburg- Allermöhe rund 60 
Prozent der Fahrten mit dem Pkw. Zu berücksichtigen 
ist auch, dass je nach Lage im Raum, Durchgangsver-

kehre in nicht unerheblichem Umfang – im erwähnten 
Gewerbegebiet	von	knapp	10	Prozent	–	stattfinden.

Neben der Analyse und Optimierung der Zugänglich-
keit des Hauptverkehrsnetzes sollte die Kapazität 
des Netzwerkes entlang der genutzten Routen über-
prüft werden und gegebenenfalls alternative Routen 
erarbeitet und in Lkw-Führungsnetze verankert wer-
den. Bei deren Entwicklung ist zu berücksichtigen, 
dass	Abwicklungskonflikte	häufig	dort	auftreten,	wo	
Lkw abbiegen müssen. Aufgrund der geringen 
Beschleunigungsfähigkeit von großen Lkw können 
sich Umwegfahrten sowohl ökologisch als auch öko-
nomisch rechnen.

Der Senat von Berlin schlägt vor, diese als Bestand-
teil der Bauvorlagen § 4 Bau- und Betriebsbeschrei-
bung der BauVorlVO (im vereinfachten Baugenehmi-
gungsverfahren), beispielsweise für Berlin nach § 64 
BauOBln [neuer Paragraph nach Fassung von 2011] 
in Verbindung mit der TA-Lärm aufzunehmen (Senats-
verwaltung für Stadtentwicklung 2005, S. 46f.). Daneben bie-
tet, beispielsweise der § 5 der Bauordnung für Berlin 
(BauOBln), die Möglichkeit, neben der Gestaltung 
der Zugänge und Zufahrten, auch die ökonomische 
und umweltverträgliche Ver- und Entsorgung zu 
berücksichtigen. Es wird erwartet, dass die bereits 
für Gebäude entwickelten neuen Siegel für nachhal-
tiges Bauen (wie etwa DGNB, LEED, BREEAM) auch 
um Anforderungen einer nachhaltigen Logistik 
ergänzt werden und damit ein standardisierter Kata-
log vorliegen wird. Diese Anforderungen sollten an 
Investoren weitergegeben werden, wie es beispiels-
weise in Hamburg-Bergedorf der Fall sein wird.

3. Stufe: Die richtige Nutzung an dem richtigen 
Standort
Die Ansiedlung der richtigen Nutzung an dem rich-
tigen Standort setzt die Kenntnis über die Verkehrs-
nachfrage einer geplanten Nutzung und die ver-
kehrliche Erschließung und Erreichbarkeit eines 
Standorts voraus. Kennzahlen zu den Verkehrswir-
kungen	von	spezifischen	logistischen	Nutzungen	
(Logistikansiedlung, Großeinrichtungen) haben bei-
spielsweise Bosserhoff (2000), Kühling (2000) und 
Wagner (2009) vorgelegt. Die maximal zulässige Ver-
kehrswirkung an einem Standort kann durch die Qua-
lifizierung	der	Flächennutzungsplanung	verankert	
werden. Das bedeutet, dass die kommunalen Pla-
nungskonzepte (z. B. Stadtentwicklungskonzept 
Gewerbe oder Einzelhandel) um differenzierte Aus-
sagen zur verkehrlichen Erschließung (Netzanbin-
dungen, Kapazitäten, Angebote, sensible Nachbar-
nutzungen) konkreter Standorte ergänzt werden. 
Berlin schlägt vor, im Rahmen von Bebauungsplan-
verfahren (nach § 9 BauGB) sicherzustellen, dass 
auch die Art und das Maß der verkehrslogistischen 
Nutzung, insbesondere die bauliche Ausgestaltung 
der	Verkehrs-	und	Versorgungsflächen	(Senatsverwal-
tung für Stadtentwicklung 2005, S. 36) sowie Regeln einer 
logistikgerechten Bauweise, festgesetzt werden (Flä-
mig, Hesse 1998, S. 100). Dies sollte ergänzt werden um 
die Sicherung von Flächen für eine (gegebenenfalls 
zukünftige) intermodale Abwicklung.

Darüber hinaus kann die Akzeptanz einer Ansiedlung 
an einem Standort erhöht werden, wenn eine stan-
dardisierte Nutzen-Kosten-Analyse bei einer kon-
kreten Ansiedlungsentscheidung durch die Kommune 
durchgeführt wird. Denn die Gesamtbilanz für die 
Region einer Ansiedlung von transportintensivem 
Gewerbe kann negativ ausfallen, wenn die Folgen, 
wie Luft- und Lärmemissionen, zu Nachbarschafts-
konflikten	führen	oder	den	Standort	sogar	für	eine	

Abb. 5: Logistik im Städtebau (Flämig, Hesse 1998, S. 100)

Externe Erschließung
Netzanbindung•	
Übergang zum Standort/Grundstück•	
Integration der Logistik in Standort und Nachbar-•	
nutzungen

Interne Erschließung
Grundstückszuschnitt•	
Flächennutzung und -anordnung, insbesondere •	
Laderampen, Ladezonen, Schleppkurven

Regelung der Andienung (Anlieferung)
Anliefermodus/-organisation (z. B. lokale Pools)•	
Fahrzeuge (Tonnage, Nutzlast, lärm-/schadstoffarm)•	
Anlieferzeiten (individuelle/allgemeine)•	
Nutzung von Infrastrukturen (Rampenbelegung, •	
-nutzung: gemeinsam/individuell)
Abstellen von Fahrzeugen und Behältern•	
Definition	von	Liefer-Zeitfenstern	(individuelle/all-•	
gemeine)
Verkehrsführung, Zu- und Ausfahrten, ...•	

2. Stufe: Anpassung der Nutzung an den Standort
In einem zweiten Schritt können auch Vorgaben von 
konkreten Schritten zur Gestaltung der Nutzung 
(„Logistische Architektur“) erfolgen. Erste Ansätze 
sind in der folgenden Abbildung aufgeführt. Die der-
zeit	in	der	Entwicklung	befindlichen	Zertifizierungen,	
beispielsweise der Deutschen Gesellschaft für nach-
haltiges Bauen (DGNB), greifen diese Anforderungen 
teilweise bereits auf.

Bei verkehrsintensiven Vorhaben oder Vorhaben in 
sensiblen Gebieten können im Rahmen des Bau-
genehmigungsverfahrens, gegebenenfalls in Verbin-
dung mit gesetzlichen Grundlagen für den Lärmschutz, 
neben der Verkehrsauswirkungsprüfung auch ver-
kehrseffiziente	und	konfliktarme	Logistikkonzepte	für	
die Ver- und Entsorgung in der Bau- und Nutzungs-
phase gefordert werden. Eine Kopplung an ein syste-
matisches Mobilitätsmanagement, das die Mobilität 
von Personen und Gütern berücksichtigt, erhöht die 
Akzeptanz und kann Synergieeffekte aufzeigen.
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Vielzahl anderer Nutzungen unattraktiv machen. 
Diese können dann den Nutzen, in Form einer gesi-
cherten Versorgung der Region mit Gütern, der 
Bereitstellung von Arbeitsplätzen oder von Gewerbe-
steuereinnahmen deutlich übersteigen. Die Nutzen-
Kosten-Analyse bietet eine fundierte Argumentations-
basis gegenüber den Unternehmen und der 
Bevölkerung für oder gegen eine Ansiedlung.

Die Chancen einer erfolgreichen Implementierung 
von wirtschaftsverkehrsbezogenen städtebaulichen 
Standards sind dort besonders hoch, wo einerseits 
hochwertige oder besonders schutzbedürftige Nut-
zungen gegeben sind und andererseits logistische 
Engpässe auftreten bzw. zu erwarten sind (siehe das 
Beispiel des Bauvorhabens Potsdamer Platz in den 
1990er Jahren). Im Regelfall wird die erfolgreiche 
Realisierung im Spannungsfeld der Interessen der 
Stadtentwicklung und der Wirtschaftsförderung 
jedoch an die Schaffung von konkreten Anreizen für 
die Unternehmen geknüpft sein, beispielsweise durch 
eine verbesserte Erreichbarkeit oder ein geringeres 
Konfliktpotenzial	am	Standort.	Beispiele	sind	eine	
erhöhte Zuverlässigkeit der Anlieferungen, ein opti-
miertes Zeitmanagement (auch am Standort), ein 
verbesserter Diebstahlschutz an der Empfangsrampe 
durch kooperative Belegung und Überwachung oder 
auch eine erhöhte Planungssicherheit und Nachbar-
schaftsfrieden. Möglicherweise bieten sich hier auch 
Anschlussstellen zur Ausgestaltung der Benutzervor-
teilsregelung für bestimmte Fahrzeuge, wo das Zeit-
fenster nur den Einstieg in eine umfassendere Praxis 
darstellt.	Wie	Erfahrungen	zeigen,	sind	damit	häufig	
auch	weniger	Konflikte,	bessere	Praxislösungen	und	
eine insgesamt höhere städtebauliche Qualität ver-
bunden, wie beispielsweise in Bad Reichenhall.

Die Realisierung einer solchen Vorgehensweise ist 
auf eine günstige Verhandlungssituation und auf 
geeignete politische Interessenkonstellationen ange-
wiesen. Unter den derzeitigen Rahmenbedingungen 
werden diese Ansätze wohl nur dort umgesetzt wer-
den, wo das marktseitige Interesse von Investoren, 
Bauherren usw. an einer Planung hinreichend groß 
ist, so dass die Bereitschaft zur Akzeptanz 
bestimmter,	vertraglich	zu	vereinbarender	Auflagen	
auch gegeben ist.

Die Akzeptanz kann weiter gesteigert werden, wenn 
es sich um bundesweit gleichermaßen geltende 
Anforderungen handelt. Eine Entwicklung von Stan-
dardtextmodulen für Städtebauliche Verträge (§ 11 
BauGB) bzw. Vorhaben- und Erschließungspläne (§ 
12 BauGB) und Durchführungsverordnungen auf 
Bundesebene kann helfen, diesen Handlungsspiel-
raum für eine positive Entwicklung der Unternehmen 
und der Bevölkerung zu nutzen. Dies sollte in 
Zusammenarbeit mit der Stadtverwaltung, der Wirt-
schaftsförderung und dem Rechtsamt erfolgen. 

Zur Kooperation mit anderen Kommunen könnte ein 
derartiges Vorgehen auch durch den Deutschen 
Städtetag koordiniert werden.

Infrastrukturplanung
Eng mit der Standort- und Raumplanung ist die Infra-
strukturplanung verknüpft. Wesentliche Herausforde-
rung für die Verlagerung des Güterverkehrs auf die 
Schiene oder auf die Wasserstraße ist die direkte 
Anbindung der gewerblichen Standorte bzw. zumin-
dest eine kurze letzte Meile mit dem Lkw. Hier grei-
fen Infrastruktur- und Standortplanung eng ineinan-
der, da dies an Standorte geknüpft ist, die direkt in 
den Agglomerationen liegen. Beispielsweise ist für 
eine stadt- und umweltverträgliche Ver- und Entsor-
gung der Umweltzonen die Bereitstellung von inner-
städtischen logistischen Knoten mit einer entspre-
chenden infrastrukturellen Anbindung zwingende 
Voraussetzung.
Häufig	fehlt	es	jedoch	noch	an	der	Nachfrage	nach	
Transporten mit dem Schiff oder der Eisenbahn. Um 
eine Verlagerung in Zukunft dennoch möglich zu 
machen, gilt es heute die entsprechenden Trassen 
und Flächen zu sichern.

Kurzfristig und in Zeiten knapper Kassen ist die 
Sicherung der Funktionsfähigkeit des Wirtschaftsver-
kehrssystems durch das intelligente Schließen von 
Lücken und die Beseitigung von Engpässen in den 
Verkehrsnetzen und –knoten eine wichtige Aufgabe 
der Infrastrukturplanung. Auch alternative Nutzungen 
bestehender Infrastrukturen, z. B. die Nutzung der 
Straßenbahnschienen für eine Güterstraßenbahn, 
sollten in das Prüfraster integriert werden. In Leipzig 
nutzen beispielsweise die Leipziger Verkehrsbetriebe 
(LVB) Güterstraßenbahnen für den Werksverkehr 
zwischen den Werkstätten, z. B. für Achsen oder 
Ersatzteile.

Ordnungsrecht
Zwar hat das Ordnungsrecht kaum Auswirkungen auf 
das Wirtschaftsverkehrsaufkommen. Es bietet jedoch 
verschiedene Ansatzpunkte über verkehrslenkende 
Maßnahmen die Wohnbevölkerung gegen Abgase, 
Lärm und Erschütterungen zu schützen. Klassische 
Maßnahmen im Bereich der Städte zur Entlastung 
von Straßen oder Gebieten sind:
1. Benutzervorteile für den Güterverkehr
2. Lkw-Fahrverbote bzw. Zufahrtsbeschränkungen 

Räumliche Lkw-Fahrverbote bzw. Zufahrtsbeschrän-•	
kungen von beispielsweise Fußgängerzonen, einzel-
nen Straßenabschnitten oder so genannten Umwelt-
zonen.
Zeitliche Lkw-Fahrverbote bzw. Zufahrtsbeschrän-•	
kungen, wie z. B. Nacht- oder Sonntagsfahrverbote, 
aber auch während der Ladenöffnungszeiten.
Fahrzeugbezogene Fahrverbote bzw. Zufahrtsbe-•	
schränkungen, beispielsweise bezogen auf das 
Transportgut (Verbot gefährlicher Güter), das zuläs-

sige Gesamtgewicht oder auf die zulässigen 
Abmessungen oder Emissionswerte.

3. Gefahrgutnetze und Lkw-Führungsnetze  
    (Vorrangnetze).

Benutzervorteile	kommen	häufig	zur	Anwendung,	um	
Konzepte der City- oder Stadtlogistik zu fördern. „Von 
Benutzervorteilen kann gesprochen werden, wenn 
bestimmten Nutzern bzw. -gruppen Ausnahmen von 
straßenverkehrsrechtlichen, straßenrechtlichen und 
immissionsschutzrechtlichen Beschränkungen einge-
räumt werden.“ (Arndt, Flämig 1999. S. 329) 
Die Einräumung von Benutzervorteilen ist jedoch nur 
dann sinnvoll, wenn für andere Fahrzeuge Beschrän-
kungen (Nachteile) bestehen. Dazu gehören bei-
spielsweise Ausnahmen von Lieferzeitfenstern, von 
Zufahrtsbeschränkungen oder die Befreiung von 
Fahrverboten. Dazu gehören aber auch Benutzervor-
teile wie die Mitbenutzung von Busspuren, beispiels-
weise nur für Fahrzeuge der City-Logistik, wie in 
Münster, oder auf bestimmten Strecken durch Lkw im 
Allgemeinen, wie in Berlin, oder die Ausweisung von 
Flächen zum störungsfreien Abstellen von Fahrzeu-
gen, wie dies beispielsweise für UPS im Rahmen des 
Projektes „Ö-Köln“ erfolgte, von wo aus die Innen-
stadt zu Fuß oder per Fahrrad bedient wird. Von 
besonderer Bedeutung ist Bad Reichenhall, wo der 
Stadtbereich bereits in den sechziger Jahren mit 
umfangreichen Sperrzonen ausgewiesen und Nacht-
fahrverbote für Pkw und Lkw erlassen wurden. Dort 
wurde in den späten achtziger Jahren nahezu die 
gesamte Innenstadt für den Wirtschaftsverkehr 
gesperrt. Seither dürfen nur noch geräuscharme Lkw 
die Innenstadt befahren.

Entwurfsplanerische Maßnahmen von lokal 
begrenzter Wirksamkeit sind Ladezonen und Ein-
fahrtbeschränkungen. Auch wenn ihre Effekte nicht 
gesamtstädtisch spürbar sind, so können sie doch 
vor Ort zu einer Neuordnung des ruhenden Liefer- 
und Ladeverkehrs in Einkaufsstraßen an Hauptver-
kehrsstraßen	sowie	des	fließenden	Verkehrs	beitra-
gen. Neben dem Aufstellen von Schildern zählt dazu 
beispielsweise auch die temporäre Zufahrtssteue-
rung über meist versenkbare Poller für bestimmte
Benutzergruppen, wie beispielsweise Taxis, motori-
sierte Anwohnerfahrzeuge, Notfallfahrzeuge
und Lieferverkehre, wie es bereits in der Leipziger 
Innenstadt der Fall ist.

Darüber hinaus können in Ballungsräumen bei hohen 
Luftschadstoffbelastungen (z. B. Feinstaub) Zufahrts-
regulierungen genutzt werden. Seit dem 1. Januar 
2008 gibt es die ersten Umweltzonen in Deutschland 
in Berlin, Dortmund, Hannover und Köln, weitere 
folgten. Am 1. März 2011 wurde eine Umweltzone in 
Leipzig eingeführt, die über 60 Prozent des Stadtge-
biets umfasst (Stadt Leipzig 2012a) und in die nur Fahr-
zeuge mit der grünen Umweltplakette (Schadstoff-
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gruppe 4) einfahren dürfen. Im Zuge der Einführung 
der Umweltzone wird für das Stadtgebiet ein groß-
räumiges Routenkonzept für den Schwerlastverkehr 
erarbeitet.

Evaluationsstudien für die Umweltzone in Berllin 
kamen zu dem Ergebnis, dass ihre Ausgestaltung 
ausreicht, um die formulierten Ziele zu erreichen. Die 
Jahresfahrleistungen der Fahrzeuge mit einem 
schlechteren Umweltstandard wurden stärker redu-
ziert, als dies ohne Umweltzone der Fall gewesen 
wäre. Es zeigt sich auch, dass die Umweltzone einen 
guten Hebel darstellt, um schneller Reduzierungen 
bei den Luftschadstoffen realisieren zu können, als 
dies in anderen Handlungsfeldern der Fall ist.

Es wird mittelfristig erwartet, dass die Einfahrtbedin-
gungen in Umweltzonen zunehmend verschärft wer-
den. Berlin hat deshalb beispielsweise in seinem 
„Integrierten Wirtschaftsverkehrskonzept“ innerstäd-
tische Logistikknoten für die gebündelte Abwicklung 
der letzten Meile gesichert. In einigen Städten ist 
angedacht, die Ver- und Entsorgungsleistung der 
Umweltzone in Form eines Gebietsspediteurs-
konzepts zu vergeben. Dies soll verbunden werden 
mit dem Einsatz besonders schadstoff- und lärmarmer 
Fahrzeuge bzw. von Elektrofahrzeugen, wie es schon 
seit einigen Jahren in Nürnberg der Fall ist.

Für die Realisierung der letzten Meile mit Elektrofahr-
zeugen müssen jedoch entsprechende logistische 
Knoten gesichert bzw. bereitgestellt werden, deren 
Nachbarnutzungen robust genug sind, um zusätz-
liche Verkehre und den Lärm aus dem Sendungs-
umschlag aufnehmen zu können. In erster Linie bie-
ten sich hierfür Standorte an, die auch schon vorher 
logistisch genutzt worden sind, wie Standorte der 
Deutschen Bahn. Diese sollten in der Regel auch 
mindestens bi-modal erschlossen sein, um mittelfri-
stig	auch	die	Zulieferung	des	Knotens	elektrifiziert	zu	
ermöglichen. Der Berliner Westhafen ist ein Beispiel, 
wo Unternehmen die Erreichbarkeit eines innerstäd-
tischen logistischen Knotens (direkt an der Umwelt-
zone) mit der Bahn bereits als Wettbewerbsvorteil 
erkannt haben.

Moderation, Information
Um die bisher nebeneinander bestehenden Initiati-
ven im Bereich des Wirtschaftsverkehrs zu bündeln 
und Synergieeffekte zu erzielen, sollte eine informa-
torische und kommunikative Vernetzung auf unter-
schiedlichen räumlichen Ebenen und Entscheidungs-
ebenen erfolgen.

Ebenso, wie es Ansprechpartner für den Radverkehr 
oder den ÖPNV in den Verwaltungen gibt, sollte ein 
Ansprechpartner bzw. Koordinator für den „Wirt-
schaftsverkehr“ in den Verwaltungen und Unterneh-
men benannt werden. Noch wirkungsvoller ist die 

Einrichtung eines eigenständigen Referats o.ä., 
damit auch eine entsprechende Ausstattung mit Res-
sourcen gewährleistet ist. Eine derartige Stelle auf 
Seiten der öffentlichen Verwaltung, wie Berlin sie 
bereits in den 1990er Jahren realisiert hat, könnte 
sicherstellen, dass die Ziele und Ansatzpunkte für 
eine nachhaltige Gestaltung des Wirtschaftsverkehrs 
in Planungsverfahren der Landes-, Regional- und 
Stadtplanung (Flächennutzungs-, Rahmen- und Bau-
leitplanung) berücksichtigt werden. Unternehmen 
haben einen direkten, kompetenten Ansprechpartner.

Mit der Einrichtung von regionalen Netzwerken auf 
Landesebene und einer Plattform auf Bundesebene 
würde der Grundstein dafür gelegt, den Wirtschafts-
verkehr langfristig als öffentliche Aufgabe zu institutio-
nalisieren, damit dieser seiner Bedeutung für die 
Stadt- und Wirtschaftsentwicklung gerecht wird. Hier-
für können Erfahrungen aus dem Netzwerk Stadtlogi-
stik NRW und aus dem Ausland (z. B. „Platform Stede-
lijke Distributie“ (PSD), Niederlande, oder „Forum for 
Citylogistik“, Dänemark) genutzt werden. Teilweise 
haben die in den letzten Jahren in Deutschland ent-
standenen Logistikinitiativen diesen Gedanken bereits 
aufgenommen. Hier kommen kompetente Partner 
zusammen, die sich in die konkrete Gestaltung des 
Wirtschaftsverkehrssystems einbringen können.

Die einzelnen regionalen Netzwerke sollten auf Bun-
desebene durch die Einrichtung einer vernetzten 
Wissensplattform „Wirtschaftsverkehr“ miteinander 
verzahnt werden, die neben der Netzwerkfunktion 
auch eine Kommunikationsfunktion erfüllt, beispiels-
weise in Form eines Internet-Portals, das vor allem 
übergeordnete wirtschaftsverkehrsrelevante Daten 
(z. B. aus der überregionalen Datenbank „Verkehrs-
datenverbund“, Lieferzeitfenster, Gewichtsbeschrän-
kungen) und Informationen (z. B. bestehende Koope-
rationen vor Ort) bereitstellt oder Hilfestellung bei 
allgemeinen Fragen (z. B. Rechtsform einer Spediti-
onskooperation, Aufstellung eines Wirtschaftsver-
kehrsplans, Finanzierungsmöglichkeiten) oder bei 
möglichen wirtschaftsverkehrsbezogenen Maßnah-
men (z. B. Checklisten und Fragebögen für eine 
Erhebung, Maßnahmenübersichten, Leitfäden) 
gewährleistet. Zudem könnten durch die Einrichtung 
von themenbezogenen Arbeitsgruppen auf Bundes-
ebene (z. B. städtischer Schienengüterverkehr) 
grundsätzliche Fragestellungen erörtert, Sachver-
halte geklärt und Verfahrensvorschläge entwickelt 
werden.

Ausblick – Steuerung durch Standards
Allerdings ist der planerische Zugang durch eine 
zentrale Systemeigenschaft des Wirtschaftsver-
kehrssystems, seine enge Einbindung in die betrieb-
liche Materialwirtschaft, ganz erheblich erschwert. 
Planung und Politik können keinen oder nur einen 
geringen	direkten	Einfluss	auf	die	Entstehungsbedin-

gungen von Wirtschaftsverkehr nehmen, da sie den 
Produktions- und Konsumptionsbedingungen der 
Warenwirtschaft nachgelagert sind. Dieser Sachver-
halt bestätigt insofern die Annahme von eher gerin-
gen Handlungsspielräumen zur Gestaltung des Wirt-
schaftsverkehrs durch die öffentliche Planung.

Am wirksamsten haben sich bisher der selektive 
Zugang zu den Innenstadtbereichen (z. B. bei der 
Umsetzung von Umweltzonen) und die Bündelung im 
Zulauf auf große Senken (z. B. Einkaufszentren) 
gezeigt. Dort wird entweder das Ordnungsrecht oder 
die Marktmacht des Empfängers genutzt, um logisti-
sche Ströme zu lenken und auf diese Weise das 
System zu steuern.

Die bisherigen Umsetzungserfahrungen im Wirt-
schaftsverkehrssystem weisen darauf hin, dass 
Regelungen ihren Adressaten gegenüber eher ver-
mittelbar sind, wenn sie nicht einzelfallbezogen, son-
dern grundsätzlich erfolgen und auch ihre Ziele hin-
reichend konkretisiert werden. Dabei geht es nicht 
um den Verkehr per se, sondern um die Reduzierung 
der Verkehrsfolgen (Emissionen, Immissionen, Flä-
chenverbrauch, Unfallfolgen usw.). Dies spricht dafür, 
im Bereich von Planung und Politik eher auf Stan-
dards	zu	setzen	als	spezifische	nur	durch	die	Verur-
sacher von Güterverkehr selbst umzusetzende Maß-
nahmen vorzuschlagen. Damit werden für alle 
Unternehmen gleiche Voraussetzungen geschaffen 
und die Erreichung der gesetzten Ziele erhöht.

„Steuerung durch Standards“ basiert auf der Annahme, 
dass logistische Dispositionen der Unternehmen durch 
die Planung nur sehr begrenzt über die Vorgaben kon-
kreter	Maßnahmen	beeinflussbar	sind.	Sie	arbeitet	mit	
einem an der Kontextsteuerung orientierten Steue-
rungsverständnis, das Zeitvorgaben, Qualitätsstan-
dards, Anreize und Restriktionen nutzt, um erwünschte 
Verhaltensmuster auf Seiten der Nutzer zu fördern und 
problematische Effekte zu minimieren.

Neben den oben aufgeführten Erschließungs- und 
Qualitätsstandards in Rahmen der (Infrastruktur-) 
Planung sind auch auf europäischer Ebene weitere 
Standards voranzutreiben. Dort gab es bereits erste 
Ansätze	–	entsprechend	des	Energieeffizienzlabels	–	
ein	Transporteffizienzlabel	einzuführen.	Das	bedeu-
tet, dass die traditionell in Umweltmanagement- 
systemen angelegte standortbezogene bzw. 
innerbetriebliche Betrachtung auf alle Wertschöp-
fungsprozesse ausgeweitet werden muss, da es nur 
so möglich ist, eine Kreislaufwirtschaft aufzubauen. 
Aus der Sicht der logistikintensiven Branchen bedeu-
tet dies, dass die wichtigsten Logistikprozesse identi-
fiziert,	einer	Risikobewertung	unterzogen	und	ver-
kehrsarme Strategien entwickelt werden müssen. 
Rahmensetzungen durch die öffentliche Hand schei-
nen dabei notwendig, um den ökologischen Erneue-
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rungsprozess des Wirtschaftssystems zu beschleuni-
gen. Produktbezogene Richtlinien und Verordnungen 
(wie beispielsweise das Produkthaftungsgesetz) aber 
auch Richtlinien und Verordnungen im Verkehrssektor, 
wie beispielsweise die Feinstaubrichtlinie oder die 
Grenzwertvorgaben für Abgasemissionen, sowie die 
Bindung von Fördermitteln an die Einführung eines 
Umweltmanagementsystems, bilden Bausteine einer 
nachhaltigen Wirtschaftsverkehrsstrategie.

Ausgangssituation in Leipzig                                             
Der im Jahr 2003 verabschiedete Stadtentwicklungs-
plan	„Verkehr	und	öffentlicher	Raum“	hat	signifikant	
dazu beigetragen, die Fernerreichbarkeit des Stand-
ortes Leipzig zu verbessern. Über neu ausgebaute 
Zufahrtsstraßen sind der Autobahnring und das 
Schkeuditzer Autobahnkreuz schnell zu erreichen. 
Seit der Schließung des Autobahnrings im Jahr 2006 
ging das Lkw-Verkehrsaufkommen an zehn wichtigen 
Zufahrtsstraßen um bis zu 21% (4.750 Fahrten/Tag) 
zurück (Leipzig 2011b, S.15f.), wodurch die Innenstadt 
deutlich vom Lkw-Durchgangsverkehr entlastet wer-
den konnte. Tabelle 2 stellt die Ziele des Stadtentwick-
lungsplans aus dem Jahr 2003, dem Umsetzungs-
stand im Jahr 2011 gegenüber und benennt die 
zukünftig geplanten Maßnahmen.

In Leipzig liegen Konzepte für die verschiedenen 
wirtschaftsverkehrsrelevanten Entwicklungsbereiche 
vor, wie Wirtschaft und Beschäftigung, Zentren usw. 
Es erfolgt auch eine länderübergreifende Abstim-
mung mit der „Gemeinsamen Erklärung zur interkom-

Tab. 2:  Ziele, Umsetzungsstand und Ausblick (Stadt Leipzig 2011b, S.15f).

Tab. 3: Zukünftige Infrastrukturmaßnahmen (Stadt Leipzig 2011a, S. 5, GVZ 2011)

munalen	Gewerbeflächenentwicklung	in	der	Region	
Halle/Leipzig“. 
Der ortsungebundene Wirtschaftsverkehr ist vor 
allem überregional. Engpässe und Verkehrsfolgen 
treten daher vor allem an den großen Knoten, dem 
Flughafen, dem Güterverkehrszentrum und den 
großen Gewerbegebieten auf. Die Konzentration auf 
den „schnellen“ Güterverkehr erschwert einen 
Umstieg auf die Bahn. Die von Leipzig verfolgte 
Sicherung der Trassen und die Beteiligung an der 
Weiterentwicklung der Schienenverkehrsinfrastruktur 
im Rahmen des Cargo-Beamer-Konzepts sind daher 
wichtige Schritte in Zeiten geringer Nachfrage nach 
Transporten auf der Schiene.

Der ortsgebundene Wirtschaftsverkehr ist von 
Leipzig bereits durch eine Vielzahl an Maßnahmen 
gestaltet. In verkehrsberuhigten Bereichen ist das 
Liefern nur von 5-11 Uhr erlaubt. Eine Zufahrts-  
steuerung erfolgt über versenkbare Poller. Die 
Umweltzone ist groß gewählt und setzt bereits am 
äußeren Autobahnring an. Vor diesem Hintergrund 
gilt es für Leipzig, den beschrittenen Gestaltungsweg 
für den Wirtschaftsverkehr weiter zu differenzieren. 
Da die störenden Wirkungen des Wirtschaftsverkehrs 
stark raum- und kontextabhängig sind, muss immer 
die konkrete Situation vor Ort geprüft werden. Im Fol-
genden können vor allem Hinweise für den grund-
sätzlichen Prüfauftrag abgeleitet werden.

Maßnahmevorschläge für Leipzig                                    
 Anpassung des Standortes an die Nutzung 1. 
durch eine räumlich und sachlich erweiterte Ver-
kehrsauswirkungsprüfung im Rahmen des Bau-
genehmigungsverfahrens.
Anpassung der Nutzung an den Standort durch 2. 
Vorgaben von konkreten Schritten zur Gestaltung 
der Nutzung („Logistische Architektur“). Durch die 
Entwicklung von Standardtextmodulen für Städte-
bauliche Verträge (§ 11 BauGB) bzw. Vorhaben- 
und Erschließungspläne (§ 12 BauGB) in Zusam-
menarbeit von Stadtverwaltung, Wirtschafts- 
förderung und Rechtsamt. In Kooperation mit 
anderen Kommunen könnte ein derartiges Vor-
gehen auch durch den Deutschen Städtetag 
koordiniert werden.
Die richtige Nutzung an dem richtigen Standort 3. 
durch die Festsetzung von Art und Ausmaß der 
verkehrslogistischen Nutzung, insbesondere die 
bauliche Ausgestaltung der Verkehrs- und Ver-
sorgungsflächen	sowie	durch	Regeln	für	eine	
logistikgerechte Bauweise. Aber auch durch die 
Sicherung von Flächen für eine intermodale 
Abwicklung.
Überprüfung der Clusterentwicklung anhand der 4. 
verkehrlichen Erschließung, Verkehrsgenerierung 
und materiellen Austauschbeziehungen. Hierbei 
sollten auch der Flughafen, das GVZ und die 
großen Gewerbegebiete - auch außerhalb der 
Stadt - berücksichtigt werden.
Planungs- und eigentumsrechtliche Sicherung 5. 
von Standorten für intermodale City-Terminals 
bzw. innerstädtisches Cross-Docking (auch im 
Süden).
.Prüfung der Einrichtung von Shuttle-Verkehren 6. 
zwischen den (nördlichen) Gewerbegebieten.
Planungs- und eigentumsrechtliche Sicherung 7. 
der Zulaufstrecken und Anschlussgleise für zu 
definierende	Standorte	von	intermodalen	City-
Terminals.
Planungs- und eigentumsrechtliche Sicherung 8. 
derjenigen Trassen, die im Rahmen der Cluster-
entwicklung bestehende Gewerbegebiete mit 
wirtschaftlichen Perspektiven erschließen.
Prüfung der Einrichtung von separaten Lkw- 9. 
Spuren (beispielsweise auf der B2) und der Mit-
benutzung von Busspuren durch Schadstoff- und 
lärmarme Lkw, idealerweise geknüpft an Voraus-
setzungen, um City- und Stadtlogistikkonzepte zu 
fördern.
Einrichtung von Ladezonen in den A- bis C-Zen-10. 
tren und an Aufkommensschwerpunkten.
Einführung einer standardisierten Nutzen- 11. 
Kosten- Analyse.
Benennung eines Ansprechpartners bzw. Koordi-12. 
nators für den Bereich „Wirtschaftsverkehr“ in der 
Verwaltung.
Einrichtung eines Arbeitskreises Verkehr im Netz-13. 
werk Logistik Leipzig-Halle e.V.
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Vorbemerkung

Das nachfolgende Gutachten berücksichtigt mehrere 
Erfahrungshintergründe: meine Tätigkeit im Verkehrs-
ministerium NRW von 1985-1995, meine Leitung des 
Beraterkreises Stadt, Region und Verkehr des 
BMBau von 1976-1985 (Diskussion kommunaler Ver-
kehrsentwicklungsstrategien zwischen Vertretern von 
Hochschulen, Planungsbüros, Ministerien und der 
Wirtschaft), meine Forschungstätigkeit im Bereich 
der kommunalen und regionalen Nahverkehrspla-
nung und Verkehrsentwicklungsplanung mit zahl-
reichen Fallstudien und meine Beratungstätigkeit für 
diverse Kommunen und Regionen sowie Verkehrs- 
unternehmen und Verkehrsverbünde bei der Entwick-
lung von Verkehrskonzepten.

Die Mehrzahl der Aussagen ist allgemein gehalten, 
da der Budget- und Zeitrahmen konkrete empirische 

Analysen der speziellen Situation in Leipzig und im 
Umland und umfassende Sekundäranalysen früherer 
Untersuchungen und Konzepte nicht möglich 
machte. Trotzdem können auf der argumentativen 
Basis verschiedene Strategien und Elemente disku-
tiert und in ihrer Wirkungsweise und Relevanz abge-
schätzt werden.
Angesichts der Fülle der zusammengestellten Fra-
gen scheint der empfohlene Rahmen von maximal 
20 Seiten für das Fachgutachten nicht angemessen. 
Er würde zu vielen unzulässigen Verkürzungen füh-
ren. Der Gutachter hält es wegen seiner umfas-
senden Erfahrungen mit politisch-administrativen 
Prozessen vielmehr für notwendig, die jeweiligen 
Zusammenhänge und Hintergründe angemessen 
aufzuzeigen. 

Das Gutachten orientiert sich grob an der Gliederung 
des Fragenkatalogs. Da sich aber einzelne Fragen 
wiederholen bzw. überschneiden, wurde diese in 
einigen	Fällen	modifiziert,	im	Interesse	eines	logi- 
schen, schrittweisen Vorgehens. Es wurden auch 
zusätzliche Optionen diskutiert, die nicht im Fragen-
katalog enthalten sind, aber relevant erscheinen, z.B. 
die Relevanz von O-Bussen und urbanen Seilbahn-
systemen oder von Nahverkehrsabgaben.
Der Gutachter ist nahezu zeitgleich in den Strategie-
prozess des MDV eingebunden, in dem sehr grund-
legende Szenariobetrachtungen zur Zukunft des 
ÖPNV in Stadt und Region diskutiert werden, unter 
Einbeziehung von Vertretern der Stadt Leipzig und 
der Leipziger Verkehrsbetriebe. Eine Verknüpfung die-
ser beiden bedeutsamen Prozesse wird wegen der 
stadt-regionalen Zusammenhänge dringend empfohlen.

Fragen an den Gutachter

(Stellen-) Wert des ÖPNV
Welchen Wert hat der öffentliche Personennah-•	
verkehr?
Was macht ÖPNV für den Nutzer attraktiv? Wel-•	
che Bedeutung haben insbesondere jeweils 
Schnelligkeit, Ausstattung der Fahrzeuge, Zuver-
lässigkeit, Taktfrequenz, Erreichbarkeit und Preis-
gestaltung? 
Wie wird sich das Verhältnis der Verkehrsleistung •	
ÖPNV / MIV in Zukunft verändern und welche 
Rückschlüsse lässt dies zu?
Ist eine schnelle Stadtbahn die attraktivere Stra-•	
ßenbahn? Höhere Reisezeit vs. Haltestellendichte 
unter Berücksichtigung von Taktzeit, Möglich-
keiten der Bevorrechtigung des ÖPNV und wirt-
schaftlichen Aspekten der Verkehrsunternehmen.
Was bedeutet Tempo 30 für den ÖPNV? Sin-•	
kende Attraktivität, höhere Kosten? Senkt Tempo 
30 auch beim ÖPNV die Unfallzahlen?
Welche Rollen beim ÖPNV spielen Themen wie •	
Fahrkomfort, Sauberkeit, Sicherheit gegenüber 
der Reisezeit?

Kosten des ÖPNV, Kostenverhältnisse
Was kostet uns der ÖPNV tatsächlich? Kosten-•	
verhältnis MIV, ÖPNV und Rad? (Personalkosten 
sowie investive Kosten = Neubau und Unterhalt 
der Infrastruktur / Substituierung Fahrzeugpark) 
Gegenrechnung derzeitiger ÖPNV-Kosten zum •	
kostenlosen ÖPNV (Wegfall Personal, Fahr-
scheinautomaten, Kontrolleure, Verminderung der 
Straßeninfrastruktur, externe Kosten MIV...)
Welche Kosten könnten beim Ausbau/Unterhalt •	
der Straßeninfrastruktur eingespart werden, wenn 
der ÖPNV stärker genutzt wird?

Finanzierung und Förderung 
Wie	kann	der	ÖPNV	zukunftssicher	finanziert	wer-•	
den? Was sind die Stärken und Schwächen der 
heutigen Finanzierung?
Wer	zahlt	und	wer	profitiert	heute/zukünftig	vom	•	
ÖPNV unter Berücksichtigung der demogra-
fischen	Entwicklung?
Ist kostenloser ÖPNV in einer Halbmillionenstadt •	
wie Leipzig eine Option? Welche Verlagerungsef-
fekte würden eintreten? 
Welche	Entwicklungen	(u.a.	demografischer	Wan-•	
del) sind für die Nutzung und Finanzierung des 
ÖPNV und SPNV in Zukunft zu erwarten?
Was würde passieren, wenn ÖPNV nicht mehr •	
gefördert wird, z. B. im Modal Split?
Welche Kosten für die öffentliche Hand entstehen •	
dann in anderen Bereichen? 
Welche	flankierenden	siedlungsstrukturellen	und	•	
verkehrspolitischen Maßnahmen haben sich im 
Sinne einer Förderung des ÖPNV bewährt bzw. 
sind empfehlenswert?

Konzepterarbeitung / kommunales Handeln
Was sind erste Realisierungsszenarios zur Erar-•	
beitung eines Konzeptes? Wie sind diese auf der 
Maßnahmenebene erreichbar?
Welchen Personal- und Ressourceneinsatz muss •	
die Verwaltung absichern?
Was ist über den Nahverkehrsplan hinaus an •	
kommunalem Handeln nötig, um den ÖPNV/
SPNV im Zusammenspiel des Umweltverbundes 
zu stärken?

Best Practice
Welche Erfahrungen oder Konzepte in anderen •	
deutschen oder europäischen Großstädten gibt es 
hinsichtlich	einer	signifikanten	Steigerung	der	Nut-
zung von ÖPNV?

Finanzierung der Verkehrssysteme im ÖPNV
Wege zur Nutzerfinanzierung oder Bürgerticket?                                                                                                       Prof. Heiner MonheimIV
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Fragenkomplex 1:                      
(Stellen)Wert des ÖPNV

Teil I: Feststellung und Steigerung des                           
Stellenwerts  
1. Welchen Wert hat der ÖPNV?
Der politische Stellenwert des ÖPNV äußert sich:

in der Menge des für den ÖPNV bereitgestellten  ●
Geldes (für Investitionen in Fahrwege und Fahr-
zeuge, den Betrieb, Marketing, Werbung, die ÖPNV-
Verwaltung, die ÖPNV-Planung) im Vergleich zu 
anderen Verkehrsaufgaben, insbesondere für den 
Autoverkehr (Straßenbau, Straßenunterhalt, Straßen 
verwaltung, Straßenplanung, Parkraumvorsorge),

in der Beschlusslage (Art der grundsätzlichen Pri- ●
orisierung, Aufgabenzuschreibung, Detailbeschlüsse 
zur Angebotsgestaltung, den Standards), insbeson-
dere

Netz (Dichte),•	
Fahrplan (Taktdichte),•	
Haltestellen (räumliche Dichte),•	
Tarife (Preisniveau),•	
Marketing, Werbung, Kommunikation,•	

in der Behandlung des ÖPNV in den grundle- ●
genden stadtentwicklungsrelevanten Planungsrouti-
nen, insbesondere

 in der Flächennutzungsplanung (Ausrichtung auf •	
ÖPNV-Netz),
 in der Bauleitplanung (Vorgaben von ÖPNV-Quali-•	
täten analog zu den Standards für die MIV-Erschlie-
ßung durch Straßen und Parkraum),
 in der Standortplanung (Zuweisung von Stand- •	
orten nur nach ÖPNV- Erreichbarkeiten),
	in	der	symbolischen	Identifikation,	also	insbesondere•	

	der	Darstellung	des	ÖPNV	in	der	offiziellen	 -
Stadtwerbung,
 der Darstellung des ÖPNV im Stadtplan, -
 der Namensgebung, -
	der	Darstellung	des	ÖPNV	auf	allen	offiziellen	 -
Kommunikationsmedien der Stadt,

in dem Geschichtsbewusstsein gegenüber dem  ●
ÖPNV (ÖPNV- Museum, Repräsentanz der ÖPNV-
Historie im öffentlichen Raum durch Bilder, Modelle, 
Haltestellengestaltung),

im Detail der verkehrsplanerischen und verkehrs- ●
organisatorischen Behandlung, also insbesondere

 •	der Zuteilung von Flächen im Verkehrsraum (sepa-
rate Fahrwege, Haltestellen am Rande oder zentral 
im Fahrweg),
 der Zuteilung von (Grün)Zeiten in der Verkehrsab-•	
wicklung (bedarfsgerechte Ampelpriorisierung),
 der symbolischen bzw. gestalterischen Qualität der •	
ÖPNV-Details (Fahrzeuge, Haltestellen, Fahr-
wege),

in der politischen Akzeptanz des ÖPNV, ausge- ●
drückt durch 
	die	Häufigkeit	der	ÖPNV-Nutzung	durch	die	poli-•	

tischen Eliten (Oberbürgermeister, Dezernenten, 
Amtsleiter, Wahlkreisabgeordnete im Bundestag  
oder Landtag, Vorstände kommunaler Unternehmen 
im Vergleich zur Nutzung von (Dienst)Autos
	die	Häufigkeit,	Intensität	und	Tendenz	der	Behand-•	
lung von ÖPNV- Themen in den politischen State-
ments der politischen Eliten.

Leider gehört eine differenzierte Auseinandersetzung 
mit dem Stellwert des ÖPNV nicht zu den normalen 
analytischen Routinen der Verkehrspolitik und Ver-
kehrsplanung. In der Regel beschränken sich die 
Aussagen auf wenige grobe Indikatoren zum ÖPNV-
Angebot,	zum	fiskalischen	Aufwand	und	zur	fak-
tischen Nachfrageentwicklung.

2. Umgang mit dem Defizitthema
Kenzeichnend für die wenig ausgeprägte Sensibilität 
gegenüber dem Thema ist die regelmäßige Ausein-
andersetzung	mit	dem	so	genannten	„Defizit“	des	
ÖPNV, also dem Kostendeckungsgrad und dem 
Zuschussbedarf. Es liegt an der haushalterischen 
Darstellung dieser Fakten und an der Organisation 
der Aufgabenträgerschaft, dass diese Darstellungen 
selten ausgewogen und differenziert und „wertbezo-
gen“	erfolgen.	Vom	fiskalischen	Defizit	des	Autover-
kehrs redet niemand, obwohl der Autoverkehr auf der 
kommunalen Ebene riesige Kosten verursacht, aber 
nur	geringe	Einnahmen	generiert.	Sein	Defizit	ist	viel	
größer	als	das	Defizit	des	ÖPNV	(Summe	der	Auf-
wendungen für Straßenbau, -Unterhaltung, Verwal-
tung, Planung, Parkraumvorsorge minus kommu-
naler Einnahmen aus dem Autoverkehr), es wird aber 
sehr selten so berechnet und dargestellt. Den Ausga-
ben für den Autoverkehr wird automatisch unterstellt, 
sie seien gut, produktiv, politisch bedeutsam, stand-
ortsichernd, arbeitsmarktrelevant und unentbehrlich. 
Sie gelten stets als „zukunftssichernd“, als relevante 
Investition. Dem Autoverkehr wird damit eine hohe 
gesamtgesellschaftliche und ökonomische Notwen-
digkeit	und	Effizienz	unterstellt.	
Ausgaben für den ÖPNV dagegen „tun weh“, sind ein 
lästiges	Defizit,	belasten	den	Haushalt,	haben	wenig	
Wert, sind tendenziell eher „konsumtiv“, letztlich auch 
partiell entbehrlich, können also gerne auch gekürzt 
werden.	Der	ÖPNV	gilt	als	wenig	effizient	(„Heiße	
Luft-Syndrom“).

Um sich gegen diese Sicht zu wehren, haben verein-
zelt Verkehrsunternehmen eigene Berechnungen zu 
ihrem gesellschaftlichen, ökologischen und ökono-
mischen Wert durchgeführt und publiziert (z.B. Ver-
kehrsbetriebe in Köln, Nürnberg, Hamburg). Dabei 
werden modellhaft Annahmen getroffen zu

Besetzungsgrad von Autos,•	
Besetzungsgrad von ÖPNV-Fahrzeugen,•	
typischen Fahrzyklen,•	
typischen Emissionswerten,•	
typischen Verbrauchswerten,•	

typischen Unfallzahlen und•	
typischen Kostenwerten.•	

Über sie wird abstrakt ermittelt, welchen Nutzen der 
ÖPNV dadurch „stiftet“, dass er ein bestimmtes Maß 
an	sonst	stattfindenden	Autofahrten	ersetzt.	Es	wird	
also eine Art Schadensbilanz des Autoverkehrs mit 
einer Nutzenbilanz des ÖPNV verrechnet, unter 
bestimmten Substitutionsannahmen. Wesentlich 
schwerer sind die Standort- und Imageeffekte, Erreich-
barkeitseffekte und Zeiteffekte des ÖPNV zu monetari-
sieren. Solche Berechnungen werden üblicherweise 
auf drei verschiedenen Maßstabebenen durchgeführt:

auf der allgemeinen, abstrakten Bundesebene im  ●
Vergleich	von	spezifischen	Kosten-	und	Nutzen- 
faktoren für den ÖPNV und den Autoverkehr, vielfach 
werden dabei im ÖPNV die einzelnen Verkehrsmittel 
(Tram, Bus, Regionalbahn…..) getrennt betrachtet, 
weil sie verschiedene Kosten, Emissionen, Aus- 
lastungen etc. haben, teilweise wird der ÖPNV aber 
auch pauschal ausgewiesen;

in lokalen Fallstudien, bei denen für die konkreten  ●
ÖPNV- Strukturen einer Stadt oder Region und die 
konkreten Autoverkehrsstrukturen modellhaft Infra-
strukturkosten und Umweltfolgekosten des Autover-
kehrs den Kosten- und Nutzenfaktoren des ÖPNV 
gegenüber gestellt werden;

in projektbezogenen Fallstudien, die im Rahmen  ●
der so genannten standardisierten Bewertung allen 
größeren Investitionsprojekten des ÖPNV oder dem 
Bau von Bundesfernstraßen vorausgehen. Hierbei 
werden sehr konkret und nach einer weitgehend ein-
heitlichen Methodik für die Parameter des Projekts 
(Strecke, Korridor, Kosten) und für die der Planung 
zugrunde gelegten Prognosewerte Kosten- und Nut-
zen errechnet und bewertet.

Ein methodisch heikler Punkt ist bei solchen Berech-
nungen, dass in der Regel auf der Nutzenseite Zeit- 
indikatoren (gewonnene Reisezeit) monetarisiert wer-
den. Ein Großteil des Nutzens basiert auf solchen 
Zeitgewinnen. Faktisch ist jedoch für die letzten 40 
Jahre ermittelt worden, dass der Zeitaufwand für 
Mobilität nicht sinkt (was bei den vielen angeblich 
zeitsparenden Investitionen zu erwarten wäre), son-
dern stetig steigt. Der Grund liegt im raumstruktu-
rellen „Echoeffekt“, der bei gesparter Zeit zu schnell 
wachsenden Distanzen im Mobilitätsverhalten führt, 
weil sich die Aktionsradien ändern.

3. Die Nutzen- und Schadenbetrachtung, 
Kapazitätsdosierung im Autoverkehr
Abstrakt ist natürlich klar, dass der Autoverkehr 
beträchtliche Schäden anrichtet:

Umweltschäden (Luftschadstoffe, Vergiftung von  ●
Lungen und Böden, Klimaschäden, Lärm),
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städtebauliche Schäden (Entwertung von Standor- ●
ten an hochbelasteten Straßen, Verschmutzung von 
Fassaden, Zerstörung sensibler Bau-Materialien 
durch Luftschadstoffe),

gesundheitliche Schäden (gehäufte Herz-Kreis- ●
lauf- Erkrankungen an autoverkehrsreichen Straßen 
und	bei	stark	autoaffiner	Bevölkerung	durch	starken	
Bewegungsmangel);	beides	führt	standortspezifisch	
und	verhaltensspezifisch	zu	erheblich	reduzierter	
Lebenserwartung,

Unfallschäden und Energieverbrauch. ●

In den o.a. Studien werden solche Schäden moneta-
risiert	und	kilometerspezifisch	beziffert,	um	durch	den	
ÖPNV und seine Autoverkehrssubstitution einges-
parte Schäden zu ermitteln. Der ÖPNV schneidet in 
den	spezifischen	Werten	wesentlich	besser	ab.	Aber	
daraus wird bislang kein verkehrsplanerisches Instru-
mentarium entwickelt.

Topp hat immerhin versucht, rechenbare Methoden für 
die kommunale Verkehrsentwicklungsplanung zu ent-
wickeln, nach denen für verschiedenen Straßen- und 
Gebietstypen die so genannten umfeldabhängig tole-
rierbare Höchstbelastung ermittelt werden konnte. 
Daraus wurden in der Summe Minderungsziele für den 
Autoverkehr abgeleitet. Solche Minderungsziele wur-
den in den 1990er Jahren gelegentlich der kommu-
nalen Verkehrsentwicklungsplanung in NRW zugrunde 
gelegt. Prinzipiell entsprechen sie den CO 2 Minde-
rungszielen verschiedener Regierungen und Staaten-
gruppen im Rahmen der Weltklimakonferenzen, die 
jedoch nicht mit entsprechenden Maßnahmen hinter-
legt sind, schon gar nicht im Verkehrsbereich, der bei 
solchen Betrachtungen meist außen vor bleibt.

Auch auf der kommunalen Ebene wurden aus sol-
chen Betrachtungen zur umfeldabhängigen Belast-
barkeit leider selten praktikable Instrumente zur 
Dosierung mittels kapazitätslimitierenden Restrikti-
onen im Autoverkehr und kapazitäts- und attraktivi-
tätssteigernde Maßnahmen im Umweltverbund und 
insbesondere im ÖPNV abgeleitet. Immerhin verfolgt 
Leipzig seit 1993 für seine Innenstadt das Konzept 
„autoarme Innenstadt“, allerdings ohne dadurch wirk-
lich die Innenstadtstraßen und den Innenstadtpark- 
raum weitgehend vom Autoverkehr befreit und alle 
Innenstadtstraßen altstadtgerecht gestaltet zu haben.

Wichtig ist, dass absolute Steigerungen im Umwelt-
verbund nicht automatisch zu Minderungen im MIV 
führen müssen. Wenn bisherige Radfahrer künftig 
doppelt so viel Fahrrad fahren, ist das zwar schön, 
mindert aber nicht den KFZ-Verkehr und dessen 
Schadenswirkungen. Das Gleiche gilt für den Fuß-
verkehr und den ÖPNV. Steigerungen im Umweltver-
bund sind dann besonders relevant, wenn sie zu 
Lasten	der	absoluten	Menge,	Häufigkeit	und	Fahr-	
leistung im KFZ-Verkehr gehen. Es ist auch nichts 

gewonnen, wenn die Verlagerungen innerhalb des 
Umweltverbundes	stattfinden,	wenn	also	der	Fahr-
radverkehr zu Lasten des Fußverkehrs oder der 
ÖPNV zu Lasten des Fuß- und Fahrradverkehrs 
zunimmt. 

Für den ÖPNV hat sich Leipzig im Nahverkehrsplan 
von 2008 eine Steigerung um 6 Prozent-Punkte vor-
genommen, die vor allem durch Inbetriebnahme des 
City-Tunnels und der S-Bahn erreicht werden sollen. 
Im Busbereich wurden mit dem neuen Netz seit 2010 
bereits deutliche Zuwächse erreicht. Nach den Erfah-
rungen mit vergleichbaren Systemsprüngen in ande-
ren Regionen ist sicher auch noch eine größere Stei-
gerung denkbar, wenn „alle Register“ einer 
ÖPNV-Offensive gezogen werden und vor allem 
auch das Umland hierbei mitzieht. Im Umland selbst 
sind in den Klein- und Mittelstädten sogar deutlich 
höhere Nachfragesteigerungen erreichbar, wenn dort 
marktgerechte Angebote entwickelt werden. Neben 
den klassischen ÖPNV-Strategien können auch die 
neuen Car-Sharing- und Car2Go Angebote erheb-
liche Verhaltensänderungen bewirken und den Park- 
raum erheblich entlasten. Solche Strategien sind 
besonders relevant für dicht bebaute Gründerzeit-
viertel mit multimodal orientierter, innovationsbereiter 
Bevölkerung.

Für die strategische Planung sind konkrete Minde-
rungsziele im MIV auch deshalb wichtig, weil aus den 
errechenbaren Belastungsabnahmen entsprechend 
umverteilbare	Verkehrsflächen	beim	Fahren	und	Par-
ken ermittelt werden können. 

Die aktuelle Verkehrsentwicklung in Leipzig zwischen 
2003 und 2008 macht diesbezüglich Hoffnung, weil 
der MIV Anteil um 4,4 Prozent-Punkte zurückgegan-
gen ist. Allerdings sind hier entscheidend die absolu-
ten Belastungsabnahmen im jeweiligen Straßenquer-
schnitt und auf dem jeweiligen Parkraum. Oft werden 
nämlich positive Modal-Split-Veränderungen in den 
Kernstädten	von	gegenläufigen	negativen	Modal-
Split-Veränderungen im Umland kompensiert. 

Ziel muss es sein, aus solchen Trends auch wirklich 
wahrnehmbare Veränderungen zu machen, durch Flä-
chenumwidmungen, Begrünung freier Flächen, Ver-
breiterung von Geh- und Radwegen, Umwidmung zu 
Aufenthaltsflächen,	Straßenabbau	und	Renaturierung.

4. Der politische und fiskalische Modal Split
Der kommunale Stellenwert des ÖPNV kann 
bestimmt werden im intermodalen und interkommu-
nalen Vergleich. Auf Seiten der innovativen Verkehrs-
planung wird gelegentlich der Begriff des „Modal 
Split“, also der Aufteilung der Fahrten und Wege auf 
die verschiedenen Verkehrsarten, erheblich erweitert 
als	fiskalischer	Modal	Split,	Modal	Split	der	Häufig-
keit und Tendenz von verkehrsmittelbezogenen 

Beschlüssen und Modal Split der öffentlichen Bericht-
erstattung. Intermodal ergibt sich bei gewissen Varia-
tionen in Deutschland folgendes Bild:

Der Stellenwert des ÖPNV wächst mit der Stadt- ●
größe und ist am höchsten in den Metropolen und 
am geringsten in kleinen Gemeinden des ländlichen 
Raumes.

Dennoch erreicht in Deutschland in keiner Metro- ●
pole der ÖPNV auch nur annähernd einen wirklich 
prioritären Stellenwert gegenüber dem Autoverkehr.

Die Nr. 1 im Verkehr spielt überall bei gewissen  ●
Variationen der Autoverkehr. Dies kommt jeweils am 
besten zum Ausdruck in den Verkehrsentwicklungs-
plänen und Nahverkehrsplänen, in denen so gut wie 
nie ein klarer ÖPNV-Vorrang erkennbar wird (ausge-
drückt	in	Marktanteilen,	Mittelzuflüssen,	Netzdichten	
und Prognosewerten zum so genannten ÖPNV-
Marktehrgeiz).

5. Erwartete ÖPNV Zuwächse
In der Regel gilt eine Kommune schon als sehr 
ÖPNV-orientiert, wenn sie dem ÖPNV trotz widriger 
Randbedingungen leichte Zuwächse zutraut. Bei den 
erwarteten Zuwächsen sind extreme Steigerungs- 
raten so gut wie nie anzutreffen (extrem wären Ver-
dopplungen oder Verdreifachungen oder noch stär-
kere Vervielfachungen der Fahrgastzahlen). Bei eher 
rezessiven Markterwartungen ist der Normalfall Spar-
politik mit Angebotseinschnitten und dementspre-
chend Marktanteilsverlusten. 

In der Regel wird in Prognosen nicht unterstellt, dass 
die private Motorisierung oder auch die betriebliche 
Motorisierung (Dienstwagenquote) abnehmen 
könnten. In der realen Verkehrswelt dagegen gibt es 
solche Fälle mit extremen Nachfragesteigerungen im 
ÖPNV und starken Rückgängen der privaten und 
betrieblichen Motorisierung und deutlichen Rück- 
gängen der Autonutzung.

Beispiele für massive Marktbewegungen zu Gunsten 
des	ÖPNV	finden	sich	eher	selten	in	Großstädten.	
Eher sind solche lawinenartigen ÖPNV-Zuwächse 
typisch für Mittel- und Kleinstädte und ländliche Regi-
onen. Klassiker hierfür sind die so genannten 
„Systemsprünge“, bei denen neuartige Angebote ein-
geführt wurden:

neue Stadt- und Ortsbussysteme in Klein- und Mit- ●
telstädten, bei denen mehrfach eine Vervielfachung 
(Faktor 20 -30) der Fahrgastzahlen erreicht wurde,

neue, S-bahnartige Schienenverkehrssysteme, bei  ●
denen mehrfach eine Vervielfachung (Faktor 4-8) der 
Fahrgastzahlen erreicht wurde,

neue Tarifsysteme wie z.B. die Semestertickets,  ●
die schlagartig zu einer starken Steigerung der 
ÖPNV-Nutzung durch Studierende (im Schnitt Ver-
doppelung, teilweise Verdreifachung) und zu einem 
starken Rückgang der privaten Motorisierung (im 
Schnitt Halbierung) bei Studierenden geführt haben.
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Für die Region Leipzig kann unter der Voraussetzung 
offensiver Angebotsplanung durchaus mit massiven 
Nachfragezuwächsen in den Klein- und Mittelstädten 
des Umlandes gerechnet werden. Der MDV bereitet 
derzeit eine konzeptionelle Offensive für den ÖPNV 
in der Fläche vor. Entscheidend wird sein, ob die 
Kreise und größeren Orte als Aufgabenträger solche 
Innovationen mit tragen werden.

6. Rolle der Motorisierung
Generell dominiert in der Verkehrsentwicklungs-
planung und insbesondere der ÖPNV- Prognostik die 
Sicht, der ÖPNV sei komplementär zur privaten 
Motorisierung: wer ein Auto habe, melde sich quasi 
automatisch vom ÖPNV ab. Und damit bedeute eine 
fortschreitende Motorisierung automatisch einen 
Rückgang der ÖPNV-Akzeptanz. Und bei der pri-
vaten Motorisierung sei nach den Erfahrungen der 
letzten Jahrzehnte nur eine Zunahme vorstellbar. Die 
private Motorisierung zurückzuschrauben, sei kein 
legitimes politisches und planerisches Ziel, das sei 
illusionär. Bei dieser sehr defätistisch-pessimis- 
tischen Sicht der ÖPNV-Perspektiven wurde überse-
hen dass es:

sehr wohl Städte mit zurückgehender privater  ●
Motorsierung gibt (Klassiker sind die schweizer 
Großstädte Basel, Bern und Zürich, für die bereits 
seit den 1980er Jahren Rückgänge der privaten und 
dort vor allem auch der betrieblichen Motorisierung 
berichtet werden),

Bevölkerungsgruppen mit einer Tendenz der „Ent- ●
motorisierung“ gibt (auf die sinkende Motorisierung 
der Studierenden seit Einführung der Semestertickets 
wurde bereits verwiesen) und

seit ca. 15 Jahren eine wachsende Tendenz zur  ●
Inter- und Multimodalität gibt, dass daher Autobesitz 
noch lange nicht permanente, quasi „rituelle“ Auto-
nutzung bedeutet, sondern dass es mindestens in 
Großstädten mit gutem ÖPNV-Angebot durchaus 
viele	Autobesitzer	mit	häufiger	ÖPNV-Nutzung	bzw.	
auch Fuß- und Fahrradnutzung gibt. Bei innerregio-
naler Differenzierung ist dies beispielsweise typisch 
für fast alle Gründerzeitviertel, in denen

 eine starke Nutzungsmischung die Nahversorgung •	
sichert, mit der Folge sehr hoher Fuß- und Fahrrad-
anteile beim Einkauf,
 wegen der kompakten Baustrukturen eine relativ •	
gute ÖPNV-Erschließung besteht,
 die Motorisierung wegen des hohen Parkdrucks •	
weit unterdurchschnittlich ist, trotz überdurch-
schnittlich hoher Einkommen,
 der Autoanteil an allen Mobilitätszwecken sehr •	
gering ist und
 auch motorisierte Haushalte eine sehr geringe •	
Autonutzung haben.

Aus solchen Befunden kann man lernen, dass Auto- 
besitz	strukturell	beeinflussbar	ist,	Autonutzung	struk-
turell	und	verkehrlich	beeinflussbar	ist	und	kleinräu-

mige regionale Differenzierungen und interregionale 
Vergleiche sehr wichtig sind, um Möglichkeitsspiel-
räume für künftiges Planen und Entwickeln zu erken-
nen.

In den Leipziger Gründerzeitvierteln gibt es bereits 
eine weit unterdurchschnittliche Motorisierung und 
wachsende Präferenzen für das Car-Sharing sowie 
hohe und steigende Anteile des Umweltverbundes. 
Das muss man bewusst machen. Natürlich ist bei 
bereits relativ hohem Ausgangsniveau rein mathema-
tisch eine Vervielfachung sehr viel schwerer, als bei 
geringem Niveau. Dennoch sind auch für Großstädte 
Verdopplungen oder Verdreifachungen von Fahrgast-
zahlen denkbar, werden aber typischerweise in den 
Zielzahlen für Verkehrsentwicklungspläne und Nah-
verkehrspläne als illusionär bezeichnet. Dort werden 
allenfalls marginale Variationen der Marktanteile und 
Fahrgastzahlen für möglich gehalten. Dies ist dann 
bezeichnend für den geringen Marktehrgeiz.

7. Relevanz der „Soft Policies“
Der Stellenwert des ÖPNV ergibt sich jedenfalls nicht 
nur aus den so genannten „hard facts“ (ausgedrückt in 
Netzlängen und Fahrplandaten) sondern ist ein sehr 
subtiles „Konglomerat“ vieler Indikatoren, bei denen 
auch die stark psychologischen Faktoren eine Rolle 
spielen.

Von ÖPNV-Kritikern gern zitiert werden die VDV-Jah-
restagungen, die ja als eine Art symbolischer Selbst-
darstellung	der	ÖPNV-Befindlichkeit	gewertet	werden	
können.	Bei	denen	reisen	viele	offizielle	ÖPNV-Ver-
antwortliche mit dem Dienstwagen an, in den Einla-
dungen wird stets auf die KFZ-Erreichbarkeit der 
Standorte Wert gelegt und der Parkraumbedarf der 
Teilnehmer abgefragt. Es macht natürlich einen 
desaströsen Eindruck, wenn die ÖPNV-Verantwort-
lichen keine Überzeugungstäter mit regelmäßiger 
Dauernutzung des ÖPNV sind.

Ein trauriges Beispiel für die geringe Sensibilität mit 
der Psychologie des Stellenwertes ist die Selbstdar-
stellung der BVG Berlin, die auf diversen Titelblättern 
ihrer Publikationen und Pläne lange Zeit das Haupt-
verkehrsstraßennetz und nicht das ÖPNV Netz abge-
bildet hat.
Um die große psychologische Relevanz subtiler Indi-
katoren zu verdeutlichen, sei auf den internationalen 
Vergleich mit der Selbstdarstellung des ÖPNV in 
Zürich und Wien verwiesen, weil diese beiden Metro-
polen hier Vorbildliches leisten. 

In Zürich hat die fulminante ÖPNV-Werbung mittler-
weile eine 30 jährige Tradition. Die folgenden Slo-
gans belegen das hohe Selbstbewusstsein, mit dem 
sich dort der ÖPNV präsentiert.

„Wo wir fahren, lebt Zürich“ ●
„wir sind die Nr. 1 im Züricher Verkehr“ ●

„Job Ticket, drücken Sie die Spesenbremse“ ●
„Verkaufe umständehalber meinen Rolls Royce,  ●

wähle das Regenbogen-Abo“

Die klassische Antwort ÖPNV-nutzender Banker  ●
und Topmanager ist: „ich habe keine Zeit, Auto zu 
fahren“. Viele Firmen erwarten von ihren leitenden 
Mitarbeitern, dass sie den ÖPNV nutzen, allein 
schon,	damit	sie	immer	fit	und	pünktlich	am	Arbeits-
platz und zu ihren Sitzungen erscheinen.

Die Züri-Linie veranstaltet regelmäßig Quartiers-  ●
events, bei denen der ÖPNV seine Leistungen für die 
Quartiere vorstellt, Anregungen und Kritik aufnimmt 
und seine Investitionen und verkehrsorganisato-
rischen Maßnahmen begründet.

Der Ampelvorrang des ÖPNV ist selbstverständ- ●
lich und wird konsequent im ganzen Netz praktiziert.

Auf allen Stadtprospekten sowie auf der Mehrzahl  ●
der Postkarten und touristischen Prospekte wird der 
ÖPNV gezeigt, vorzugsweise mit der Tram.

In Wien verfolgen die Wiener Linien eine ähnliche  ●
Strategie. Sie werben stark mit Lokalkolorit, in der 
Werbung werden vor allem emotionale Symbole und 
Kommunikationsaspekte (man trifft sich, man spricht 
miteinander, man ist mitten im Leben, man ist aktiv, 
man tut was für Wien….) herausgestellt.

Beide ÖPNV-Metropolen erreichen eine hohe Akzep-
tanz	im	Sinne	der	Fahrtenhäufigkeit	im	ÖPNV	je	Kopf	
und Jahr, beide sind sehr traditionsbewusst im 
Umgang mit dem ÖPNV, in beiden Städten hat der 
ÖPNV einen hohen politischen Stellenwert.

8. Empfehlungen für Leipzig für den politischen 
Stellenwert
Für Leipzig wird empfohlen, die Frage des politischen 
Stellenwertes zum zentralen Thema zu machen und 
dafür entsprechende Indikatoren und Strategien zu 
entwickeln. 
Es wird empfohlen,

als Angebotsindikator für die Qualität des ÖPNV  ●
die „Summe der Haltestellenabfahrten“ (= Produkt 
aus Fahrplan und Zahl der Haltestellen) in räumlicher 
Differenzierung darzustellen und daraus raum-zeit-
liche Angebotstrends zu ermitteln und räumlich diffe-
renzierte Angebotsstrategien abzuleiten,

als Nachfrageindikator die Summe der ÖPNV- ●
Fahrten je Kopf und Jahr räumlich differenziert darzu-
stellen und daraus gebietsbezogene Angebots- und 
Kommunikationsstrategien zu entwickeln,

als verkehrsplanerischen Prioritätenindikator das  ●
Maß der straßenräumlichen Priorisierung (Anteil der 
bevorrechtigten Knoten und Trassen) zu ermitteln,

als	finanzpolitischen	Prioritätenindikator	die	Ausga- ●
ben für Autoverkehr im Bereich Straßenbau und 
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–Unterhaltung, Parkraumvorsorge im Bereich der 
Sachausgaben und des Personals sowie der Kosten 
der	Dienstwagenflotten	zu	vergleichen	mit	den	Ausga-
ben für ÖPNV- Investitionen und Betrieb und Perso-
nal, und zwar räumlich und zeitlich differenziert,

als kommunikationsbezogenen Prioritätenindikator  ●
die amtlichen Kommunikations- und Selbstdarstel-
lungsmedien	auf	ihre	verkehrsmittelspezifischen	
Inhalte zu analysieren und ggf.den ÖPNV in den Mit-
telpunkt zu stellen.

Ziel der zeitlichen Analyse ist die Zeitreihe mit kri-
tischer	Reflektion	über	Trends	und	Notwendigkeiten.	
Ziel der räumlichen Analyse ist das Erkennen der 
sozialen und städtebaulichen Zusammenhänge und 
die entsprechende Feinjustierung der Angebots- und 
Kommunikationsstrategien.

Teil II: Was macht den ÖPNV für Nutzer attraktiv?

1. Rolle der Geschwindigkeit
Im ÖPNV ist die Tür zu Tür- Reisezeit attraktivitätsent-
scheidend. Sie beinhaltet zu ca. 60 % Zeitkomponen-
ten außerhalb der ÖPNV-Fahrzeuge (Weg zur ersten 
Haltestelle, Wartezeit an der Haltestelle, Umsteigezeit 
mit Wartezeit auf den nächsten Anschluss, ggf. noch-
malige Umsteigezeit, letzte Etappe von der letzten 
Haltestelle zum Ziel). Nur 40 % der Reisezeit betrifft 
die Zeit im Fahrzeug. Subjektiv wiegen die Warte-
zeiten außerhalb der Fahrzeuge um ca. 140 % stär-
ker und die Zeiten im Fahrzeug um 70 % weniger als 
real. 
Daraus folgt: eine Minimierung der Zu- und Abgangs-
zeiten durch kurze Wege und eine Minimierung der 
Wartezeiten durch dichten Fahrplan und gute 
Anschlußsicherung maximiert den Zeitnutzen. Daher 
sind eventuell bauliche Investitionen in die Fahrge-
schwindigkeit sogar kontraproduktiv, wenn sie mit 
einer Ausdünnung der Haltestellendichte verbunden 
sind und zu längeren An- und Abmarschwegen führen. 
Sie kosten also kostbare und subjektiv gewichtige Zeit. 
Lohnend sind dagegen Investitionen in die Minimie-
rung der so genannten „Verlustzeiten“, also kurze An- 
und Abmarschwege durch möglichst viele Haltestellen. 
Hinzu kommen freie Fahrt auf der Strecke, Vermeiden 
des Staus im Fahrzeug durch lange Fahrgastwechsel-
zeiten, Anschlußsicherung durch entweder dichte 
Takte oder technische Kommunikations- und Steue-
rungssysteme.

2. Differenzierte Angebote nach Aktionsradius, 
Kundennähe als „Muss“
Natürlich erfordern alle Zeit- und Geschwindigkeits-
betrachtungen eine Differenzierung nach Aktions- 
radius: für lange Fahrten spielen Geschwindigkeit 
und Zeit eine größere Rolle als für kurze. Da aber im 
Stadtverkehr die kurzen Fahrten dominieren, sollte 
ihnen besonderes Augenmerk gewidmet werden. 

Kundennähe ist der zentrale Attraktionsfaktor.
Die routinemäßigen 300 Meter-Radien müssen  ●

kritisch überprüft werden, sie sind generell zu groß, 
erst	Recht	angesichts	des	demografischen	Wandels	
und in dicht bebauten Strukturen.

Die kleinteilige Netzqualität entscheidet über die  ●
Attraktivität. Ihr dienen möglichst viele Haltestellen 
und kurzlaufende ÖPNV-Linien (Quartiersbus, City-
Bus, Ortsbus).

Ihr dient auch die Verkehrsberuhigung im Halte- ●
stellenumfeld und die Linienführung mitten in die 
Quartiere.

Nur für die regional ausstrahlenden Verbindungen  ●
ist demgegenüber die Fahrgeschwindigkeit stärker 
relevant, hier kommt dann eher der Korridoransatz 
zum Tragen (z.B. S-Bahn).

Die verschiedenen Netzebenen und Hierarchie- ●
stufen müssen optimal miteinander verbunden sein.

Diese differenzierte Netzbetrachtung ist im Straßen-
netz durch die Abfolge von verkehrsberuhigter 
Erschließungsstraße über die Sammelstraße und 
Hauptverkehrsstraße bis zur Autobahn üblich, im 
ÖPNV wird sie vielfach vernachlässigt, wobei die größ-
ten	Defizite	in	den	kleinteiligen,	feinerschließenden	
Netzen bestehen. Daher reichen auch die gängigen 
Hierarchiesierungen der RIN (Netzrichtlinie) nicht aus, 
weil	sie	zu	sehr	auf	die	Hauptnetze	fixiert	sind.

Sehr gut erkennbar werden hier die Unterschiede zur 
Angebotsphilosophie der Schweiz. Dort ist die Halte-
stellendichte bei Großstädten je Flächeneinheit in der 
Regel dreimal so groß wie in Deutschland, in länd-
lichen Regionen sogar sechsmal. Daraus resultiert 
ein sehr viel höherer Marktanteil des ÖPNV in der so 
genannten Nahmobilität unter 3 km. Hier sind deut-
sche Städte sehr schlecht aufgestellt. Da aber die 
Nahmobilität im Alltag dominiert und lange Zu- und 
Abgangswege die Nachfrage stark reduzieren, resul-
tiert daraus die Notwendigkeit, die Haltestellendichte 
zu steigern und hierfür eine stärkere Angebotsdiffe-
renzierung einzuführen.

3. Ausstattung der Fahrzeuge
Die Fahrzeuggestaltung hat mehrere Aspekte:

die Frage der Identität; Fahrzeuge müssen als  ●

systemzugehörig äußerlich erkennbar sein durch 
eine klare „Corporate Identity“,

jede Verfremdung durch massive Außenwerbung  ●
oder sehr „kariert-chaotische“ Farben und Designs 
ruiniert das Image und die Akzeptanz,

normalerweise wird man auf moderne Fahrzeuge  ●
Wert legen. Hier liegen voll im Trend

viel „Transparenz“ durch hohen Glasanteil (sehen •	
und gesehen werden, daher wird ein äußerst reser-
vierter Umgang mit Außenwerbung empfohlen),
Niederflur	wegen	der	Bequemlichkeit	und	Zeit-			•	
effizienz	beim	Ein-	und	Aussteigen
verkehrssystembeeiflussendes	Equipment	(Signal-•	
steuerung, Kommunikation, Verlaufsanzeigen),
 großzügige Innenraumgestaltung mit großen Platt-•	
formflächen,	weiter	Sicht	durch	das	ganze	Fahr-
zeug, ggf. bei Doppeltraktion auch durch den 
gesamten „Zug“ und
 klares, ruhiges Design.•	

Eine Ausnahme bilden historische Fahrzeuge, hier 
sind Abweichungen von den o.a. Standards akzepta-
bel,	die	Pflege	historischer	Fahrzeuge	kann	sogar	
identitätsstiftend sein.

4. Taktfrequenz
Die Taktfrequenz ist ein zentraler Qualitätsfaktor, der 
für die Reisezeit wesentlich wichtiger ist als die 
Geschwindigkeit, weil mit ihm unmittelbar die Warte-
zeiten an Haltestellen beim Zugang und beim 
Umsteigen verbunden sind.

Dichte Takte steigern erheblich die Systemqualität  ●
und Akzeptanz. 10-Minutentakte sind attraktiv, 
20-Minutentakte führen schon zu beachtlichen Zeit-
verlusten. Die üblichen Taktausdünnungen in den so 
genannten Schwachverkehrszeiten (Spätverkehr, 
Wochenenden, Ferien) sind mit Blick auf die System-
qualität sehr problematisch.

Neben den Zeitintervallen ist im Taktsystem auch  ●
entscheidend, wie einfach es ist.

Leider hat sich der deutsche ÖPNV in den letzten 
Jahrzehnten sehr stark von klaren Taktmustern ent-
fernt. Stattdessen wird in den Takten räumlich und 
zeitlich variiert, z.B. in der Unterscheidung von

Abb. 1: Beispiele für erfolgreiche differenzierte ÖV Systeme
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Ferienzeiten und Schulzeiten, Samstagen, Sonnta-•	
gen und Feiertagen und
Hauptverkehrszeit, Nebenverkehrszeit sowie Spät-•	
verkehrszeit.

Diese Praxis zwingt zu vielen Fußnoten in den Fahr-
plänen und ist wegen der hohen Irrtumswahrschein-
lichkeit bei den nicht regelmäßigen Nutzern extrem 
abschreckend. Sie ist sehr stark schüler- und pend-
lerfixiert	und	ignoriert	andere	Nachfragesegmente	
wie insbesondere den Freizeitverkehr, die am Ver-
kehrsmarkt eine wachsende Bedeutung haben. Opti-
mal sind Systemtakte, die im ganzen Netz auf allen 
Linien und zu allen Zeiten gelten. Sie garantieren die 
höchste Marktakzeptanz.

5. Zuverlässigkeit
Zuverlässigkeit ist in Systemen mit dichtem Takt 
gegenüber der räumlichen und zeitlichen Angebots-
dichte erst an dritter Stelle entscheidend. Sie hängt 
maßgeblich davon ab, wie der ÖPNV in seinem 
Ablauf unabhängig vom sonstigen Verkehrsgesche-
hen abgewickelt wird, ob er also durch eigene Tras-
sen bzw. eigene Zeitinseln störungsfrei durchs Netz 
kommt und ob es eine hochentwickelte Störfall-
prophylaxe gibt, mit entsprechenden Echtzeitinforma-
tionen, ggf. Ersatzkursen für ausgefallene Fahrzeuge 
etc.. Auf Strecken ohne eigene ÖPNV-Trassen ist 
entscheidend, den ÖPNV signaltechnisch in die so 
genannte „Pulkführerschaft“ zu bringen, sowohl ver-
kehrstechnisch als auch psychologisch steigert das 
Effizienz	und	Attraktivität.	Entscheidend	ist	darüber	
hinaus die Qualität der Informationen über Störungen, 
sowohl hinsichtlich der Berechenbarkeit, ggf. auch mit 
den Anschlußeffekten, aber auch der Begründung 
der Störungen.

6. Tarife
Die Preisgestaltung hängt in ihrer Relevanz für die 
Akzeptanz maßgeblich ab von der Einfachheit des 
Preissystems und von der Höhe der Preise im Ein-
zelfahrscheinbereich und im Abobereich. Abschre-
ckend sind hohe Einzelfahrscheinpreise, weil sie in 
der Kommunikation und im Preisvergleich als preis-
licher Grundmaßstab gelten. Eigentlich sollte der Ein-
zelpreis ein seltenes Auslaufmodell sein. Denn er 
setzt entweder den Ticketerwerb am Automaten oder 
einer Verkaufsstelle voraus. Mindestens bei allen 
lokalen und regionalen Kunden sollte dagegen die 
Zeitkarte als Fahrberechtigung vorherrschen.

Im Zeitkartenbereich fehlen vielfach Kurzstrecken- 
abos. Sie sind aber wegen der großen Bedeutung 
der Nahmobilität und des hohen Autoanteils auch 
schon in diesem Aktionsradius wichtig und können 
preislich attraktiv gestaltet werden. Ziel muss es sein, 
im Vergleich zu den Autokosten konkurrenzfähig 
wahrgenommen zu werden. Da die Fixkosten beim 
Auto psychologisch stark unterschätzt werden und 

die variablen Kosten immer nur in größeren Zeitab-
ständen (beim Tanken) anfallen, muss es Ziel sein, 
auch bei den ÖPNV Kosten eine ähnliche Logik grei-
fen zu lassen. Hierzu tragen alle Zeitkarten, insbe-
sondere Jahreskarten bei. Ziel muss es sein, mög-
lichst viele Dauerkunden zu binden. Zudem tragen 
alle Mitnahmeregelungen (Gruppentarife, Mitnahme 
zusätzlicher Personen, möglichst ohne zeitliche Ein-
schränkung) und additiven Preisvorteile (der zweite 
Erwerber eines Abos im Haushalt erhält gegenüber 
dem ersten einen Zusatzvorteil) erheblich zur Attrak-
tivität bei. Im Zusammenhang mit dem Bürgerticket 
wird auf die Tariffragen noch detaillierter eingegan-
gen.

Teil III: Entwicklung des Verkehrsmarktes                                 
Generell gibt es verschiedene Anzeichen für Verhal-
tensänderungen am Verkehrsmarkt.

1. Inter- und Multimodalität
Für den urbanen Raum werden klare Signale für eine 
wachsende Multi- und Intermodalität registriert. 
Immer mehr Menschen sind nicht mehr eindeutig auf 
eine Autopräferenz festgelegt. Sie wählen nicht mehr 
routinemäßig nur das eigene Auto, sondern variieren 
je nach Zweck, Zeit und Destination ihre Verkehrs-
mittelwahl. Der Marktanteil des Umweltverbundes 
aus Fuß- und Fahrradverkehr und ÖPNV wächst 
dadurch endlich wieder. Der Anteil der Verkehrsmit-
telwahlkombinationen nimmt deutlich zu.

Im Standortverhalten gibt es Anzeichen für eine 
urbane Renaissance, d.h. eine Abkehr von der Präfe-
renz für stark autoabhängige, suburbane, zersiedelte 
Standorte (im Wohnstandortverhalten, Einkaufsver-
halten und Freizeitverhalten). In Leipzig haben die 
zentralen Gründerzeitviertel in den letzten 10 Jahren 
50.000 Zuzügler gewonnen. Zudem führt der demo-

grafische	Wandel	in	einer	alternden	Bevölkerung	zu	
starken Änderungen im Verkehrsverhalten: im hohen 
Alter beginnt eine Entmotorisierung (Faktoren: kör-
perliche und mentale Einschränkungen, Beschrän-
kungen in den verfügbaren Finanzmitteln, veränderte 
Interessen, verringerter Aktionsradius). Bei den wei-
ter	motorisierten	Senioren	sinken	die	Häufigkeit	der	
Autonutzung und die Fahrleistung stark. Daraus 
resultieren schon jetzt erhebliche Verlagerungspoten-
ziale vom Autoverkehr zum ÖPNV bzw. Umweltver-
bund. Wie groß sie sind, hängt auch entscheidend 
von verkehrsplanerischen Strategien ab. Wird offen-
siv versucht, solche Trends zu verstärken? Wird 
darüber kommuniziert? 

Auch das Motorisierungsverhalten und Verkehrsver-
halten der nachwachsenden Generation in urbanen 
Räumen ist stark in Bewegung. Der Prestigeeffekt 
des privaten Autos verringert sich. Andere Konsum-
güter (digitale Welt) sind relevanter. Daher sinken bei 
den urbanen Jugendlichen Führerscheinbesitz und 
Autobesitz

2. Neue Nutzungsformen und –Kombinationen.
Zudem ändert sich das Verständnis vom Auto. Neben 
das private Auto treten neue Formen der gemein-
schaftlichen Autonutzung wie Car Sharing und 
Car2Go, also öffentliche Autos. Ohnehin verschwim-
men die Grenzen zwischen den einzelnen Verkehrs-
mitteln stärker. Es gibt öffentliche Fahrräder (next-
bike, Call a Bike und andere Leihfahrradsysteme) 
und öffentliche Autos (Car Sharing, Car2Go). Solche 
Trends können verstärkt werden, wenn sie planerisch 
und unternehmerisch aufgegriffen werden, wenn bei-
spielsweise der ÖPNV als Betreiber von Leihfahrrad-
systemen und Car Sharing oder Car2Go Systemen 
bzw. als Kooperationspartner für solche Systeme 
operiert,	sie	offensiv	bewirbt	und	sie	tariflich	unter-
stützt. Wenn außerdem an wichtigen ÖPNV-Knoten 

Abb. 2:  Entwicklung zur Multi- und InterModalität (raumkom 2011)
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Radstationen und Car Sharing Stationen und längs 
des gesamten Schienennetzes und peripheren Bus-
netzes Bike & Ride-Optionen angeboten werden, 
dann kann die Symbiose im Umweltverbund stark 
gefördert werden.

Auch die wachsende Zahl von Faltfahrrädern 
erleichtert die Kombination von Fahrrad und ÖPNV, 
zumal für Falträder keine besonderen Tarife fällig 
werden	und	keine	Reservierungspflicht	besteht.

Die wachsende Zahl von Pedelecs ändert das Pre-
stige und den Aktionsradius des Fahrrades. Pedelecs 
steigern die Fahrradnutzung über mittlere und große 
Entfernungen (jenseits von 10 km). Insgesamt ist der 
Aktionsradius des Radverkehrs stark gewachsen, der 
Anteil von Fahrten über 10 km Länge hat sich bei-
spielsweise in der Region München verdreifacht. 
Damit kann das Fahrrad nicht mehr als reines Kurz-
streckenverkehrsmittel abgetan werden.

Mittlerweile wächst auch der Anteil von Lastfahr- 
rädern	an	der	Fahrradflotte.	Sie	werden	teilweise	als	
private Lastfahrzeuge eingesetzt, oft auch als Kin-
deranhänger. Darüber hinaus entdecken aber auch 
viele	Firmen	Lastfahrräder	als	preiswerte	und	effizi-
ente Option für den kleinvolumigen Lastentransport 
über kurze und mittlere Entfernungen.

Eine neue Entwicklung und Herausforderung für die 
Kooperation zwischen Fahrrad und ÖPNV stellt der 
Ausbau von kommunalen und regionalen Leihfahr-
radsystemen dar. Ausgehend vom weltweit 
bekanntesten System Velib in Paris mit 24.000 
Rädern an 1.500 Stationen an ÖPNV-Haltestellen 
werden auch in Deutschland vermehrt Leihfahrrad- 
systeme angeboten. Diese neue Entwicklung begann 
mit einem Modellprogramm und Wettbewerb des 
BMVBS. Die beiden derzeit größten Anbieter sind 
nextbike aus Leipzig und Call a Bike von DB Rent. 
Das größte deutsche Leihfahrradsystem ist Metropol-
rad Ruhr, das dort von 10 benachbarten Städten 
betrieben wird, mit derzeit ca. 3.000 Rädern an ca. 
300 Stationen. Metropolrad Ruhr kooperiert eng mit 
dem VRR, nahezu alle Stationen haben direkten 
Haltestellenbezug. Der VRR beginnt, das System 
aktiv zu bewerben, es gibt eine Integration in den 
Tarifverbund. In Mainz wird das Mainrad von der 
MVG	unmittelbar	betrieben.	Für	die	Häufigkeit	der	
Nutzung ist die Angebotsdichte entscheidend. Wäh-
rend in Paris jedes betriebsbereite Rad im Schnitt 10 
x am Tag genutzt wird, liegen die deutschen Spitzen-
werte mit 3 deutlich niedriger, die meisten Systeme 
erreichen nicht mal 1 Nutzung pro Rad und Tag.

Auch die Fahrradmitnahme in Bussen und Bahnen 
hat sich in den letzten Jahren dynamisch entwickelt. 
Sie hat sowohl für den ländlich-touristischen Raum 
(Beispiel Usedom mit UBB) als auch für den urbanen 
Raum (Beispiel VBB in Berlin) eine wachsende 
Bedeutung. Die Berliner S-Bahn transportiert täglich 
ca. 90.000 Fahrräder bei wachsender Tendenz, 
obwohl die meisten S-Bahnstationen keine Schiebe-
hilfen besitzen. Auf der UBB werden pro Jahr ca. 
60.000 Fahrräder transportiert, obwohl diese hier 

kostenpflichtig	sind,	mit	relativ	hohen	Preisen	und	
obwohl ein eigenes Leihfahrradsystem an vielen 
Bahnhöfen Fahrradnutzung auch ohne eigenes Fahr-
rad möglich macht. Im MDV Tarif ist im SPNV die 
Fahrradmitnahme	tarifintegriert,	bei	der	LVB	nicht.	
Eine durchgängige kostenfreie Mitnahme ist für die 
Förderung der Kombination sinnvoll.

Eine spezielle Variante der Fahrradmitnahme sind 
die Fahrradbusse oder Fahrradbahnen. In vielen tou-
ristischen Regionen in Mittelgebirgslandschaften ver-
kehren saisonal eigene, speziell gestaltete Fahrrad-
busse (teilweise mit Anhänger, teilweise mit 
verbreiteter Plattform) auf festgelegten Kursen an 
bestimmten Tagen. In Baden-Württemberg gibt es 
wegen der unentgeltlichen Fahrradmitnahme und der 
hohen Nachfrage teilweise saisonal sogar eigene 
Fahrradzüge.

Fazit: In Leipzig sollte der ÖPNV alle Optionen einer 
stärkeren Kooperation mit Bike- und Car Sharing 
sowie Bike & Ride nutzen, die entsprechenden Infra-
strukturen engagiert aufbauen und dabei vor allem in 
regionalen Zusammenhängen operieren. Die Nähe 
zu nextbike sollte strategisch genutzt werden.

Teil IV: Autonome Trends                                         
Autonome Trends sind kommunal nicht oder nur schwer 
beeinflussbar.	Sie	bezeichnen	gesellschaftliche,	ökolo-
gische oder ökonomische Trends, die man für die Ver-
kehrsentwicklungsplanung als gegeben voraussetzen 
kann und die man für die Langfriststrategie beachten 
sollte. Einige Trends sind schon lange absehbar, die 
gravierende Folgen für den Verkehr haben, erheblich 
zur Relativierung und Verringerung des Autoverkehrs 
beitragen werden und damit den ÖPNV in die Position 
bringen werden, wieder eine sehr viel größere Rolle zu 
spielen, um die Mobilität aufrecht zu erhalten.

Die Energiepreise werden sich stark verteuern  ●
(Peak Oil), einmal durch die generelle Verknappung 
der Förderung bei gleichzeitiger, starker Verteuerung 
der Restförderung (z.B. Ölschiefer, Ölsande).

Die klimapolitischen Handlungsnotwendigkeiten  ●
werden	zu	neuen	Formen	der	Marktbeeinflussung	
durch CO 2 Abgaben führen.

Die	fiskalischen	Notwendigkeiten	zur	Deckung	des	 ●
Finanzbedarfs für die zunehmenden Erfordernisse 
des Straßenunterhalts (insbesondere bei Brücken 
und in Tunnels sowie bei der Signaltechnik) werden 
zur Einführung von durchgängigen Pkw-Mautsyste-
men führen.

Die verkehrsplanerischen Notwendigkeiten für eine  ●
verstärkte räumliche und zeitliche Verkehrslenkung 
(Verkehrssystemmanagement) werden zu räumlich 
und zeitlich gestaffelten Pkw-Mautsystemen führen 
(als	effizientestes	Mittel	zur	Stauprävention).

Die	Probleme	der	kommunalen	Verkehrsfinanzen	 ●
werden zu einer verstärkten kommunalen Partizipation 

Allerdings muss der ÖPNV dafür sein Verhältnis zum 
Fahrradverkehr im Umweltverbund klären. Dann 
lange Zeit wurde das Fahrrad als Konkurrent des 
ÖPNV betrachtet. Es gab erbitterte Dispute über die 
Mitbenutzung von Busspuren durch Fahrräder und 
die Fahrradmitnahme in Bussen und Bahnen. Inzwi-
schen hat die Konzeption vom Umweltverbund und 
der gedeihlichen, produktiven Kooperation von 
ÖPNV und Fahrrad sich weitgehend durchgesetzt.

Seit den 1980er Jahren begann Bike & Ride als 
platzsparende und sehr viel preiswertere Alternative 
zum konventionellen P & R populär zu werden. Viele 
kommunale und regionale Schienennetze erhielten 
eigene Fahrradabstellanlagen an Bahnhöfen und 
Haltestellen. Oft musste deren Kapazität schrittweise 
ausgebaut werden. Das am meisten entwickelte Bike 
& Ride System hat München (vor allem S-Bahn) mit 
ca. 60.000 Stellplätzen. Derzeit wird dort auch im 
U-Bahn- und Trambahnbereich der Parkraum für 
Fahrräder erweitert.
Seit Mitte der 1990er Jahre begann der Ausbau von 
Radstationen an größeren Bahnhöfen und ÖPNV-
Knoten. NRW ist bisher das einzige Bundesland mit 
systematischer Planung und Förderung von Radstati-
onen. Hier sind mittlerweile ca. 70 Stationen in 
Betrieb und zahlreiche weitere in Planung. In den 
anderen Bundesländern stagniert die Entwicklung, 
hier bleiben Radstationen singuläre Ausnahmen. In 
den	Niederlanden	dagegen	besteht	ein	flächen-
deckendes System von Radstationen in allen Größen, 
teilweise mit gigantischen Ausmaßen von über 8000 
Rädern an den Zentralstationen von Amsterdam, 
Utrecht und Groningen. Dort wird das Fahrrad in 
starkem Maße für den Vortransport an der Quelle und 
den Nachtransport am Ziel genutzt. In Deutschland 
galten lange Zeit 800 Stellplätze als Untergrenze für 
einen wirtschaftlichen Betrieb. Mittlerweile gibt es in 
NRW aber auch zahlreiche kleine Stationen mit ledig-
lich um 100 Plätze, die durch Zusatzgeschäfte im 
ÖPNV-Service trotzdem wirtschaftlich arbeiten.

Abb. 3: Freizuhaltender Stellplatz
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an den Mauteinnahmen aus der Lkw- und Pkw-Maut 
und zu einer stärkeren kommunalen Detailgestaltung 
der Mautsysteme analog zu den Regelungen bei den 
Parkgebühren und Erschließungsbeiträgen führen.

Ähnlich wie im Bereich der Energiepolitik die Atomka-
tastrophe von Fukushima mindestens in der deut-
schen Energiepolitik endgültig zur schrittweisen 
Abkehr von der Atompolitik geführt hat, kann man 
erwarten, dass die Weltklimaprobleme zu einer gene-
rellen Abkehr von fossilen Treibstoffen und damit zu 
einem allmählichen Ausstieg aus massenhaftem 
Autoverkehr	führen	werden.	Auch	die	Effizienzpro-
bleme des Autoverkehrs (Stau) machen immer deut-
licher, dass auch die raum- und siedlungsstruktu-
rellen und gesundheitlichen Folgen massenhaften 
Autoverkehrs nicht mehr akzeptiert werden können. 
Dieser Prozess wird nicht schlagartig einsetzen und 
es wird bei den entsprechenden Reaktionen sicher 
unterschiedliche regionale Reaktionsgeschwindig-
keiten geben, aber insgesamt wird der Prozess des 
Abschieds vom massenhaften Autoverkehr in Gang 
kommen
Für Leipzig lautet die Empfehlung, vor diesem Hinter-
grund keine massiven Investitionen mehr in die Kom-
plettierung des Straßennetzes und Parkraumange-
bots zu tätigen und bei allen Investitionen in das 
Autosystem im Detail zu bedenken, ob sie im Sinne 
der weiteren ÖPNV-Renaissance auch zu Gunsten 
des ÖPNV transformiert werden können.

Teil V: Investitionsbedarf des ÖPNV                    
Um eine Reduzierung des Autoverkehrs zu ermög-
lichen, sind auf der Seite der substituierenden Alter-
nativen erhebliche Anstrengungen nötig. Die Netze 
müssen verdichtet, die Kapazitäten erweitert und der 
Service verbessert werden. Das erfordert höhere 
Investitionen und Betriebskosten.

1. Ermittlung des Investitionsbedarfs
Leider orientieren sich die üblichen Ermittlungen zum 
Finanzbedarf des ÖPNV (z.B. des VDV oder des 
difu) nicht an solchen Verkehrswendeüberlegungen, 
sondern verharren auf der Systemseite im Status 
quo, berechnen lediglich den so genannten Ersatz-
bedarf auf der Seite der Fahrzeuge und - schon sehr 
viel eingeschränkter - der Fahrwege. Eine solche 
Bedarfsberechnung greift viel zu kurz. Tatsächlich 
muss der Investitionsbedarf unter verschiedenen 
Substitutionsannahmen berechnet werden. Massive 
Verlagerungseffekte sind erreichbar, wenn die Quali-
tät der alternativen Angebote deutlich verbessert 
wird, um ein bislang autoverwöhntes Publikum zum 
Umsteigen zu motivieren.

In der Tendenz bedeutet das:
Qualitätssteigerung in den kommunalen und regio- ●

nalen Schienennetzen durch s-bahn-ähnliche Ange-
bote mit vielen neuen Haltepunkten, verdichteten 

Taktverkehren, Erweiterung des Fuhrparks und Aus-
bau der Fahrwegkapazitäten,

Verdichtung des kommunalen Schienennetzes  ●
durch Verlängerung von Straßenbahnstrecken, neue 
tangentiale und ringförmige Tramverbindungen,

Steigerung der Kundennähe durch Aufbau neuer,  ●
feinerschließender ÖPNV Systeme, in der Kernstadt 
als City- und Quartiersbussysteme, an der Peripherie 
durch neue Orts- und Stadtbussysteme in großen 
Umlandgemeinden und in der ländlichen Peripherie 
neue Dorfbussysteme und Rufbussysteme für die 
„Fläche“.

möglichst einfache Angebotsstruktur mit wenigen 
Fahrzeugtypen zu entwickeln. Solche Rationalisie-
rungsüberlegungen waren beispielsweise in den 
1960er Jahren der Grund für die weit verbreitete 
Abschaffung von Straßenbahnen und O-Bussen in 
Westdeutschland, weil ein einfaches Bussystem billi-
ger schien. Die Abkehr von einer sinnvollen Ange-
botsdifferenzierung hat aber den Markterfolg maß-
geblich beeinträchtigt. Auf differenzierte Raum-, 
Siedlungs- und Verkehrsstrukturen und Kundenwün-
sche muss man auch mit differenzierten Angeboten 
reagieren. Auch wenn das die Planung, Beschaffung 
und den Betrieb wesentlich komplizierter macht.

Abb. 4:  Renaissance der Elektromobilität/ Bahn, Straßenbahn, S-Bahn, O-Bus, Seilbahn , ...

Aus alledem ergibt sich ein erheblicher Mehrbedarf 
an neuen Fahrzeugen in differenzierter Fahrzeug-
größe (verstärkt auch Mini- und Midibus, mehr Tram-
wagen, darunter insbesondere modular zusammen-
stellbare Traktion) und an neuen Schienentrassen 
und neuen Haltestellen.

2. Angebotsdifferenzierung 
als Basis der Bedarfsermittlung
Für die Zielstellung, das Marktvolumen stark auszu-
dehnen	und	bisher	auch	typisch	autoaffine	Raum-,	
Siedlungs- und Zeitstrukturen sowie Nutzergruppen 
abzudecken, ist gegenüber der stark auf die klas-
sischen Nutzergruppen des ÖPNV (Schüler und 
Pendler) abgestellten Angebotsstrategie eine deutliche 
Angebotsdifferenzierung erforderlich. Diese Strategie 
erfordert, sich intensiver mit den jeweiligen „arteige-
nen“	Spezifika	der	verschiedenen	ÖPNV-Elemente	zu	
befassen und neue technische und konzeptionelle 
Angebotstendenzen angemessen zu berücksichtigen, 
um das für den relevanten Siedlungs- und Verkehrs-
raum angemessene „Menü“ festzulegen.

Diese Differenzierungsstrategie ist in der ÖPNV-
Szene lange als singuläre Aufgabenstellung für länd-
liche Regionen verstanden worden. Im urbanen 
Raum schien eine solche Strategie weniger relevant. 
Hier bestand lange die Tendenz, aus Gründen der 
betrieblichen Rationalisierung (Werkstatt, Schulung 
des Personals, Management, Beschaffung) eine 

3. Finanzreform und Investitionsstrategien 
Für diesen Aufwand ist derzeit unter gegebenen 
Bedingungen keine auskömmliche Finanzierung 
absehbar. Im Gegenteil, nach derzeitigem Stand 
muss mit einer Reduzierung der insgesamt für Inve-
stitionen im öffentlichen Verkehr und für Betriebs- 
zuschüsse verfügbaren Mittel gerechnet werden. Ein 
besonders Problem ist, dass die Investitionsförderung 
lange Zeit relativ großzügig und mit kostentreibenden 
Standards erfolgte, die Folgekosten für Unterhaltung 
und Betrieb dann aber die kommunale Finanzkraft 
übermäßig strapaziert haben. Daraus resultiert ein 
dringlicher	Bedarf	für	eine	Reform	der	Verkehrsfinan-
zierung, bei der insbesondere die kommunale und 
regionale Ebene mehr Eigenmittel erhalten kann. Die 
bisherigen Antrags- und Bewilligungsverfahren sind 
für ein schnelles Abarbeiten viel zu schwerfällig und 
kaum kalkulierbar.

Wie in der Gründerzeit des ÖPNV muss hier wieder 
sehr viel mehr kommunale Eigenverantwortung und 
kommunale	Eigenfinanzierung	ermöglicht	werden,	
durch	eine	Reform	der	Kommunalfinanzen	und	eine	
sehr viel kommunalfreundlichere Aufteilung der Ver-
kehrsinvestitionen zwischen Bund, Ländern, Regi-
onen und Kommunen.

 Die weit überproportionale Alimentierung des Fernver-
kehrs und von dessen Großprojekten sowie singulärer 
Großprojekte im lokalen und regionalen ÖPNV muss 
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beendet werden. Priorität brauchen Investitionen, die 
schnell die Systemqualität und Netzdichte verbessern.

4. Änderung des institutionellen 
Investitionsverhaltens
Auf der Seite der so genannten Institutionellen Ver-
kehrsmittelwahl (Entscheidungen von Kommunen 
und Betrieben über die Qualität der Verkehrserschlie-
ßung) gibt es momentan noch massive Wettbewerbs-
verzerrungen zu Gunsten des Autoverkehrs.

Wer baut oder einen Betrieb eröffnet, muss  ●
gemäß dem erwartbaren Verkehrsaufkommen für 
gute Autoerreichbarkeit sorgen, durch bauordnungs-
rechtlich	verpflichtete	Bereitstellung	von	Parkraum	
für Mitarbeiter und Besucher und durch Sicherung 
der inneren Erschließung für den Autoverkehr. Ggf. 
müssen Ablösebeträge gezahlt werden. Dieser „Auto-
matismus“ muss beendet werden.

Vergleichbare	Verpflichtungen	für	die	Sicherung	 ●
eines angemessenen ÖPNV-Angebots gibt es nicht. 
Solche Regelungen müssen bauordnungsrechtlich 
und abgabenrechtlich verankert werden.

ÖPNV ist noch eine freiwillige Aufgabe der Kommu-
nen, die fast nur von größeren Kommen wahrgenom-
men wird. Kleine Gemeinden werden von den Krei-
sen als Aufgabenträger mit versorgt. Diese haben 
jedoch überwiegend Interesse an den regionalen 
Verkehrsverflechtungen;	Sie	kümmern	sich	kaum	um	
feinerschließende Angebote (z.B. Dorfbus).

Private Investoren haben gegenüber dem ÖPNV 
überhaupt	keine	Verpflichtungen.	Sie	tragen	nicht	zu	
seiner Finanzierung bei. In der kommunalen Investiti-
onspraxis muss die übergewichtige Straßen- und 
Parkraumfinanzierung	beendet	werden,	eine	deut-
liche Finanzpriorität für den ÖPNV ist dringend erfor-
derlich.

Teil VI: Perspektiven im kommunalen                  
und regionalen ÖPNV
Im kommunalen und regionalen Schienenverkehr 
waren die letzten vier Jahrzehnte geprägt:

vom Ausstieg vieler westdeutscher Städte aus  ●
ihren historisch gewachsenen Straßenbahnnetzen,

vielfach mit einem Zwischenschritt der Umstellung  ●
von Straßenbahnsystemen zu O-Bussystemen, die 
später auch überwiegend stillgelegt wurden,

und in Orten und Regionen mit noch bestehenden  ●
alten kommunalen Schienennetzen vom Systemstreit 
zwischen Straßenbahn und Stadtbahn,

vom teilweisen, allerdings auf die großen Metropo- ●
len beschränkten Ausbau regionaler Schienennetze 
zu S-Bahnsystemen,

von der teilweisen Reaktivierung regionaler Bahn- ●
strecken im Zuge moderner Regionalbahnstrategien 
und

in der Kombination solcher Ansätze von der Ent- ●

wicklung von Mehrsystembahnen (Kombination von 
Elektro- und Dieseltraktion und Verknüpfung von DB- 
und Tramnetzen).

Am heftigsten war der Streit um die so genannte 
Stadtbahnphilosophie, die seit den 1960er Jahren in 
Westdeutschland durch die Vorgaben des GVFG in 
vielen Fällen zum Standard erklärt wurde. In den 
neuen Bundesländern konzentriert sich der Streit auf 
die durchgängige separate Tramtrasse als gefor-
derter Standard.

1. Stadtbahn versus Tram
Die	stark	geschwindigkeitsfixierte	Stadtbahnphiloso-
phie war mit erheblichen Folgeproblemen verbunden 
für die Kosten je Strecke, die Kosten je Fahrzeug 
und für die städtebauliche Integration (viele Tunnel-
strecken im Innenstadtbereich, viele separate Gleis- 
trassen mit eisenbahnmäßigem Charakter und mini-
maler Überquerbarkeit und städtebaulicher 
Integration). In Zukunft muss sich eine Renaissance 
der Tram als weniger geschwindigkeitsorientiertes 
System einstellen. Die Tram hat gegenüber der 
Stadtbahn viele Vorteile:

sie hat eine deutlich preiswertere Infrastruktur,•	
sie erlaubt einen preiswerteren Betrieb (Energiebe-•	
darf,  Unterhaltungsaufwand),
sie ist städtebaulich wesentlich besser integrierbar •	
(vgl. hierzu insbesondere die so genannte Leipziger 
Erklärung),
 Tramtrassen werden als positive Elemente des •	
Straßen- und Platzraums gestaltet,
sie erlaubt mehr Haltestellen, auch nachträglich. Der •	
mittlere Haltestellenabstand der Leipziger Tram 
beträgt 530 m, das ergibt je nach Straßennetz oft Zu- 
und Abgangszeiten von über 5 Minuten, die in dicht 
bebauten Quartieren die Akzeptanz schmälern,
sie ist besser in die Verkehrsberuhigung integrierbar,•	
Tramtrassen haben eine wesentliche bessere Über-•	
querbarkeit und Zugänglichkeit,
Tramtrassen können vielfach als grüne Trasse mit •	
Rasengeleis oder als Tramallee gestaltet werden,
Tramtrassen erreichen bei entsprechender Informa-•	
tion eine höhere Akzeptanz bei Anliegern (Bewoh-
nern, Geschäften, Betrieben) und
die Tram erreicht eine höhere Systemwirkung durch •	
größere Netzdichte.

Mit dieser stark an aktuellen französischen Vorbildern 
und historischen deutschen Vorbildern orientierten 
Investitionsphilosophie einer optimalen städtebau-
lichen Integration wachsen die Marktchancen und 
Realisierungschancen für den kommunalen Schienen-
verkehr erheblich. Diese Entwicklung entspricht ana-
logen Prozessen im regionalen Schienenverkehr im 
Übergang von der „schweren“ zur „leichten“ Bahn, 
ausgelöst durch die Leichttriebwagen und den ver-
einfachten Streckenausbau. Im kommunalen Schie-
nenverkehr ist die Abkehr von den geschwindigkeits-

fixierten	Stadtbahnstandards	Voraussetzung	für	die	
dringend erforderliche Renaissance der Schiene.

Den Reisezeitanforderungen regionaler Verbin-
dungen wird gegenüber der herkömmlichen Stadt-
bahnphilosophie verstärkt Rechnung getragen durch 
Mehrsystemansätze mit Einschleifung von Trams in 
regionale Schienennetze jenseits der dichten Bebau-
ung der Kernstadt (Voraussetzung gleiche Spurbreite 
oder Umspurung) und neue Haltepunkte an bestehen-
den regionalen Schienenstrecken (S-Bahnphilosophie).

Mit dieser differenzierten Strategie wird der räum-
lichen Differenzierung der Mobilitätsstrukturen nach 
Aktionsradius am besten Rechnung getragen.

2. Urbane Seilbahnen 
als Alternative oder Ergänzung zur Tram
Neben die konventionelle Tram tritt seit einigen Jah-
ren als preiswertere Option die urbane Seilbahn. 
Moderne Seilbahnen erreichen mit 30er Kabinen in 
dichter Hängung eine hohe Leistungsfähigkeit. 
Urbane Seilbahnen haben folgende Einsatzbereiche:

Streckenverlängerungen von konventionellen •	
Schienenstrecken um ca. 2-4 km,
Querverbindungen zwischen vorhandenen Schie-•	
nenstrecken zur Herstellung von verbesserten 
Netzsynergien,
Querverbindungen zwischen abseits von Schienen •	
gelegenen Verkehrserzeugern als Zubringer zu vor-
handenen Schienenstrecken und
Überwinden von Barrieren (breite Gleistrassen oder •	
Straßentrassen, Flüsse, nicht durchquerbare Gebäude- 
oder Geländekomplexe wie Industrieareale).

Urbane Seilbahnen haben verglichen zur konventio-
nellen	Tram	einige	spezifische	Vorteile:

deutlich geringere Investitionskosten, Planungs- •	
und Bauzeiten (die BUGA-Seilbahn in Koblenz 
hatte trotz der Rheinquerung nur 14 Monate Pla-
nungs- und Bauzeit),
leichte Trassierbarkeit, da sie lediglich Platz für die •	
Masten in großen Abständen brauchen,
geringe Betriebskosten wegen des geringen Ener-•	
giebedarfs und der geringen Personalkosten (voll-
automatischer Betrieb),
gute Systemintegrierbarkeit, weil sie als Stetig-   •	
förderer fahrplanunabhängig wartefrei benutzt wer-
den (Paternosterprinzip),
völlige Barrierefreiheit wegen der Absenkung der •	
Haltebereiche auf das absolute O-Niveau, dadurch 
leichte Mitnahme von Rollstühlen und Fahrrädern,
bedarfsgerechte Trassierung mit einigen Zwischen-•	
halten und der Möglichkeit für Kurvenfahrten und 
Richtungswechsel (durch feste Führungsschiene in 
diesem Bereich).

Urbane Seilbahnen können als so genannte „Bahnen 
besonderer Bauart“ wie konventioneller Schienenver-
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kehr gefördert werden, wenn sie voll in das ÖPNV-
System integriert sind (Tarif- und Netzintegration).

3. Busverkehr, O- Bus, Ortsbus, Quartiersbus
So wie im Schienenverkehr eine Differenzierung 
nach Aktionsradius und Geschwindigkeit sowie Fahr-
zeuggröße sinnvoll ist, ist erst Recht der Busverkehr 
differenziert zu betrachten und durch zahlreiche 
Systeminnovationen prädestiniert, wichtige Aufgaben 
im ÖPNV-System zu übernehmen.

3.1 O-Bus als Alternative oder Ergänzung zur Tram
Im Zuge der Förderung moderner Elektromobilität ist 
auch eine Renaissance des O-Busses zu erwarten. 
Leipzig besaß wie viele Städte von den 1930er Jah-
ren bis in die 1970er Jahre auch ein O-Bussystem 
und hat 2008 die Potenziale für neue O-Bus-Optionen 
untersuchen lassen. Gegenüber der konventionellen 
Tram einerseits und dem konventionellen Dieselbus 
andererseits hat der O-Bus einige Besonderheiten 
und Vorteile:

Gegenüber der Tram geringere Fahrwegkosten und •	
eine schnellere Planbarkeit und Realisierung,
mögliche Trassenkombinationen mit der Tram mit •	
der Option der leitungsunabhängigen Weiterfahrt 
bei Hybridfahrzeugen und
gegenüber dem Dieselbus bessere Umweltwerte •	
(Energieverbrauch, Luftschadstoff- und CO 2 Emis-
sionen, Lärm).

Gegenüber der Tram ist die „Laufruhe“ geringer. Die 
Fahrzeugkosten sind gegenüber dem Dieselbus 
höher, daher wird man nur große Fahrzeuge als 
O-Bus ausstatten. Gegenüber der Tram dagegen ist 
der O-Bus in den Fahrzeug- und Trassierungskosten 
preiswerter. Aus diesen technischen Optionen resul-
tiert die Notwendigkeit, im Zuge der Elektro-Mobili-
täts-Strategie für das gesamte Bedienungsgebiet 
Systemüberlegungen anzustellen und zu klären, ob, 
wo und wie künftig

konventionelle Tramstrecken,•	
O-Bus-Strecken,•	
Urbane Seilbahnstrecken,•	
Mehrsystemstrecken Tram/-O-Bus,•	
Mehrsystemstrecken Tram/Regionalbahn und•	
S-Bahnstrecken•	

zum Einsatz kommen können.

3.2 Busverkehre für die feinverteilenden Basisnetze
Schienenverkehrsmittel und O-Busse eigenen sich 
nur bedingt zur Flächenerschließung, auch wenn es 
gegenüber heute zu entsprechenden Netzerweite-
rungen und Netzverdichtungen kommen sollte. Daher 
sind in jedem Falle zusätzliche, ergänzende Bus-
netze erforderlich. Allerdings sind auch hier differen-
zierte Überlegungen angebracht, um zu optimalen 
Bus-Schiene-Konzepten zu kommen. Differenzie-
rungen ergeben sich:

nach der Fahrzeuggröße zwischen Standard-Bus, •	

Großraumbus, Midibus und Minibus und
nach der Betriebsweise zwischen konventionellem •	
Linienbetrieb, Bedarfsbetrieb (nach Zeitlage, aber 
auch nach Routenverlauf).

Im Zuge des technischen und planerisch-konzeptio-
nellen Fortschritts ergeben sich neue Optionen in fol-
genden Bereichen:

Netzverdichtung im Quartier durch Quartiersbus;  ●
die üblichen 300 m Radien sind vielfach zu groß, um 
die notwendige Kundenähe zu sichern. Daher bietet 
es sich an, überall wo die Netzmaschenweite gröber 
ist, zusätzlich die Feinerschließung bzw. Feinvertei-
lung mit Hilfe von Quatiersbussen herzustellen. Hier-
für eignen sich Midibusse und Minibusse. Sie können 
auch sehr enge und verwinkelte Straßennetze befah-
ren (Dorfkerne, Zentrenbereiche, Fußgängerzonen, 
verkehrsberuhigte Gebiete).

Feinverteilung in die Fläche; am Ende konventio- ●
neller Tram- und Busachsen ergeben sich oft für peri-
pher gelegene Siedlungsgebiete große Distanzen. 
Um diese zu überbrücken, werden feinverteilende 
Bussysteme angeboten. Dies gilt auch für periphere 
Gewerbegebiete, deren konventionelle ÖPNV- 
Erschließung oft schlecht ist. Diese Aufgabe kann 
allerdings teilweise alternativ auch durch Stationen 
von Leihfahrradsystemen (für den Zielverkehr) bzw. 
durch Bike & Ride-Anlagen (für den privaten Quell-
verkehr) wahrgenommen werden.

Rufbusnetze im Nachtverkehr (ergänzend zu den  ●
Nachtbusnetzen); die konventionellen Nachtbusnetze 
sind gegenüber den Tagnetzen wesentlich grobma-
schiger und bedienen vorrangig relevante Quellen 
und Ziele des nächtlichen Freizeitverkehrs. Da ein 
Teil des Nachtverkehrs aber wesentlich disperser 
verteilt ist, können alternativ dazu und ergänzend zu 
dem in den Nachtstunden intensiver genutzten 
Taxiverkehr auch bedarfsgesteuerte Rufbusdienste 
angeboten werden.

Mit dieser differenzierten Strategie wird der räum-
lichen und zeitlichen Differenzierung der Mobilitäts-
strukturen nach Aktionsradius (Dominanz der kurzen 
und mittleren Entfernungen) und der räumlichen und 
städtebaulichen Differenzierung der Straßennetze 
und Baustrukturen (in der Bandbreite zwischen klei-
nen Gassen, dispersen Baustrukturen, großen, brei-
ten Hauptverkehrsstraßen und kompakter Bebauung) 
am besten Rechnung getragen.

4. Tempo 30, Verkehrsberuhigung und ÖPNV
Da in der Reisezeit die Zu- und Abgangszeiten domi-
nant sind und da Tempo 30 und sonstige Verkehrsbe-
ruhigungsmaßnahmen maßgeblich zur Beschleuni-
gung des Fußverkehrs und Radverkehrs (durch 
Wegfall von Wartezeiten beim Queren) beitragen, 

sind Tempo 30 und Verkehrsberuhigungsmaß-
nahmen in der Regel förderlich für den ÖPNV und 
seine Akzeptanz. Der scheinbare Zeitverlust durch 
Tempo 30 oder Schrittgeschwindigkeit (in der Fuß-
gängerzone oder im Verkehrsberuhigten Bereich) 
wird durch die starken Zeitgewinne im Zu- und 
Abgang mehr als kompensiert.

Die rein betriebliche Perspektive (scheinbare Zeitver-
luste im Umlauf) greift hier zu kurz. Allerdings muss 
dieser Zusammenhang auch werblich kommuniziert 
werden, immer unter dem Motto „Kundennähe“, die 
hier sprichwörtlich durchdekliniert werden kann. „Wir 
kommen Ihnen entgegen!“, „wir steigern unsere Ver-
träglichkeit und Attraktivität“!

Zudem	erhöht	die	Integration	des	ÖPNV	in	die	flä-
chenhafte Verkehrsberuhigung die Optionen für eine 
bedarfsgerechte Führung des feinerschließenden 
ÖPNV, der mitten in die Quartiere, in die Zentren- 
bereiche und nah an die relevanten Ziele geführt 
werden kann.

Allerdings muss man in diesem Zusammenhang wie-
der die Frage der Netzdifferenzierung stellen. Die 
Integrationsforderung stellt sich vor allem für den 
feinerschließenden ÖPNV. Den regional ausgreifen-
den ÖPNV über mittlere und große Distanzen wird 
man im Netz anders behandeln und vorzugsweise 
auf größeren Trassen längs der Hauptverkehrsstra-
ßen oder eigenen Trassen führen. Allerdings befreit 
diese Bindung an Hauptverkehrsstraßen nicht vom 
Erfordernis einer guten städtebaulichen Integration 
und einer Verkehrsberuhigung. Nicht umsonst wur-
den in den 1990er Jahren in diversen Bundesländern 
eigene Programme zu besseren städtebaulichen 
Integration, zur Geschwindigkeitsdämpfung und zur 
Verkehrsberuhigung auf Hauptverkehrsstraßen sehr 
erfolgreich aufgelegt.

Für die Zeitbedarfe im Umlauf sind ohnehin weniger 
die Spitzengeschwindigkeiten als die Verlustzeiten 
maßgeblich. Wer den ÖPNV also betrieblich rationell 
abwickeln will, muss vor allem auf konsequente 
Bevorrechtigung im Verkehrsablauf Wert legen.

5. Unfallrelevanz des ÖPNV
Die ÖPNV- internen Unfallzahlen mit unmittelbarer 
Fahrzeugbeteiligung von ÖPNV-Fahrzeugen sind im 
Vergleich zum Autoverkehr gering. Allerdings gibt es 
typische Unfallverläufe mit indirekter ÖPNV-Beteili-
gung (Unfall beim Versuch, eine Haltestelle noch 
rechtzeitig zu erreichen bzw. zu verlassen). Dieser 
Unfalltyp wird deutlich minimiert, wenn Linien und 
Haltestellen in Tempo 30 Gebieten oder anderwärtig 
verkehrsberuhigten Gebieten liegen, wegen des 
geringeren Geschwindigkeitsniveaus des Autover-
kehr und der in diesem Umfeld höheren Bereitschaft 
zur Rücksichtnahme auf Fußgänger.
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Kostenstrukturen zu vergleichen, weil von Land zu 
Land, aber auch von Aufgabenträger zu Aufgabenträ-
ger unterschiedliche Regelungen greifen können.

In den Medien und der Öffentlichkeit diskutiert wer-
den vor allem die Zuschußbedarfe, die der jeweilige 
Aufgabenträger (Besteller) zu leisten hat. Neben der 
Frage, wie die jeweiligen absoluten Zahlen für 
Kosten und Zuschußbedarfe bestimmt werden, ist 
auch noch zu klären, auf welche Indikatorenbasis 
solche Zahlen bezogen werden - auf die Kilometer-
kosten, auf die Kosten je Fahrgast, auf die Kosten je 
Einwohner und/oder Haushalt, auf die Kosten je 
Fahrzeug und/oder auf die Kosten je ÖPNV-Beschäf-
tigtem?

Teil II: Umgang mit den Kosten                                
1. Kostendeckender ÖPNV - jahrzehntelang Fakt

Ausgangslage im ÖPNV ist, dass in den letzten Jahr-
zehnten allgemein unterstellt wurde, ÖPNV könne 
nicht kostendeckend betrieben werden. Historisch ist 
diese Aussage falsch, denn in der Gründerzeit und 
bis in die 1960er Jahre wurde ÖPNV auf den ver-
schiedenen Maßstabsebenen in vielen Fällen kosten-
deckend betrieben, obwohl in dieser Zeit die Netze ja 
erst mit erheblichem Investitionsaufwand ausgebaut 
werden mussten. Der politische und unternehme-
rische	Ehrgeiz	war,	das	ganze	Land	flächendeckend	
mit leistungsfähigem öffentlichem Verkehr mit Bus-
sen und Bahnen zu erschließen und zu verbinden. 
Investiert haben sowohl die öffentlichen Hände als 
auch - vor allem in der Blütephase - sehr viele Privat-
unternehmen. Im öffentlichen Verkehr wurde sehr viel 
Geld verdient. Das lag daran, dass der Autoverkehr 
als Hauptkonkurrent um private Mobilitätsausgaben 
noch nicht oder noch wenig entwickelt war, so dass 
der ÖPNV die gesamte Nachfrage nach (motorisier-
ter) Mobilität abdeckte.

2. Umkehr der Investitionen 
weg vom ÖV hin zum Auto
Erst seit den 1960er Jahren haben in Westdeutsch-
land die privaten Haushalte und die Betriebe sowie 
die öffentlichen Hände schrittweise ihre Ausgaben für 
den ÖPNV reduziert und einen Großteil ihrer Mobili-
tätsausgaben für das Auto (Straßennetzausbau, 
Parkraumausbau, Anschaffung von Dienstwagen, 
Anschaffung privater Autos, teurer Betrieb der Autos 
und der Autoverkehrsinfrastruktur) aufgewendet. In 
den neuen Bundesländern erfolgte diese Trend- 
umkehr im privaten und öffentlichen Ausgabeverhal-
ten erst in den 1990er Jahren.
Die Gebietskörperschaften (Bund, Länder, Kreise 
und Gemeinden) haben ihr verkehrliches Ausgabe-
verhalten massiv verändert. Die Ausgaben für den 
öffentlichen Verkehr wurden reduziert. Anstelle von 
systemerweiternden Investitionen erfolgten dort viel-

Auch aus Sicht des ÖPNV müsste eigentlich die alte 
Städtetagsforderung nach generell Tempo 30 weiter 
auf der politischen Agenda stehen. Eine solche Stra-
tegie würde dem Umweltverbund und damit eben 
auch dem ÖPNV erhebliche Attraktivitätsgewinne im 
Vergleich zum Autoverkehr erlauben.

Teil VII: Attraktionsfaktoren                                              
Sicherheit, Sauberkeit und Fahrkomfort
In der subjektiven Wahrnehmung spielen Faktoren 
wie Sicherheit und Sauberkeit eine große Rolle bei 
den Nichtnutzern oder Seltennutzern. Insbesondere 
der Faktor Sicherheit (im Sinne von sozialer Sicher-
heit vor Belästigungen und Übergriffen) wurde durch 
stark aufgebauschte Medienberichte in den letzten 
Jahren mehrfach dramatisiert. Er spielt vor allem in 
Systemen eine Rolle, die mit vielen Angsträumen 
verbunden sind. Dies betrifft alle unterirdischen 
Systeme und Systeme, die gestalterisch stark aus 
dem öffentlichen Raum abgeschirmt sind. Je besser 
die soziale Kontrolle durch optimale Integration im 
öffentlichen Raum ist, desto weniger gravierend sind 
die Probleme. Darüber hinaus können natürlich Fra-
gen der Detailgestaltung (Beleuchtung, transparente 
Gestaltung der Haltestellenhäuschen, Lokalisierung 
der Haltestellen an publikumsintensiven Standorten 
bzw. in Bereich von Blickbeziehungen) erheblich zur 
sozialen Sicherheit beitragen.

Hier kommen u.U. auch Fragen der komplementären 
Dienstleistungen (Kioske an Haltestellen) ins Spiel; 
sie tragen zur Belebtheit von Haltestellen bei. Eine 
Option,	offizielles	Personal	mit	Multitasking-Aufgaben	
ins System zu bringen, sind mobile Servicekräfte, die 
mit entsprechenden Wägelchen ausgestattet kleine 
Snacks, Getränke, Zeitungen anbieten, gleichzeitig 
aber auch für Auskünfte zur Verfügung stehen (die 
LVB haben in diese Richtung mit einem besonderen 
Begleitservice begonnen). Falls es spezielle Bereiche 
(Strecken, Haltestellen) gibt, die als objektiv oder 
subjektiv unsicher gelten, kann zudem ein zusätz-
licher Personaleinsatz hilfreich sein.

Von den Dauernutzern dagegen werden diese Fak-
toren eher relativiert, weil sie als regelmäßige 
Systemnutzer ihr Urteil eher auf eigenen Erfahrungen 
und weniger auf dem Hörensagen aufbauen.

Fragenkomplex 2:                         
Kosten des ÖPNV, Kostenverhältnisse

Teil I: Was kostet der ÖPNV tatsächlich?                  
1. Methodik der Kostenermittlung, 
Kostenvergleiche

Kostenangaben zum ÖPNV und Kostenvergleiche 
zum Autoverkehr sind schwierig und komplex, weil es 
keine Tradition einer differenzierten, systematisch 
zeitlich und räumlich vergleichbaren Kostenrechnung 
gibt, weder im Bereich der Investitions- und Unterhal-
tungskosten noch im Bereich der Betriebskosten und 
Personalkosten. Hier müssen sehr verschiedene 
Kostenarten und diverse Kostenträger berücksichtigt 
werden, da

die Netze vielfach die jeweiligen kommunalen •	
Grenzen überschreiten,
die Verkehrsangebote im Rahmen der Verkehrsver-•	
bünde koordiniert werden und
die verschiedenen Verkehrsunternehmen (lokale, •	
regionale, DB Regio) an der Angebotserstellung 
und Einnahmeaufteilung beteiligt sind.

Für die Einnahmeaufteilung werden regelmäßig mit 
hohem empirischem Aufwand Stichprobenerhe-
bungen durchgeführt, um die Einnahmen nach der Art 
der Nutzung des Systems möglichst gerecht (=auf-
kommens- und aufwandsadäquat) auf die verschie-
denen Angebotsersteller aufzuteilen. Hierzu gibt es 
aber keine überregional vergleichbaren Statistiken.

Für die Kosten des Autoverkehrs gibt es keine 
adäquate Systematik des Kostennachweises.
In allgemeiner Form hat es seit ca. 30 Jahren immer 
wieder Kostenvergleiche gegeben, um Anhaltswerte 
zu ermitteln und Proportionen zu erkennen.

Auf der Seite der individuellen Kosten gibt es eta- ●
blierte (digitale) Kostenrechner. Hier gibt es zudem 
Mikrozensusdaten über die Haushaltsaufwendungen 
für Autoverkehr und Öffentlichen Verkehr (Nah- und 
Fernverkehr zusammen) mit klarer Ausgabendomi-
nanz des Autos.

Auf der Seite der institutionellen Kosten gibt es  ●
keine Systematik, die die Kosten für Gemeinde-   
straßen und Parkraumbereitstellung sowie die Ver-
kehrsverwaltung integriert. Die Nachweise in „Ver-
kehr	in	Zahlen“	betreffen	lediglich	das	klassifizierte	
Straßennetz und blenden die Gemeindestraßen und 
Parkraumkosten völlig aus.

Erschwert werden Kostenangaben zum ÖPNV durch 
die teilweise erheblichen Änderungen in der 
Zuschußsystematik für Ausgleichszahlungen, Förder-
sätze und Fördertatbestände. Dies betrifft beispiels-
weise die Ausgleichszahlungen im Schülerverkehr 
und im Schwerbehindertenverkehr nach Personen-
beförderungsgesetz, die Fördersätze für Fahrwegin-
vestitionen und die Förderung von Fahrzeuginvestiti-
onen. Durch solche Änderungen in der jeweiligen 
Systematik sind langlaufende Zeitreihen sehr schwie-
rig. Genauso schwer ist es, im regionalen Vergleich 
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fach systemschrumpfende Desinvestionen durch 
Stilllegung zahlreicher Straßenbahnsysteme, Still- 
legung vieler Eisenbahnstrecken, Schließung vieler 
Bahnhöfe, Schließung vieler Güterbahnhöfe und 
Stückgutannahmepunkte,	Einstellung	der	flächen-
deckenden Bedienung mit Postbus und Bahnbus. 
Auch hier war der Systemabbau in den alten Bun-
desländern sehr viel früher und im Ausmaß gravie-
render als in den neuen Bundesländern.

Demgegenüber haben die öffentlichen Hände ihre 
Investitionen in den Autoverkehr massiv gesteigert. 
Die	klassifizierten	Straßennetze	wurden	massiv	aus-
gebaut. Im Innerortsbereich wurden die Hauptver-
kehrsstraßen ebenfalls massiv ausgebaut (Netzer-
weiterung, Verbreiterung, teilweise auch Tunnel- 
projekte). Parallel dazu wuchs das Gemeindestra-
ßennetz erheblich und auch Gemeindestraßen wur-
den durchweg verbreitert. Der kommunale Parkraum 
wurde durch sehr viele Parkhaus- und Tiefgaragen-
projekte sowie Parkplatzprojekte und Parkstreifen-
projekte erweitert. Parallel haben auch die privaten 
Haushalte mit der verstärkten Anschaffung immer 
teurer, schnellerer und stärkerer Pkw und deren 
bevorzugter Nutzung ihr Ausgabenverhalten stark auf 
das Auto umorientiert. Auch die Betriebe haben mit 
der	Erweiterung	der	Dienstwagenflotte	um	teure	Pre-
mium-Fahrzeuge und der großzügigen Bereitstellung 
von Parkraum und dem Ausbau ihrer Zufahrten ihre 
Autokosten massiv gesteigert. Dagegen ist ihre 
Bereitschaft, vergleichbares Geld auch für den ÖPNV 
auszugeben, stark gesunken.

3. Verzerrte Kostenwahrnehmung 
als privates und öffentliches Problem
Trotz der beschriebenen Entwicklung im Ausgaben-
verhalten hat sich aufgrund der entsprechenden 
rechtlichen	und	fiskalischen	Rahmensetzungen	im	
Laufe der letzten 60 Jahre in der Politik, in den Ver-
waltungen, in den Verkehrsunternehmen, in der Wirt-
schaft und auch bei den Privathaushalten eine stark 
verzerrte Kostenwahrnehmung ergeben.

Öffentlicher Verkehr und insbesondere ÖPNV gilt  ●
in der Politik und vielfach auch in den Verwaltungen 
als	teuer	und	notorisch	defizitträchtig.	ÖPNV	gilt	als	
ungeliebte Aufgabe der so genannten Daseinsvor-
sorge, die sich eigentlich nicht lohnt, die man notge-
drungen für den autolosen Teil der Bevölkerung (die 
berühmten „A‘s“ Auszubildende, Arme, Ausländer, 
Alte, Asylanten ….) zu deren notdürftiger Mobilitätssi-
cherung machen muss, immerhin in den großen 
Städten auch mit einer gewissen Systemqualität.

ÖPNV auf kommunaler und regionaler Ebene ist  ●
daher auch immer Opfer von Sparpolitik. Vieles, was 
nicht nennenswert bezuschusst wird, unterbleibt. Der 
Fahrgast wird zum Beförderungsfall. Zu viele dürfen 
es nicht werden, sonst muss man ja das Angebot 

erweitern und das kostet…. Offensive Marktstrate-
gien	gelten	als	nicht	finanzierbar.

Lediglich bei hoch bezuschussten Prestige-Pro- ●
jekten wie dem Ausbau von Stadtbahnen, vorzugs-
weise mit Tunnelprojekten, wird ein gewisser Ehrgeiz 
geweckt, auch wenn diese sehr teuer sind.

Diesem „öffentlichen Geiz“ steht auf der Seite der  ●
privaten Haushalte vielfach ein privater „Geiz“ bei 
den Ausgaben für den ÖPNV gegenüber. ÖPNV gilt 
subjektiv im Allgemeinen als teuer. Die unmittelbare 
Zahlungsnotwendigkeit bei Fahrtantritt erzeugt den 
so genannten „out of Pocket-Schmerz“, wobei viel-
fach der Einzelfahrscheinpreis in der typischen 
Berechnung für einen Mehrpersonenhaushalt bei 
einer Hin- und Rückfahrt gerechnet wird. Die Option 
einer Gruppenkarte oder eines Abos mit Mitnahme- 
option wird mangels Sachkunde nicht betrachtet. 
Ebenso wird normalerweise von Selten- oder Nie-
Nutzern die Option einer Bahn Card zur Verringerung 
des Preises nicht bedacht, geschweige denn die 
Option eines Jahresabos oder gar der BC 100. Die 
Nutzbarkeit der BC im kommunalen Nahverkehr ist 
durch die City-Plus Regelung erheblich verbessert 
worden. Aber diese Option wird bislang nicht ausrei-
chend beworben, weder kommunal noch von der DB.

Auch bei den Betrieben gibt es eine geringe Zah- ●
lungsbereitschaft	für	den	ÖPNV.	Die	Mitfinanzierung	
von Jobtickets oder gar deren unentgeltliche Bereit-
stellung für die Mitarbeiter bleibt die Ausnahme 
(obwohl der teure Parkraum meist umsonst angebo-
ten wird). Eine Beteiligung an den ÖPNV-Investiti-
onen	findet	nicht	statt.

4. Einsparoptionen durch den ÖPNV
Die Argumentation mit Einsparoptionen im Straßen- 
und Parkraumbau durch einen attraktiveren ÖPNV 
wird relativ selten politisch und planerisch im Zusam-
menhang mit konkreten Projekten genutzt. 
Die Zusammenhänge sind zwar zunächst sehr plau-
sibel. In einer im Modal Split mehr ÖPNV-orientierten 
Stadt muss deutlich weniger autobezogener Kosten-
aufwand für Straßen, Parkraum und autobezogene 
Verkehrslenkung und Überwachung erbracht werden 
als in einer sehr autoorientierten. Im Detail gibt es 
hierzu jedoch wenig systematische Befunde, abge- 
sehen von einzelnen Fallbeispielen.

Ein bekanntes Positivbeispiel ist die belgische Stadt 
Hasselt, deren Nulltarif und Stadtbusausbau Mitte 
der 1990er Jahre damit begründet wurde, dass 
dadurch der eigentlich geplante Ausbau des zweiten 
Stadtstraßenrings entbehrlich würde und der außer-
dem geplante Ausbau des inneren Rings vermieden 
und statt dessen ein Umbau zum Alleenring mit inte-
grierter Bus- und Fahrradroute möglich würde.

Vergleichbar argumentiert wurde bei der Einführung 
der neuen Stadtbussysteme in Detmold und in 
Lemgo Mitte der 1990er Jahre, als jeweils auf 
geplante Parkhäuser verzichtet wurde, weil der neue 
Stadtbus sie entbehrlich mache.

Wesentlich einschneidendere Planungsfälle gibt es 
aus der Schweiz. Hier müssen alle größeren ver-
kehrserzeugenden Projekte „vors Volk“. Im Falle des 
neuen Shopping Centers „Siehl City“ wurde die 
Zustimmung des angrenzenden Quartiers „erkauft“ 
durch das Versprechen des Investors, eine neue 
Trambahnverlängerung und zwei neue Haltestellen zu 
finanzieren	und	das	Parkraumangebot	zu	minimieren.	
Ähnliche Konstellationen gab es bei verschiedenen 
Stadionbauten zur Fußballeuropameisterschaft in der 
Schweiz, als in Volksabstimmungen eine klare Reduk-
tion der Stellplatzplanungen und Intensivierung der 
ÖPNV-Investitionen erzwungen wurde.

Abgesehen von solchen konkreten „Kompensations“- 
Fällen wird nur in allgemeiner Form argumentiert, 
der ÖPNV könne ansonsten fällige Straßen- und 
Parkraumausbauten ersparen. Dabei wird allgemein 
ohne konkrete Berechnung spezieller Entlastungs- 
effekte argumentiert. Zur Untermauerung wird gele-
gentlich versucht, einen Teil der ÖPNV-Nachfrage in 
rechnerische Autofahrten umzurechnen und hierfür 
die Umweltentlastungseffekte zu bestimmen.

Methodisch wäre es sinnvoll, mit Hilfe einiger Aus- 
gabenindikatoren für verschiedene Städte mit unter-
schiedliche hohen ÖPNV-Anteilen die öffentlichen 
und privaten Autokosten zu ermitteln, in Indikatoren je 
10.000 km Autofahrleistung oder je 10.000 Stellplätze 
umzurechnen und danach zu klären, wie viel ein Pro-
zent-Punkt mehr oder weniger ÖV- Marktanteil an 
Kosten im Autosystem einspart. Dabei wird natürlich 
unterstellt, dass diese Kosten ceteris paribus proporti-
onal zum MIV Anteil steigen bzw. proportional zum 
ÖPNV Anteil fallen. In der Realität gibt es aber je nach 
Raum- und Siedlungsstruktur, Topographie (z.B. Fak-
tor Brücken) und auch Planungsphilosophie erhebliche 
Bandbreiten in der autobezogenen Infrastrukturbereit-
stellung mit mal sehr großzügiger oder knapper Kapa-
zitätsauslegung, hohem Hauptverkehrsstraßenanteil 
am Netz, hohem Parkhausanteil am Parkraumangebot. 
Hierzu gibt es keine eingeführten Datengrundlagen und 
Berechnungsmodi.
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gegenüber den damaligen Studententarifen bzw. 
Ausbildungstarifen eine starke Preisvergünstigung 
beinhaltet haben, aber gleichzeitig die Basis der Zah-
lungspflichtigen	vervielfacht	haben,	mit	der	100	%	
Regelung, über die alle Studierende unabhängig von 
ihrem tatsächlichen Nutzerverhalten den ÖPNV-Bei-
trag im Semesterbeitrag zu zahlen hatten. Dies hat 
kurzfristig enorme Mehreinnahmen generiert, zumal 
diese sehr gut kalkulierbar waren und zu einem 
festen Zeitpunkt eingingen.

Zwar wurde durch die Zusatznachfrage und das 
jeweilige Verhandlungsgeschick der beteiligten Nach-
frageseite (Asten oder Studierendenwerke) auch ein 
entsprechender betrieblicher Mehraufwand erforder-
lich, doch die Mehrzahl der Verkehrsunternehmen 
bzw. Aufgabenträger hat durch die Semestertickets 
ein deutliches Plus auf der Einnahmeseite gemacht.

Ähnliche, stark nachfragesteigernde Effekte hatte 
Mitte der 1980er Jahre in den alten Bundesländern 
die Einführung so genannter Umweltabos (meist als 
rabattierte, übertragbare Abos, teilweise mit Zusatz-
nutzen, z.B. durch Mitnahmeregelungen, Übertrag-
barkeit), zuerst in der Schweiz, dann in Freiburg, 
dann in vielen deutschen Verkehrsverbünden. Der 
Versuch, in ähnlicher Weise auch bei den Job-
Tickets eine 100 % Regelung einzuführen, in NRW 
beispielsweise bei allen Landesbediensteten, ist lei-
der bislang nicht erfolgreich gewesen. Die reale Jobti-
cketpraxis ist daher immer noch sehr differenziert 
(mit unterschiedlichen Schwellenwerten für die Min-
destabnahme) und erreicht daher bei weitem nicht 
eine vollständige Marktdurchdringung.

In Richtung der massiven Erweiterung der Zahl der 
Zahlungspflichtigen	geht	die	Idee	des	Bürgerticket,	
daß von allen Bürgern einen ÖPNV-Beitrag fordert, 
für den es dann eine universelle Fahrberechtigung 
für das Bedienungsgebiet gibt (s.u. im Detail).

2. Maximierung der Fahrgeldeinnahmen
Natürlich wäre auch kostendeckender ÖPNV denk-
bar, wenn ein sehr viel größerer Teil der regelmä-
ßigen Mobilitätsausgaben der privaten Haushalte, 
der Betriebe und der öffentlichen Hände pro Jahr 
(über	alle	Verkehrsarten)	in	den	ÖPNV	flössen.	Dass	
hierfür bei Privatpersonen u.U. eine hohe Zahlungs-
bereitschaft besteht, belegen die Urabstimmungen 
an vielen deutschen Hochschulen vor Einführung von 
Semestertickets. Hier wurde an vielen Universitäten 
nach	Art	einer	Solidarlösung	eine	umlagefinanzierte	
100 % Lösung (Zwangsticket für alle Studierende) 
gefunden, die meist mit entsprechenden Angebots-
verbesserungen und einer Preissenkung für die bis-
herigen Studententicketinhaber verbunden war, 
wegen des beträchtlichen Mengenrabatts bei Einbe-
ziehung aller Studierender.

Abb. 5:  ÖV Nutzung zum Gütertransport in Finnland und der Uckermark

tisch durchsetzbar ist. Man wird daher immer wieder 
mit den „traurigen“ Grenzen des Handlungsspielraums 
bei der ÖPNV-Gestaltung konfrontiert.

Teil I: Erweiterung der Einnahmebasis                   
Vor diesem Hintergrund ist eine zentrale strategische 
Aufgabe, Kostenwahrheit herzustellen und eine 
Erweiterung der Einnahmebasis für den ÖPNV zu 
erreichen. Hierfür sind zu unterscheiden Strategien, 
die im bestehenden gesetzlichen Rahmen greifen 
können und solche, die einen veränderten gesetz-
lichen Rahmen erfordern.

1. Tariferhöhungen oder Tarifsenkungen
Im bestehenden Rahmen kann eine relevante Strate-
gie die Maximierung der Fahrgasteinnahmen sein 
durch:

Tariferhöhungen in der Annahme, dann von den •	
gleichen Nutzern mehr Geld zu erhalten oder

Tarifsenkungen in der Annahme, dadurch mehr Nut-•	
zer zu erreichen und durch die bessere Marktdurch-
dringung mehr Einnahmen zu generieren.

Fragenkomplex 3:                        
Finanzierung und Förderung

Die	ÖPNV-Finanzierung	befindet	sich	im	Umbruch.	
Das seitens des Bundes und der Länder für ÖPNV- 
Investitionen und Ausgleichszahlungen bereit 
gestellte Geld wurde bereits und wird auch weiter 
gekürzt werden. Das GVFG läuft aus, die Regionali-
sierungsmittel werden neu justiert, die Mittel für Aus-
gleichszahlungen nach PBefG werden gekürzt, das 
Entflechtungsgesetz	hat	zu	einer	diffusen	Finanzie-
rungslage geführt, die jedenfalls kaum verlässliche 
mittel- und langfristige Finanzplanungen zulässt.

Da die Aufgabenträger ja zu großen Teilen kommunal 
finanziert	sind,	stellt	sich	in	diesem	Zusammenhang	
auch die Frage nach einer generellen Reform des 
kommunalen Finanzsystems, da viele Kommunen 
kaum	noch	einen	finanziellen	Handlungsspielraum	
haben, unter Zwangsverwaltung stehen und daher zu 
einem rigiden Sparkurs gezwungen sind, der auch 
die kommunale ÖPNV-Finanzierung negativ betrifft.

Diese Ausgangsbedingung steht in massivem Kon-
flikt	mit	der	Verkehrswendeerwartung	an	den	ÖPNV,	
von dem angesichts der wachsenden Umwelt- und 
Effizienzprobleme	des	Autoverkehrs	erwartet	wird,	

dass er deutlich mehr Leistung erbringt, die Netze 
verdichtet, das Angebot verbessert und die Kapazität 
erhöht. Insoweit ist eine grundlegende Reform der 
Verkehrsfinanzierung	dringend	erforderlich.	Leider	
werden hierzu aber aus dem politischen Raum kaum 
Vorschläge entwickelt. Unter solchen Bedingungen ist 
eine offensive Angebotsstrategie mit einer Verdichtung 
des räumlichen und zeitlichen Angebots, die Voraus-
setzung für eine starke Nachfragesteigerung wäre, 
wenig wahrscheinlich.

Psychologisch	befindet	man	sich	dadurch	in	einem	
Teufelskreis, weil ohne massive Angebotserweiterung 
verkehrspolitisch nicht erwartet werden kann, dass die 
Begehrlichkeiten im Autoverkehr (mehr Straßen, Netz-
ausbau, Fahrbahnverbreiterungen, mehr Parkraum, 
weiter	autofixierte	Erschließung	von	Neubaugebieten)	
abnehmen, dass also ein neuer, stark Autoverkehr 
substituierender Leistungsauftrag an den ÖPNV poli-

Tariferhöhungen haben in der Regel unmittelbare 
negative Auswirkungen auf die Markt-Akzeptanz, 
reduzieren dadurch die Fahrgastzahlen und können 
u.U. trotz höherer Einnahmen je verkauftem Fahr-
schein oder Abo am Ende zu einem Minusergebnis 
führen. Daher sind Tariferhöhungen psychologisch 
sehr	diffizil.	Einigermaßen	plausibel	sind	Erhöhungen	
im allgemeinen Teuerungsrahmen, aber auch sie wir-
ken vielfach negativ. Die beste Argumentationsbasis 
für Tariferhöhungen ergibt sich, wenn es gleichzeitig 
relevante Systemverbesserungen (z.B. Taktverdich-
tung) gibt und deren Aufwand quasi in die Erhöhung 
eingerechnet wird. 

Mehrfach haben in der Vergangenheit dagegen auch 
Tarifsenkungen zu Mehreinnahmen geführt, weil sie 
starke Marktreaktionen ausgelöst haben. Das 
bekannteste und wirksamste Beispiel hierfür war die 
Einführung der Semestertickets seit ca. 1992, die 
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Vergleichbare Mengenrabattlösungen sind Grund-
lage vieler Jobticketregelungen, wobei hier eine 
breite Variation von Ticketlogiken mit absoluten oder 
relativen Mindestabnahmezahlen besteht. Immerhin 
wäre es aber lohnend, die Zahlungsbereitschaft von 
Betrieben durch eine systematische Marktbearbei-
tung im Rahmen eines breiten betrieblichen Mobili-
tätsmanagements (z.B. als Dialogmarketing) zu stei-
gern. Zurzeit läuft hierzu eine BMBF-Projekt, für das 
die Stadt Bonn als Modellbeispiel ausgewählt wurde.

Die entscheidende Frage ist also, wie groß unter wel-
chen Umständen die Zahlungsbereitschaft von Per-
sonen und Haushalten und Betrieben für den ÖPNV 
ist, insbesondere wenn damit eine universelle, räum-
lich und zeitlich wenig oder gar nicht eingeschränkte 
Nutzungsoption verbunden ist. In NRW beispiels-
weise ist mittlerweile das Semesterticket mit einer 
landesweiten Gültigkeit (NRW Semesterticket plus) 
für einen nur kleinen Aufpreis wählbar.

Die Frage des Marktanteils von Zeitkarten, insbeson-
dere Dauerzeitkarten auf Jahresbasis, ist auch in 
hohem Maße relevant für die Vertriebskosten. Der 
Vertrieb von Einzelfahrscheinen ist mit dem Ver-
triebspersonal und den Automaten (egal ob an Halte-
stellen oder im Fahrzeug) sehr kostenaufwendig. 
Daher muss es ein Ziel sein, den Marktanteil von 
Dauerkarten massiv zu steigern. Hier kommt die Dis-
kussion um das so genannte „Bürgerticket“ ins Spiel.

3.Umkehr des Ausgabeverhaltens
Aus dem Mikrozensus, der für die privaten Haushalte 
die jährlichen Mobilitätsausgaben repräsentativ 
erfasst, ergibt sich seit Jahrzehnten in der bundes-
weiten Betrachtung ein eklatantes Missverhältnis 
zwischen hohen Ausgaben für das private Auto und 
geringen Ausgaben für den ÖPNV. Leider gibt es 
keine vergleichbaren Quellen für die betrieblichen 
Mobilitätsausgaben und erst Recht nicht für die Mobi-
litätsausgaben der Gebietskörperschaften.

Für ein theoretisches Denkmodell ist es reizvoll, 
zunächst einmal die gesamten privaten Mobilitäts-
ausgaben für das Auto zu nehmen und zu prüfen, in 
welcher Angebotsqualität mit diesem Geld der ÖPNV 
gestaltet werden könnte. Es ergäbe sich daraus auf-
grund der Kostenproportionen gegenüber heute ein 
Vielfaches an Angebots-Menge und -Qualität (deut-
lich dichteres Liniennetz und Haltestellensystem, 
dichterer Takt, höherer Komfort, besserer Service, 
letztlich also ein de Luxe-Angebot, auch im länd-
lichen	Raum	und	im	dörflichen	Umfeld),	das	nahezu	
alle Mobilitätszwecke und Servicewünsche abdecken 
könnte. Ein solches Denkmodell ist nötig, um die tra-
dierten Finanzgrenzen des ÖPNV gedanklich zu 
sprengen und sich eine echte Angebotsoffensive 
überhaupt vorstellen zu können.

4. Dialogmarketing als Methode zur Ermittlung 
der „bedingten Zahlungsbereitschaft“
Ein klassisches Beispiel für diesen Denkansatz wird 
im	von	einigen	ÖPNV-Betrieben	gepflegten	Dialog-
marketing verfolgt. Im Dialogmarketing wird jeder 
Haushalt und jeder Betrieb zunächst zu seinem Mobi-
litätsverhalten befragt, dann bekommt er die aktuellen 
ÖPNV-Systeminformationen (Netz, Fahrplan, Tarif) 
und wird gefragt, was er für dieses Angebot bzw. 
wenn ihm dies zu gering erscheint, für ein entspre-
chend verbessertes Angebot zu zahlen bereit wäre.

Der Sinn dieser Methode lässt sich am Beispiel von 
Villenvierteln erklären. Traditionell bedient der ÖPNV 
Villenviertel kaum, weil dort eine maximale Motorisie-
rung (vielfach mit großen, teuren Autos) besteht. Mitt-
lerweile kommen aber viele Villenviertel „in die 
Jahre“, d.h. auch hier vollzieht sich eine Alterung und 
daher wird plötzlich ein besseres ÖPNV-Angebot 
interessant. Eigentlich könnte sich das Villenviertel 
pekuniär problemlos ein de Luxe Angebot leisten. 
Das wird an dem sehr hohen Anteil von teuren Taxi-
fahrten in Villenvierteln erkennbar. Trotzdem macht 
der ÖPNV traditionell kein Angebot für Villenviertel. 
Angesichts der latent hohen Zahlungsfähigkeit läge 
es nahe, im Villenviertel ein gutes ÖPNV-Angebot zu 
machen und dieses mit einer Verkaufskampagne für 
das Premium-Angebot, das universelle Jahresnetz-
abo (eventuell incl. BC 100 First) zu machen. Ähnlich 
könnte man auch mit Betrieben verfahren.
Im Dialogmarketing wird der ÖPNV also nicht auf ein 
status-quo Angebot festgeschrieben, sondern eine 
Angebotssteigerung wird dann in Aussicht gestellt, 
wenn eine entsprechende Abnahme erfolgt. In der 
Betriebswirtschaft ist die „willingness to pay-
Methode“ ein eingeführtes Instrument in der Markt-
forschung. Im ÖPNV-Marketing dagegen wird in der 
Regel der ÖPNV nur in seinen bekannten Strukturen 
kommuniziert, die vielfach ein Ergebnis jahrelanger 
„Mängelverwaltung“ sind.

5. Offensive Szenariobetrachtungen
Insoweit ist die Hauptaufgabe innovativer ÖPNV-Pla-
nung, zu fragen, wie (mit welchem Angebot und wel-
chen Rahmenbedingungen) man eine maximale 
Nachfragebindung für den ÖPNV und eine maximale 
Zahlungsbereitschaft hierfür erreichen kann. Ganz 
offenbar besteht hier eine Wechselwirkung zwischen 
Angebot, Nachfrage und Zahlungsbereitschaft. Für 
ein gutes Angebot besteht eine hohe Zahlungsbereit-
schaft, ein gutes Angebot kann aber nicht erstellt 
werden, wenn hierfür bei den Aufgabenträgern und 
Verkehrsunternehmen	keine	finanziellen	Spielräume	
bestehen. In Zeiten der Sparpolitik und Mängelver-
waltung gibt es unter status-quo-Bedingungen 
wenige Spielräume für Angebotsverbesserungen. Die 
Aufgabe ambitionierter Potenzialabschätzungen ist 
es, sich von diesen restriktiven Bedingungen gedank-
lich frei zu machen und „die Karten neu zu mischen“.

Im Straßenverkehr ist diese Praxis weit verbreitet. In 
der Regel wird dort auf allen Ebenen mit offensiven 
Netzkonzepten gearbeitet, bei denen ein weiterer 
Netzausbau und Parkraumausbau ohne nennens-
werte	finanzielle	Restriktionen	als	wünschenswert	
und planbar unterstellt wird. Man betrachte beispiels-
weise die Anmeldungen zu den jeweiligen Bundes-
verkehrswegeplänen im Bereich von Fernstraßenpro-
jekten einschließlich Ortsumgehungen. Das gleiche 
gilt für die Anmeldungen zu Landesstraßenbedarfs-
plänen und Ausbauplänen. Beim Straßenbau gibt es 
keine konzeptionelle Bescheidenheit und schon gar 
keine Stillegungs- und Rückbaustrategien. Der 
Schienennetzrückbau dagegen hat vor allem in 
Westdeutschland die ÖPNV-Realität der letzten 6 
Jahrzehnte maßgeblich geprägt, mit massiven Netz- 
und Angebotseinschnitten. Straßenrückbau, Entsie-
gelung und Renaturierung (auch von Parkplätzen) 
haben natürlich dann die größte Chance, wenn es 
dafür	fiskalische	Impulse	gibt	(z.B.	Wohnumfeldpro-
gramme).

Teil II: Bürgerticket - beitragsfinanzierter „Null-
tarif“
Seit ca. 3 Jahren wird von einigen Verkehrsverbän-
den und ganz explizit neuerdings auch von der Partei 
„Die Piraten“ in Analogie zum Semesterticket vorge-
schlagen, als Ersatz für eine derzeit rechtlich noch 
nicht etablierte Nahverkehrsabgabe für die privaten 
Haushalte ein Bürgerticket einzuführen, das eben-
falls als universelle Fahrberechtigung im ganzen 
Netz gilt und wie ein „Solidarticket“ umgelegt wird. 
Die Piraten nennen dies den fahrscheinlosen ÖPNV. 
In den Medien wird der Ansatz oft fälschlicherweise 
als „kostenloser“ ÖPNV und so genannter „Nulltarif“ 
missverstanden.
Die Nulltarifdebatte ist schon gut 40 Jahre alt und 
hatte immer mal wieder Konjunktur. Der reine Nullta-
rif (der ÖPNV bekommt keine Fahrgeldeinnahmen 
mehr) ist problematisch, weil er die investive Hand-
lungsfähigkeit des ÖPNV lähmt. Hier ist das Beispiel 
Bologna zu nennen, bei dem in den 1970er Jahren 
der Nulltarif eingeführt wurde. Nach einem kurzen 
Anstieg der Nachfrage setzte bald ein großer Frust 
ein. Es fehlte das Geld für neue Busse, die alten 
Busse waren chronisch überfüllt und daher sank sehr 
bald wieder die Nachfrage. Später hat sich Bologna 
dann stärker für seine autoarme Innenstadt und sei-
nen infrastrukturellen ÖPNV-Ausbau engagiert.

1. Semester-, Job-, Kombi- und Kurticket
Auch das Semesterticket wurde im politischen Raum 
vielfach als Nulltarif missverstanden. Faktisch han-
delt	es	sich	jedoch	um	einen	beitragsfinanzierten,	auf	
die Gesamtheit aller Studierenden umgelegten Tarif. 
Nach der Logik der Flat Rate ist der Tarif wegen des 
massenhaften Absatzes gegenüber den früheren 
Studierendentickets wesentlich günstiger und damit 
für alle attraktiv. Wie bereits oben ausgeführt, 
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beweist das Semesterticket eine relativ hohe 
Zahlungsbereitschaft bei den Studierenden und den 
beachtlichen Effekt eines markanten Mengenrabatts 
nach der Flatrate-Logik.

In Kurorten gibt es gelegentlich vergleichbare Rege-
lungen mit der so genannten Kurabgabe. Kurgäste 
können den ÖPNV fahrscheinlos benutzen, weil sie 
ihn mit ihrer Kurtaxe schon bezahlt haben. Die Kur-
karte ersetzt den Fahrschein. Ähnlich funktionieren 
auch die Kombitickets, die in Verbindung mit Veran-
staltern ausgehandelt werden. In der Eintrittskarte ist 
der ÖPNV bereits enthalten, daher gilt die Eintritts-
karte als Fahrkarte. In all diesen Fällen gibt es einen 
klaren Adressaten, der die Tarife mit dem ÖPNV 
nach der Flatrate-Logik aushandelt.

Die Idee des Bürgerticket ist vergleichbar, hier sollen 
alle Bürger ebenfalls eine ÖPNV-Abgabe zahlen und 
dann den ÖPNV frei nutzen dürfen. Diese Abgabe 
kann dann relativ günstig sein, weil die Gesamtzahl 
der Einzahler ja sehr groß ist. Der gesamte ÖPNV-
Finanzaufwand soll also auf die Bürger und Betriebe 
umgelegt werden. Es ergibt sich dadurch eine rele-
vante Flat-Rate-Logik bzw. ein großer Mengenrabatt 
für alle Bürger.

Nach einer solchen Flatrate-Logik funktionieren auch 
die Job-Tickets. Allerdings sind Job-Tickets in der 
Regel kein Zwangsticket, sondern basieren auf frei-
williger Beteiligung mit gewissen Mindestabnahme-
kautelen (absolut oder in % der Beschäftigten, ggf. 
gestaffelt und bei absoluten Zahlen ggf. mit der 
Option, die Marge durch Kooperation zwischen 
Betrieben zu erreichen). Über eine Nahverkehrs- 
abgabe für Betriebe in Verbindung mit Job-Tickets 
würde sich eine sehr viel breitere ÖPNV-Nutzung der 
Beschäftigten erreichen lassen.

Während es bei Semestertickets und Job-Tickets 
klare Adressaten (alle Studierenden, alle Beschäf-
tigten) und klare Interessenvertretungen (Asten, Stu-
dierendenwerke, Betriebsleitungen; Personalvertre-
tungen) gibt, fehlt eine solche organisatorische Basis 
für ein Bürgerticket. Welche Instanz soll das Ticket mit 
dem Aufgabenträger und dem Verbund aushandeln? 
Wie wird diese (demokratisch) legitimiert. Denkbar 
wären einerseits die klassischen Vertretungskörper-
schaften, also der Rat und die von ihm beauftragte 
Verwaltung oder speziell hierfür zu beauftragende 
oder ggf. erst zu bildende Bürgervereine oder Zweck-
verbände. Denkbar sind auch Zwischenlösungen, bei 
denen eine Genossenschaft, ein Verein oder eine 
große Organisation (z.B. die Kirchen für ihre Mit-
glieder oder der ADAC für seine Mitglieder) einen sol-
chen Mengenrabatt aushandelt. Da das Thema neu 
ist, ist die Diskussion über gangbare Organisations-
modelle noch nicht abgeschlossen. Leipzig könnte 
hier einen wichtigen Beitrag für die bundesweite 

Debatte leisten, wenn es das Thema engagiert weiter-
führt und ggf. dafür eigene Rechts- und Organisations-
gutachten sowie Modellrechnungen erstellen lässt.

Eine wichtige Frage betrifft die mögliche Gültigkeit 
eines Bürgertickets. Soll sein Erwerb an den Melde-
status geknüpft werden? Sollen Bürger aus dem 
Umland ebenfalls Bürgertickets erhalten und wer ver-
tritt sie dann? Ist das Zweckverbandsmodell hierfür 
brauchbar, analog zu den bestehenden Aufgaben- 
trägerzweckverbänden?

Ungeklärt ist, auf welcher Rechtsgrundlage man ein 
Bürgerticket einführen könnte. Noch gibt es keinen 
gesetzlichen Rahmen für irgendeine Art von Nahver-
kehrsabgabe. Aber auch für Semestertickets gab es 
keinen solchen Rechtsrahmen. Ihre Zulässigkeit war 
durchaus umstritten. Es gab zahlreiche Prozesse, 
aber am Ende blieben die Semestertickets rechtsbe-
ständig, auch wegen der demokratischen Legitimie-
rung der Verfahren. Und natürlich stellt sich die Frage, 
welche Tarife durch das Bürgerticket ersetzt werden. 
Was passiert künftig mit den Job Tickets und Seme-
stertickets, wie wird mit den bisherigen Abo-Tickets 
verfahren? Schwierig ist auch die Frage der regiona-
len Gültigkeit und des Umgangs mit Besuchern bzw. 
Einpendlern, die nicht im Bürgerticketgebiet wohnen.

In all diesen Detailfragen besteht Klärungsbedarf. 
Das bedeutet aber nicht, dass deswegen die Idee 
des Bürgertickets abzulehnen wäre. Es ist eine viel-
versprechende Option, mehr Geld einzunehmen und 
die ÖPNV-Akzeptanz massiv zu steigern. Und es 
begründet einen besonderen Anspruch auf eine 
starke Bürgermitwirkung bei der ÖPNV-Gestaltung 
(Infrastruktur, Betrieb und Tarife), z.B. im Rahmen 
von Fahrgastbeiräten.

2. Bürgerticket für Leipzig anwendbar
Nach Größe und Struktur als Oberzentrum ist Leipzig 
ein durchaus relevanter, denkbarer Anwendungsfall 
für ein Bürgerticket. Als großes Oberzentrum hat es 
klar strukturierte Verkehrsstrukturen. Der Geltungs-
bereich ist eigentlich nur regional, im Rahmen des 
Mitteldeutschen Verkehrsverbundes, zu klären, damit 
würde die administrativ und politisch geforderte 
Ebene weit über die Stadt hinausgehen und die Ver-
tretungsorgane des MDV betreffen. Der erste Anwen-
dungsfall mit aktuellen Vorbereitungen in Richtung 
Bürgerticket, Tübingen, ist deutlich kleiner. Aber auch 
dort stellen sich sehr ähnliche Fragen. Jedenfalls 
wird momentan in vielen großen Städten über das 
Bürgerticket diskutiert, auch ausgelöst durch die ent-
sprechende Forderung der Partei „Die Piraten“.

3. Markteffekte
Von einem Bürgerticket mit Gültigkeit für alle Personen 
im	Stadtgebiet	oder	im	Verflechtungsraum	(bei	ent-
sprechenden regionalen Vereinbarungen mit Nachbar-

gemeinden) ist mit einer stark steigenden Nachfrage 
zu rechnen, allerdings mit erheblichen Differenzie-
rungen. Die heutigen regelmäßigen ÖPNV-Nutzer, die 
in der Regel ohnehin ein Abo besitzen, werden ihr Ver-
halten wenig ändern, da sie ohnehin regelmäßig 
ÖPNV fahren. Sie werden allenfalls ihr Abo wechseln, 
weil das Bürgerticket für sie vermutlich preiswerter ist 
als das bisherige Abo. Allerdings dürfte in Haushalten, 
in denen bislang nur eine Person regelmäßiger ÖPNV-
Nutzer mit eigenem Abo ist, die Nutzungsfrequenz der 
übrigen Haushaltsmittglieder ansteigen.

Besonders stark wird der Nutzungsanstieg bei den 
bisherigen Selten- und Gar nicht-Nutzern sein, die 
entweder als notorische Autofahrer oder Radfahrer 
oder Fußgänger die Angebote des ÖPNV ignorieren. 
Hier entsteht ein gewisser Nutzungsdruck nach dem 
Motto „nun habe ich die Karte bezahlt, nun fahre ich 
auch“. Solche Effekte wurden durchweg bei den 
Semestertickets festgestellt.

Insgesamt ist mit einem sehr starken Anstieg der 
Nachfrage zu rechnen. Daher wäre die Kapazität deut-
lich auszuweiten durch Neubeschaffung von Fahrzeu-
gen, Intensivierung des Netzausbaus und Taktverdich-
tung. Dies erfordert einen erheblichen Mehraufwand. 
Ohne eine Angebotsausweitung dürfte kaum eine poli-
tische Akzeptanz für eine solches Tarifmodell zu erzie-
len sein. Ähnlich wurde auch bei den Semestertickets 
verfahren. Insofern würde ein Bürgerticket einen Ver-
besserungs- und Ausbauprozess in Gang setzen, der 
dem ÖPNV sehr nutzen würde.

Teil III: Wer profitiert?                                                        
Vom	ÖPNV	profitieren	direkt	die	Fahrgäste	durch	die	
Mobilitätsdienstleistung.	Und	es	profitieren	die	dort	
Beschäftigten durch ihre Arbeitsplätze und gesicherte 
Einkommen. Aber natürlich gibt es darüber hinaus 
indirekte Nutznießer, die unabhängig von ihrem eige-
nen Verkehrsverhalten an ihrem Wohn- oder Betriebs-
standort einen indirekten Nutzen vom ÖPNV haben, 
durch	das	spezifische,	den	jeweiligen	Standort	
betreffende ÖPNV- Angebot (Linie, Haltestelle, Kno-
ten etc.). Letztlich hat im weitesten Sinne dann 
immer auch die ganze Allgemeinheit einen indirekten 
Nutzen vom ÖPNV, der immer dann am offensicht-
lichsten wird, wenn der ÖPNV mal ausfällt (Streik, 
Schneechaos) und dann die ganze Stadt oder 
Region im Stau versinkt, die Luftqualität plötzlich 
stark verschlechtert ist (Abgase), weil viele Men-
schen mangels eines funktionierenden ÖPNV aufs 
Auto umgestiegen sind.

1. Grundeigentümer als Profiteure und Zielgruppe 
einer neuen Nahverkehrsabgabe
In der deutschen Bauleitplanung und Kommunal- 
abgabengesetzgebung	wird	der	ÖPNV	sträflich	ver-
nachlässigt. Während der autobezogene Erschlie-
ßungsaufwand nach BauGB oder KAG in Leipzig zu 
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25 % bei Hauptverkehrsstraßen, zu 50 % bei 
Haupterschließungsstraßen und zu 75 % bei Anlie-
gerstraßen auf die Anlieger umlegbar ist, gibt es für 
den ÖPNV keine vergleichbaren Reglungen. 

Obwohl nachweislich vieler Einzeluntersuchungen 
eine gute ÖPNV-Erschließung maßgeblich für die 
Standortqualität und den Grundstückswert ist, können 
bislang die Investitionen nicht auf die indirekten Nutz-
nießer in Form der Grundstückseigentümer umgelegt 
werden. Um diesen Missstand abzustellen, ist immer 
wieder die Option einer Nahverkehrserschließungs- 
abgabe vorgeschlagen worden, mit der der ÖPNV-
Infrastrukturaufwand auf die Grundeigentümer umge-
legt werden kann. Doch diesen vor allem in den 
1980er Jahren in Westdeutschland erhobenen Forde-
rungen hat sich der Gesetzgeber bislang verweigert.

2. Betriebe als Profiteure und Zielgruppe einer 
Nahverkehrsabgabe
Ein anderer Ansatz betrifft die Umlegung eines Teils 
der ÖPNV-Kosten auf die Betriebe als Nutznießer. 
Betriebe mit guter ÖPNV-Erreichbarkeit müssen viel 
weniger Geld für ihre autogerechte Erschließung und 
insbesondere für ihren Parkraum aufwenden.

In Frankreich und Österreich gibt es hierfür die „Verse-
ment Transport“ bzw. die „Dienstgeberabgabe“, die in 
Abhängigkeit von der Größe und Lohnsumme eines 
Betriebes eine ÖPNV-Abgabe verlangt. Hieraus sind in 
Frankreich in den letzten Jahrzehnten u.a. die vielen 
neuen	Straßenbahnprojekte	finanziert	worden.

Solche Regelungen würden einer bundes- und lan-
desrechtlichen Rahmengesetzgebung bedürfen, mit 
einer Novellierung des BauGB, des KAG und des 
sonstigen Abgabenrechts; es ist an der Zeit, dass der 
kommunale ÖPNV hierfür Vorschläge entwickelt.

3. PPP-Modelle, ÖPNV Sponsoring, 
Werbung durch den ÖPNV
Bislang gibt es nur eine freiwillige Basis für die Betei-
ligung von Betrieben an der ÖPNV-Finanzierung 
über Sponsoring-Modelle. Hierfür gibt es bereits Bei-
spiele. Die Firma stellt einen Betrag zur Verfügung 
und erhält darüber Werbe- und Namensrechte, z.B. 
für eine bestimmte Linie oder bestimmte Haltestellen 
(bekannte Beispiele sind der NOKIA-Express im 
Ruhrgebiet und der Telekom-Express in Bonn). Wäh-
rend solchen Regelungen vorbehaltlos zugestimmt 
werden kann, ist die ganz normale Außen- und 
Innenwerbung an Fahrzeugen eher reserviert zu 
betrachten, wegen der Störung des Corporate Iden-
tity im Fahrzeugdesign, wegen des Imageschadens 
„fahrender Litfaßsäulen“ und wegen der Beeinträchti-
gung der Transparenz und des Reiserlebnisses. 
Wenn überhaupt, darf die Drittwerbung nur sehr 
dezent erfolgen, ohne das Gesamtbild und die   
Corporate Identity zu stören.

Teil II: Partizipative Konzeptentwicklung                         
Üblicherweise erfolgt die Konzeptentwicklung

einerseits in den Verwaltungen und Verkehrsunter-•	
nehmen, basiert auf dem dort versammelten, pro-
fessionellen Sachverstand,
später dann in den Beschlußgremien (Rat, Auf-•	
sichtsrat, Vorstand),
vorbereitend dazu auch in den Parteien und deren •	
Fraktionen und Arbeitsgruppen und vielfach
vorher auch durch externe Inputs, in der Regel über •	
Beauftragung von Planungsbüros und Beratern.

In der heutzutage früher oder später obligatorischen 
Beteiligungsphase erfolgt in der Regel die Vermitt-
lung der bereits entwickelten Strategien und Kon-
zeptbausteine, die entsprechend kommentiert wer-
den. Selten reichen im Rahmen konventioneller 
Beteiligungsverfahren die Zeit und der Rahmen für 
offene, kreative Prozesse.

Verkehrsthemen sind interessenpolitisch stark aufge-
laden und stark emotional geprägt. Im Rahmen kon-
ventioneller Beteiligungsverfahren gelingt es selten, 
offene Dialogprozesse zu initiieren. Bildhaft gespro-
chen verschanzen sich alle in den „ideologischen 
Schützengräben“. Es werden mehr oder weniger vor-
gestanzte Statements ausgetauscht. Die notwenige 
Überprüfung eigener Positionen vor dem Hintergrund 
neuer	Informationen	findet	kaum	statt.	Daher	wird	
empfohlen,	sehr	viel	Energie	in	einen	qualifizierten	
und stufenweisen Diskurs zu stecken.

Stakeholder- Interviews (als Einzel- oder Grup- ●
pengespräch) dienen der vorbereitenden „Anam- 
nese“, um die jeweilige Interessenlage, das Kennt-
nisniveau und die konzeptionelle Grundorientierung 
zu ermitteln. Vertreter aller relevanten Gruppen/ Insti-
tutionen werden einbezogen.

Strategie- Workshops dienen der Vertiefung der  ●
Basisinformationen und der gemeinsamen Diskus-
sion der daraus ableitbaren Konsequenzen. Die 
grundlegenden Strategie- Optionen und Konzeptbau-
steine werden vorgestellt und bewertet, daraus wer-
den Prioritäten für die verschiedenen räumlichen und 
zeitlichen „Kulissen“ abgeleitet.

Während bei diesen beiden Veranstaltungstypen 
bewusst eine wenig konfrontative Zusammensetzung 
und Methodik gesucht wird, dienen gemischt 
besetzte Foren der Annäherung an die komplexe und 
vielfach kontroverse Realität. Hier kommt es ent-
scheidend darauf an, durch eine professionelle 
Moderation und klare Dialogregeln ein produktives 
Arbeiten zu ermöglichen.

Hierfür haben sich in den letzten Jahrzehnten zwei 
Verfahren als besonders produktiv bewährt: die Pla-

Fragenkomplex 4:      
Konzepterarbeitung und Partizipation

Da es sich bei vielen der vorgeschlagenen und dis-
kutierten Strategien und Elemente um Innovationen 
handelt, kommt der vorauslaufenden Information und 
Motivation eine große Bedeutung zu. Hierfür wird 
eine Mischung aus bereits bestehenden Informati-
onsbausteinen, Ausstellungen, Publikationen und 
einer speziell für die Leipziger Verhältnisse zu erstel-
lenden Serie von Publikationen, Ausstellungen und 
partizipativen Veranstaltungen empfohlen.

Teil I: Ausstellungen und Broschüren                      

Angeboten werden können:

die ÖV- Ausstellung „Spurwechsel – Informationen  ●
zu einem innovativen ÖV“, bestehend aus 32 Roll 
ups	und	einer	100	seitigen	Broschüre	(finanziert	von	
Siemens & VDV), erstellt von raumkom. In dieser 
Ausstellung und Broschüre werden viele aktuelle und 
historische Aspekte der ÖV-Entwicklung und der 
innovativen Strategien in sehr gut bebilderter, allge-
meinverständlicher Form aufbereitet (Details unter 
www.generation-spurwechsel.de):

die Tram- Ausstellung der MVG (wurde in der  ●
Mini-Version bereits im Rathaus Leipzig gezeigt, im 
Zusammenhang mit einer Veranstaltung zur Zukunft 
der Tram und der Vorbereitung der Leipziger Erklä-
rung), kann auch als Großformatausstellung bestellt 
werden.

Empfohlen wird darüber hinaus ein modulares System 
von Ausstellungen mit folgenden Informationen

neue Trends im Verkehrsverhalten (MID, SrV) in •	
Deutschland und Leipzig,
Atlas BRD, Hg. IfL, Thema Verkehr und Kommuni-•	
kation, Blatt „Regionale Unterschiede im Modal 
Split“ zur Verdeutlichung der lokalen und regionalen 
Bandbreiten in der ÖPNV-Nutzung,
Leipziger MID und SrV Befunde, ergänzt durch im •	
Zuge des VEP oder anderwärtig generierte Daten 
zum	Verkehrsverhalten,	zu	Verkehrsverflechtungen,	
zu Verkehrsproblemen in einer Zeitreihe,
Repräsentative Foto- und Luftbildsammlung zur •	
Verdeutlichung der differenzierten Raum-, Sied-
lungs- und Straßennetzstrukturen,
Zitatesammlung und Zeitungsausschnittsammlung •	
zur Verdeutlichung grundlegender verkehrspoli-
tischer Positionen und Strategieansätze,
Digitales Planspiel (in der Logik von SIM-City), •	
möglichst adaptiert für Leipziger Verhältnisse, 
Netze, Planungsstrategien und
Tonbildschauen bzw. alternativ Sammlung von Film-•	
sequenzen zur Verdeutlichung von Bedingungen, 
Problemen, Lösungsoptionen, jeweils adaptiert auf 
idealtypische Raum- und Straßenbedingungen, die 
sich eignen, von Quartier zu Quartier zu „wandern“.

60



Monheim Finanzierung ÖPNV

nungszelle (nach Prof. Dienel), die Zukunftswerkstatt 
(nach Prof. Jungk) oder das Bürgergutachten (nach der 
ÜSTRA Hannover). 

Bei der Planungszelle wird eine mehr zufallsgesteu-
erte Zusammensetzung der Teilnehmer angestrebt. 
Die Teilnehmer arbeiten in einem längeren Zeitblock 
von 4-5 Tagen, für den sie freigestellt werden, gegen 
entsprechende Aufwandsentschädigung an einem 
kreativen Prozess. Sie werden in ihrer Arbeit profes-
sionell moderiert und mit allen relevanten Sachinfor-
mationen durch Fachkräfte aus Verwaltung, Ver-
kehrsunternehmen und ggf. Planungsbüros 
unterstützt. Der Konkretisierungsgrad ist beschränkt, 
es geht primär um die Erörterung von grundlegenden 
Strategien	und	Konfliktfragen.	Beim	Bürgergutachten	
wird die Auswahl der Teilnehmer an der Vielfalt der 
realen Interessenlagen orientiert. Der Prozess dauert 
deutlich länger. Er wird durch Personal und Informati-
onsmaterial aus der Verwaltung, den Verkehrsunter-
nehmen und den Planungsbüros unterstützt.

Alle Formate sind als Dialogverfahren angelegt. Sie 
erfordern eine intensive Vor- und Nachbereitung 
durch Fachkräfte aus der Verwaltung, den Verkehrs-
unternehmen und den ggf. beteiligten Planungsbü-
ros, allerdings in einer zurückhaltenden, dienenden 
Funktion.

ÖPNV ergeben. In ländlichen und suburbanen Regi-
onen ist die Angebotsdichte teilweise bis zu sechs-
mal so groß, in urbanen Regionen ist die Angebots-
dichte bis viermal so hoch.

Neben diesen Faktoren des Sachsystems unter-
scheiden sich auch die Informations-, Marketing- und 
Werbestrategien	signifikant.	In	der	Schweiz	gibt	es	
eine vitale ÖPNV-Kultur, die auch maßgeblich durch 
die vielen Volksabstimmungen geprägt wird. Das 
Schweizer Volk ist aufgrund der direkten Demokratie 
äußerst skeptisch gegenüber Großprojekten und pri-
oritären Investitionen in den (Hoch)Geschwindig-
keitsverkehr (U-Bahn-Projekte, Swiss Metro-Projekte 
wurden mehrfach abgelehnt). Dagegen wurden die 
alpenquerenden Tunnelprojekte vom Volk akzeptiert, 
ebenso	die	flächendeckende	Lkw-Maut	als	Schwer-
verkehrsabgabe	einschließlich	der	Querfinanzierung	
von Bus und Bahn 2000 durch die Mauteinnahmen.

Als Best Practice Regionen können vor diesem Hin-
tergrund benannt werden die Regionen Zürich, Basel 
und Bern samt Umland für

Trambahnpolitik,•	
Berg- und Seilbahnpolitik,•	
S-Bahnpolitik,•	
Neue Bahnhöfe und Haltepunkte,•	
Verkehrsberuhigung und restriktive Parkpolitik,•	
Straßenrückbau,•	
Tarifpolitik,•	
Marketing, Information, Partizipation,•	
Stadt- und Ortsbusse in der Region,•	
Quartiersbusse in der Stadt und•	
Kombination Fahrrad & ÖPNV•	

In der Vergangenheit wurden mehrfach entspre-
chende Fachexkursionen zu solchen Best-Practice-
Beispielen mit Beteiligung der dort verantwortlichen 
Planungs- und Entscheidungsebene sowie Verkehrs-
unternehmen organisiert, mit sehr nachhaltigen Wir-
kungen auf die mitreisenden Planer und Politiker.

Literatur

Quellen: Ein umfassender Quellenapparat erscheint wegen der 
durchweg allgemeinen Aussagen und der Zielgruppe nicht 
nötig. Als umfassende Quelle mit zahlreichen Beispielen wird 
auf die Spurwechsel-Broschüre verwiesen, die parallel zum 
Gutachten an alle Interessenten ausgeben werden kann (Spur-
wechsel, Innovationen für einen attraktiven ÖPNV, Trier, 2010, 
hg. Universität Trier, VDV und Siemens Mobility) 

Fragenkomplex 5: Best Practice

Unter allen Ländern und Regionen erreichen in Europa 
die städtischen Agglomerationen der Schweiz die bei 
weitem intensivste ÖPNV-Nutzung. Als Indikator hier-
für gelten in der Regel nachfrageseitig die Fahrten je 
Kopf und Jahr.

Während in Deutschland viele Großstädte hier nur 
Werte um 200 (in Leipzig derzeit 258) erreichen, 
kommen einige schweizer Agglomerationen (Basel, 
Bern, Zürich, Winterthur) auf Werte über 400. In der 
Schweiz sind mit Ausnahme der frankophonen West-
schweiz alle Regionen (urban wie ländlich) ausge-
sprochen	ÖPNV-affin,	mit	Nutzungsraten	um	das	
drei-bis-sechsfache verglichen mit deutschen Wer-
ten. Auch im suburbanen Raum und in Klein- und 
Mittestädten erreichen schweizer Regionen eine 
hohe ÖPNV-Partizipation.

Neben den stärker ÖPNV-orientierten gesetzlichen 
Rahmensetzungen sind für die sehr viel stärkere 
ÖPNV-Nutzung vor allem Angebotsparameter im 
Bereich der Sachsysteme wie auch der soft Policies 
maßgeblich. Für den Gesamtverkehrsplan NRW wur-
den differenzierte Angebotsvergleiche gemacht, aus 
denen sich klare Belege für eine viel höhere räum-
liche und zeitliche Angebotsdichte des schweizer 
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Vorbemerkung
Der weit überwiegende Teil der europäischen Städte 
ist zu einer Zeit entstanden, als der Fußverkehr die 
dominierende Verkehrsart war. Gerade die gründer-
zeitlichen Stadterweiterungen sind geprägt durch in 
der Regel breite Gehwege mit teilweise aufwändiger 
Oberflächengestaltung.

Auch die Mischung der verschiedenen Nutzungen wie 
beispielsweise Wohnen, Einkaufen, Arbeiten und Frei-
zeit war sehr hoch, so dass die Anteile des Fußver-
kehrs in Leipzig bei der Verkehrsmittelwahl traditionell 
hoch sind. Die Abhängigkeit von Siedlungsstruktur und 
Verkehrsmittelwahl ist in Abb. 1 ersichtlich.

Urbane Strukturen mit hoher Nutzungsmischung sind 
neben der Berücksichtigung qualitativer Anforde-
rungen wesentliche Voraussetzung für einen hohen 
Anteil des Fußverkehrs. Trotz der immensen 
Zunahme der Motorisierung ab den 90er Jahren im 

letzten Jahrhundert ist der Anteil der Wege, die aus-
schließlich zu Fuß zurück gelegt werden, in Leipzig 
immer noch hoch.

Somit spielt der Fußverkehr in Leipzig auch heute 
noch eine wichtige Rolle im städtischen Verkehrs- 
geschehen. Neben der reinen „Transportfunktion“ ist 
dieFörderung des Fußverkehrs auch aus anderen 
Gesichtspunkten sinnvoll:

Der Aufenthalt im öffentlichen Raum ist eine wesent-•	
liche Qualität städtischen Lebens; wo Fußgänger 
fehlen, ist es öde und leer, man kann die „Bürger-
steige hochklappen“.
Belebte und für Fußgänger attraktive Räume tragen •	
auch zur sozialen Sicherheit bei.
Gesundheitliche	Aspekte	und	Wohlbefinden.•	
Urbane Qualitäten lassen sich nur als Fußgänger •	
wahrnehmen.

Unter touristischen Gesichtspunkten kann ein attrak-•	
tiver Fußverkehr ein wichtiger Standortfaktor sein.
Zu einem attraktiven ÖPNV gehört auch ein attrak-•	
tives Fußwegenetz. Der weit überwiegende Teil der 
Fahrgäste kommt zu Fuß zu Bus und Bahn.
Ökologischer Verkehr: der Fußverkehr produziert •	
keine Umweltbelastung.
Ökonomische Aspekte: der Fußverkehr erzeugt •	
wesentlich geringere Infrastrukturkosten als der 
motorisierte Fahrverkehr.
Die Förderung des Fußverkehrs erhöht die die eigen-•	
ständige Mobilität aller Menschen und ist ein Beitrag 
zur Generationen- und Gendergerechtigkeit.
Zu guten Lebensbedingungen in der Stadt sind qua-•	
litativ hochwertige öffentliche Räume unabdingbar. 
Damit erhöht ein attraktiver Fußverkehr die Wohn-
qualität in den Quartieren, fördert die Nahversor-
gung und ist somit auch ein wesentlicher Standort-
faktor für die lokale Ökonomie.

Fußgängerverkehr in Leipzig
Andreas Schmitz 

 Fragen an den Gutachter 
Entschleunigen des Verkehrs

Wie kann langsamer/entschleunigter Verkehr ein •	
Ziel sein? 
Bedeutet mehr Fußgängerverkehr den ersten •	
Schritt in Richtung Steinzeit oder gibt es eine 
Renaissance des Flanierens? 
Was sind die wichtigsten Qualitätskriterien für den •	
Fußverkehr? Welche Bedeutung kommt den 
Datengrundlagen zu Fußverkehr (z. B. Zäh-
lungen) zu und wie gelangt man an relevante und 
aussagekräftige Daten?

Zielgruppen
Sind die Zielgruppen des Fußverkehrs nur dieje-•	
nigen, die nicht mehr oder noch nicht Auto fahren 
können? 
Stellt	der	demografische	Wandel	neue	Anforde-•	
rungen an die Planung des Fußverkehrs? 
Radfahrer auf Fußwegen und in Fußgängerzo-•	
nen, ruhender Verkehr auf Gehwegen – friedliche 
Koexistenz oder wesentliche Einbuße der Attrakti-
vität für Fußgänger? Handlungsnotwendigkeiten 
und -optionen?

Stärkung / Förderung 
Zu Fuß geht doch immer! Warum muss man sich •	
um den Fußverkehr kümmern? Wann ist „zu Fuß 
gehen“ attraktiv? Was muss man machen, wenn 
man Fußverkehr stärken/ausbauen will? 
Können veränderte stadtentwicklungspolitische •	
Leitbilder (z.B. Stadt der kurzen Wege) Basis sein 
für höhere Fußgängeranteile und gibt es dafür 
gute Beispiele in anderen Großstädten? 
Welche Rolle soll und kann der Fußgängerver-•	

kehr innerhalb des Umweltverbundes in Leipzig 
spielen? Wie kann Fußverkehr außer über bau-
liche Maßnahmen ergänzend durch Maßnahmen 
zur Etablierung einer Mobilitätskultur gefördert 
werden? Was sind hierfür die Rahmenbedin-
gungen? Wo liegen die Hindernisse?
Brauchen wir einen Fußverkehrsbeauftragten und •	
eine AG Fuß?
Braucht es eine eigene Fußverkehrs(-netz-)pla-•	
nung und welche Anforderungen wären an diese 
zu stellen? 
Braucht es eine spezielle Gestaltung fußgänger-•	
freundlicher Räume?

Konzepte
Welche Rolle kann ein Konzept von „Shared •	
Spaces“ insbesondere für den Fußverkehr in 
Leipzig spielen? 
Was sind erste Realisierungsszenariens zur Erar-•	
beitung eines Konzeptes?
Welchen Personal- und Ressourceneinsatz muss •	
die Verwaltung absichern?

Best Practice
Welche Erfahrungen gibt es in europäischen •	
Großstädten mit Rückbau, Ent- oder Umwidmung 
von	Verkehrsflächen	zugunsten	von	Entsiegelung	
sowie von zusätzlichen Flächen für Fußgänger- 
oder Fahrradverkehr?
Gibt es ähnliche Erfahrungen mit der vollstän-•	
digen oder teilweisen Sperrung von Straßenzügen 
für den motorisierten Verkehr zugunsten zusätz-
licher	Freiflächen	sowie	Flächen	für	Fußgänger-	
und Radverkehr?
Was sind gute Beispiele ergänzend zu diesen •	
baulichen oder organisatorischen Maßnahmen?

V
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FußgängerverkehrSchmitz

1. Ziel: Entschleunigen des Verkehrs

Wie kann langsamer / entschleunigter Verkehr    
ein Ziel sein?
Ein langsamer und entschleunigter Verkehr sollte ein 
wesentliches Ziel kommunaler Mobilitätsstrategien 
sein. Der Begriff „Langsamverkehr“ wurde um die 
Jahrhundertwende in der Schweiz geprägt durch die 
Untersuchung „Elemente einer Strategie zur Förde-
rung des Fußverkehrs“(Sauter / Bernet / Schweizer; 2001) 
und das darauf aufbauende „Leitbild Langsamver-
kehr“ (Eidgenössische Departement für Umwelt, Verkehr, 
Energie und Kommunikation 2002). Dieses umfasst neben 
dem Fußverkehr auch die Förderung des Radver-
kehrs. Ein entschleunigter Verkehr betrifft alle Ver-
kehrsarten und zielt auch auf eine verträgliche 

Abb. 1: Verkehrsmittelwahl und Stadtstruktur (Stadt Leipzig, Verkehrs- und Tiefbauamt; eigene Zusammenstellung)

Abb. 2: Entwicklung Modal-Split in Leipzig
(socialdata–Mobilitätsdaten; Verkehrsmittelwahl; http://www.socialdata.de /daten/)

Abwicklung des Kraftfahrzeugverkehrs hinsichtlich 
der Geschwindigkeiten. Dies ist für den Fußverkehr 
im Hinblick auf Verkehrssicherheit, Überquerbarkeit 
von Fahrbahnen, Lärm- und Abgasbelastung sicher-
lich vorteilhaft und notwendig.

Sinnvoll dürfte darüber hinaus aber auch die Ent-
wicklung eigenständiger Ziele und Strategien zur 
Förderung des Fußverkehrs sein, insbesondere auch 
in Abgrenzung zum Radverkehr. Rad- und Fußver-
kehr haben unterschiedliche Anforderungen an die 
gebaute Umwelt und sind hinsichtlich der Geschwin-
digkeiten weniger verträglich. Synergieeffekte für den 
Fußverkehr lassen sich auch in gemeinsamen Ziel-
setzungen mit dem ÖPNV entwickeln. Die Formulie-
rung plakativer Zielsetzungen ist an sich auch schon 

Teil eines Marketings und der Umsetzungsstrategien. 
Hierbei stellt sich die Frage, ob etwas Langsames 
und Entschleunigtes für größere Bevölkerungsteile 
positiv besetzt ist und nicht eher mit Entsagung und 
Enthaltsamkeit verbunden ist.

Die Entwicklung von Zielen und Strategien für den 
Fußverkehr sollte durchaus den Aspekt einer emotio-
nalen	Besetzung	der	Begrifflichkeiten	berücksichtigen.

Die Frage der Verkehrsmittelwahl ist neben dem 
infrastrukturellen Angebot (z.B. attraktive Gehwege, 
Straßen und Plätze, ÖPNV) stark durch den Lebens-
stil geprägt. Gerade beim Kraftfahrzeugverkehr wird 
dies deutlich, da ein hoher Anteil der Kommunikation 
der Automobilindustrie mit ihren Kunden in der Ver-
mittlung von Image, Lebensgefühl, Lebensstil und 
Werten besteht. Auch die Forschungsergebnisse zu 
Mobilitätsstilen zeigen deutlich, dass die Verkehrs-
mittelwahl stark emotional geprägt ist. Selbst der 
Radverkehr kann Lebensstil und Image vermitteln. 
Auch innovative ÖPNV-Unternehmen setzen zuneh-
mend auf die Vermittlung von Lebensstil, um (Ver-
kehrsmittel-) wahlfreie Kunden zu gewinnen.

Für den Fußverkehr gibt es solche Ansätze noch 
recht selten. In einigen Städten jedoch gibt es im 
Rahmen von Mobilitätsstrategien und Stadtmarketing 
unter dem Titel „Mobilität ist Kultur“ solche Ansätze 
auch für den Fußverkehr.

Gerade Leipzig wäre mit seinen gründerzeitlichen 
Stadtquartieren für ein solches Projekt „Mobilitätskultur“ 
prädestiniert. Diese Quartiere sind zu einer Zeit 
errichtet worden, als Flanieren und Prominieren zum 
bürgerlichen Selbstbewusstsein gehörte. Die Geh-
wege waren entsprechend breit und teilweise mit auf-
wändiger	Oberflächengestaltung	hergestellt.	Selbst-
verständlich war zu dieser Zeit der Fußgängerverkehr 
die dominierende Verkehrsart. 

Die Bedeutung urbaner Qualitäten wird auch in einer 
Untersuchung der Innenstadt von Leipzig aus Sicht 
der Besucher festgestellt: „Am häufigsten und mit der 
Wohnentfernung zunehmend gefallen in Leipzig 
Gesichtspunkte der Stadtgestaltung besonders gut. An 
zweiter Stelle folgen Aspekte des Verkehrs und der 
Erreichbarkeit, insbesondere die angenehm kurzen 
Wege bzw. die kompakte Stadtstruktur.“ (Monheim, Rolf / 
Heller, Jochen; 2011, S. 35)

Bis in die 20er Jahre des letzten Jahrhunderts gab es 
eine Literaturgattung, die sich mit dem Flanieren in 
den Städten auseinander setzte. Heutige Ansätze 
dieser literarischen Auseinadersetzung mit dem Fuß-
verkehr gibt es wieder zaghaft.
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„Langsam durch belebte Straßen zu gehen, ist ein 
besonderes Vergnügen. Man wird überspült von
der Eile der anderen, es ist ein Bad in der Brandung. 
Aber meine lieben Berliner Mitbürger machen einem 
das nicht leicht. Wenn man ihnen auch noch so 
geschickt ausweicht. Ich bekomme misstrauische 
Blicke ab, wenn ich versuche, zwischen den 
Geschäftigen zu flanieren. Ich glaube, man hält mich 
für einen Taschendieb.“
Franz Hessel (1880 – 1941)

Auch diese emotionale Seite des Zufußgehens muss 
angesprochen werden, wenn es gelingen soll, den 
Rückgang der Anteile des Fußverkehrs in der Ver-
kehrsmittelwahl zu stoppen bzw. neue Anteile im Ver-
kehrsmarkt zu gewinnen.

Bedeutet mehr Fußgängerverkehr den ersten     
Schritt in Richtung Steinzeit oder gibt es eine     
Renaissance des Flanierens?
Die Steinzeit war davon geprägt, dass als Werkstoff 
für Werkzeuge hauptsächlich Stein neben Knochen, 
Horn und Holz verwendet wurde. Das ist aber nicht 
die Zielsetzung der Förderung des Fußverkehrs. Viel-
mehr soll der Fußverkehr als urbane, umwelt- und 

stadtverträgliche Verkehrsart gefördert und weiter 
entwickelt und damit die Abhängigkeit von fossilen 
Brennstoffen reduziert werden.

In der Tat ist in den letzten Jahren eine Zunahme der 
städtischen Bevölkerung festgestellt worden. Progno-
sen	zur	demografischen	Entwicklung	lassen	Leipzig	
zu den wachsenden Großstädten gehören. Ein Fak-
tor mag hierbei auch die zunehmende Attraktivität 
urbaner Lebensstile sein, zu dem auch das Flanieren 
gehört.

Was sind die wichtigsten Qualitätskriterien für   
den Fußverkehr? Welche Bedeutung kommt                 
den Datengrundlagen zu und wie gelangt man                    
an relevante und aussagekräftige Daten?
Qualitätskriterien
Die wichtigsten Qualitätskriterien und Anforderungen 
an den öffentlichen Raum von Seiten des Fußver-
kehrs sind:

hohe Verkehrssicherheit•	
Vermeidung subjektiver Ängste vor Bedrohung•	
umwegfreie Verbindungen und Netzschlüssigkeit•	
leichtes Vorankommen mit hinreichender Bewe-•	
gungsfreiheit
Reduzierung der Behinderungen und Störungen •	
durch konkurrierende Nutzungen auf den Gehwegen
Übersichtlichkeit, Begreifbarkeit und Orientierung•	
ansprechende Gestaltung der Gehwege und des •	
Umfelds.

Soweit möglich, sind qualitative und quantitative Krite-
rien in den einschlägigen Regelwerken zu beachten:

Forschungsgesellschaft für Straßen- und Verkehrs-•	
wesen - FGSV; Empfehlungen für Fußgängerver-
kehrsanlagen - EFA. Köln 2002
Forschungsgesellschaft für Straßen- und Verkehrs-•	
wesen - FGSV; Hinweise für barrierefreie Verkehrs-
anlagen - H BVA. Köln 2011
Forschungsgesellschaft für Straßen- und Verkehrswe-•	
sen - FGSV; Merkblatt zur wegweisenden Beschilde-
rung für den Fußgängerverkehr - MWBF . Köln 2007
Forschungsgesellschaft für Straßen- und Verkehrs-•	
wesen - FGSV; Richtlinien für Stadtstraßen RASt 
06. Köln 2007

Datengrundlagen
Obwohl der Fußverkehr eine wichtige Rolle im städ-
tischen	Verkehrsgeschehen	spielt,	bestehen	häufig	
erhebliche Wissenslücken. Neben der Erfassung des 
Fußverkehrs im Rahmen von SrV sind folgende Fra-
gestellungen von besonderem Interesse:

Fußgängerzählungen•	
Schwachstellenanalysen und Erfassung von Kon-•	
fliktpunkten
Nachfrageanalyse und „Marktbeobachtung“ zur •	
Ermittlung von Fußgängerpotenzialen“
Wirkungsanalyse (Evaluierung) von durchgeführten •	
Maßnahmen zur Überprüfung der Zielerreichung
Regelmäßiges Monitoring strategischer Bereiche •	
und Erstellung eines Entwicklungsberichts Fußver-
kehr Leipzig.

2. Zielgruppen

Sind Zielgruppen des Fußverkehrs nur diejeni-     
gen, die nicht mehr oder noch nicht Auto            
fahren können?
Eine Zielgruppe sollten auch verkehrsmittelwahlfreie 
Personen sein. Hier spielt, wie an anderer Stelle 
erwähnt, das Thema Mobilitätskultur und Lebensstil 
eine besondere Rolle.

Stellt der demografische Wandel neue Anfor-     
derungen an die Planung des Fußverkehrs?
Der	demografische	Wandel	stellt	insofern	neue	
Anforderungen an die Planungen, dass die Belange 
der Barrierefreiheit immer wichtiger werden. Interes-
santerweise werden überwiegend diejenigen Stadt-
teile einen Bevölkerungszuwachs haben, die einen 
durchschnittlichen bzw. überdurchschnittlichen Anteil 
an Fußwegen haben.(Vgl. Stadt Leipzig, Dezernat Stadt-
entwicklung und Bau; 2011, S. 2)

Andere sich verändernde Rahmenbedingungen wie 
beispielsweise der Klimawandel stellen ebenfalls neue 
Herausforderungen dar. Hier spielen Aspekte wie 
Beschattung im Sommer, Kleinklima, Bereitstellung 
kühler Räume (z.B. Kirchen) eine zunehmende Rolle, 
auf die sich die Fußverkehrsplanung einstellen muss.

Radfahrer auf Fußwegen und in Fußgänger-        
zonen, ruhender Verkehr auf Gehwegen – fried-   
liche Koexistenz oder wesentliche Einbuße der   
Attraktivität? Handlungsnotwendigkeiten und      
-optionen?
Konflikte zwischen Fuß- und Radverkehr
Sich als Fußgänger ungefährdet und ungehindert auf 
Gehwegen	zu	bewegen,	zu	flanieren,	gemeinsam	
einen Spaziergang oder einen Schaufensterbummel 
zu machen, auch mal gedankenversunken zu schlen-
dern, ist eine wesentliche Qualität des urbanen Ver-
kehrs.

Abb. 3: Internetauftritt der Stadt Zürich
http://www.stadt-zuerich.ch/internet/mobil_in_zuerich/zu_fuss/zu_fuss.html

Abb. 4: Thomaskirche und Am Markt
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Auch für Kinder ist es wichtig, auf Gehwegen spielen 
und sich bewegen zu können, ohne laufend vor Fahr-
rädern gewarnt werden zu müssen. Gehwege sollen 
Schutzräume für Fußgänger darstellen. Ist Radver-
kehr auf Gehwegen zugelassen wird, entfällt dieser 
letzte Schutzbereich für Fußgänger.

Für den Fußverkehr stellt dies heute einen wesent-
lichen	Konfliktpunkt	dar,	der	auch	öffentlich	häufig	
sehr emotional diskutiert wird. In der Straßenver-
kehrsordnung ist die Freigabe von Gehwegen für den 
Radverkehr nur ausnahmsweise gestattet. Die in der 
Verwaltungsvorschrift genannten „Belange der Fuß-
gänger“ sind in allen relevanten Regelwerken (ERA S. 
27, EFA S. 13, RASt 06 S. 82) fast gleichlautend formu-
liert. Demnach ist eine gemeinsame Führung von 
Fuß- und Radverkehr ausgeschlossen bei

Straßen mit intensiver Geschäftsnutzung,•	
überdurchschnittlich hoher Nutzung des Seiten-•	
raumes durch besonders schutzbedürftige Fußgän-
ger und (z.B. Menschen mit Behinderungen oder 
Mobilitätseinschränkungen, Kinder),
Hauptverbindungen des Fuß- oder Radverkehrs,•	
starkes Gefälle (> 3 %)•	
dichte Folge von unmittelbar an Gehwege mit   •	
Mindestbreiten angrenzenden Hauseingängen,
zahlreiche untergeordnete Knotenpunkts- und •	
Grundstückszufahrten bei beengten Verhältnissen,
stärker frequentierte Bus- oder Straßenbahnhalte-•	
stellen	in	Seitenlage	ohne	gesonderte	Warteflächen,
Überschreitung der Einsatzgrenzen entsprechend •	
Abbildung 5.

VwV: •	 „Die Freigabe des Gehweges zur Benutzung 
durch Radfahrer durch das Zeichen 239 mit Zusatz-
zeichen „Radfahrer frei“ kommt nur in Betracht, 
wenn dies unter Berücksichtigung der Belange der 
Fußgänger vertretbar ist.“

StVO: •	 „Ist durch Zusatzzeichen die Benutzung 
eines Gehwegs für eine andere Verkehrsart erlaubt, 
muss diese auf den Fußgängerverkehr Rücksicht 
nehmen. Der Fußgängerverkehr darf weder gefähr-
det noch behindert werden. Wenn nötig, muss der 
Fahrverkehr warten; er darf nur mit Schrittge-
schwindigkeit fahren.“

VwV: •	 „Die Anordnung dieses Zeichens [Z 240 
StVO, Anm. AS] kommt nur in Betracht, wenn dies 
unter Berücksichtigung der Belange der Fußgänger 
vertretbar und mit der Sicherheit und Leichtigkeit 
des Radverkehrs vereinbar ist und die Beschaffen-
heit der Verkehrsfläche den Anforderungen des 
Radverkehrs genüg.“

Abb. 5: Einsatzgrenzen gemeinsamer Führung
(FGSV; Empfehlungen für Radverkehrsanlagen - ERA 10. Köln 2010, S. 27)

„So ist der Radverkehr kaum akustisch wahrzuneh-• 
men, seine Trennung vom Gehweg ist für Blinde 
deshalb äußerst wichtig.“ (Hessische Straßen- und Ver-
kehrsverwaltung; 2006, S. 26)
„Die gemeinsame Führung von Fuß- und Radver-• 
kehr ist innerorts möglichst zu vermeiden, da Rad 
Fahrende akustisch kaum zu orten sind und sich 
insbesondere seh- und hörbehinderte Menschen 
auf diesen Flächen unsicher fühlen.“ ( Forschungsge-
sellschaft für Straßen- und Verkehrswesen; 2011, S. 42)

Verschärfend kommt hinzu
Häufig	werden	die	Ausschlusskriterien	bei	der	•	
Anlage gemeinsamer Führungsformen nicht einge-
halten.
Die Regeleinhaltung bei Radfahrern ist gering, Geh-•	
wege	werden	häufig	illegal	benutzt.	(Vgl. Alrutz u.a.; 
2009, S. 101)
Das vorgeschriebene Geschwindigkeitsverhalten wird •	
nur selten eingehalten. (Vgl. Angenendt, W. u.a.; 1997)
Der Radverkehr soll gefördert werden und wird •	
damit an Menge zunehmen.
Die Zahl der Pedelecs nimmt zu, so dass sich das •	
Geschwindigkeitsniveau	und	damit	die	Konflikte	
erhöhen werden.

Die Zeiten, in denen der Radverkehr nicht in der Fuß-
gängerzone von Leipzig fahren darf, sollten eher 
ausgedehnt werden. Nach vorliegenden Untersu-
chungen (Monheim, Rolf / Heller, Jochen; 2011, S. 15 ff.) 
werden an Samstag um 11.00 Uhr schon höhere 
Fußgängerfrequenzen erreicht, so dass dann das 

Die	Konflikte	mit	dem	Radverkehr	spiegelt	sich	auch	
in der Untersuchung zur Lebensqualität älterer Men-
schen in Leipzig wider, wie Abbildung 6 zeigt.
Gerade für altere Menschen und Menschen mit 
Beeinträchtigungen stellt der lautlose Radverkehr ein 
erhebliches Problem dar:

Z 240 StVO

Z 239 + 
ZZ 1022-10 StVO
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Radfahrverbot schon um 10.00 Uhr beginnen sollte. 
Auch die räumliche Ausdehnung sollte hinsichtlich der 
Vergrößerung der Schutzbereiche für Fußgänger 
überprüft werden.
Sollte in den für den Radverkehr freigegebenen 
Bereichen (z.B. Fußgängerzone, Gehweg Radverkehr 
frei) die vorgeschriebene Schrittgeschwindigkeit nicht 
eingehalten werden, sollte eine Aufhebung der Frei-
gabe geprüft werden.
Auch auf Freizeitwegen tritt dieses Problem vermehrt 
auf, so dass hier auch auf eine Trennung vom Rad-
verkehr geachtet werden sollte; nicht zielführend für 
den Fußverkehr ist die generelle gemeinsame Füh-
rung mit dem Radverkehr, wie sie im Radverkehrsent-
wicklungsplan gefordert wird:
„Für den Alltags- und Freizeitradverkehr sind bei 
allen Grünflächenplanungen die Belange des Rad-
verkehrs zu berücksichtigen und reine Fußwege nur 
in Ausnahmefällen vorzusehen.“ (Stadt Leipzig, Verkehrs- 
und Tiefbauamt; 2010, S. 20)

Ein zusammenhängendes Netz von radfahrfreien 
Freizeitwegen sollte auch im Hinblick auf die Mobili-
tätsbedürfnisse älterer Menschen und die unbehin-
derte Bewegung von Kindern Bestandteil einer fuß-
gängergerechten Verkehrsplanung sein.
Verkehrspolitisch ist es kontraproduktiv, den Radver-
kehr auf Kosten des Fußverkehrs zu fördern. In der 
Fachdiskussion wird so etwas als Kannibalismus 
bezeichnet. Empfohlen wird vielmehr eine weitge-
hend getrennte Führung des Fußverkehrs vom Rad-
verkehr. Hierbei ist auch immer zu berücksichtigen, 
dass der Fußverkehr sich in Netzen bewegt. Es 
sollten Strategien entwickelt werden, um langfristig 
den Schutz des Fußverkehrs auf Geh- und Freizeit-
wegen zu gewährleisten.

Parken auf Gehwegen
Das Zulassen von parkenden Fahrzeugen auf Geh-
wegen bzw. das illegale Abstellen auf Gehwegen 
stellt auch einen Eingriff in die Schutzfunktion des 
Gehweges dar. 

In der Verwaltungsvorschrift zur Straßenverkehrsord-
nung ist beim Parken auf Gehwegen die notwendige 
Mindestgehwegbreite festgehalten, um den Anforde-
rungen an eine barrierefreie Umwelt gerecht zu wer-
den: „Das Parken auf Gehwegen darf nur zugelassen 
werden, wenn genügend Platz für den unbehinderten 
Verkehr von Fußgängern gegebenenfalls mit Kinder-
wagen oder Rollstuhlfahrern auch im Begegnungs-
verkehr bleibt, (...)“ (Z.B. Vwv zu Z 315 StVO) Nach den 
einschlägigen Regelwerken ist hierfür eine Mindest-
breite von 2,40 Metern notwendig, um ein unbehin-
dertes Begegnen zu ermöglichen.

Auch abgestellte Fahrräder können Hindernisse sein. 
Für blinde Menschen kann es zu erheblichen Proble-
men kommen, wenn der Langstock sich in den Spei-
chen unvermutet abgestellter Fahrräder verfängt. 
Unbefriedigend ist, dass es zum Thema Fahrrad- 
parken keine Regelungen in der StVO gibt. Zum 
Thema Parken auf Gehwegen sollten auch langfristige 
Strategien entwickelt werden, um die städtischen Geh-
wege für den Fußverkehr zurück zu gewinnen.

Wie Abbildung 2 zeigt, hat im Laufe der Jahre der 
Anteil des Fußverkehrs aus unterschiedlichsten 
Gründen abgenommen. Zwar scheint dieser Trend 
nach der letzten SrV-Erhebung (Vgl. Stadt Leipzig; 2008, 
S. 4) gestoppt zu sein, um jedoch eine nachhaltige 
Trendumkehr für den Fußverkehr zu erreichen, ist ein 
aktives kommunales Engagement notwendig. Aus 
den in der Vorbemerkung genannten Gründen sollte 
der Fußverkehr auch in Zukunft eine wesentliche 
Rolle spielen. Sowohl von städtischer Seite als auch 
von Seiten der Zivilgesellschaft ist ein solches Enga-
gement notwendig.

Einen genauen Gradmesser, ab wann zu Fuß gehen 
attraktiv ist, gibt es derzeit noch nicht. Es sind auch 
eine Vielzahl von unterschiedlichen Parametern, die 
eine Rolle spielen und die sich natürlich laufend nach 
Jahreszeit, Witterung und auch persönlichem Emp-
finden	und	konkreter	Situation	jeweils	ändern.	Auf	
den Weg zur Arbeit sind die Anforderungen anders 
als	wenn	man	abends	in	netter	Begleitung	flaniert.

Untersuchungen zeigen, dass Fußwege in einem 
attraktiven Umfeld erst nach längeren Strecken als 
belastend empfunden werden, als Wege in uninteres-
santer bzw. verkehrsreicher Umgebung. (Ministerium 
für Umwelt und Verkehr Baden-Württemberg ,1997, S. 6) Ein 
wesentlicher Gradmesser zu Überprüfung der Ziel- 
ereichung ist auch die Verkehrsmittelwahl. Wichtig ist 
auch festzuhalten, dass die Anforderungen für attrak-
tives Gehen in unterschiedlichen räumlichen Situati-
onen verschieden sind.

Der Fußverkehr bewegt sich in Netzen. Die Fußwege- 
netze sind in der Regel schon historisch bedingt und 
von der Nutzung her hierarchisch gegliedert. Die ein-
zelnen Netzteile haben unterschiedliche Bedeutung 
und die Qualitätsanforderungen für die Fortbewegung  
und den Aufenthalt haben eine unterschiedliche Wer-
tigkeit. Im Städtebau sind diese Netzhierarchien 
bewusst als planerisches Element eingesetzt worden 
wie beispielsweise Fußgängerzonen, Plätze, Prome-
naden und Boulevards. Der gründerzeitliche Städte-
bau war in der Regel durch eine Abfolge von Wegen 
und Plätzen charakterisiert. Dies ermöglicht auch 
heute noch aus Fußgängersicht ein interessantes 
und abwechselungsreiches Gehen.

Die unterschiedliche Hierarchisierung spiegelt sich in 
der Menge der Fußgänger wider. Wichtiges Primär-
merkmal zur Bestimmung der Netzhierarchie sind die 
Einzelhandels- und publikumsintensiven Dienstlei-
stungsanteile an der Randbebauung. Schon sehr 
früh wurden „enge Beziehungen zwischen Fußgän-
gerbelastung und Bodenwert städtischer Straßen“ 
(vgl. Heidemann, Claus; 1967. ) festgestellt. Die Elemente 
des gründerzeitlichen Städtebaus sollten wieder ver-
mehrt in den Blickpunkt rücken.

3. Stärkung / Förderung

Zu Fuß geht doch immer! Warum muss man       
sich um Fußverkehr kümmern? Wann ist „zu               
Fuß gehen“ attraktiv? Was muss man machen, 
um Fußverkehr zu stärken / auszubauen?
Gehen geht immer
Zur Bewältigung der reinen Transportfunktion sind in 
der Tat schmalste Gehwege ausreichend. Da Anfor-
derungen nach dem Behindertengleichstellungsge-
setz berücksichtigt werden müssen, sind erste Quali-
tätsanforderungen an ein Gehwegnetz zu stellen. Bei 
der Nichtbeachtung von Anforderungen kann dies 
auch sicherheitsrelevante Auswirkungen haben, 
indem beispielsweise Fußgänger bei Rot queren, weil 
die Wartezeiten zu lang sind und die Straßenbahn 
gerade in die Haltstelle einfährt.

Da sich auf den öffentlichen Raum vielfältige Interes-
sen richten, sind in der Vergangenheit die Belange 
des	Fußverkehrs	häufig	nur	wenig	beachtet	worden.	
Beispielsweise wurden aus Mindestgehwegbreiten 
oft Standardwerte, Radwege und Parkplätze wurden 
auf ehemaligen Gehwegen angelegt. Eine deutliche 
Beschreibung der Anforderungen des Fußverkehrs in 
der städtischen Verkehrsentwicklungsplanung ist 
deswegen unabdingbar.

Abb. 6: Radverkehr als Hauptkonfliktpunkt für ältere Menschen
(Kucharzyk, Ulrike; 2010, S. 79)

Radfahrer
Unebenheiten
Hindernisse (Gastronomie)
Hindernisse (MIV/ ÖPNV)

Dreck
schlechte Trennung d. Verkehrsarten
sonstiges
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Was tun?
Wichtig erscheint die Entwicklung einer gesamtstäd-
tischen Fußverkehrsstrategie und deren quartiers- 
bezogene Umsetzung. Die gesamtstädtische Strate-
gie setzt die Rahmenbedingungen fest, die auf der 
Quartiersebene dann in einzelnen Maßnahmen wie 
die Anlage neuer Zebrastreifen oder die Verkehrsbe-
ruhigung einzelner Straßen umgesetzt werden. In 
vielen schweizer Städten wurden mittlerweile solche 
Teilstrategien Fußverkehr in Rahmen von Mobilitäts-
strategien entwickelt und auch in einigen deutschen 
Städten (z.B. Berlin, Frankfurt, z.T. München) initiiert.

Eine Förderung des Fußverkehrs sollte auf folgenden 
drei Pfeilern stehen:

Verbesserung der Rahmenbedingungen: z.B. •	
gesetzlicher Rahmen, Finanzierung,
institutionelle Verankerung: z.B. personelle Res-•	
sourcen, Bündelung der Verwaltung, Zusammenar-
beit, strategische Bündnispartner,
Bewusstseinsbildung und Image.•	

Pilotprojekte
Als Pilot- und Modellprojekte könnten folgende Maß-
nahmen fungieren:

Identifizierung	und	Umsetzung	eines	Shared-•	
Space-Bereichs / Rückgewinnung oder Aufwertung 
städtischen Raums für Fußgänger
Tatort	Leipzig	-	ein	Kommissar,	der	flaniert.					•	
Spannend wäre es, einen Tatort-Kommissar zu 
gewinnen, der sich als Fußgänger / Flaneur „outet“ 
und	damit	einen	positive	Identifikationsfigur	für	den	
Fußverkehr in Leipzig sein könnte.
100 Zebrastreifen•	
Beispielhafte Umsetzung eines barrierefreien •	
Wegenetzes im Quartier
Zu Fuß statt Elterntaxi / Zu Fuß zum Einkaufen.•	

Handlungsfelder und Maßnahmen

Netz- und Infrastruktur
Entwicklung eines geschlossenen und dichten •	
Fußwegenetzes
Erreichbarkeit der Grundversorgung•	
Barrierefreie Netze•	
Freihalten von störender und konkurrierender Nut-•	
zung
Verbesserung der Querung von Fahrbahnen•	
Breite und Qualität der Gehwege•	
Verknüpfungspunkte•	
Orientierung und Information•	
Gepäckaufbewahrung•	
Bänke / Toiletten.•	

Umfeldqualität
Verbesserung der Aufenthaltsqualität•	
Vermeidung abweisender Häuserfronten; Fenster •	
zur Straße

Abb 7: Verbesserung der Querbarkeit von Fahrbahnen: 
Willmar-Schwabe-Straße und am Goerdelerring

Maßstäblichkeit•	
Beleuchtung / Übersichtlichkeit•	
Abwechselungsreichtum•	

Sicherheit
Identifizierung	von	Problembereichen	für	den	Fuß-•	
verkehr / Angsträumen
Schutz vor Belästigungen und kriminellen Übergriffen•	
Reduzierung der Anzahl und der Schwere von •	
Unfällen
Reduzierung des Geschwindigkeitsniveaus.•	

Bewusstseinsbildung: Motivation, Information,
Kommunikation

Entwicklung Kampagne „Urbane Mobilität“•	
Öffentlichkeitsarbeit und Akzeptanzbildung•	
(Foto-) Wettbewerbe, Ausstellungen•	
Entwicklung von Lehrmaterial•	
Presseseminare•	
Mobilitätserziehung, Mobilitätsberatung•	

Wissengrundlage und Vermittlung
Identifizierung	institutioneller	Hindernisse•	
Fußgängerzählungen•	
Schwachstellenanalysen und Erfassung von Kon-•	
fliktpunkten
Bedeutung des Fußverkehrs für Tourismus, Einzel-•	
handel
Nachfrageanalyse und Marktbeobachtung zur •	
Ermittlung von Fußgängerpotenzialen
Wirkungsanalyse (Evaluierung) von durchge-•	
führten Maßnahmen zur Überprüfung der Zielerrei-
chung
Regelmäßiges Monitoring strategischer Bereiche •	
und Erstellung eines Entwicklungsberichts Fußver-
kehr Leipzig
Schulung der Verwaltung und der Polizei.•	

Finanzierung
Sicherung einer kontinuierlichen und langfristigen •	
Finanzierung von Maßnahmen.

Verwaltungshandeln
Stabsstelle Fußverkehr•	
Überprüfung und Bündelung von Kompetenzen •	
und Zuständigkeiten
Festlegung von Qualitätsstandards•	
Rahmenkonzept Gehweggestaltung•	
Entwickeln von Pilotprojekten•	
Beschwerde- und Qualitätsmanagement.•	

Einbindung von Bündnispartnern 
und Projektentwicklung

NGO / Zivilgesellschaft•	
Krankenkassen•	
ÖPNV-Unternehmen•	
Polizei / Sicherheitsdienste•	
Schulen•	
Kirchen.•	

Politik
Beschluss zur Förderung des Fußverkehrs•	
Festlegung von Zielen•	
Veränderung der Rahmenbedingungen für den •	
Fußverkehr auf Landes- und Bundesebene (hier 
nicht weiter ausgeführt).

Können veränderte stadtentwicklungs-                
politische Leitbilder (z.B. Stadt der kurzen                
Wege) Basis sein für höhere Fußgängeranteile? 
Gibt es dafür gute Beispiele in anderen Groß-                 
städten?
Auf die Wichtigkeit von Leitbildern und der sich 
daraus ergebenen Strategien wurde schon an ande-
rer Stelle hingewiesen. Genauso wichtig erscheint 
die Überprüfung von geplanten Maßnahmen, insbe-
sondere auch der Bauleitplanung, an diesen Leitbil-
dern. Hier sollten Qualitätskriterien entwickelt wer-
den.
Verschiedene Großstädte gehen mit unterschied-
lichen Strategien an das Themenfeld Fußverkehr 
heran, beispielhaft seien genannt:

Zürich: Teilstrategie Fußverkehr•	
München: Stadtviertelkonzept Nahmobilität   •	
Ludwigsvorstadt-Isarvorstadt
Berlin: Fußverkehrsstrategie•	
Frankfurt / Main: Pilotprojekt Nahmobilität Frankfur-•	
ter Nordend
London: Walking Plan•	
Wien: Mariahilf – Pilotbezirk für gendergerechte •	
Planung
Genf: Plan Piétons.•	
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Abb. 8 /9: Ladentheke mit Taschenablage
                 Zugestellter Fußgängerübergang

Welche Rolle soll der Fußgängerverkehr inner-
halb des Umweltverbundes spielen? Wie kann   
Fußverkehr durch Maßnahmen zur Etablierung 
einer Mobilitätskultur gefördert werden? 
Was sind hierfür die Rahmenbedingungen;     
wo liegen die Hindernisse?
Eine wesentliche Säule innerhalb des Umweltver-
bundes muss der Fußverkehr sein, für den ÖPNV ist 
dies	überlebenswichtig.	Auf	die	Konfliktsituation	mit	
dem Radverkehr wurde an anderer Stelle hingewie-
sen. In einer ganzen Reihe von Städten korrespon-
diert ein hoher Anteil an Radverkehr mit deutlich 
unterdurchschnittlichen Anteilen des Fußverkehrs. 
Dies sollte vermieden werden.

Auf die Bedeutung von Strategien, Öffentlichkeitsar-
beit und Marketing für die Mobilitätskultur wurde an 
anderer Stelle hingewiesen.
Als Rahmenbedingungen können formuliert werden:

Professionelle Entwicklung•	
ausschließlich auf den Fußverkehr ausgerichtet•	
auf Leipzig ausgerichtete Motive und Inhalte•	
Gewinnung strategischer Bündnispartner, z.B. Ein-•	
zelhandel, ÖPNV, Tatort-Reaktion, Medien etc.
langfristige und kontinuierliche Umsetzung•	
Ausstattung	mit	genügenden	finanziellem	Hinter-•	
grund
Fachliche Begleitung und Evaluation.•	

Vielleicht ist es auch möglich, vergleichbar der Kam-
pagne „Kopf an: Motor aus“ Fördergelder für eine 
solche bisher in der Bundesrepublik einmalige 
Öffentlichkeitsarbeit zu gewinnen.

Mobilitätskultur muss auch und besonders in den 
Details wiedererkennbar sein. Hierzu gehört bei-
spielsweise auch die Sensibilisierung von Ladenbe-
sitzern, an ihren Ladentheken Taschenablagen anzu-
bringen. Einkaufende Fußgänger haben in der Regel 
Taschen oder Rucksäcke dabei, die zum einpacken 
der eingekauften Ware dort abgestellt werden.

Zur Bewusstseinsbildung in Bezug auf Mobilitätskultur 
sind	sowohl	die	personellen	als	auch	die	finanziellen	
Ressourcen innerhalb der Verwaltung bereit zu stel-
len.

Brauchen wir einen Fußverkehrsbeauftragten    
und eine AG Fuß?
An und für sich sollten alle Verwaltungsteile sich um 
den Fußverkehr kümmern. Eine Bündelung der 
Zuständigkeiten ist hierbei notwendig. Ein Fußver-
kehrsbeauftragter hat dann Sinn, wenn diese Stelle 
direkt beim Dezernenten für Stadtentwicklung und 
Bau angesiedelt ist. Ein Mitarbeiter in der normalen 
Verwaltungshierarchie als Sachbearbeiter mit der 
Sonderaufgabe Fußverkehrsbeauftragter hat in der 
Regel wenig Durchsetzungsfähigkeit.

„Angesiedelt beim Dezernenten“ heißt, dass er zwar 
in das normale Verwaltungshandeln eingebunden ist, 
aber in seiner Funktion ein direktes Vorspracherecht 
beim	Dezernenten	und	eine	Berichtspflicht	ihm	
gegenüber hat. Vielleicht könnte auch eine solche 
Berichtspflicht	und	Vortragsrecht	gegenüber	der	
Ratsversammlung bestehen.

Denkbar und hilfreich wäre eine Stabsstelle Fußver-
kehr beim Dezernenten als institutionelle Veranke-
rung, der die Rahmenbedingungen für die Fußver-
kehrsstrategien beleuchtet und fortentwickelt:

Bündelung der Zuständigkeiten und Kompetenzen•	
Klärung	der	finanziellen	Ressourcen•	
Eruierung und Gewinnung strategischer Bündnis-•	
partner
Bündelung und Initiierung von nicht-investiven Akti-•	
vitäten
Festsetzung von Qualitätsstandards•	  (Vgl. z.B. Patzer, 
Ulrich / Amt für Umweltschutz Leipzig, 1994)
Evaluierung der Umsetzung, Qualitätskontrolle.•	

Die Einrichtung einer AG Fuß ist auf alle Fälle sinn-
voll und unterstützt die Maßnahmen für den Fußver-
kehr wesentlich. Hierin sollten neben Politik, Verwal-
tung und fachkundigen Bürgern auch Vertreter von 
Interessenverbänden beteiligt sein.

Braucht es eine Fußverkehrs(-netz-)planung und 
welche Anforderungen wären daran zu stellen?
Eine Netzplanung für den Fußverkehr ist unabding-
bar, weil sich Fußgänger in Netzen bewegen. Die 
Anforderungen sind ebenfalls an anderer Stelle 
schon beschrieben. Hinsichtlich der Handhabbarkeit 
sind die Fußwegnetze eher auf Quartiersebene zu 
entwickeln. Maßgeblich für die Netzgestaltung ist die 
EFA (Forschungsgesellschaft für Straßen- und Verkehrswesen, 
2002.).

4. Konzepte

Welche Rolle kann ein Konzept von „Shared                 
Spaces“  für den Fußverkehr spielen?
Ein Konzept „Shared Space“ könnte als Modellpro-
jekt ein Kristallisationspunkt fußgängerfreundlicher 
Planung in Leipzig sein. Allerdings sind an solche 
Konzepte besondere Ansprüche zu stellen. Aus Sicht 
des Fußverkehrs ist dies beispielsweise eine gewisse 
Zentralität im Fußwegenetz, um die entsprechend 
hohen Mengen an Fußverkehr aufzuweisen. Dazu 
muss ein starker Querungsbedarf bestehen, (Vgl. wei-
tere Kriterien in AG Fußverkehr;  2012 ). Weiter sollen auf 
alle Fälle Schutzbereiche für den Fußverkehr beste-
hen, die von allem Fahrverkehr, auch Radfahrern, 
freigehalten werden. Auch die Belange von Sehbehin-
derten hinsichtlich der Lesbarkeit des öffentlichen 
Raums müssen berücksichtigt werden. Verschiedene 

Braucht es eine spezielle Gestaltung                               
fußgängerfreundlicher Räume?
Gegenüber anderen Verkehrsarten sind die Anforde-
rungen des Fußverkehrs an das Umfeld wesentlich 
größer. Letztendlich werden urbane Qualitäten erst 
auch durch den Fußverkehr wahrnehmbar. Demzu-
folge sind auch städtebaulichen Qualitäten für den 
Fußverkehr sehr wichtig, dazu gehören beispiels-
weise	Maßstäblichkeit	und	Proportionen,	Oberflä-
chengestalt der Gehwege und Gliederung des öffent-
lichen Raums, Ausrichtung von Fenstern zum 
Gehweg hin etc.

Fußgängergerechte Planung ist allerdings kein Neu-
land,	häufig	reicht	es,	alte	und	bewährte	Entwurfs-
grundsätze, gerade aus dem gründerzeitlichen Städ-
tebau, wieder zu entdecken.

Abb. 10 /11: Behinderung durch Gastronomie
                     Fehlende Radverkehrsanlage
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5. Best Practice

Welche Erfahrungen gibt es in europäischen         
Großstädten mit Rückbau, Ent- oder Um-                       
widmung von Verkehrsflächen oder mit der                   
Sperrung von Straßen für den motorisierten                    
Verkehr zugunsten des Fußgängerverkehrs?

Was sind gute Beispiele ergänzend zu diesen     
baulichen oder organisatorischen Maßnahmen?

Aus vielen europäischen Städten liegen einzelne 
Berichte über Maßnahmen zur Förderung des Fuß-
verkehrs vor. Insbesondere aus der Schweiz gibt es 
umfangreiche Dokumentationen zu Begegnungs- 
zonen und aus den Wettbewerben Flâneur d`Or vor. 
(Vgl. http://www.begegnungszonen.ch o. http://www.flaneurdor.ch)

Auch aus den im Gutachten genannten Städten sind 
beispielhafte Projekte realisiert worden bzw. sind in 
Diskussion. Aus früheren Forschungsprojekten (PGV; 
2005) gibt es Untersuchungen zu Fallbeispielen:

Hörnbrücke / Gaardener Brücke Kiel - Die Hörn- ●
brücke hat durch den Umbau in den Jahren 1997-
2005, als Teil der „Kai-City Kiel“, den Stand einer der 
am stärksten frequentierten Fußgängerverbindungen 
zwischen der Kieler Innenstadt und dem Stadtteil 
Gaarden erhalten. Wichtige Wege konnten um etwa 
30% verkürzt werden, der Kai wurde öffentlich 
zugänglich und behindertengerecht gestaltet. Die 
Umbauten werden sehr positiv von der Bevölkerung 
angenommen. Viele (ca. 40%) der heutigen Pas-
santen wurden durch den Umbau dazu animiert, häu-
figer	Wege	zu	Fuß	zu	erledigen.

Flensburg - Seit den 90er Jahren entstehen zu  ●
beiden Seiten der Flensburger Förde neue Promena-
den mit verbesserter Aufenthaltsqualität, Erreichbar-
keit der Uferzone und einer verbesserten Anbindung 
zwischen Hafen und Innenstadt. Durch Museen und 
einem touristischen Rundweg ist der Kai von Tou-
risten und Spaziergängern stark frequentiert. Die 
Umbauten werden sehr positiv von der Bevölkerung 
angenommen. Einige (ca. 20%) der heutigen Pas-
santen wurden durch den Umbau dazu animiert, häu-
figer	Wege	zu	Fuß	zu	erledigen.

Länderministerien sind jedoch dem Prinzip Shared 
Space bzw. Begegnungszone gegenüber skeptisch 
eingestellt und erschweren damit die Realisierung: 
„Bund und Länder lehnen aus Gründen der Verkehrs- 
sicherheit bislang auch „Flanierzonen nach Schweizer 
Vorbild“ ab, die mit einem Vortrittsrecht der Fußgänger 
bei einer höchstzulässigen Geschwindigkeit für den 
Fahrverkehr von 20km/h einhergehen.“ (Bundesrat; 2012, 
S. 117) 

Aus Fußgängersicht sollten solche Maßnahmen mit 
einem Vorrangrecht für Fußgänger ausgestattet sein. 
Empfohlen	wird,	zur	Identifikation	und	Beurteilung	
der Eignung von konkreten räumlichen Situationen 
für Shared Space bzw. Begegnungszonen ein Pilot-
projekt zu initiieren (vgl. auch Pilotprojekte).

Was sind erste Realisierungsszenarien zur                      
Erarbeitung eines Konzeptes?
Der erste Schritt für die Realisierung eines Konzeptes 
„Shared-Space“	ist	die	Identifizierung	entsprechender	
Bereiche in der Stadt. Bezogen auf eine Gesamtstra-
tegie Fußverkehr bieten sich als Realisierungsszena-
rio folgende Meilensteine an:

Entwicklung einer Strategie „Mobilitätskultur Fuß-•	
verkehr Leipzig“. Die wesentlichen Bausteine liegen 
aus anderen Städten vor, so dass vieles aus den 
Erfahrungen anderer Kommunen übernommen wer-
den kann.
Bildung einer AG Fußverkehr und Eruierung und •	
Gewinnung strategischer Bündnispartner
Absicherung durch politische Beschlüsse•	
Entwicklung und Umsetzung von Modellprojekten•	
Kontinuierliche Öffentlichkeitsarbeit, Kommunika-•	
tion und Motivation
Evaluation, Qualitätskontrolle.•	

Welchen Personal- und Ressourceneinsatz                     
muss die Verwaltung absichern?
Zu dieser Frage liegen keine Erfahrungen vor. 
Ansatzweise könnte mit einer halben Stelle pro 
Stadtbezirk gerechnet werden.

Halle - Der Bereich der Schmeerstraße – Rann- ●
ische Straße – Franckeplatz wurde im Jahr 2003 für 
den Fußgängerverkehr durch Tempo 30 aufgewertet, 
regelmäßige Abbiegegebote und eine     Fußgänger-
zone in Teilabschnitten. Für den Fußverkehr zwi-
schen der Innenstadt und den Wohngebieten im 
Süden ist der Straßenzug von großer Bedeutung. 
Ziel war es die Attraktivität und Zugänglichkeit der 
Altstadt zu steigern. Der Umbau des Straßenzuges 
wird positiv bewertet. Da die Wegeverbindung schon 
vorher bestand, hat sich an der Zielwahl kaum etwas 
geändert.

Bremen - Im Jahr 2003 wurde in der Bremer Neu- ●
stadt die Pappelstraße auf etwa 550m Länge neu 
gestaltet. Die Gehwege wurden einseitig verbreitert 
und niveaugleich an Querungsstellen gestaltet. 
Zudem wurde der Bereich Tempo 30 Zone. Der 
Umbau des Straßenzuges wird positiv bewertet. Die 
Straße hat als Einkaufsstandort und Gastronomie-
standort an Bedeutung hinzugewonnen.

Wuppertal - Im Zuge eines Pilotprojektes und der  ●
Umgestaltung des ÖV im Bereich Brändströmstraße 
– Schwarzbach/Berliner Platz – Geschwister Scholl- 
Platz entstanden bis zum Jahr 2000 entlang der B7 
breitere Fußwege, Plätze mit Verweilmöglichkeiten, 
Mischnutzung in der Straßenbebauung sowie neue 
ebenerdige Straßenquerungen (keine Unterfüh-
rungen mehr). Der Umbau wird sowohl von Fußgän-
gern als auch von Kfz-Verkehrsteilnehmern positiv 
bewertet. Der Bereich hat eine Aufwertung des Ein-
zelhandels und der Gastronomie erfahren.

Eine aktuelle Zusammenstellung von Best Practices 
für den Fußverkehr, die auch eine kritische Würdi-
gung der Zielerreichung beinhaltet, gibt es bisher 
nicht.

Abb. 12: Promenade in der Goethestraße in Kassel (Visualisierung)
(http://www.stadt-kassel.de/projekte/kernbereiche/infos/17036/index.html Stand: 28.08.12)

Aktuell ein Beispiel aus Kassel:
Kassel Goethestraße -  Auf einer Länge von etwa •	
360 Metern wird eine überdimensionierte und 
nicht benötigte Fahrbahn zurückgebaut und es 
werden Parkplätze verlagert, so dass eine 13 
Meter breite Promenade entsteht (Fertigstellung 
November 2013).
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Vorbemerkung
Worum geht es bei einem Verkehrsentwicklungsplan 
eigentlich? Was ist das übergeordnete Ziel allen Han-
delns im Leipziger Verkehr? Wer die Leipzigerinnen 
und Leipziger befragt, wird neben vielen anderen Zie-
len auch hören,

dass die Zahl der verunglückten oder getöteten •	
Menschen gesenkt werden soll,
dass die Staus in Leipzig verringert werden sollen,•	
dass die Lärmbelastungen, vor allem in den Wohn-•	
gebieten, gesenkt werden sollen,
dass Zug, Bus, Straßenbahn - der Öffentliche Ver-•	
kehr - bevorrechtigt werden solle,
dass die Emissionen von Schadstoffen in der Luft •	
verringert werden sollen,
dass es die Radfahrer leichter haben sollen: mehr •	
Radwege, Radstationen, überdachte Radstellanla-
gen usw., 
dass Fußgängerzonen das Leben angenehmer •	
machen sollen,
dass die Parkplatznot beseitigt werden möge,•	
dass die verbrauchten Energiemengen im Verkehr •	
(Benzin, Diesel, Strom, Kerosin …) verringert wer-
den sollen,
dass man an den Lichtsignalanlagen nicht mehr so •	
lange warten muss... usw.

Und am besten wäre es, wenn alle diese Ziele gleich-
zeitig erreicht werden könnten: Mit möglichst wenig 
Geld soll der Verkehr in Zukunft leichter, schöner, bil-
liger, schneller, sicherer, energiesparender, leiser, 
sauberer, umweltfreundlicher werden! Oder? 

Wenn das so wäre, dann hätten wir einen Vorschlag: 
Am einfachsten wäre es doch, wenn wir einfach allen 
Einwohnern Leipzigs verbieten, überhaupt ihre Häu-
ser zu verlassen! Und Besucher oder Gäste dürfen 
auch keine mehr kommen!

Das Ergebnis wäre doch wunderbar: Kein Verkehrs-
lärm mehr in Leipzig! Keine Abgase mehr, saubere 
Luft. Kein einziger Verkehrsunfall mehr, niemand 
muss mehr Geld für Benzin oder Diesel ausgeben, 
niemand müsste mehr an Lichtsignalanlagen warten, 
es gibt keinen Stau, Parkplätze muss man weder 
suchen noch bezahlen. 

Wunderbare Zukunft! Aber warum jubeln Sie nicht, 
warum ist diese Idee, zu Hause zu bleiben, eine 
unsinnige, dumme Idee? Weil dann kein Mensch 
mehr an seine Ziele käme. Niemand würde zur 
Arbeit, zur Schule oder ins Büro kommen, niemand 
käme zum Arzt oder zur Apotheke, niemand könnte 
Nahrung oder Kleider einkaufen: Wenn man allen 
Einwohnern Leipzigs verbieten würde, ihre Häuser 
zu verlassen, dann wäre das eine ziemlich unglück-
liche Welt. So geht es also nicht.

Damit aber stellt sich die Frage neu, welche Ziele für 
eine Verkehrsentwicklungsplanung für Leipzig wün-
schenswert sind: Worum geht es denn wirklich? 

Mobilität ist wichtig. Ortsveränderungen sind unver-
zichtbare Bestandteile menschlichen Lebens. Gesell-
schaften und Regierungen müssen dafür sorgen, 

dass es der Bevölkerung möglich ist, zu arbeiten, 
einzukaufen, Freunde zu treffen, gesundheitlich ver-
sorgt zu werden usw. Die Befriedigung von Bedürf-
nissen der Menschen ist manchmal nur möglich, 
wenn man sich bewegt: Also muss das sichergestellt 
werden, und zwar heute und morgen. Untersucht 
man das Verkehrsverhalten in verschiedenen Städ-
ten, Kulturen und Jahrhunderten, dann zeigt sich:  Im 
Mittel legen die Menschen aller Zeiten und Länder 
etwa drei Wege täglich zurück, und sie sind immer 
und überall etwa eine Stunde (60 - 70 Minuten, je 
nach Abgrenzung) am Tag unterwegs. Dieser Sach-
verhalt wird als „Gesetz vom konstanten Reisezeit-
budget“ bezeichnet (siehe auch [Becker, Rau 2004]): Drei 
Wege, in einer Stunde, pro Person und Tag.

Anders sieht es aber bei den zurückgelegten Entfer-
nungen aus: Die sind variabel! Je nach Verkehrs-
system und Verkehrsinfrastrukturen können die drei 
Wege in der einen Stunde ganz unterschiedlich weit 
sein, denn das hängt vor allem von der Qualität der 
Verkehrswege und von der Lage der Ziele ab: Muss 
man für jede Kleinigkeit in den Supermarkt weit vor 
den Toren der Stadt fahren oder gibt es tatsächlich 
auch noch Ärzte, Läden, Apotheken, Schulen und 
Arbeitsstellen in der Nähe? Und immer dann, wenn 
es attraktive Verkehrswege gibt, legen die Menschen 
größere Entfernungen für ihre drei Wege zurück. 
Dynamisch führt diese Entwicklung zu neuen Raum-
strukturen [Becker, Gerike, Winter 2009] [SRU 2005]:

Weil wir so weit fahren, können sich die Raumstruk-•	
turen ändern: Man wohnt im Grünen, kauft im Ein-
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Fragen an die Gutachter
Einführung

Ist Umweltschutz gleich Klimaschutz? Ist das, was •	
vor Ort gut ist, auch gut für den Rest der Welt?
Wieso nutzen vernunftbegabte Wesen unvernünf-•	
tige Verkehrsmittel? 

Künftige Anforderungen
Welche Anforderungen stellen die nachfolgenden •	
Generationen an unser heutiges Verkehrsverhal-
ten? 
Welche Anforderungen stellen Klimaschutz, Luft-•	
reinhaltung und Lärmschutz sowie die Verbesse-
rung der Sicherheit in den nächsten Jahren an die 
städtische Verkehrsorganisation? Welchen Ein-
fluss	haben	Lang-Lkw	im	Stadtgebiet	in	Hinblick	
auf Umwelt- und Gesundheitsschutz?

Möglichkeiten und Grenzen  
Wie leise wird der Verkehr der Zukunft? Löst •	
E-Mobilität das Lärmproblem?
Welche Möglichkeiten der Lärmreduzierung beste-•	
hen für die unterschiedlichen Verkehrsträger?

Welche Weichenstellungen sind erforderlich, um •	
die Mobilitätsbedürfnisse umweltverträglich zu 
befriedigen und gibt es den gesunden Mix im 
städtischen Verkehr? 
Welche externen Effekte sind kommunal relevant, •	
wie sind sie zu beziffern und zu berücksichtigen? 
Gibt es eine Kostenwahrheit im Verkehr? •	
Was sind externe Effekte?•	
Wie hilft uns die EU (Berücksichtigung des Weiß-•	
buchs Verkehr) bei der Lösung / Bewältigung 
unserer Verkehrsprobleme?

Strategien
Was sind erfolgversprechende Strategien zur •	
Implementierung der – i.d.R. im Umweltdezernat 
angesiedelten – Belange des Umwelt- und 
Gesundheitsschutzes in die – im Planungsdezer-
nat angesiedelte –  Stadtentwicklungs- und Ver-
kehrsplanung?

Best Practice
-Welche Erfahrungen gibt es dazu in anderen Kom-
munen? 

VI
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kaufszentrum auf der grünen Wiese ein, macht mal 
schnell	einen	Kurztrip	in	die	Alpen	und	fliegt	in	den	
Sommerferien „all-inclusive“ nach Mittelamerika.
Wenn sich aber die Raumstrukturen auf große Ent-•	
fernungen und billigen Verkehr eingestellt haben, 
müssen wir für jedes Bedürfnis weite Entfernungen 
zurücklegen: Der Laden um die Ecke musste leider 
schließen,das Einkaufszentrum liegt beim Auto-
bahnkreuz. Also muss man fahren!

Soll das in Leipzig so sein? Oben wurde als Ziel des 
Verkehrsentwicklungsplans „Mobilität“ genannt: Und 
genau darum geht es. Menschen müssen ihre Woh-
nungen verlassen (deshalb war der obige Vorschlag 
so unsinnig), wenn Bedürfnisse nicht anders befrie-
digt werden können: Bedürfnisse nach Teilhabe, 
Gütern oder Dienstleistungen. Ausgangspunkt aller 
Überlegungen sind somit menschliche Bedürfnisse 
(engl. „needs“), etwa nach Nahrung, Gesundheit, 
Sicherheit, Arbeit usw. Alle Bedürfnisse, die sich in 
Wünschen oder Notwendigkeiten nach Ortsverände-
rungen niederschlagen, heißen Mobilitätsbedürf-
nisse. Die untenstehende Abbildung beschreibt die 
Situation zur Entstehung von „Mobilität“ und „Ver-
kehr“ [Becker, Böhmer, Gerike 2008].

Weshalb bewegen wir uns? Weil Personen (manch-
mal auch Familien, manchmal auch mit Hilfe von 
Güterverkehren, ihre Bedürfnisse nicht vor Ort befrie-
digen können, entsteht eine Nachfrage nach Bewe-
gung. Der Güterverkehr darf dabei keinesfalls ausge-
blendet werden, er weist sogar noch höhere 
Zuwachsraten als der Personenverkehr auf. Im fol-
genden wird er deshalb nicht extra mitgeführt, weil 
letztlich auch er dazu dient, menschliche Bedürfnisse 
abzudecken: Wer abends zuhause einen Film auf 
dem neuen LCD-Monitor betrachten möchte und 
dazu auch im Winter frisches Obst essen möchte, 
der hat auch mit diesen Bedürfnissen viel (Güter-) 

Abb. 1: Grundstruktur zum Verständnis von „Mobilität“ und „Verkehr“

Verkehr ausgelöst, und sei es nur, weil die Bauteile 
und Chips für den neuen LCD-Monitor einige Male 
quer über alle Kontinente transportiert wurden. 
Güterverkehr deckt somit auch menschliche Bedürf-
nisse ab, im Allgemeinen aber indirekt.

Wie wir uns bewegen, hängt von Raum- und Ver-
kehrsinfrastrukturen und gesellschaftlichen Rahmen-
bedingungen ab: Welche Fahrzeuge stehen zur 
Wahl, welche Fahrziele gibt es, welche Optionen sind 
realistisch? In der Mitte der Abbildung 1 fällt eine 
Person dann eine individuelle Entscheidung („Ich 
fahre jetzt zur Apotheke mit dem Bus!“). Damit kann 
man	definieren:

Mobilität bezeichnet alle Aspekte, die mit den •	
Bewegungen zugrundeliegenden Bedürfnissen 
zusammenhängen.
Verkehr bezeichnet alle Aspekte, die die Umset-•	
zung von Mobilität betreffen. Verkehr ist das Mittel 
zum Zweck, Verkehr steht für Instrumente.

Immer wieder liest und hört man, dass Mobilität und 
Verkehr das gleiche seien: Aber das ist nicht richtig, 
denn:

Leipzig kann „viel Mobilität mit wenig Verkehr“ •	
ermöglichen. Dann müssten viele Bedürfnisse mit 
wenig Geld, wenig Fahrzeugen, wenig Lärm, wenig 
Fläche und wenig Abgas befriedigt werden können. 
Das kann durch Nahversorgung, multifunktionale 
Räume, Fahrrad- und Fußgängerverkehr, Mobili-
tätsmanagement, Car-Sharing, Bus und Bahn und 
viele andere Ideen erreicht werden.
Leipzig kann aber auch „wenig Mobilität mit viel •	
Verkehr“ erzeugen. Dann ist für jedes einzelne 
Bedürfnis ein weiter Weg, mit einem eigenen Fahr-
zeug, mit vergleichsweise viel Energie, Fläche, 
Abgas und hohen Kosten notwendig. Das kann 
man durch eine zersiedelte, autoorientierte Stadt- 
und Verkehrsplanung erreichen. Denken Sie bei-

spielsweise an Los Angeles oder andere Städte: 
Dort gibt es insgesamt mehr Verkehr (aber weniger 
Mobilität, z. B. für Personen ohne Zugang zu Pkw).

Das erste Ziel wäre für Leipzig sinnvoller. Es ist sozi-
aler, denn es schließt keine Bevölkerungsgruppen 
von Mobilität aus; es ist ökonomischer, denn die glei-
che Mobilität wird mit viel weniger Geld, Aufwand, 
Kraftstoff, Unfällen und Kosten erreicht; und es ist 
ökologischer, denn für die selbe Mobilität braucht 
man weniger Abgase, Lärm, Treibhausgase und 
Abfälle.

Das aber bedeutet, dass es im Verkehrsentwick-
lungsplan Leipzig vor allem um die Sicherung von 
Mobilität gehen muss: Für heute, vor allem aber auch 
für morgen. Für das Instrument „Verkehr“, das man 
für jede Mobilität in einem bestimmten Umfang 
braucht, muss gelten: Der eingesetzte Verkehr soll 
möglichst minimal sein.

Damit aber können die ersten Antworten auf die uns 
gestellten Fragen gegeben werden:

Ist Umweltschutz gleich Klimaschutz? Ist das, was 
vor Ort gut ist, auch gut für den Rest der Welt?
Diese Frage ist im ersten Teil leicht: Umweltschutz ist 
viel mehr als Klimaschutz. Zum Umweltschutz gehö-
ren auch der Erhalt der Biodiversität, der Schutz von 
Böden, Flächen und Wassersystemen; es gehört der 
Lärmschutz und der Schutz vor Abgasen dazu, und 
vieles	mehr.	Es	gibt	Synergien	und	Konflikte	zwi-
schen diesen Zielen zum Umweltschutz.

Die zweite Frage ist schwieriger, denn dort geht es 
auch um Rückkopplungen, um Fairness und Gerech-
tigkeit: Wenn man in Leipzig z. B. die Luftqualität 
erhöhen will, kann man die Abgase in Leipzig sen-
ken. Das würde auch der restlichen Welt helfen, 
denn irgendwo weht es die Leipziger Abgase immer 
hin. Man könnte aber auch theoretisch riesengroße 
Ventilatoren bauen, die die Abgase nach Wurzen, 
Riesa oder Dresden pusten. Auch im zweiten Fall 
würde die Luft in Leipzig besser, allerdings auf 
Kosten der Wurzener, Riesaer und Dresdner. Ver-
mutlich würden sie noch größere Ventilatoren bauen, 
die den Dreck wieder nach Leipzig zurückpusten 
würden ... Sehen Sie, worauf wir mit diesem unwahr-
scheinlichen Beispiel hinauswollen? Im ersten Fall 
wird die Leipziger Luft sauber, und die der ganzen 
Welt gleich mit. Im zweiten Fall werden sowohl die 
Luftqualitäten in Leipzig als auch in Wurzen, Riesa, 
Dresden und überall sonst schlechter als vorher, 
denn für den Betrieb der Ventilatoren müssten 
Motoren sorgen: und auch die erzeugen Abgase, ob 
im Kraftwerk oder aus dem Dieselmotor! Im zweiten 
Fall würde also das, was für Leipzig zu- nächst gut 
aussieht, alles nur noch schlechter machen: Für 
Leipzig und den Rest der Welt.
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und zu transportieren. Zwingend geboten ist aber der 
entgegengerichtete Weg: Weniger Verkehr für minde-
stens die gleiche Mobilität. Bezogen auf den Verkehr 
in Leipzig ergeben sich folgende Konsequenzen:

a) Übergeordnetes Ziel des Handelns muss die 
Sicherung von Mobilität sein, heute und zukünftig. 
Die Aufwände für Verkehr müssen deutlich sinken.

b) Ein wirksames Mittel dazu ist, dem Verkehr (bezo-
gen auf den Kilometer) alle seine Kosten anzulasten: 
Die Verkehrsteilnehmer müssen alle Kosten sichtbar 
bei	ihrer	Entscheidung	vor	Augen	haben,	um	effizient	
und „richtig“ zu entscheiden. Umweltbelastende Ver-
kehre müssen damit teurer werden. Ziel sollte es 
sein, den Verkehrsteilnehmern, deutlich mehr der 
von ihnen verursachten Kosten anzulasten (Unfälle, 
Lärm, Gesundheitskosten, Klimakosten usw.).

c) Dann werden dynamische Reaktionen der Men-
schen und Firmen einsetzen: Umweltbelastende Ver-
kehre werden ersetzt oder verkürzt. Sie sind einfach 
zu teuer. Eine kurze Wege ermöglichende Stadtstruk-
tur ist erforderlich, es wird neue Fahrzeuge und neue 
Angebote geben. Die Verkehrsnutzer werden sehr 
gezielt die für den jeweiligen Zweck passenden Ver-
kehrsmittel und Ziele aussuchen. Sie werden öfter 
nahe Ziele wählen, öfter in Bussen und Bahnen, vor 
allem	aber	häufiger	per	Fahrrad	und	zu	Fuß	unter-
wegs sein: Damit werden trotz steigender Kosten für 
Verkehr je Kilometer die Kosten insgesamt für Verkehr 
je Monat geringer sein als heute: Weil Verkehr pro ver-
brauchtem Kraftstoff und emittierten Luftschadstoffen 
teuer ist, werden die Gesamtausgaben für Verkehr ins-
gesamt sinken können.

d) Diese Veränderungen in Leipzig hätten Vorteile:
Zum einen würde die Umwelt geschont, Verkehr •	
wäre leiser, sauberer, gesünder, und die Schadens-
kosten wären kleiner,
zum zweiten wäre dies volkswirtschaftlich produktiv, •	
denn dann hat man Ressourcen für andere Zwecke 
frei; Schadensvermeidung ist volkswirtschaftlich 
klüger als Schadensreparatur,
und zum dritten hätte dies soziale Vorteile: Mobilität •	
und Teilhabe würden für große Teile der Bevölke-
rung leichter und besser, die Anpassungen könnten 
sanfter und integrativer verlaufen.

Man darf dabei nur nicht statisch diskutieren, son-
dern muss die dynamischen Nutzerreaktionen, die 
Anpassungsreaktionen, die Raumnutzungsände-
rungen und die Lohnnebenkostensenkungen einbe-
ziehen 

Wieso nutzen vernunftbegabte Wesen                                      
unvernünftige Verkehrsmittel?
Diese Frage beruht auf zwei (unbewiesenen bzw. 
unbeweisbaren) Behauptungen: Dass es erstens ver-
nunftbegabte Menschen gäbe und dass es zweitens 
unvernünftige Verkehrsmittel gäbe. Zum ersten Teil 
kann man feststellen, dass Menschen sicher viele 
Dinge tun, die sie für schlau und klug halten: Aber 
allein der Umgang mit dem einzigen Planeten, den 
sie haben, und der sie schützt, ernährt und versorgt, 
dieser Umgang legt nahe, dass sie längerfristig und 
bezogen auf ihre eigenen Lebensgrundlagen doch 
nicht so vernunftbegabt sind. Vielleicht sind sie aber 
so vernunftbegabt, dass sie (noch) lernen ... 

Der zweite Aspekt ist leichter zu beantworten, denn 
wir gehen davon aus, dass Verkehrsmittel Instru-
mente sind (deshalb heißen sie „-mittel“, und deshalb 
wurde	oben	der	ganze	Verkehr	als	Instrument	defi-
niert). Instrumente kann man gut oder schlecht, ver-
nünftig oder unvernünftig einsetzen: Mit einem Ham-
mer kann man ein Haus bauen, man kann es aber 
auch kaputtschlagen. Übertragen auf den Verkehr 
bedeutet das: Es gibt keine unvernünftigen Verkehrs-
mittel, sondern es kommt nur darauf an, wie wir Men-
schen sie gebrauchen. In aller Regel sollten wir ein 
effizientes,	sparsames,	sicheres,	leises	Verkehrsmit-
tel nehmen: Etwa die eigenen Füße oder das Rad. 
Es gibt aber auch sehr vernünftige Verwendungen für 
Pkw und Lkw: Etwa, wenn der Notarzt kommen muss 
oder die Feuerwehr. Festzuhalten ist: Ob der 
Gebrauch eines Instrumentes, eines Fahrzeuges, 
„vernünftig oder weniger vernünftig ist“, entscheidet 
jeder einzelne von uns jeden Tag aufs Neue: Und 
darüber entscheidet auch der „Leipziger Stadtentwick-
lungsplan Verkehr“, denn er gestaltet das Angebot. Er 
kann Strukturen bevorzugen, die „vernünftiges“ Ver-
halten fördern, er kann aber auch Lösungen entwi-
ckeln, die zu „unvernünftigem Handeln“ zwingen.

Wir werden in Deutschland weniger: Weniger Men-•	
schen zahlen weniger Steuern.
Dafür werden wir in Deutschland im Durchschnitt •	
älter. Wir werden mehr Geld für Gesundheit aus- 
geben, wodurch weniger Geld für andere Zwecke 
zur Verfügung steht.
Verkehr könnte teurer werden: Was denken Sie, wie •	
teuer wird Erdöl werden, wenn die Massenmotorisie-
rung in Indien, China und anderen Ländern weiter-
geht? Welche Preise erwarten Sie für Benzin und 
Diesel an den Leipziger Tankstellen im Jahr 2025?
Die Abgasgrenzwerte werden künftig strenger sein •	
als heute: Das verlangen Krankenkassen, die EU, 
der deutsche Gesetzgeber.
Von Lärmschutz, Flächenschutz und anderen •	
Umweltaspekten sind auch Initiativen zu erwarten.
Vor allem aber die Diskussion zu Klimawandel und •	
CO2-Emissionen des Verkehrs wird sich fortsetzen 
[IPCC 2007].

Aus dem zuletzt genannten Punkt, aus der Debatte 
über den Klimawandel, über die unvorhersehbaren 
Risiken, die da auf uns zukommen, kann man sehr 
gut die Rahmenbedingungen für den Verkehr der 
Zukunft ableiten. Seit sich die Weltgemeinschaft in 
den Kyoto- Verhandlungen und danach auf Redukti-
onen der Treibhausgase verständigt hat, sind die ver-
kehrlichen Emissionen weltweit gestiegen! Bezogen 
auf die Europäische Union (EU 27) betrug der 
Anstieg der verkehrlichen Treibhausgasemissionen 
im Zeitraum von 1990 bis 2008 (dem letzten 
UNFCCC-Berichtsjahr) 34% [T&E 2010]. Im Weißbuch 
Verkehr [EU 2011] hat die EU deshalb als Ziel vorge-
geben, dass der städtische Verkehr bis zum Jahr 
2050	vollkommen	kohlenstofffrei	stattzufinden	hat	
und dass die über die Städte hinausgehenden Ver-
kehre (also auch Flüge und Seeschiffe) im Jahr 2050 
nur noch mindestens 60% weniger ölbasierte Treib-
stoffe als heute verbrauchen dürfen. 

In etwas weniger als 40 Jahren wird es in einem sol-
chen Szenario in Leipzig für den Stadtverkehr kein 
Benzin und kein Diesel (und für Straßenbahnen und 
Züge: keine Kohle!) mehr geben! Das kann nur funk-
tionieren, wenn wir wesentlich weniger Kilometer 
zurücklegen müssen für die Befriedigung unserer 
(Mobilitäts-)bedürfnisse, wenn viele Aktivitäten in der 
Nähe erledigt werden können. Denn auch 2050 soll 
gelten, dass die Menschen in Leipzig mindestens 
dieselbe Mobilität wie heute besitzen. Aber aus den 
vielen genannten Gründen können sie dann für die-
selbe Mobilität nicht mehr so weit fahren: Verkehr 
wird und muss reduziert werden, es führt kein Weg 
daran vorbei.

Unter derartigen Rahmenbedingungen muss sich der 
Verkehr in Leipzig drastisch ändern: Derzeit sind alle 
Randbedingungen, Finanzinstrumente und Wirt-
schaftsformen darauf ausgerichtet, weiter zu fahren 

1. Künftige Anforderungen

Ein Stadtentwicklungsplan Verkehr muss Mobilität 
gewährleisten, heute und zukünftig. Aber wie wird die 
Zukunft aussehen? Welche Rahmenbedingungen 
werden in Zukunft gelten?
Zukunft wird immer unsicher sein, aber manche Ver-
änderungen der heutigen Rahmenbedingungen kann 
man mit hoher Sicherheit vorhersehen:

Die Zuweisungen aus Bund und Land für den Bau •	
von Infrastrukturen werden sinken: Es ist einfach 
nicht mehr so viel Geld da.
Die Kosten für den Unterhalt der Infrastrukturen •	
werden steigen: Es wurde viel gebaut in den letzten 
20 Jahren, das ist alles zu unterhalten, nach wei-
teren 20 oder 30 Jahren vielleicht sogar grundhaft 
zu sanieren.
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Welche Anforderungen stellen die nach-                
folgenden Generationen an unser heutiges                 
Verkehrsverhalten?
Die künftigen Generationen würden von uns verlan-
gen, dass sie künftig so viel Mobilität haben können 
wie wir heute. Das aber bedeutet, dass wir heute 
weniger	finanzielle	Schulden	machen	können	(denn	
die künftigen Generationen müssen diese Schulden 
zurückzahlen), dass wir weniger ökologische Schul-
den machen dürfen (denn auch das sind Belastungen 
für die künftigen Generationen), dass wir weniger 
Energie verbrauchen dürfen und dass wir für unsere 
Mobilitätsbedürfnisse weniger weit reisen können.

Welche Anforderungen stellen Klimaschutz,                  
Luftreinhaltung und Lärmschutz sowie die Ver-    
besserung der Sicherheit in den nächsten Jah-   
ren an die städtische Verkehrsorganisation?      
Welchen Einfluss haben Lang-Lkw im Stadt-      
gebiet in Hinblick auf Umwelt- und Gesund-         
heitsschutz?
Aus den genannten Gründen ist ein drastisches 
Umsteuern geboten: der Verkehr in Leipzig muss, um 
z. B. die Krankenkosten und die Lohnnebenkosten 
zu senken, deutlich leiser werden. In etwa 40 Jahren 
hat	er	ohne	Benzin,	Diesel	und	Erdgas	stattzufinden,	
also regenerativ: Die Energiewende ist auch im Ver-
kehrswesen umzusetzen.

Lang-Lkw werden zunächst im Leipziger Verkehr 
keine Rolle spielen, das Segment ist zu klein. Lang-
fristig kommt es vor allem darauf an, ob der Einsatz 
solcher Fahrzeuge die Kosten des Güterverkehrs 
senkt oder erhöht: Würden die Kosten steigen (z. B. 
weil alle Lkw eine höhere Steuer bezahlen), dann 
würde die Güterverkehrsleistung sinken und das 
obige Ziel würde erreicht. Derzeit ist aber zu erwar-
ten, dass durch Lang-Lkw die Kosten des Güter-
transports sinken: Und dann wird natürlich mehr 
transportiert als vorher, die Betriebe werden noch 
mehr Güter aus Osteuropa zuliefern, die Verkehrs-
mengen, Lärm- und Abgasbelastungen werden 
ebenso wie die Straßenbau- und Straßenunterhal-
tungskosten steigen.

E-Mobilität kann zur Lärmminderung in Leipzig bei-
tragen, wenn

geringe Geschwindigkeiten gefahren werden: Ab •	
einer Geschwindigkeit von ca. 30 km/h dominiert 
das Reifengeräusch über das Motorengeräusch,
Elektrofahrzeuge mit lärmarmen Reifen ausgestat-•	
tet werden,
genügend Elektrofahrzeuge im Einsatz sind: Durch •	
den logarithmischen Charakter von Lärm dominiert 
eine Lärmquelle (z.B. konventionell betriebene 
Fahrzeuge) den Gesamtlärmpegel vollkommen, 
wenn sie mindestens 6 dB(A) lauter ist als die lei-
seren Quellen,
und insgesamt die Zahl der Fahrzeuge abnimmt.•	

Welche Möglichkeiten der Lärmreduzierung          
bestehen für unterschiedliche Verkehrsträger?
Deutliche Minderungen der Verkehrsbelastungen 
sind notwendig, um bei unveränderter Fahrzeug-
flotte,	gleichen	Geschwindigkeiten,	Fahrbahnbelägen	
etc. wahrnehmbare Lärmminderungen zu erzielen. 
Wenn halb so viele Fahrzeuge halb so weit fahren, 
sinken die Lärmemissionen um 6 dB(A): Das kann 
man sehr gut wahrnehmen. Sinken die Verkehrs- 
leistungen auf 10% des heutigen Verkehrs, dann 
würden die Leipzigerinnen und Leipziger sagen, dass 
es „etwa halb so laut ist wie 2012“.

Geschwindigkeitsreduktionen sind ein preiswertes, 
wirksames und kurzfristig umsetzbares Instrument 
zur Lärmminderung mit zahlreichen Synergieeffek-
ten, z.B. zur Verkehrssicherheit. Große Potenziale 
liegen im Einsatz von lärmarmen Fahrbahnbelägen 
mit Minderungspotenzialen bis zu ca. 7 dB(A) im Ver-
gleich zu konventionellen Belägen [Bormann et al. 
2012a, b]: Diese bis zu minus 7 dB(A) sind nachweis-
bar, werden derzeit in der Praxis jedoch nur bei 
hohem Wartungsaufwand erreicht. Tests und Ent-
wicklungen dieser Beläge werden aber mit großer 
Dynamik intensiv betrieben, so dass bezahlbare und 
dauerhafte Lösungen auch für den innerstädtischen 
Bereich zunehmend verfügbar sind. 

Stadtplanerische Lösungen wie z.B. das Schließen 
von Häuserfronten bringen Lärmminderungen bis zu 
20 dB(A) in den dahinter liegenden Bereichen [Bor-
mann et al. 2012a, b]: Hier ist zu klären, welche Nutzung 
denn dann in den „lauten Häuserzeilen“ möglich ist. 
Wichtig ist die intensive Einbeziehung der betrof-
fenen Bevölkerung in alle Schritte der Lärmminde-
rungsplanung. Nur ca. ein Drittel der subjektiv emp-
fundenen Lärmbelästigung kann durch tatsächlich 
vorhandene Lärmpegel erklärt werden, ein weiteres 
Drittel wird durch Alter, Geschlecht und weitere per-
sönliche Merkmale der Betroffenen sowie die Einstel-
lungen zur Lärmbelastung erklärt.

Zugegeben: Die Herausforderung ist enorm, vieles 
klingt schwierig. Aber oben wurde beschrieben, dass 
kein Weg an diesen Veränderungen vorbei führt: Sie 
werden kommen, entweder von uns gewollt und 
gesteuert oder nicht.

Mit dem Wissen um die bevorstehenden Herausfor-
derungen ist es möglich und anstrebenswert, selbst 
zu steuern und Leipzig aktiv so zu entwickeln, das es 
gerüstet ist für hohe Kraftstoffpreise, ambitionierte 
Klimaschutzpolitik, strenge Grenzwerte für Luft und 
Lärm etc. Wenn heute begonnen wird, ist genügend 
Zeit, die beschriebenen Win-Win-Situationen zu 
erreichen: Verkehr kann pro Kilometer teurer werden, 
öffentliche Mittel zum Unterhalt von Straßeninfra-
strukturen können begrenzt sein. Wenn wir kürzere 
Strecken zurücklegen und dies vor allem mit gesamt-
gesellschaftlich preiswerten Verkehrsmitteln tun, wer-
den persönliche Kosten für Verkehr stabil bleiben 
können oder sogar sinken. Die Voraussetzungen 
dafür sind in Leipzig gut, sowohl von Seiten der 
Stadtstrukturen als auch mit Blick auf öffentliche, 
Fuß- und Radverkehre.

Wie leise wird der Verkehr der Zukunft?             
Löst E-Mobilität das Lärmproblem?
Der Verkehr der Zukunft wird leiser als heute sein. 
Die Menschen nehmen Lärm bewusster wahr, for-
dern Lärmminderungen immer deutlicher ein, man 
weiß immer mehr über die Lärmfolgen, gesetzliche 
Regelungen werden ambitionierter und verbindlicher. 
Mehr als eine Million Menschenjahre gehen durch 
lärmbedingte Gesundheitsschäden in Europa jährlich 
verloren [WHO 2011]. 55% der Bevölkerung in 
Deutschland fühlen sich durch Straßenverkehrslärm 
belästigt [BMU 2010]. Diese Werte haben sich in den 
letzten Jahren kaum geändert. Technische Entwick-
lungen an Fahrzeugen und Infrastrukturen wurden 
durch steigende Geschwindigkeiten, größere Fahr-
zeuge mit lauten Reifen, Verkehrszunahmen und der 
weiteren	flächenhaften	Verbreitung	von	Verkehrs-	
infrastrukturen kompensiert. 

Leipzig hat im Rahmen der EU-Umgebungslärmricht-
linie die Möglichkeit, Lärm zu kartieren und Lärmakti-
onspläne zu erarbeiten. Dies kann als Chance begrif-
fen werden. Lärm ist ein Standortfaktor und neben 
den genannten gesundheitlichen Effekten mit 
direkten Wertminderungen lärmbelasteter Standorte 
verbunden. Geringe Lärmbelastungen sind ein immer 
wichtiger werdendes Qualitätsmerkmal einer Stadt 
[Bormann et al. 2012a, b]. Wichtig ist eine enge Verzah-
nung von Lärmminderungs- und Verkehrsentwick-
lungsplanung. Verkehrslärm ist ein lokales Problem, 
die Ursachen sind fast immer mindestens regional.

2. Möglichkeiten und Grenzen

Mehr Mobilität mit weniger Verkehr: Mehr Nähe, Nut-
zungsmischung, Multifunktionalität, Rad und Fuß, 
andere Fahrzeuge, mehr Bus und Bahn, weniger 
Umweltschäden, weniger ökonomische und ökolo-
gische Schulden: Auch für Leipzig würde das mas-
sive Veränderungen mit sich bringen! Was würde die 
Bevölkerung dazu sagen? Vielleicht:„Aber das geht 
doch nicht! Das akzeptieren wir nicht! Unsere Wirt-
schaft beruht auf Globalisierung und Externalisie-
rung, das muss so weitergehen! Wozu haben wir ein 
Wachstumsbeschleunigungsgesetz der Bundesregie-
rung?“
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Welche Weichenstellungen sind erforderlich,     
um die Mobilitätsbedürfnisse umweltverträg-    
lich zu befriedigen und gibt es den gesunden     
Mix im städtischen Verkehr?
Alle Weichen sollten mit Blick auf die künftig zu 
erwartenden Rahmenbedingungen und in Verantwor-
tung für alle Leipzigerinnen und Leipziger heute und 
morgen gestellt werden: für Arme und Reiche, für 
Menschen mit und ohne Auto, für die größer wer-
dende Zahl älterer Menschen. Das wichtigste Ziel ist, 
Mobilitätsbedürfnisse zu gewährleisten, heute und 
morgen: mit dem jeweils passenden Ziel; mit dem 
jeweils	passenden,	effizienten	Verkehrsmittel.	Ein	
gesunder Mix im städtischen Verkehr wird immer wie-
der anders aussehen, mit sich ändernden Angebo-
ten, mit sich ändernder Nachfrage. Klare Vereinba-
rungen sind zu der Frage notwendig, was einen 
gesunden Mix ausmacht. Wie geht man mit Zielkon-
flikten	um,	z.B.	zwischen	Lärm	und	Luft	oder	im	Flä-
chenbedarf der verschiedenen Verkehrsmittel.

Welches Verkehrsmittel als passend gewählt wird, 
das soll und muss immer dem einzelnen Haushalt, 
der einzelnen Firma überlassen bleiben: Jeder soll 
sich das bestgeeignete Verkehrsmittel für sein Bedürf-
nis und seine Rahmenbedingungen aussuchen. Die 
Stadt Leipzig gestaltet die Rahmenbedingungen für 
diese Entscheidungen. Darin liegen große Potenziale 
zur Förderung der Wahl „vernünftiger“ Verkehrsmittel. 
Die mit einem Weg verbundenen Kosten sollten und 
müssen den Nutzern angelastet werden. Z.B. ist Flä-
che im Promenadenring kostbar und damit teuer, 
was sich in den Parkraumkosten wiederspiegeln 
sollte. Die Stadt Leipzig nutzt dieses Potenzial. Mit 
der Gebührenerhöhung im Mai 2011 wurden die 
Kosten für das Parken in der Innenstadt deutlich 
erhöht, bei gleichzeitiger Halbierung der ebenerdigen 
Stellplätze in den letzten Jahren. Flankiert werden 
diese Maßnahmen z.B. durch die geplante Verlänge-
rung der Fußgängerzone Petersstraße nach Süden 
und die Einrichtung von neuen Fahrradstellplätzen in 
diesem Bereich. Dieser Pfad ist fortzusetzen.

Gibt es eine Kostenwahrheit im Verkehr? Was     
sind externe Effekte?
Externe Kosten sind die Kosten, die die Verkehrsteil-
nehmer nicht direkt zahlen, sondern auf unbeteiligte 
Dritte verlagern, Diese Kosten verzerren Entschei-
dungen: „Ja,wenn ich alle Kosten meiner nächtlichen 
Motorradfahrt bezahlen müsste, dann würde ich nie 
hier herumfahren! Aber die Lärm- und Abgaskosten 
zahlen ja Anwohner und Krankenkassen und nicht 
ich, und die Straßen sind so schön leer, da kann ich 
mal richtig sausen – deshalb fahre ich so gerne 
nachts über den Promenadenring!“

Insgesamt ist das Feld der ungedeckten externen 
Kosten in der EU gut erforscht: Ihre Existenz wird 
nicht mehr ernsthaft bestritten, und auch über die 
Höhe der Kosten liegt eine Reihe verlässlicher Stu-
dien (vor allem der EU-Kommission, siehe [EU 2008]) 
vor. Für die Stau-, Unfall- und Umweltkosten ergibt 
sich in der gesamten EU ein Betrag von mehr als 
500 Milliarden € jährlich; die Aktualisierungen für 
Sachsen [Gerike 2007] ergeben einen Betrag von 
etwas mehr als 1000 € je Person und Jahr in Leipzig 
für die Straßen- und Schienenverkehre (ohne Luft-
verkehr, ohne Binnenschifffahrt, ohne Seeschifffahrt). 

Das bedeutet, dass jede Leipzigerin und jeder Leip-
ziger in jedem Kalenderjahr durch seine Verkehrsteil-
nahme im Durchschnitt Kosten von 1000 € produ-
ziert, die Dritte tragen: Das können andere 
Menschen (an der Ausfallstraße), andere Regionen 
(Autoabgase, die es nach Wurzen weht) oder andere 
Generationen (Klimawandel, trifft unsere Enkel und 
Urenkel) sein. Indirekt zahlen die Verursacher in vie-
len Fällen auch selbst. Die Krankenkassenbeiträge 
könnten z.B. niedriger sein, wenn lärm- und luft-
schadstoffbedingte Herzkreislauferkrankungen ver-
mieden werden könnten. Diese Beiträge hängen nur 
nicht davon ab, ob ich mit meinem Motorrad nachts 
auf leeren Straßen durch Leipzig fahre oder nicht. 
Das	macht	die	Entscheidungen	ineffizient,	gesamtge-
sellschaftlich zahlen wir alle mehr, als wenn der 
Motorradfahrer direkt für seinen Lärm zahlen und so 
diese Kosten in seine Entscheidung, ob, wann und 
wo zu fahren, einbeziehen würde.

Eine Kostenwahrheit als einen festen Zustand kann 
es im Verkehrswesen nicht geben: Zu sehr unter-
scheiden sich die Verhältnisse von Jahr zu Jahr, von 
Fahrzeug zu Fahrzeug, von Stadt zu Stadt und von 
Familie zu Familie voneinander. Hilfreich und wichtig 
sind kontinuierliche „Schritte hin zu weniger Kosten-
Unwahrheit“: Notwendig ist eine regelmäßige Prü-
fung, welche Verkehre besonders hohe externe 
Kosten produzieren, und dort müssten dann Schritte 
eingeleitet werden, um dies zu ändern. Dies ist eine 
kontinuierlich zu leistende Daueraufgabe: Und mit 
jedem der dort umgesetzten Schritte kommt man 
einer nie erreichbaren Kostenwahrheit etwas näher.

Welche externen Effekte sind kommunal                 
relevant, wie sind sie zu beziffern und zu                  
berücksichtigen?
Aus kommunaler Sicht sind unbedingt handlungsre-
levant, (siehe auch Gerike 2007):

Kosten der Flächeninanspruchnahme: Für die Nut-•	
zung knapper Flächen müssen den Verkehrsteilneh-

mern entsprechende Preissignale vermittelt werden.
Abgaskosten: Für die Gesundheit der Menschen, •	
für die Krankenkassen und für die Firmen entstehen 
durch die Abgasbelastungen hohe Zusatzkosten. 
Wer solche Kosten verursacht, soll auch zu ihrer 
Deckung beitragen. Leipzig könnte dies durch eine 
„Umweltzone plus“ oder andere Maßnahmen ange-
hen: da die Grenzwerte für die grüne Umweltzone 
im Vergleich zu den notwendigen Emissionsredukti-
onen noch zu hoch sind, müsste Leipzig noch wei-
tergehende Maßnahmen umsetzen. Die grüne 
Umweltzone reicht nicht zur Einhaltung der EU-Luft-
qualitätswerte.
Lärmkosten: Die Verursachung von Lärm müsste, •	
vor allem in den Abend- und Nachtstunden, teurer 
werden; da dies aber derzeit schwer möglich ist, 
müsste die Stadt mit Restriktionen vorangehen. Die 
Einrichtung von Zonen mit geringerer Lärmbela-
stung ist rechtlich problemlos möglich und in vielen 
Städten seit Jahrzehnten umgesetzt (z. B. in Hei-
delberg).

Wie hilft uns die EU (Berücksichtigung des         
Weißbuchs Verkehr) bei der Lösung / Bewälti-   
gung unserer Verkehrsprobleme?
Die	EU	hat	kein	offizielles	Mandat,	konkret	im	kom-
munalen Verkehr wirksam zu werden: Sie kann nur 
„beraten“ [EU 2011]. Wo immer die EU-Kommission 
Schritte versucht, mehr anzubieten (z. B. Empfeh-
lungen für ein Verkehrsentwicklungskonzept) wird sie 
vom BMVBS energisch zurückgedrängt. Allerdings 
kann die EU-Kommission die Mittel, die sie in einer 
Reihe von Programmen vergibt, davon abhängig 
machen, ob ein Verkehrsentwicklungsplan vorliegt. 
Ein solcher Plan nennt sich „auf europäisch“ SUMP: 
Sustainable Urban Mobility Plan. Derzeit werden die 
Arbeiten beendet, die die Kriterien für einen solchen 
SUMP	festlegen;	Leitlinien	finden	sich	unter	www.
mobilityplans.eu. 

Der Leipziger Stadtentwicklungsplan würde vermut-
lich die Kriterien der EU erfüllen, wenn er um ein 
nachprüfbares und belegtes Konzept zum „Monito-
ring und zur Evaluation“ ergänzt würde. In einem sol-
chen Konzept muss festgelegt werden, welche quan-
tifizierten	Indikatoren	ständig	gemessen	werden	
müssen, um zu prüfen, ob man insgesamt in der rich-
tigen Richtung unterwegs ist oder nicht.

Aus unserer Sicht ist ein solches „M&E-„ Konzept 
unverzichtbar: Der Stadtentwicklungsplan Verkehr 
sollte genau überlegte, quantitative Indikatoren ent-
wickeln und deren Umsetzung kontinuierlich über- 
wachen. Dann würde Leipzig vermutlich auch zukünf-
tig	von	direkten	EU-Programmen	profitieren	können.
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Ansonsten bietet sich zur Gliederung der Maßnah-
men, die Schritte in die richtige Richtung darstellen 
können, die Strategie des „Vermeidens, Verlagerns, 
Verbesserns“ an: Dieselbe Mobilität soll dabei so 
befriedigt werden, dass weniger Verkehr benötigt 
wird (kürzer, seltener fahren), dass auf ÖPNV, Rad-
verkehr oder Fußgängerverkehr verlagert wird (wenn, 
dann mit der LVB oder S-Bahn) und dass letztlich 
innerhalb jedes Verkehrsmittels (technische oder 
organisatorische) Verbesserungen umgesetzt wer-
den (wenn mit dem Auto, dann mit dem 3- Liter-Pkw, 
also einem Fahrzeug, das mit 3l/100 km auskommt).

Im Folgenden haben wir zur Anregung der Diskus-
sion eine umfangreiche Maßnahmenliste für Leipzig 
zusammengestellt. Diese enthält wesentliche Bei-
spiele für Maßnahmen; zur Gliederung der Maßnah-
men haben wir entsprechend [Becker, Clarus, Schmidt, 
Winter 2010] folgende Kategorien gewählt:

Verbesserung der Raumordnung1. 
Verbesserungen für nichtmotorisierte Verkehrsträger2. 
Verbesserung des ÖV-Angebots3. 
Minderung der Emissionen im ÖV4. 
Bessere	Organisation	des	Verkehrsflusses5. 
De-Attraktivierung MIV6. 
Zufahrtsbeschränkungen7. 
Straßenunterhaltung8. 
Verringerung	der	spezifischen	Fahrzeug	 	9. 
emissionen
Management, Vorbildwirkung u. Öffentlichkeitsarbeit10. 

 Maßnahmenliste für Leipzig                                   

1.1 Nutzungsmischung in den Quartieren
Bei allen raumwirksamen Entscheidungen unbedingt 
immer mitbeachten; Grundsatzentscheidung fällen, 
Auswirkungen vor jeder Maßnahme prüfen.

1.2 (Nach-) Verdichtung, Nahbereichsattraktivierung
Bei allen raumwirksamen Entscheidungen unbedingt 
immer mitbeachten; Grundsatzentscheidung fällen, 
Auswirkungen vor jeder Maßnahme prüfen.

2.1 Ausbau Radverkehr als Netz und System
Radverkehr kann entscheidend zur Lösung der Pro-
bleme beitragen. Der Leipziger Radverkehrsentwick-
lungsplan 2010-2020 setzt hier Prioritäten und das 
Ziel einer deutlichen Erhöhung des Radverkehrs im 
Modal Split, der Senkung des Unfallrisikos und der 
Erhöhung der Zufriedenheit der Bevölkerung mit den 
Radverkehrsbedingungen. Dies sind wichtige Bau-
steine zukunftsfähiger Mobilität für alle Leipziger, die 
gerade	auch	im	Konfliktfall	Vorrang	genießen	sollten.

2.2 Attraktivierung Rad+Fuß an Lichtsignalanlagen
Konsequente Berücksichtigung an allen LSA, Nach-
rüstung der vorhandenen Systeme.

2.3 Fußgängerzonen / Fußgängerbereiche
Möglichst umfassend und in nutzungsgemischten 
Bereichen einführen, koordiniert zusammen mit 1.1, 
1.2 und 2.1.

2.4 Steigerung Aufenthaltsqualität in allen Straßen
Möglichst umfassend einführen, koordiniert zusam-
men mit 1.1 und 1.2.

3.1 Generelle Attraktivierung des öffentlichen Verkehrs 
(Angebot, Komfort, Verknüpfung, Technik ...)
Langfristaufgabe; hier ist sicherzustellen, dass die 
Attraktivitätssteigerung im ÖPNV durch Maßnahmen 
im	MIV	immer	so	flankiert	wird,	dass	keine	Emissi-
onserhöhungen auftreten.

3.2 Neuansiedlungen immer ÖV-gerecht (Beispiel: 
Freiburg Vauban)
Grundsatzaufgabe, koordiniert mit 1.1, 1.2, 2.1 und 
2.4 einführen.

4.1 Konsequente ÖV-Priorisierung in der Stadt, MIV 
verstetigen
Langfristaufgabe; hier ist sicherzustellen, dass die 
Attraktivitätssteigerung im ÖPNV durch Maßnahmen 
im	MIV	immer	so	flankiert	wird,	dass	keine	Emissi-
onserhöhungen auftreten, siehe 3.1.

5.1 Pförtnerampeln
Geeignetes Instrument um Anfahr- und Beschleuni-
gungsemissionen zu reduzieren oder zum Dosieren 
bzw. Lenken von Verkehrsströmen, kann die MIV-
Emissionen reduzieren ohne den MIV attraktiver zu 
machen.

6.1	De-attraktivierung	des	fließenden	Verkehrs	
(Tempo30 als Vorranggeschwindigkeit, Verkehrs- 
beruhigung)
Koordiniert zusammen mit 1.1, 2.4, 3.1 und anderen 
Ansätzen einführen; umfangreiches Praxiswissen 
vorhanden.

6.2 De-attraktivierung ruhender Verkehr 
(Flächen/Preise)
Koordiniert zusammen mit 1.1, 2.4, 3.1 und anderen 
Ansätzen einführen; umfangreiches Praxiswissen 
vorhanden.

7.1 Umweltzone plus: Schärfere Grenzwerte als 
grün, ggf. Einfahrvebote
Bereits vorhanden; Instrument nutzen und weiter ent-
wickeln.

7.2. „Lärmschutzzonen“: Weiterentwicklung des 
Heidelberger Modells
Einfahrt nur für lärmarme Fahrzeuge, kann derzeit 
nicht umgesetzt werden (da u. W. alle modernen Fahr-
zeuge	als	lärmarme	Fahrzeuge	definiert	sind),	Umset-
zung über Einfahrverbot mit Ausnahmegenehmigung.

3. Strategien

In den obigen Kapiteln wurden umfangreiche Aufgaben 
formuliert: Der Stadtentwicklungsplan Verkehr kann nur 
ein erster Schritt in diese Richtung sein. Ein übergeord-
neter Plan ist hilfreich, denn er gibt das Ziel vor: Ob die 
Stadt Leipzig aber im alltäglichen Verwaltungshandeln, 
ob sie bei allen Entscheidungen die genannten Ent-
wicklungsschritte eher unterstützt oder erschwert, das 
zeigt sich erst im konkreten Handeln. Daraus ergeben 
sich folgende Antworten auf weitere uns gestellte Fra-
gen:

Was sind erfolgversprechende Strategien zur        
Implementierung der - i.d.R. im Umweltdezernat     
angesiedelten - Belange des Umwelt- und                   
Gesundheitsschutzes in die - im Planungs-              
dezernat angesiedelte - Stadtentwicklungs- und     
Verkehrsplanung?
Eine möglichst einstimmige Verabschiedung eines 
guten, ambitionierten Plans im Stadtrat wäre ein 
guter erster Schritt – aber Pläne allein reichen nicht 
aus. Wichtiger sind die konkreten Entscheidungen. 
Um sicherzustellen, dass die Entscheidungen in die 
richtige Richtung wirken, kann man verschiedene 
Ansätze umsetzen:

Manche Kommunen richten eine „Stabsstelle Mobi-•	
lität“ ein, die alle Ämter und Akteure koordiniert und 
über die jede Entscheidung zur Stadtplanung, zur 
Raumplanung, zum Wohnen, zum Handel und zum 
Verkehr laufen muss. Eine solche Stelle hängt von 
der unbedingten Unterstützung durch den OB ab: 
Ist diese Unterstützung gegeben, dann kann das 
eine gute Lösung sein.
Andere Kommunen nutzen das Instrument einer •	
„Nachhaltigkeitsprüfung“ (siehe etwa viele Schwei-
zer Kommunen, stellvertretend sei Zürich genannt). 
Damit ist keine langwierige und aufwändige Prüfung 
gemeint, sondern im Wesentlichen eine Reihe von 
Checkfragen, die für jede Entscheidung und jedes 
Vorhaben erforderlich und vom Projektverantwort-
lichen zu beantworten sind. Diese Liste wird auch 
Grundlage der Entscheidung und immer veröffentli-
cht. In der Liste werden, qualitativ oder quantitativ, 
wichtige Fragen formuliert; der Bearbeiter oder die 
Bearbeiterin ist gezwungen, sich damit auseinan-
derzusetzen. Die Fragen sind von folgenden Typen:

a) Wird nach der Maßnahme für den Verkehr in Leip-
zig mehr oder weniger Kraftstoff benötigt?
b) Können Personen mit Mobilitätseinschränkungen 
dann besser den Arzt oder das Einzelhandelsge-
schäfterreichen?
c) Sinken oder steigen die langfristigen Unterhal-
tungskosten der Stadt durch die Maßnahme (wichtig 
bei geförderten Maßnahmen)?
d) Steigt die Lärmbelastung auf der genannten 
Straße/auf Parallelstraßen?
e) Können Kinder sicherer mit dem Fahrrad oder zu 
Fuß den Kindergarten/die Schule erreichen?
f) usw.
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Straßenbahnen mit Schwungrad-Energiespei- ●
chern:	In	Zwickau	befindet	sich	seit	Oktober	2006	ein	
Schwungrad-Energiespeicher in der Dauererpro-
bung. Der Speicher ermöglicht es, ungenutzte Brem-
senergie der Straßenbahnen aufzunehmen und sie 
bei Bedarf wieder an Straßenbahnen abzugeben. Im 
besten Fall kann ein solcher Speicher 350.000 kWh 
Strom im Jahr einsparen.

„Fahrraddetektive“ - Einbindung von Kindern in die  ●
Planung von Radwegen: Mögliche Gefahrengebiete 
für Kinder sind oft nicht wirklich augenfällig und 
erkennbar für Erwachsene aufgrund ihrer unter-
schiedlichen Perspektiven. Die Kampagne „Fahrrad-
detektive“ berücksichtigt die Tatsache, dass Kinder 
häufig	Strecken	verwenden,	die	von	jenen	der	
Erwachsenen abweichen, und dass diese Strecken 
vielleicht in ein Netzwerk von Radwegen eingebun-
den werden können. In Leipzig wurden bereits „Wal-
king buses“ für Schulkinder und Schulwegsafaris 
umgesetzt.

Mobile Radfahrerstation und Touristeninformation  ●
in Bremerhaven: In Bremerhaven werden Fahrrad-
service und Touristeninformation vereint. Um Besu-
chern und Einwohnern von Bremerhaven die Mög-
lichkeit zu geben, verschiedene Service des 
Radfahrens (zum Beispiel Parkplätze) und Touristen-
information zu vereinen, wurde ein mobiles Zentrum 
etabliert, das die Attraktivität erhöht und den Zugang 
zu Fahrrädern verbessert.

Straßenbahn mit Superkondensator spart 20%  ●
Energie: Der Mannheimer Verkehrsbetrieb und Bom-
bardier Transportation haben eine Straßenbahn mit 
einem neuen Energiespeicher getestet. Der Speicher 
arbeitet auf Basis von sehr leistungsfähigen Super-
kondensatoren („Super-Caps“) und bewies in den 
vier Testjahren, dass er bis zu 20% weniger Strom 
verbraucht (im Vergleich zu herkömmlichen Straßen-
bahnen).

Mobilitätseinrichtungen für Bewohner der auto- ●
freien Siedung „Stellwerk60“ in Köln: 2001 begann in 
Köln die Entwicklung eines Teils einer großen ehe-
maligen Eisenbahnreparaturfabrik zu einer autofreien 
Siedlung. Um den autofreien Status der Siedlung zu 
bewahren wurden viele gesetzliche Vereinbarungen 
getroffen und einige Mobilitätsdienste wie zum Bei-
spiel Car-Sharing umgesetzt.

Tausend Umwelttaxis in Berlin (TUT): Mit dem  ●
Gesamtbudget von 11,5 Mio. € wurden Anschaffung 
und Betrieb von 1000 Erdgasfahrzeugen gefördert 
und das Tankstellennetz ausgebaut. Die Förderung 
konzentrierte sich auf Taxi- und Fahrschulfahrzeuge.

4. Best Practice Beispiele

Welche Erfahrungen gibt es dazu in anderen         
Kommunen?
Alle Kommunen und alle Problemstellungen sind 
unterschiedlich: Im Einzelfall muss immer genau 
geprüft werden, welches Konzept und welche Erfah-
rungen aus einer anderen Stadt übertragen werden 
können. Eine Übersicht vieler nationaler und interna-
tionaler	Fallstudien	findet	sich	auf	www.eltis.org.	Bei-
spielgebend sind aus unserer Sicht die folgenden 
Best- Practice-Beispiele aus Kommunen zum Thema 
„Herausforderungen des Umwelt- und Gesundheits-
schutzes an die Verkehrsentwicklung“.

Vauban, Stadtteil von Freiburg: Mobilitätsdienstlei- ●
stungen für autofreie und multimodale Haushalte 
(siehe http://www.vauban.de))

Beseitigung psychologischer Barrieren im öffent- ●
lichen Verkehr, Bielefeld: Die Aktion analysierte Barri-
eren von Nicht-Nutzern in Bezug auf öffentliche Ver-
kehrsmittel. Dadurch soll ein umfassendes Bild von 
den Bedürfnissen der Benutzer öffentlicher Verkehrs-
mittel in Bielefeld entstehen.

„Schrott-Rad-Kunst“ in Rostock: Jedes Jahr sam- ●
melt das Amt für Umweltschutz vergessene und 
kaputte Fahrräder von Rostocks Straßen und Plätzen. 
Die Räder werden zwischengelagert und entsorgt bzw. 
an Vereine zur weiteren Nutzung übergeben. Doch 
nicht	alle	Fahrräder	finden	Verwendung	und	werden	
letztendlich verschrottet. 2010 wurde der Wettbewerb 
„Schrott-Rad-Kunst“ ins Leben gerufen, um von Rosto-
cker Schülerinnen und Schülern solche Schrottfahrrä-
der in Kunstobjekte umwandeln zu lassen.

Eingeschränkte Zufahrt für Autos zu einem beste- ●
henden Wohngebiet in Halle/Saale: Ein kooperatives 
Planungsverfahren, welches von einer PPP unter-
stützt wurde, hat dabei geholfen, ein von Autos über-
fülltes Wohngebiet in eine Zone mit eingeschränkter 
Zufahrt für Autos zu verwandeln.

Umweltladezone in der Bremer Innenstadt: In Bre- ●
men wurde in Zusammenarbeit von lokalen Behör-
den und der Wirtschaft eine Umweltladezone einge-
richtet. Sie darf nur mit EURO5/EEV-Fahrzeugen 
angefahren werden, um die innerstädtische Nutzung 
umweltfreundlicher Lieferwagen zu anzuregen.

Navigationssystem für sehbehinderte Menschen  ●
im neuen Berliner Hauptbahnhof: Im neuen Berliner 
Hauptbahnhof und in fünf weiteren neuen Bahnhöfen 
wurde ein Navigationssystem eingeführt. Die barrie-
refreie Bauart dieser Bahnhöfe (vor allem für sehbe-
hinderte Menschen) wurde in Kooperation mit unter-
schiedlichen Akteuren realisiert.

8.1	Emissionssenkende	Straßenoberflächen	
(Bau, guter Unterhalt)
Für	PM	sinnvoll,	falls	finanziell	leistbar;	üblicherweise	
nur im Rahmen laufender Unterhaltungsmaßnahmen.

8.2 Nassreinigung zur PM-reduktion der Straßen
(weitgehend symbolische/kontraproduktive Maß-
nahme).

9.1 Fahrerschulung bei allen im ÖPNV eingesetzten 
Fahrern
Kostengünstige Maßnahme, amortisiert sich oft nach 
wenigen Wochen, i. A. können 15-20% Kraftstoff bei 
derselben Fahrzeit (!) eingespart werden. Verschleiß, 
Lärm- und Abgasemissionen sinken teilweise noch in 
höherem Umfang.

9.2. Fahrerschulung Dienstwagen
Wie oben, aber für alle Nutzer von Dienstfahrzeugen.

10.1 Öffentlichkeitsarbeit, Information
Grundsatzmaßnahme: Erbringt selbst kaum nen-
nenswerte Reduktionen, verleiht aber allen anderen 
Maßnahmen Glaubwürdigkeit und ist insofern eigent-
lich unverzichtbar.

10.2 Betriebliches Mobilitätsmanagement
„Win-Win-Win-Win“-Maßnahme, entlastet Umwelt, 
kann Stadtkasse entlasten (höhere ÖV-Einnahmen), 
entlastet Verkehrsnutzer, entlastet Firmen, (zu koor-
dinieren mit 2.1, 3.1., 3.2., 6.2.).

10.3	Fahrzeugflotte	der	Stadt	bzw.	im	Verkehrsverbund	
auf besonders emissionsarme Fahrzeuge umrüsten
Relativ geringes Potenzial, kann kurzfristig Finanz-
mittel erfordern, medienrelevante Vorbildmaßnahme.

10.4 Vorbildwirkung von Bürgermeistern, Amtsleitern 
und Stadträten
Die genannten Personen sollten öffentlichkeitswirk-
sam andere Fahrzeuge, Verkehrsverhaltensweisen 
und Sichtweisen propagieren, sie werden dabei von 
einem oder mehreren Mobilitätsberatern unterstützt, 
auf repräsentative Dienstwagen o. ä. wird weit- 
gehend verzichtet, stattdessen kommen Radfahren, 
Car-Sharing-Fahrzeuge, Bus und Bahn, Taxi oder 
andere Lösungen zum Einsatz.
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Sprechende Straßenbahn- oder Bushaltestellen:  ●
Personen mit Sehbehinderung erhalten einen Fahr-
plan und Information durch eine gesprochene 
Ansage, wurde in Leipzig bereits beispielhaft an der 
Straßenbahnhaltestelle Goerdelerring umgesetzt.

Fahrerschulung	zum	energieeffizienten	Fahren,	 ●
Frankfurt/Oder: Die Stadtverkehrsgesellschaft Frank-
furt Oder (SVF) hat im Rahmen der Einführung von 
Erdgasbussen Fahrerschulungen durchführen las-
sen,	um	die	neue	Technik	effizient	nutzen	zu	können.

BAIM - Barrierefreie ÖV-Information für mobili- ●
tätseingeschränkte Personen: Unter dem Motto „Mobi-
lität für alle“ stellt der Rhein-Main-Verkehrsverbund ein 
neues, internetbasiertes Auskunftssystem vor, das auf 
einzelne Bedürfnisse mobilitätseingeschränkter Fahr-
gäste eingeht und den Reiseplan auf alle Personen 
individuell zuschneidet.

Fahrerschulungen bei der ÜSTRA Hannover: Bei  ●
der ÜSTRA – Hannover werden Schulungen aller 
Fahrer zu vorausschauender, energiesparender 
Fahrweise durchgeführt. (eintägig, mit praktischem 
und theoretischem Teil).

Fahrzeugbegleiter im öffentlichen Verkehr     ●
(„Wupperscouts“): Schülerinnen und Schüler lösen 

auf	dem	täglichen	Schulweg	Konflikte	zwischen	ihren	
meist gleichaltrigen Mitschülerinnen und Mitschülern 
gewaltfrei. Dazu zählt, dass sie bei Beschädigungen 
von Sitzen und Scheiben ihre Meinung äußern, sich 
um Rangeleien beim Einstieg kümmern, auf die 
Gleichberechtigung der Kleineren bei der Sitzplatz-
suche achten und vieles mehr.

Im Projekt „Stadt.Name.Land“ (LVB) lernen Kinder  ●
und Jugendliche den ÖPNV in ihrer Heimatstadt ken-
nen und werden sicher im Umgang mit Bus, Straßen-
bahn und S-Bahn.

Eltern bringen ihre Kinder per Tandem zur Schule:  ●
Ziel der Initiative „Elterntaxi“ ist es, Eltern, die ihre 
Kinder zur Schule bringen, eine gesunde und 
umweltfreundliche Alternative zum Pkw anzubieten. 
Familien mit Schulkindern im Alter von 6 bis 10 Jah-
ren erhalten ein Tandem, das sie für einen Zeitraum 
von zwei Wochen nutzen können. Auf diese Weise 
lernen die Kinder, sich als Radfahrer sicher im Stra-
ßenverkehr zu bewegen, außerdem eine gute Mög-
lichkeit,	sich	körperlich	fit	zu	halten.

RegioTram Kassel: Mit weniger als 10 km neuen  ●
Gleisen wurde es möglich, ein neues Transport- 
system mit einer Gesamtstreckenlänge von 122 km 
zu erstellen. Die RegioTram- Fahrzeuge fahren 

5. Literatur

[Becker, Böhmer, Gerike 2008]: Becker, U; Böhmer, J.; Gerike, 
R.	u.	a.:	How	to	Define	and	Measure	Access	and	Need	Satisfac-
tion in Transport - Papers from the ESF-Exploratory Workshop, 
Dresden 2008; DIVU - Heft 7/2008, ISBN 978-3-9807994-2-3

[Becker, Clarus, Schmidt, Winter 2010] Becker, U.; Clarus, E.; 
Schmidt, W.; Winter, M.: Stickoxide, Partikel und Kohlendioxid: 
Grenz-werte,	Konflikte	und	Handlungsmöglichkeiten	kommu-
naler Luftreinhaltung im Verkehrsbereich. TU Dresden, 2010, im 
Internet unter http://tu-dresden.de/die_tu_dresden/fakultaeten/
vkw/ivs/oeko/news (24.7.2012)

[Becker, Gerike, Winter 2009]: Becker, U.; Gerike, R.; Winter, 
M.; u. a.: Grundwissen Verkehrsökologie, DIVU - Heft 8/2009, 
ISBN 978-3-9807994-3-0

[Becker, Rau 2004]: Becker, U.; Rau, A.: Neue Ziele für Ver-
kehrsplanungen. In: Handbuch der kommunalen Verkehrspla-
nung, 2004, Kapitel 3.2.10.3, Konzepte einer nachhaltigen Ver-
kehrsplanung; ISBN 3-87907-400-3

[BMU 2010]: Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und 
Reaktorsicherheit (BMU) (Hg.) (2010): Umweltbewusstsein in 
Deutschland 2010. http://www.uba.de/uba-infomedien/ 4045.html

VII
sowohl auf dem umfangreichen Streckennetz der 
Deutschen Bahn wie auch auf den Straßenbahn-
schienen der Stadt Kassel.

Dieselbus-Flotte mit EEV-Standard in Frankfurt/ ●
Main: Die Stadt Frankfurt hat anspruchsvolle Umwelt-
standards für kommunale Nahverkehrsleistungen in 
einem europaweiten Verfahren ausgeschrieben. 
Erhebliche Lärm- und Schadstoffminderungen kön-
nen mit geringen Mehrkosten erzielt werden.

Rasengleise zur Lärmreduzierung: Es konnte  ●
nachgewiesen werden, dass der Lärmpegel bei Glei-
sen mit Vegetation deutlich geringer ist als bei ver-
gleichbaren offenen Gleisen und somit eine wichtige 
aktive Schallschutzmaßnahme in Städten darstellt (in 
Leizig bereits teilweise vorhanden).

Busschule in Wuppertal: Tendenziell werden  ●
immer mehr Kinder mit dem Auto zur Schule 
gebracht. Die Kinder verlieren so immer mehr Selb-
ständigkeit.	Häufig	wissen	sie	nicht,	wie	man	öffent-
liche Verkehrsmittel benutzt oder wie man sich in 
einer kritischen Verkehrssituation verhält. Das Pro-
jekt „Busschule der Wuppertaler Stadtwerke bereitet 
Kinder darauf vor, eigenständig den ÖPNV zu ver-
wenden und kritische Situationen zu vermeiden.

[Bormann et al 2012a]: Bormann, R.; Gerike, R. et al (2012) 
Ziele und Wege zu einer lärmarmen Mobilität, Zeitschrift für 
Lärmbekämpfung, 1/2012, S. 6-18

[Bormann et al 2012b]: Bormann, R.; Gerike, R. et al. (2012) 
Ziele und Wege zu einer leiseren Mobilität, Friedrich-Ebert-Stif-
tung. WISO Diskurs. Bonn, ISBN 978-3-86498-008-4. http://
library.fes.de/pdf-files/wiso/08951.pdf

[EU 2008]: M. Maibach, C. Schreyer, D. Sutter (INFRAS), H.P. 
van Essen, B.H. Boon, R. Smokers, A. Schroten (CE Delft), C. 
Doll (Fraunhofer Gesellschaft – ISI), B. Pawlowska, M. Bak 
(University of Gdansk) (Autoren): Handbook on estimation of 
external costs in the transport sector (IMPACT)“, im Internet 
unter http://ec.europa.eu/transport/sustainable/doc/2008_costs_
handbook.pdf (24.7.2012)

[EU 2011]: Europäische Kommission: WEISSBUCH - Fahrplan 
zu einem einheitlichen europäischen Verkehrsraum, Brüssel, 
28.3.2011, im Internet unter http://eurlex. europa.eu/LexUriServ/ 
LexUriServ.do?uri=COM:2011:0144:FIN:DE:PDF (24.07.2012)

[Gerike 2007] Gerike, R.: How to make sustainable transporta-
tion	a	reality–the	development	of	three	constitutive	task	fields	
for transportation, oekom, 2007. ISBN 978 3 86581-079-3

[IPCC 2007]: IPCC 4th Assessment Report: Climate Change 
2007, im Internet unter www.ipcc.ch (12.1.2011)

[SRU 2005]: Sachverständigenrat für Umweltfragen: Umwelt 
und Straßenverkehr: Hohe Mobilität- Umweltverträglicher Ver-
kehr (Sondergutachten), Berlin 2005, ISBN 3-8329-1447-1

[T&E 2010]: Transport and Environment: CO2 emissions from 
transport in the EU 27, an analysis of 2008 data submitted to 
UNFCCC, November 2010, siehe www.transportenvironment.org

[WHO 2011]: World Health Organization (WHO) (2011): Burden 
of	disease	from	environmental	noise.	Quantification	of	healthy	
life years lost in Europe. http://www.euro.who.int/en/what-we-
publish/abstracts/burden-of-disease-fromenvironmental- noise.-
quantification-of-healthy-life-years-lost-in-europe

78



Vorbemerkung

Im Rahmen der Überarbeitung des Stadtentwick-
lungsplans Verkehr der Stadt Leipzig sollen wesent-
liche gesellschaftliche Entwicklungen und soge-
nannte Megatrends mit ihren Auswirkungen auf 
Leipzig beschrieben werden. Für eine breite Diskus-
sion in der Öffentlichkeit und mit den Bürgern sollen 
auch auf der Grundlage von mehreren Fachgut-
achten wissenschaftliche Erkenntnisse allgemein 
verständlich aufbereitet werden.

Der Inhalt des hier vorliegenden Fachgutachtens 
ergibt sich aus der Thematik „Zukunftsfähigkeit des 
Tangenten- und Ringkonzeptes in Leipzig – Verkehrs-
bündelung zum Schutz der Wohngebiete und die 
Bedeutung des Promenadenrings“ und einzelnen 
Fragestellungen, die die zukünftige Entwicklung des 
Netzkonzeptes und insbesondere die Entwicklung 
und den Betrieb des Straßennetzes der Stadt Leipzig 
betreffen.

1. Form des Straßennetzes 
und Netzergänzungen

Leipzig weist ein über viele Jahrzehnte gewachsenes 
Straßennetz auf, das vor allem seit der Schließung 
des Autobahnringes den maßgebenden Charakter 
eines Außenringnetzes mit Radialen und Veräste-
lungen sowie eines Tangentenvierecks und eines 
Innenstadtrings im innerstädtischen Bereich bekom-
men hat. Historisch gesehen ist die Verkehrsnetzpla-
nung in Leipzig ein Spiegel städtebaulicher und ver-
kehrlicher Leitbilder und somit ein Instrument zur 
Unterstützung sich im Laufe der Zeit wandelnder 
stadtstruktureller und raumordnerischer Ziele. Bis in 
die 80er Jahre des letzten Jahrhunderts ging es vor-
nehmlich darum, die Erreichbarkeit der Stadt Leipzig 
zu sichern und den Innenstadtbereich sowie die 
umliegenden Stadtteile in der Wahrnehmung der Ver-
sorgungsfunktion für ihren Versorgungsbereich zu 
unterstützen. Gleichzeitig sollte das Straßennetz den 
Leistungsaustausch zwischen Leipzig und dem 
Umland im großräumigen und zwischen der Innen-
stadt und den einzelnen Stadtteilen im kleinräumigen 
Maßstab ermöglichen. 

Das Fachgutachten wurde auf der Grundlage vorlie-
gender Informationen zum Netzsystem der Stadt 
Leipzig, zur funktionalen Gliederung des Straßen-
netzes sowie zu den Verkehrsbelastungen erarbeitet. 
Basis der Beurteilungen bilden neben aktuellen 
Erkenntnissen aus der Forschung und aus Fachbei-
trägen insbesondere die RIN Richtlinien für die inte-
grierte Netzgestaltung (RIN 08). Die RIN beschreiben 
die Schritte der funktionalen Gliederung des Ver-
kehrsnetzes und der Qualitätsvorgaben zur Gestal-
tung von Verkehrsnetzen und Netzelementen und 
erweitern diese um die Bewertung der verbindungs-
bezogenen Angebotsqualität. 

Im Fachgutachten werden die wesentlichen Aspekte 
der auf das Themenfeld des Netzsystems bezogenen 
allgemeinen, zukünftig zu erwartenden Entwick-
lungen und ihrer Auswirkungen auf Leipzig darge-
stellt. Dabei werden relevante Maßnahmen, notwen-
dige Konzepte und neue Aufgaben für eine 
zukunftszugewandte Netzplanung erläutert.

Zukunftsfähigkeit des Tangenten- und Ringkonzeptes
Verkehrsbündelung zum Schutz der Wohngebiete und die Bedeutung des Promenadenrings                          Prof. Dr. Jürgen Gerlach 

 Fragen an den Gutachter
Verkehrsbündlung zum Schutz der Wohngebiete

Hat die Verkehrsbündelung noch Vorrang vor einer •	
„gerechten“ Verteilung des Verkehrs über alle Stra-
ßen im Netz? Muss der Verkehr in Hauptnetzstra-
ßen	schneller	fließen,	um	Wohngebiete	zu	entla-
sten? Was bedeutet das für die Zukunft des 
Wohnens an Hauptverkehrsstraßen?
Wieso wollen alle, dass Tempo 30 gefahren wird, •	
und keiner hält sich dran? 
Verkehr ist gut, aber nicht vor meiner Haustür?•	
Funktioniert ein Hauptverkehrsstraßennetz mit •	
Tempo 30 bzw. wie könnte es funktionieren oder 
fahren dann alle wieder durch die ampelfreien 
Tempo 30-Zonen/Wohngebiete? 
Höchstgeschwindigkeit vs. Reisegeschwindigkeit? •	
Welche Reisegeschwindigkeiten werden im städ-
tischen Verkehr erreicht und wie hängen diese von 
den zulässigen Höchstgeschwindigkeiten ab?
Welche Empfehlungen folgen daraus? Welchen •	
Einfluss	hat	dies	auf	die	Verkehrssicherheit?	Wo	
sind die Grenzen der Belastbarkeit (Lärmschutz 
rechtliche Situation).

Leipzig - Tangentenviereck und Ring 
Welche Rolle spielt der Promenadenring zukünftig? •	
Verkehrsdrehscheibe oder Erschließungsstraße? 
Welche Potenziale/Perspektiven gibt es in Bezug 
auf die Verbesserung zur Querung des Innen-
stadtrings	und	zur	Entflechtung	des	Fuß-	und	

Radverkehrs entlang des Promenadenrings (kurz-
fristig/mittelfristig)?
Ist das Tangenten-/Ringkonzept angesichts der allg. •	
Trends (Verteuerung/ Abnahme MIV, demogra-
fische	Entwicklung...)	bzw.	der	zu	erwartenden	Ver-
kehrsentwicklungen noch sinnvoll/noch aktuell? 
Sollte das Verkehrskonzept der autoarmen Innen-•	
stadt auf den Bereich innerhalb des Tangentenvier-
ecks ausgeweitet werden? Wie lässt sich die Ver-
knüpfung zwischen City und Cityrand verbessern? 
Welche Effekte bringt die vollständige Schließung 
des mittleren Rings? Welcher Raum wird dem 
Umwelt- und Naturschutz in der Diskussion zur Ver-
vollständigung des Ringsystems eingeräumt?
Welche Reserven in der Verkehrsinfrastruktur •	
braucht eine wachsende Messestadt?

Best Practice:
Welche Erfahrungen gibt es in Europa mit einer •	
signifikanten	Reduzierung	von	Verkehrszeichen?	
Wie könnten diese auf Leipzig übertragen werden?
Gibt es vorbildliche Beispiele für Städte mit nied-•	
riger Reisegeschwindigkeit und exzellenter 
Erreichbarkeit? Welche Erfahrungen liegen in 
europäischen Großstädten vor in Bezug auf die 
flächenhafte	Ausweisung	von	Tempo-30-Zonen?	
Wie könnten diese Erfahrungen auf Leipzig über-•	
tragen werden? In welchen Stadtvierteln könnte 
hier in welcher zeitlichen Reihenfolge schrittweise 
eine Ausweisung erfolgen?

VII
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Tangenten- und RingkonzeptGerlach

Diese Ziele sind aus gutachterlicher Sicht bis dato 
erfolgreich und im Vergleich mit vielen anderen Groß-
städten Europas auch mit überdurchschnittlich gutem 
Wirkungsgrad umgesetzt worden. Während Stau- 
erscheinungen mit allen negativen Folgewirkungen 
im übergeordneten Netz vieler Städte an der Tages-
ordnung sind, halten sich diese in Leipzig in Gren-
zen. So werden Standortentscheidungen in und um 
Städte mit vergleichbarer Einwohnerzahl, aber feh-
lenden oder überstauten Ringsystemen wie Düssel-
dorf, Hannover und Stuttgart oder auch Athen, 
Kopenhagen und Lissabon auch unter dem Aspekt 
gefällt, ob zu erwartende Zeitverluste die Lagegunst 
unzumutbar beeinträchtigen. Hier ist Leipzig klar im 
Vorteil und kann eine gute und leistungsfähige 
Straßenverkehrsinfrastruktur als maßgebenden 
Standortfaktor in die Waagschale werfen.

Gleichwohl haben sich die Planungsziele europaweit 
verändert, was in vielen Mobilitätsplänen und nicht 
zuletzt im Stadtentwicklungsplan Verkehr und öffent-
licher Raum der Stadt Leipzig aus dem Jahr 2004 sei-
nen	Ausdruck	findet.	Begriffe	wie	„verkehrssparsame	
Raumstrukturen“, „Verkehrsvermeidung“, „Verkehrsbe-
ruhigung“ und „Verkehrsverlagerung“ auf den Öffent-
lichen Verkehr und insbesondere den Rad- und Fuß-
verkehr lösen das Ziel der leistungsgerechten 
Versorgung der Bevölkerung keineswegs ab, ergän-
zen dieses aber mit dem übergeordneten Leitbild der 
Schaffung oder Erhaltung von Lebensqualität mit 
hoher Attraktivität für das Wohnen und Arbeiten. 

Damit kann Leipzig hinter richtungsweisenden Städ-
ten wie Freiburg, Den Haag oder Kopenhagen, die 
schon sehr früh auf Verkehrskonzepte mit hoher Pri-
orität für Lebens-, Stadt- und Umweltqualität gesetzt 
haben, nachziehen. Zudem hat das Ziel der Verbes-
serung der Verkehrssicherheit weltweit einen außer-
ordentlich hohen Stellenwert erhalten, was seinen 
Ausdruck beispielsweise in der UN Decade of Action 
for Road Safety 2011-2020 (WHO 2011), die zahlreiche 
Nationen und Institutionen unterstützen, in dem EU-
weiten Ziel der Halbierung der Verkehrstoten von 
2010 bis 2020 (EU Kommission 2010) oder in dem auch 
in Deutschland neu eingeführten Sicherheitsmanage-
ment für die Straßenverkehrsinfrastruktur (Gerlach 
2010)	findet.

Die Weiterentwicklung des Straßennetzes der Stadt 
Leipzig sollte diesen durchaus berechtigten Anforde-
rungen Rechnung tragen. Konkret heißt das, Ver-
kehrsqualität und Erreichbarkeit mit dem motorisier-
ten Individualverkehr bei den derzeit sehr guten 
Voraussetzungen in Leipzig zu erhalten und Anstren-
gungen zur Verbesserung der Verkehrssituation auf 
die anderen Verkehrssysteme respektive auf die Ver-
kehrssicherheit und auf städtebauliche Qualitäten zu 
konzentrieren. 

Auch wenn derzeitige Prognosen von moderaten 
Einwohnerzuwächsen in Leipzig ausgehen (Jahr 
2010 ca. 520.000 Einwohner, Jahr 2029 ca. 540.000 
Einwohner), sollten aus gutachterlicher Sicht für die 
nächsten Jahre keine hohen Verkehrszuwächse 
erwartet werden. Eine realistische Einschätzung der 
verkehrlichen Entwicklung fällt derzeit schwer, da 
viele	Einflussfaktoren,	wie	die	demografische	Ent-
wicklung, die wirtschaftliche Entwicklung, die Ent-
wicklung der Stadt als Messe-, Dienstleistungs- und 
Wohnstandort oder die Entwicklung des Umlandes 
maßgebend sind. Verkehrszuwächse können dort zu 
verzeichnen sein, wo räumlich differenziert neue 
Wohn- oder Gewerbegebiete auch aufgrund der 
möglicherweise weiterhin positiven Wirtschafts- und 
Einwohnerentwicklung (in etwa Halbierung der 
Arbeitslosigkeit und Netto-Zuzug in die zentralen 
Bereiche der Stadt von über 50.000 Einwohnern in 
den letzten 10 Jahren) entstehen. Demgegenüber 
erscheinen hohe gesamtstädtische Zunahmen im 
Verkehrsaufkommen eher unrealistisch. Dabei sollte 
allerdings die Tendenz der Netto-Zuzüge (allein 11.000 
Einwohner in den letzten 12 Monaten) und die ver-
kehrlichen Auswirkungen dieser Einwohnerzuwächse 
weiterhin beobachtet werden, um die bestehenden 
Prognosen	zu	verifizieren	und	modifizieren	und	ggf.	
besondere Anreize zur Nutzung des Umweltverbundes 
durch	zugezogene	Einwohner,	die	eher	autoaffine	Ver-
haltensweisen gewohnt sind, zu schaffen.

Es sollte also um eine angemessene, attraktive und 
sichere Infrastruktur gehen, die die derzeitigen Ver-
kehrsmengen möglicherweise unter Berücksichti-
gung moderater Zuwächse, aber ohne Einrechnung 
gewagter Prognosen und ohne Berücksichtigung von 
etwaigen hohen Reserven gut bewältigt. Noch kon-
kreter: es sollte nicht mehr darum gehen, auch noch 
den letzten Lückenschluss des ehemals gewünsch-
ten Mittleren Ringes gegen verständliche Wider-
stände, die letzten Endes auch mit der Umwelt- und 
Freizeitqualität nachvollziehbar begründbar sind, 
durchzudrücken.

Derartige Entscheidungen sind durchaus zeitgemäß, 
verfolgen doch auch die RIN Planungsphilosophien, 
die den Verzicht auf verbindungs- und geschwindig-
keits-orientierte Maßnahmen der Vergangenheit 
ermöglichen. Ist die hinreichende Versorgung der 
Bevölkerung mit zentralen Einrichtungen und ent-
sprechenden Zielgrößen der Erreichbarkeit sicherge-
stellt, lässt sich vor dem Hintergrund der Verbin-
dungsqualität kein Bedarf mehr begründen. 
„Veränderungen im Straßennetz durch Neu-, Aus- 
und Umbaumaßnahmen sollen (nur noch) in Betracht 
gezogen werden, wenn erhebliche Verkehrseng-
pässe beseitigt, auffällige Sicherheitsdefizite beho-
ben oder deutliche Belastungen der bebauten 
Umwelt gemindert werden sollen“ (RIN 2008). 

Das Ziel, einen geschlossenen Mittleren Ring, und 
damit eine Außen- und Innenringerschließung zu 
gewährleisten, sollte demnach nicht mehr in den Vor-
dergrund gestellt werden. Aus gutachterlicher Sicht 
gibt es zudem in Leipzig keine „erheblichen Ver-
kehrsengpässe“, wie sie beispielsweise im Ballungs-
raum Rhein-Ruhr zahlreich zu verzeichnen sind.

Wann also sollte es noch um Netzergänzungen im 
Straßenverkehr gehen? Nur noch dann, wenn „auffäl-
lige	Sicherheitsdefizite	behoben	oder	deutliche	Bela-
stungen der bebauten Umwelt gemindert werden 
können“ (RIN 2008). Dabei sollten auch die Formu-
lierungen des Stadtentwicklungsplans von 2004 ernst 
genommen werden, nach dem „einige ausgewählte 
Straßen aus- oder neugebaut werden“ sollen, „von 
denen eine wesentliche Entlastung sensibler Stadt-
räume“ erwartet wird. Wird nun beispielsweise die 
Lärmbelastung als Maßstab genommen, so sind 
Lärmreduzierungen erst dann spürbar, wenn Ver-
kehrsmengen um die Hälfte abnehmen und sie wer-
den wesentlich – nämlich als halb so laut empfunden 
– wenn die Verkehrsbelastung auf 10% des 
ursprünglichen Wertes reduziert würde.
Ein Beispiel: Wenn eine Straße ein Verkehrsaufkom-
men von 20.000 Kfz/24h aufweist, wird bei gleichen 
Lkw-Anteilen und einem Verkehrsaufkommen von 
10.000 Kfz/24h so gerade wahrgenommen, dass es 
leiser geworden ist, während erst ein Aufkommen 
von 2.000 Kfz/24h als halb so laut empfunden wird 
(RLS 90). Sprich: Aus gutachterlicher Sicht ist es 
wünschenswert, dass Netzergänzungen erst dann in 
Betracht kommen, wenn sich viele Unfälle vermeiden 
oder hohe Verkehrsentlastungen in der Größenord-
nung von mindestens 50%, besser 90% erzielen las-
sen.

Zum Themenkomplex der Unfallvermeidung liegen 
dem Gutachter keine systematischen Analysen für 
Stadt Leipzig vor. Empfohlen wird die Anwendung 
der „Empfehlungen für Sicherheitsanalysen in Net-
zen“,	die	eine	Identifizierung	besonders	gefährlicher	
Netzabschnitte und eine Einstufung der Sicherheits-
potenziale im Netz ermöglicht. Auf dieser Basis 
könnte ein Konzept zur Verbesserung der Verkehrs-
sicherheit in Leipzig erstellt werden, das neben punk-
tuellen Maßnahmen auch netzbezogene Um- und 
Ausbaumaßnahmen enthalten kann.

Zum Themenkomplex der Verkehrsentlastung wur-
den dem Gutachter seitens der Stadtverwaltung 
Netzberechnungen auf der Grundlage einer Analyse-
situation im Jahr 2007 und einer Prognoseabschät-
zung für das Jahr 2020 unter Berücksichtigung der 
zwischen 2007 und 2012 bereits umgesetzten Maß-
nahmen im Zuge der A 38, des Mittleren Ringes Nord 
und des Tangentenvierecks Nord und Süd zur Verfü-
gung gestellt. Demnach lassen sich im Rahmen der 
Prognosebetrachtungen für das Jahr 2020 aufgrund 
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zur Diskussion stehender Netzergänzungen und Aus-
baumaßnahmen in etwa folgende Verkehrsentla-
stungen erwarten (aufgeführt sind nur Straßenzüge 
mit spürbarer Entlastung, in den Bildern 1 und 2 teil-
weise erkennbar):

Mittlerer Ring Nord/Nordwest (Abschnitt von 
Gustav-Esche-Straße bis B87) 
keine spürbaren Entlastungen zu erwarten (aber 
Erschließungswirkung neuer Industrieansiedlungen 
im Norden der Stadt, z.B. GVZ, Porsche, Gewerbe-
gebiet Nordost)

Mittlerer Ring Nordost (Abschnitt Parthequerung)
Mockauer Straße (Nord)/Tauchaer Straße -4.600 von 
17.800 Kfz/24h (-25%)
Theklaer Straße -2.600 von 8.500 Kfz/24h (-30%)
Ossietzkystraße -3.700 von 16.400 Kfz/24h (-23%).

Mittlerer Ring Südost (Abschnitt Richard-Leh-
mann-Straße bis Theodor-Heuss-Straße)
Paunsdorfer Straße -9.800 von 17.000 Kfz/24h (-58%).

Mittlerer Ring Südost (Connewitz/Bahnvariante)
Richard-Lehmann-Straße -10.500 von 26.600 
Kfz/24h (-40%), Wundtstraße -7.100 von 47.500 
Kfz/24h (-15%).

Aus den ehemals geplanten Lückenschlüssen des 
Mittleren Ringes Nordost und Südost ergeben sich 
demnach keine wesentlichen Entlastungen des beste-
henden Straßennetzes. Auch eine etwaige Führung 
des Mittleren Ringes Südost über Stötteritz/Mölkau 
statt über die Bahnvariante würde zu den gleichen 
Erkenntnissen führen. Der Verzicht auf diese Lücken-
schlüsse entsprechend des aktuellen Entwurfes des 
Flächennutzungsplans erscheint somit gerechtfertigt. 
Gleiches gilt, wie oben schon angedeutet, für den Ver-
zicht auf eine Auequerung im Bereich des Mittleren 
Ringes Südwest/Süd, da hier der Eingriff in sensible 
(Natur-)Räume immens und die Entlastungswirkung 
eher gering sein wird. Auch mögliche Ersatzführungen, 
wie über den Schleußiger Weg verlieren angesichts 
der mit dem Wegfall der durchgehenden Ostführung 
verbundenen nicht mehr gegebenen Ringfunktion ihre 
Bedeutung, zumal hier bestehende Wohnsituationen 
zusätzlich belastet würden.

Der noch im Entwurf des Flächennutzungsplans ent-
haltene Abschnitt Richard-Lehmann-Straße bis 
Theodor-Heuss-Straße führt zu spürbaren Ent- 
lastungen auf der Paunsdorfer Straße. Hier sollten 
die mit der Netzergänzung verbundenen Eingriffe 
detailliert bilanziert und den Entlastungswirkungen 
unter Einbeziehung aller Effekte, wie Lärm, Schad-
stoffe und Unfälle gegenübergestellt werden, bevor 
eine endgültige Entscheidung gefällt wird. Gleiches 
gilt für den Mittleren Ring Nord/Nordwest, wobei es 
aus gutachterlicher Sicht sehr fragwürdig ist, ob der 
Ausbau einer Anliegerstraße (Auenseestraße) durch-
setzbar ist. Wenn überhaupt, sind hier Tunnel- oder 
abgedeckte Troglösungen denkbar, für die ggf. Tras-
sen freigehalten werden könnten, wenn der volkswirt-
schaftlich sinnvolle Betrieb derartiger Kunstbauwerke 
nachgewiesen werden kann.

Sollte dementsprechend der Mittlere Ring - wie hier 
empfohlen - generell oder in Teilabschnitten nicht 
weiterverfolgt werden, ist der Autobahnring als äuße-
rer Ring zur Vermeidung von Durchgangsverkehr 
durch das Stadtgebiet mit entsprechender Beschilde-
rung hervorzuheben.

Es sollte zudem darauf geachtet werden, dass die 
Leistungsfähigkeit des dann verbleibenden Netz- 
gerüstes der Hauptverkehrsstraßen erhalten bleibt. 
Verträgliche Ausbaumaßnahmen können darüber 
hinaus als Reaktion auf zurückliegende oder andau-
ernde Verkehrszunahmen geeignet sein, um Erreich-
barkeiten zu sichern. So sollten beispielsweise 
sowohl der Promenadenring als auch das Tangenten-
viereck funktionsfähig gehalten und das Tangenten-
viereck durch die Verbesserung der Abbiegebezie-
hung Wundtstraße (Nord) zur Kurt-Eisner-Straße 
gestärkt werden. 
Bei Verkehrsbelastungen von 30-50.000 Kfz/24h 
übernimmt der Promenadenring eine wesentliche 
Verteilerfunktion, die die Beibehaltung des Haup ver-
kehrsstraßencharakters bedingt, zumal diese Ver-
kehre kaum verlagerbar bzw. reduzierbar erscheinen. 
Auch die Zulaufstrecken zum Promenadenring, wie 
die Harkortstraße, stellen wichtige Verbindungsach-
sen dar und sind entsprechend zu behandeln. Bei 
vergleichsweise geringen Eingriffen bietet es sich 
auch an, die Uferstraße bis zur Berliner Straße zu 
verlängern und die Berliner Straße im Abschnitt 
Nordstraße bis Wittenberger Straße bei Anbindung 
des städtebaulichen Entwicklungsgebietes Haupt-
bahnhof-Westseite ohne gravierende Querschnitts-
änderungen auszubauen. 

Abb 1: Maßnahmenwirkungen (Verkehrsverlagerungen in 
Kfz/24h) Mittlerer Ring Nord/Nordwest
(Stadtverwaltung Leipzig, keine Detailuntersuchung)

Abb. 2: Maßnahmenwirkungen (Verkehrsverlagerungen in 
Kfz/24h) bei Verzicht auf die Abschnitte Südost und 
Connewitz des Mittleren Ringes 
(Stadtverwaltung Leipzig, keine Detailuntersuchung)

2. Verkehrsbündelung, Höchst- und 
Reisegeschwindigkeiten im Netzsystem

Während die Stadt- und Verkehrsplanung bis in die 
80er Jahre hinein das Ziel verfolgte, alle Bürger mög-
lichst gleichartig mit Verkehrsqualität zu versorgen und 
im Gegenzug mit den negativen Folgewirkungen zu 
belasten, hat sich vorwiegend als Folge der hohen Ver-
kehrsmengen und Unfallsituationen in den Wohngebie-
ten das Prinzip der funktionalen Gliederung der 
Verkehrsnetze seitdem mehr und mehr erfolgreich 
durchgesetzt. Dieses ist nicht in allen Regionen der 
Welt der Fall - so kann man beispielsweise in den nord- 
afrikanischen Ländern die Nachteile einer fehlenden 
Kategorisierung des Straßennetzes am eigenen Leib 
erfahren (Bauer et.al 2012). Fehlende Differenzierungen 
zwischen Hauptverkehrs- und Wohnstraßen führen zu 
hohen Geschwindigkeiten selbst in intensiv genutzten 
und sensiblen Wohnbereichen, Unfälle mit Beteiligung 
von Kindern sind an der Tagesordnung und enge 
Wohnstraßen gehören zu den beliebtesten Routen der 
Liefer- und Serviceverkehre, die auf eine schnelle 
Andienung angewiesen sind.

Mittlerer Ring Nord/Nordwest (Abschnitt Gustav-
Esche-Straße zur neuen B6/Travniker Straße)
Friedrich-Bosse-Straße/Am Zuckmantel/Luckner 
Straße -50% bis -90% (keine detaillierten Angaben 
verfügbar), Ausbau der Auenseestraße (derzeit Anlie-
gerstraße) für erwartete rd. 21.000 Kfz/24h erforderlich
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Der Verzicht auf eine Kategorisierung des Straßen-
netzes birgt die nicht zu unterschätzende Gefahr, 
dass Wohnstraßen, die mit ihrer Gestaltung weitest-
gehend ohne Lichtsignal-, Radverkehrs- und gesi-
cherte Überquerungsanlagen nicht auf hohe Ver-
kehrsmengen und Durchmischung der Verbindungs-, 
Erschließungs- und Aufenthaltsfunktion ausgelegt 
sind, zusätzlich belastet werden und die Gefährdung 
der Wohnbevölkerung insgesamt zunimmt.  So ist es 
verständlich, dass nach den RIN 2008 „die funktio-
nale Gliederung der Verkehrsnetze auf eine aufga-
bengerechte Bündelung der Verkehrsnachfrage“ 
abzielen soll. Mit Hilfe der funktionalen Gliederung 
lässt sich der Verkehr bündeln und auf bestimmten 
dafür vorgesehenen und leistungsgerechten Routen 
führen. Sinnvoll ist besonders eine Bündelung des 
Lkw-Verkehrs als dominierende Geräusch- und Emis-
sionsquelle (siehe auch Abschnitt 3). 

Mit den RIN 2008 wird daher im Gegensatz bzw. als 
Weiterentwicklung der RAS-N aus dem Jahr 1988 
das Ziel verfolgt, in städtischen Bereichen konse-
quent zwischen Hauptverkehrsstraßen (HS) und 
Erschließungsstraßen (ES) zu unterscheiden. Damit 
wird sowohl das Prinzip der selbsterklärenden Stra-
ßen (der Charakter der Straßen impliziert auch ohne 
Beschilderung das gewünschte Verhalten) als auch 
der Verkehrsbündelung gestärkt. 

Die Kategoriengruppe HS umfasst angebaute  Stra-
ßen innerhalb bebauter Gebiete, die im Wesentlichen 
der Verbindung dienen bzw. den Verkehr aus 
Erschließungsstraßen sammeln. Die zulässige 
Höchstgeschwindigkeit beträgt nach RIN 2008 in der 
Regel 50 km/h. Nach den RASt 2006 sind sie mit 
Lichtsignalanlagen oder Kreisverkehren, Radver-
kehrs- und Überquerungsanlagen auszustatten. Die 
Kategoriengruppe ES (Erschließungsstraßen) 
umfasst angebaute Straßen innerhalb bebauter 
Gebiete, die im Wesentlichen der unmittelbaren 
Erschließung der angrenzenden bebauten Grund-
stücke oder dem Aufenthalt dienen. Darüber hinaus 
übernehmen die Straßen die Anbindung der durch 
Wohnen, Arbeiten und Versorgung geprägten Orts-
teile. Sie nehmen auch ohne besondere Radver-
kehrsanlagen wesentliche Teile des innerörtlichen 
Radverkehrs auf. 

Nach den Richtlinien für die Anlage von Stadtstraßen 
(RASt 06) und den Empfehlungen für die Anlage von 
Radverkehrsanlagen (ERA 10) ist ein solcher Misch-
verkehr (Führung des Radverkehrs auf der Fahrbahn 
ohne Radverkehrsanlagen) bis zu einer Belastung 
von rd. 1.000 Kfz/h in beide Fahrtrichtungen, was in 
etwa einer Verkehrsmenge von 10.000 Kfz/24h ent-
spricht, verträglich. Nicht zuletzt deshalb sollte die 
zulässige Höchstgeschwindigkeit auf ES 30 km/h 
und die Verkehrsmenge nicht mehr als 10.000 
Kfz/24h betragen. 

Durch die Verkehrsnetzgestaltung sollen die einzel-
nen Netzabschnitte so gestaltet werden, dass – ent-
sprechend dem raumordnerischen Ziel der guten 
Erreichbarkeit – für die Netzelemente bestimmte Ver-
kehrsqualitäten realisiert werden können. Daher wer-
den für die Gestaltung und Bemessung der Netzab-
schnitte in Abhängigkeit von der jeweiligen Kategorie 
in den RIN 2008 Zielgrößen für eine angemessene 
Verkehrsqualität bestimmt. Diese betragen für Haupt-
verkehrsstraßen, die auf die Innenstadt und zentrale 
Orte im Umland ausgerichtet sind (HS III) Reise- 
bzw. Fahrtgeschwindigkeiten von 20 – 30 km/h, für 
alle anderen Hauptverkehrsstraßen (HS IV) Reise- 
bzw. Fahrtgeschwindigkeiten von 15 – 25 km/h.

Abb. 3: Typische Fahrtgeschwindigkeiten auf Hauptverkehrsstraßen mit einer zulässigen Höchstge-
schwindigkeit von 50km/h (aus Institut für Straßenwesen Aachen / BSV Aachen 2010)

Diese Fahrtgeschwindigkeiten sind entsprechend 
den Erkenntnissen eine Forschungsvorhabens „Ver-
kehrsqualität auf städtischen Hauptverkehrsstraßen“ 
zu erreichen, wenn die zulässige Höchstgeschwin-
digkeit 50 km/h beträgt und keine gravierenden Stau-
erscheinungen an Knotenpunkten zu erwarten sind. 
Die Differenz zwischen zulässiger Höchstgeschwin-
digkeit und mittlerer Fahrtzeit über einen Netz- 
abschnitt wird dabei durch unterschiedliche Faktoren, 
wie die Zahl der Knotenpunkte und der Parkvor-
gänge	beeinflusst.	Typische	Fahrtgeschwindigkeiten,	
die als Mittelwerte über Netzabschnitte von Haupt-
verkehrsstraßen mit einer zulässigen Geschwindig-
keiten von 50km/h ermittelt wurden, zeigt Bild 3.

Die Stadt Leipzig hat eine funktionale Gliederung des 
Netzsystems unter Berücksichtigung der zentralen 
Orte im Umland und der innerstädtischen Zentrali-
täten erarbeitet, die eine Zielvorstellung der Kategori-
sierung nach Hauptverkehrsstraßen und Erschlie-
ßungsstraßen und nach den Verbindungsfunktions-
stufen in geeigneter Weise beschreibt. Damit hat sie 
richtungsweisend für viele andere Großstädte die 
Leitgedanken der RIN 2008 umgesetzt und beste 
Voraussetzungen für die Erhaltung der Erreichbarkeit 

zentraler Einrichtungen zum einen und die Förderung 
der Wohnqualität zum anderen geschaffen. Die inner- 
städtischen Zentralitäten  sollten „aus der Bedeutung 
der städtebaulichen Konzentrationsbereiche mit 
öffentlichen Einrichtungen und wichtigen privaten 
Einrichtungen (Dienstleistungen und Einzelhandel) 
hergeleitet“ werden (RIN 08). Dies bedeutet, dass 
Einzelhandelskonzepte oder Kategorien von Ein-
kaufszentren	zwar	einen	Einfluss	auf	innerstädtische	
Zentralitäten haben, diese aber nicht ein alleiniges 
Kriterium zur Einstufung darstellen. So können Ein-
richtungen wie Krankenhäuser und Universitäten 
oder auch größere Wohngebiete bei der funktionalen 
Gliederung	des	Stadtgebietes	Berücksichtigung	fin-

den. Die derzeitige funktionale Gliederung des Stadt-
gebietes Leipzig sollte dementsprechend überprüft 
und ggf. angepasst werden. Gleichwohl ist das Stra-
ßenhauptnetz (Bild 4) nachvollziehbar strukturiert 
und umschließt sinnvoll Wohnbereiche mit Erschlie-
ßungs- bzw. Wohnstraßen.

Im weiteren Verfahren sollte systematisch überprüft 
werden, ob eine konsequente Unterscheidung von 
Hauptverkehrsstraßen und Erschließungsstraßen 
hinsichtlich ihrer Gestaltungsmerkmale gelingt. Dabei 
sollten in allen Abschnitten von Erschließungsstraßen, 
die keine Verkehrsbelastungen von mehr als 10.000 
Kfz/24h aufweisen, nach Möglichkeit Tempo-30-
(Zonen)-Regelungen eingeführt und auf Radverkehrs-
anlagen verzichtet werden (Beispiel: Endersstraße in 
Lindenau mit 3.000 Kfz/24h parallel verlaufend zur 
Lützner	Straße).	Anzustreben	ist	eine	flächenhafte	
Ausweisung von Tempo-30-Zonen in allen Wohn- 
bereichen, die durch das Straßenhauptnetz umschlos-
sen werden. In Gewerbegebieten kann die derzeit vor-
herrschende Regelung der zulässigen 
Geschwindigkeit von 50km/h beibehalten werden, 
solange hier keine Unfallhäufungsstellen zu verzeich-
nen sind.
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Knotenpunkte von Erschließungsstraßen in Wohn- 
gebieten sollten mit Rechts-vor-links-Regelungen ver-
sehen werden. Dieser Grundsatz (Tempo-30-Zone, 
keine Radverkehrsanlagen, Rechts-vor-links-Rege-
lung) ist für alle Verkehrsteilnehmer gut verständlich 
und wiederkehrend, so dass das Prinzip der selbster-
klärenden Straße gewahrt ist. Problematisch kann es 
sein, wenn die am Knotenpunkt verknüpften Erschlie-
ßungsstraßen unterschiedliche Gestaltungen, insbe-
sondere unterschiedliche Straßenbreiten und Beleuch-
tungen aufweisen. Wenn dann Verkehrsteilnehmer auf 
der schmaleren oder weniger beleuchteten Straße (in 
der Regel wird dies eine Erschließungsstraße mit nied-
riger Kategorie sein) vorfahrtberechtigt sind, kann es 
zu gefährlichen Situationen und Unfällen kommen. 
Solche Knotenpunkte sollten möglichst umgestaltet 
oder zumindest mit Markierung und Bepollerung ver-
sehen werden, so dass die Knotenpunktarme die glei-
che Charakteristik aufweisen. Ist der Aufwand dafür zu 
hoch, könnten ersatzweise die Straßen höherer Kate-
gorie (ES IV) mit einer zulässigen Höchstgeschwindig-
keit von 30 km/h („Tempo-30-Strecke“ statt Tempo-30-
Zone) beschildert und als Vorfahrtstraße ausgewiesen 
werden. 

Ebenso bietet sich auf ehemaligen Sammelstraßen die 
Einrichtung von Fahrradstraßen an, sofern der Rad-
verkehr die dort vorherrschende Verkehrsart ist oder 
dies alsbald zu erwarten ist. Je nach Charakteristik 
dieser Fahrradstraßen bietet es sich an, diese mit 

Abb. 4:Straßenhauptnetz der Stadt Leipzig, 
Kategorisierung nach RIN 2008  

(Stadtverwaltung Leipzig, Stand 2012)

einer Vorfahrtsregelung zu versehen; denkbar sind 
aber auch Rechts-vor-links-Regelungen. Dies sollte im 
Einzelfall anhand der Ausgestaltung der Knotenpunkte 
geregelt werden.

Im Gegenzug sollte das Straßenhauptnetz, das nach-
gewiesenermaßen maßgebliche Verbindungsfunkti-
onen übernimmt, leistungsgerecht bleiben. Dieses 
schließt nicht aus, dass einzelne, kurze Abschnitte mit 
besonders sensiblem Umfeld oder mit Gefahrensitua-
tion, die z.B. auf das Fehlen von Radverkehrsanlagen 
zurückzuführen sind, mit einer zulässigen Höchstge-
schwindigkeit von 30 km/h beschildert und ggf. städte-
baulich aufgewertet werden – durchgreifende Verän-
derungen würden aber die Kategorisierung 
zunichtemachen und die guten Erreichbarkeiten beein-
trächtigen. Dem Gutachter liegen aus Leipzig keine 
Analysen der Fahrtgeschwindigkeiten auf städtischen 
Hauptverkehrsstraßen vor. Es ist wohl davon auszuge-
hen, dass diese in üblichen Bereichen und damit im 
Rahmen der Zielgrößen nach RIN 2008 liegen.

Die Diskussion, 30km/h zur Regelhöchstgeschwin-
digkeit auch auf Hauptverkehrsstraßen zu machen, 
sollte in diesem Zusammenhang bewertet werden. 
Es gibt bislang keine belastbaren Untersuchungen, 
welchen	Einfluss	eine	derartige	Regelung	auf	die	
Fahrgeschwindigkeiten im Netz hat. Punktuelle 
Geschwindigkeitsmessungen im Rahmen eines For-
schungsvorhabens  zu Auswirkungen unterschied-

licher Höchstgeschwindigkeiten auf städtischen Ver-
kehrsstraßen (Retzko; Korda 1999) zeigten Rückgänge 
der mittleren Geschwindigkeit je nach Querschnitt 
tagsüber und nachts zwischen 2 und 8 km/h, wobei 
das Niveau an keiner Untersuchungsstrecke auf die 
reduzierte zulässige Höchstgeschwindigkeit gesenkt 
werden konnte und mehr geschwindigkeitsbezogene 
Verkehrsverstöße zu verzeichnen waren, als vor der 
Reduzierung. Obwohl Unfallhäufungen bei zulässiger 
Höchstgeschwindigkeit von 50km/h zu verzeichnen 
waren, waren auf das Geschwindigkeitsniveau 
zurückzuführende Unfälle vorher, wie auch nachher, 
selten. Veränderungen des Sicherheitsniveaus konn-
ten ebenso wie Reduzierungen von Lärmbelastungen 
nicht nachgewiesen werden. 

Die Akzeptanz einer generellen Regelung ist somit 
zumindest bei derzeitigen Überwachungsintensität 
und Ahndungsfolgen in Frage zu stellen. Verlage-
rungen in Erschließungsstraßen und somit in die 
Wohngebiete sind nicht auszuschließen. Hinzu 
kommt, dass eine Begrenzung der Regel-   
geschwindigkeit, mit Ausnahmen verbunden sein 
kann – so könnte das Straßenhauptnetz (teilweise) 
nach erforderlicher aktiver Begründung mit 50 km/h 
beschildert werden, was letzten Endes zu einer 
Umbeschilderung der Straßen (Abbau Tempo-30-Zo-
nen, Anordnung von 50km/h) führen würde.

83



Tangenten- und RingkonzeptGerlach

Demgegenüber kann es wirkungsvoll sein, ausge-
wählte kurze Abschnitte, die derzeit mit hohen 
Geschwindigkeiten befahren werden und unfallauffällig 
sind, gezielt mit einer Höchstgeschwindigkeit von 
30km/h oder gar 20 oder 10 km/h zu regeln. In dieser 
Hinsicht gibt es mehrere Fälle, die Erfolge belegen. So 
wurde in ausgewählten Straßenzügen in London eine 
Höchstgeschwindigkeit von 20 miles per hour (32km/h) 
eingeführt. Die geschwindigkeitsbedingten Unfälle 
konnten um über 40 Prozent gesenkt werden. Der 
stärkste Rückgang wurde dabei bei Unfällen mit Kin-
dern, mit tödlichem Ausgang oder mit schwer verletz-
ten Personen verzeichnet. Auch Schüller kommt 2011 
zu dem Ergebnis, dass die Unfalldichte auf Hauptver-
kehrsstraßen mit der Reduzierung der mittleren freien 
Geschwindigkeit abnimmt. Dabei kommt es darauf an, 
die tatsächlich gefahrene Geschwindigkeit mit geeig-
neten Maßnahmen wirksam zu reduzieren, wobei die 
erzielbaren Effekte von den jeweiligen Rahmenbedin-
gungen abhängen. So gibt es Hauptverkehrsstraßen, 
auf denen die zulässige Höchstgeschwindigkeit durch-
weg eingehalten wird, als auch Bereiche, in denen die 
zulässige Höchstgeschwindigkeit von bis zu 95% der 
Pkw-Fahrer/-innen überschritten wird. Die Akzeptanz 
von Geschwindigkeitsbegrenzungen hängt demnach 
von vielen Faktoren, wie Intensität der Umfeldnutzung,  
Fahrbahnbreite und Verkehrsstärke ab. Eine Senkung 
der real gefahrenen Geschwindigkeiten kann dabei 
durch eine entsprechende bauliche Gestaltung des 
Straßenraums (Abschnittsbildung, Mittelinseln, Mittel-
streifen) erreicht werden, die angepasste Fahrweisen 
und niedrige Geschwindigkeiten unterstützt.

Ziel sollte es sein, Sicherheitspotenziale im Straßen-
hauptnetz auszuweisen und diejenigen Abschnitte, die 
vergleichsweise hohe Unfallkostenraten und damit ein 
hohes Gefährdungsniveau aufweisen, systematisch 
mit 30km/h oder weniger auszuweisen und die tat-
sächlich gefahrenen Geschwindigkeiten durch bau-
liche Maßnahmen zu reduzieren. Dieses setzt Detaila-
nalysen voraus, die im Rahmen von Sicherheits- 
inspektionen die Unfallursachen darlegen und ange-
passte Maßnahmenvorschläge hervorbringen. In die-
sem übergeordneten Rahmen sollten einzelne Maß-
nahmenwünsche eingeordnet und systematisch 
untersucht werden. Wie im Kapitel 1 bereits ange-
merkt, besteht Handlungsspielraum in Bezug auf die 
Berücksichtigung der Sicherheitspotenziale im Netz, 
der auch in diesem Zusammenhang ausgeschöpft 
werden kann. Die Methodik der Empfehlungen für die 
Sicherheitsanalyse von Netzen (ESN 03) bietet eine 
gute Grundlage, um Maßnahmen zu priorisieren oder 
Einzelwünschen zu entgegnen. In Ergänzung zu den 
Meldungen der Unfallkommission kann systematisch 
untersucht werden, welche Abschnitte des Netzes 
überdurchschnittlich gefährlich sind – dieses auch mit 
Filtern und gezielter Suche nach dem Aufkommen von 
Überquerungsunfällen oder Unfällen mit Kindern oder 
älteren Menschen. So könnte es sein, dass einzelne 

Abschnitte des Netzes gefährlich sind, dort geschwin-
digkeitsbezogene Unfälle auftreten und die Anordnung 
einer niedrigen zulässigen Geschwindigkeit selbst auf 
einem vielleicht 200m langen Abschnitt des Tangen-
tenvierecks oder anderer Hauptverkehrsstraßen sinn-
voll wird. 

Einige Städte gehen zudem dazu über, auf ausge-
wählten Abschnitten des Hauptverkehrsstraßen-
netzes die zulässige Höchstgeschwindigkeit von 30 
km/h nachts zur Lärmreduzierung anzuordnen. In 
Berlin wurde Tempo 30 nachts auf 164 Abschnitten 
des Hauptnetzes mit einer Gesamtlänge von 82 km 
angeordnet. Die Auswirkungen des Berliner Kon-
zeptes werden momentan untersucht (LK Argus 2012). 
Die Ergebnisse bleiben abzuwarten. Ziel ist es, die 
Wirksamkeit der straßenverkehrsbehördlichen Anord-
nungen genauer zu analysieren und geeignete Rah-
menbedingungen für die Anordnung von Tempo 30 
nachts darzustellen. Als Arbeitsthese wird angenom-
men, dass der Befolgungsgrad der Regelung von 
verschiedenen Parametern abhängt, beispielsweise 
dem Straßentyp, der Straßenraumgestaltung und der 
Art und Intensität der Kontrollen. Die Ergebnisse 
sollten abgewartet werden, bevor systematisch – 
dann möglichst als Gesamtkonzept, und nicht als 
Reaktion auf einzelne Wünsche (Beispiel: Karl-Tauch-
nitz-Straße) – die Voraussetzungen und Eignungen 
einzelner Abschnitte des Leipziger Straßenhaupt-
netzes zusammengestellt werden und agiert wird.

3. Weitere Verkehrsbeschränkungen im Netz

Wie oben aufgeführt sollten Netzergänzungen sowie 
Um- und Ausbaumaßnahmen (nur noch) dann erfol-
gen,	wenn	auffällige	Sicherheitsdefizite	behoben	oder	
deutliche Belastungen der bebauten Umwelt wesent-
lich gemindert werden können. Auf einzelnen Abschnit-
ten des Straßenhauptnetzes sollten darüber hinaus 
vorwiegend zur Ausschöpfung von Sicherheitspotenzi-
alen Temporeduzierungen angeordnet und durch ent-
sprechende Maßnahmen bewirkt werden.

Das in den letzten Jahren und Jahrzehnten gestie-
gene Verkehrsaufkommen im motorisierten Individu-
alverkehr hat das Wohnen und den Aufenthalt an den 
Hauptverkehrsstraßen zunehmend beeinträchtigt – 
die Frage nach weiteren Möglichkeiten zur räum-
lichen oder temporären Reduzierung der negativen 
Folgewirkungen durch Lärm- und Schadstoffbela-
stungen ist daher durchaus berechtigt. Aus gutach-
terlicher Sicht sollten zur Minderung dieser Folgewir-
kungen gesamtstädtische Maßnahmen zur ersten 
Wahl gehören. Der Stadtentwicklungsplan Verkehr 
und dessen Grundlagen für die Fortschreibung aus 
dem Jahr 2012 bieten eine hervorragende Basis, um 
die Belastungen mittelfristig und dauerhaft zu redu-

zieren. Die Stadt der kurzen Wege mit verkehrsspa-
renden Siedlungsstrukturen, der Ausbau des öffent-
lichen Nahverkehrs, die Förderung des Fuß- und 
Radverkehrs und die städtebauliche Aufwertung sen-
sibler Stadträume sind im Zusammenwirken der   
Einzelbausteine eine optimale Voraussetzung zur 
Verbesserung der Lebensqualität. Die Zukunft des 
Wohnens an Hauptverkehrsstraßen wird dadurch 
bestimmt, inwieweit das Gesamtniveau des motori-
sierten und noch über längere Zeit auf fossile An-
triebe basierenden Verkehrs reduziert werden kann.

Alle anderen denkbaren Maßnahmen zu Verkehrs- 
beschränkungen haben demgegenüber nur räumlich 
oder zeitlich begrenzte Effekte. Sie führen zudem 
meist nicht zur Verkehrsvermeidung oder zum Modal-
Shift auf umweltfreundlichere Verkehre, sondern viel-
mehr zu Verkehrsverlagerungen auf Räume oder 
Zeiten, in denen die Verkehrszunahme nicht gerade 
erwünscht ist und andere Betroffenheiten verursacht. 
Diese Zusammenhänge sind im Einzelnen abzuwä-
gen – insgesamt aber ist ein sehr behutsamer 
Umgang mit Verkehrsbeschränkungen wie Lkw-Fahr-
verbote, Sperrungen oder Restriktionen im ruhenden 
Verkehr zu empfehlen.

So können beispielsweise die Ordnungsbehörden 
durch § 45 Abs. 1 der Straßenverkehrsordnung zum 
Schutz der Anwohner vor Straßenverkehrslärm zeit-
lich und räumlich beschränkte Fahrverbote für 
bestimmte Fahrzeugarten anordnen. In Betracht 
kommen eine ggf. zeitlich befristete Sperrung für den 
Schwerverkehr (Lkw über 7,5 t zul. Gesamtgewicht) 
oder den gesamten Lkw-Verkehr, Benutzervorteile für 
lärmarme Lkw oder eine Sperrung für nicht lärmarme 
Lkw. Aufgrund der hohen geräuschmäßigen Bedeu-
tung von Lastkraftwagen ist ein Lkw-Fahrverbot auf 
Straßen mit hohem Lkw-Anteil das wirksamste Mittel 
zur Lärmbekämpfung. In einem Pilotversuch in der 
stark befahrenen Beusselstraße in Berlin-Moabit wur-
den die Auswirkungen eines Durchfahrtverbotes für 
Lkw untersucht. Die Maßnahme erbrachte eine Lärm-
minderung von 1 - 2 dB (A). Das Instrument des 
Nachtfahrverbotes nur für laute Lkws haben in der 
Vergangenheit nur sehr wenige Kommunen (bei-
spielsweise Bad Reichenhall und Heidelberg) ange-
wendet, zumal mittlerweile die meisten Lkw als     
„lärmarm“ eingestuft werden.

Die Ausweisung von für den Tages- und Nachtver-
kehr differenzierten Lkw-Routen in Leipzig kann zu 
einer Bündelung der besonders lärmintensiven 
Schwerverkehre beitragen, soweit in einem Gesamt-
konzept besonders lärmsensible Bereiche ganztags 
oder nachts entlastet und andererseits keine Wohn-
bereiche unzumutbar belastet werden.

In einem Forschungsvorhaben zur Bewertung von 
Maßnahmen zur Reinhaltung der Luft und deren 
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schadstoffmindernder Wirkung (AVISO 2006) wurden 
teils quantitative Wirkungen zusammengestellt. Die 
Datenbank (BASt 2010) enthält rund 1500 Maßnah-
men im europäischen Kontext, wobei immissions- 
seitige Wirkungen für 186 unterschiedliche Maßnah-
men in der Datenbank enthalten sind. Es zeigte sich, 
dass bei ca. 2/3 aller Maßnahmen, zu denen auch 
Verkehrsbeschränkungen gehören, sowohl für PM10 
(Feinstaub) als auch für NO2 (Stickstoffdioxid) ledig-
lich mit geringen Wirkungen gerechnet wird bzw. nur 
geringe Wirkungen zu verzeichnen waren.

4. Netzbezogene Entwicklungspotenziale

Die in den Grundlagen der Fortschreibung des Stadt-
entwicklungsplanes getroffene Feststellung „Ver-
kehrsraum ist Lebensraum“ bildet das wohl größte 
Potenzial zur Weiterentwicklung des Straßennetzes. 
Hier kommt es vor allem darauf an, bei den gege-
benen, und durch Gesamtkonzepte ggf. reduzier-
baren Belastungen Gestaltungen, aber auch Verhal-
tensweisen zu erzielen, die die Verkehrsabwicklung 
sicher und verträglich und die negativen Folgewir-
kungen erträglich machen.

 Priorität sollten dabei Straßenzüge haben, die derzeit 
hohe Belastungen aufweisen. Als Belastungsgrenzen 
können die als Höchstbelastung geforderten 35 Tage 
im Kalenderjahr mit Überschreitung der Feinstaub-
grenzwertes im Tagesmittel von 50 µg/m³ (PM10) 
oder die Auslösewerte zur Lärmsanierung (67/57 
dB(A) in Wohngebieten) herangezogen werden, 
wobei diese aus haushaltstechnischen Gründen fest-
gesetzt sind und aus gesundheitlichen Gründen gerin-
gere Belastungsgrenzwerte wünschenswert wären.

Hohe Priorität sollten zudem jegliche Maßnahmen im 
Öffentlichen Verkehr und insbesondere im Fußgänger- 
und Radverkehr haben, um die Anteile dieser umwelt-
freundlichsten Verkehrsmittel weiterhin zu erhöhen. So 
sollten Überquerungen beispielsweise des Innenstadt-
ringes verbessert, Lücken im Fuß- und Radwegenetz 
geschlossen, attraktive Gehwege geschaffen und das 
generelle „Standing“ dieser Verkehrsarten verbessert 
werden. Zudem sollte die hohe Bedeutung des neuen 
City-Tunnels durch Stärkung der auf den öffentlichen 
Verkehr bezogenen Stadt-Umland-Beziehungen     
hervorgehoben werden. Die – wenn auch teilweise 
umstrittene - Tendenz geht dahin, mit kommunikativen 
Maßnahmen und bürgernahen Planungen rücksichts-
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volle Verhaltensweisen im Verkehr zu stärken, städte-
bauliche Qualitäten zu erzielen und Raum für den 
Rad- und Fußgänger- verkehr zu gewinnen. Projekte 
wie Shared Space in der EU, Simply City in Nordrhein-
Westfalen oder die Anlage von Begegnungszonen in 
Berlin setzen auf Partizipation im Planungsprozess, 
auf die Reduzierung der Komplexität durch weitgehen-
den Abbau der Beschilderung und Markierung und auf 
den Einsatz gestaltgebender und ortsüblicher Materi-
alien, teils mit kostenintensiven Umgestaltungen 
(Bohmte), teils mit kostensparendem Einsatz einzelner 
Elemente (Mülheim, Berlin). Die ersten Erfahrungen 
sind durchaus positiv, die evaluierten Wirkungen aber 
noch nicht belastbar. Anhand von Pilotprojekten 
könnten aber auch in Leipzig die erreichbaren Wir-
kungen getestet werden.

Zusammenfassend spiegelt das Straßennetz der 
Stadt Leipzig in eindrucksvoller Weise die Erfolge der 
Stadt- und Verkehrsplanung wieder, in dem es Mobili-
tät und gute Erreichbarkeiten sichert. Entwicklungs-
potenziale liegen in der weiteren Förderung der 
umweltfreundlichen Verkehrsarten und der Ausschöp-
fung städtebaulicher Potenziale und Sicherheitspoten-
ziale in ausgewählten Straßenabschnitten.
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1. Integrierte Stadt- und Verkehrs-    
entwicklung: 
Aktueller Stand in Theorie und Praxis

Das Fachgutachten „Integrierte Stadtentwicklung zur 
Verkehrsvermeidung und Förderung nachhaltiger 
Mobilität“ für die Fortschreibung des Leipziger STEP 
Verkehr und öffentlicher Raum ist in drei Teile geglie-
dert: In Kapitel 1 sind zunächst wissenschaftliche 
Erkenntnisse zu integrierter Stadt- und Verkehrsent-
wicklung dargestellt. In Kapitel 2 sind anschließend 
die	ortsspezifischen	Entwicklungsoptionen	bzw.	
Herausforderungen für Leipzig erläutert, die sich aus 
diesen theoretischen bzw. praxisbezogenen Erkennt-
nissen und Erfahrungen ergeben. Darauf aufbauend 
werden in Kapitel 3 schließlich mögliche Maßnahmen 
für die Planungspraxis abgeleitet.

Übergeordnete Erkenntnisse zu integrierter 
Stadt- und Verkehrsentwicklung
Konzepte zur integrierten Stadt- und Verkehrsent-
wicklung basieren auf der Erkenntnis, dass ein 
Wechselverhältnis zwischen räumlichen Entwick-
lungen und der Entwicklung des Verkehrs besteht – 
und dementsprechend über eine gezielte Gestaltung 
der Siedlungsstruktur bzw. öffentlicher Räume auch 

Fragen an den Gutachter
Siedlungsentwicklung und Nahversorgung

Welchen Beitrag kann Siedlungsstrukturentwick-•	
lung (Innenentwicklung, Nutzungsmischung, ...) 
zur Verkehrsreduzierung leisten?
Wieviel Verkehr spart eine kompakte Stadtstruktur? •	
Wo liegen dafür in Leipzig die größten Potenziale? •	
Welche Chancen haben autoreduzierte/autofreie •	
Wohngebiete, insbesondere vor dem Hintergrund 
der	demografischen	Entwicklung?	Welche	Anfor-
derungen müssen gegeben sein?
Welchen Beitrag kann Wohnungs- und Siedlungs-•	
politik zu Verkehrsvermeidung und nachhaltiger 
Mobilität leisten?
Welche guten Beispiele liegen dazu in anderen •	
deutschen bzw. europäischen Städten vor?
Welche (Nah-)Versorgungskonzepte sind ver-•	
kehrsverträglich? Wie kann eine Nahmobilität von 
Versorgungsstandorten organisiert werden, um 
Einkaufen ohne Auto zu befördern?

Schulnetzplanung 
Wie grenzen sich suboptimale von optimalen •	
Schulstandorten ab? 
Sollen neue Schulstandorte, Kitas usw. möglichst •	
in Wohngebiete integriert werden? Welche Rolle 
spielt die Lage an den Achsen des ÖPNV/SPNV? 
Welche Erfolge kann man mit gestaffelten Schul-
anfangszeiten erzielen?

Qualität an urbaner Mobilität
Mit welchen Maßnahmen kann eine neue Qualität •	
an urbaner Mobilität im Quartier erreicht werden? 
Sollte es das Ziel sein, MIV und ÖPNV (Straßen-•	
bahn)	möglichst	zu	entflechten,	um	gegenseitige	
Behinderungen abzubauen? Welche Rolle spielt 
dabei die Aufenthaltsqualität?

Empfehlungen für Leipzig
Sollte das Verkehrskonzept der autoarmen Innen-•	
stadt auf den Bereich innerhalb des Tangenten-
vierecks ausgeweitet werden? Wie kann man die 
Verknüpfung zwischen City und Cityrand verbes-
sern?

Synergien integrierter Planung/ Entwicklung 
Welche Synergien und welche Partnerschaften •	
sind notwendig, um optimale Wechselwirkungen 
zwischen integrierter Stadt-, Siedlungs- und 
Gewerbeentwicklung und nachhaltiger Mobilität zu 
erzielen? Welche guten Beispiele aus deutschen 
und europäischen Städten sind in diesem Kontext 
besonders erwähnenswert?

E-Government
Können Online-Angebote Wege ersetzen (z. B. •	
Behördengänge) oder tragen sie zu einer Rechtfer-
tigung für die Ausdünnung von Bürgerangeboten in 
den Stadtteilen bei (Bürgerämter, Banken usw.)?

Einfluss	auf	das	Mobilitätsverhalten	der	Bewohner	
genommen werden kann. Seit Anfang der 90er-Jahre 
ist dieses Leitbild der „Kompakten Stadt“ im deutsch-
sprachigen Raum wie auch im europäischen Ausland 
vielfach zum prägenden Planungsparadigma im 
Sinne einer integrierten, nachhaltigen Stadtentwick-
lung geworden.5, 20

Das Leitbild der „kompakten Stadt“
Das Leitbild der „Kompakten Stadt“ - gelegentlich auch 
als „Stadt der kurzen Wege“ oder „europäische Stadt“ 
bezeichnet - wird in Theorie und Praxis z.T. uneinheit-
lich	definiert	und	umgesetzt.	Eine	weitgehende	Über-
einstimmung besteht allerdings dahingehend, dass 
drei Planungsgrundsätze („drei D´s“) für eine am Leit-
bild der „Kompakten Stadt“ orientierte Stadtplanung 
elementar sind: eine kompakte Siedlungsgestaltung 
mit einer angemessenen und verträglichen Einwoh-
ner- und Arbeitsplatzdichte („Dichte“), eine multifunk-
tionale, durchmischte Flächennutzung („Durchmi-
schung“) und eine attraktive Gestaltung der 
öffentlichen Räume („Design“). Daneben ist ergän-
zend die Förderung einer auto- unabhängigen Mobili-
tät durch die Weiterentwicklung der Angebote im 
ÖPNV sowie des Fuß- und Radverkehrs von beson-
derer Bedeutung, damit eine gute Erreichbarkeit von 

Arbeitsplätzen, Einrichtungen der Nahversorgung 
und Orten der Naherholung auch ohne Auto ermögli-
cht	wird.	Für	neue	Wohnflächen	sollten	dementspre-
chend v.a. Nachverdichtungs- potenziale im bestehen-
den Stadtraum genutzt werden („Innenentwicklung vor 
Außenentwicklung“). Neue städtebauliche Projekte 
sollten generell auf bereits bestehende ÖV-Angebote 
ausgerichtet sein, auf einen weiteren Ausbau der 
Straßenkapazitäten sollte soweit wie möglich ver-
zichtet werden. Weiterhin ermöglicht eine kompakte 
Siedlungsstruktur	einen	effizienteren	Betrieb	des	
ÖPNV. Zudem verbessern sich - durch die kürzeren 
Entfernungen im Vergleich zu einer nicht kompakten 
Stadtentwicklung - die Erreichbarkeit und damit letzt-
lich auch die Rentabilität vieler öffentlicher und pri-
vater Einrichtungen. Gleichzeitig fördert eine kom-
pakte Siedlungsstruktur durch die verstärkte Nutzung 
des ÖPNV und nichtmotorisierter Verkehrsmittel 
einen energiesparsamen Verkehr.5, 14, 17, 33

Gestaltung und Nutzungsmischung
Die attraktive Gestaltung öffentlicher Räume und die 
Nutzungsmischung stehen in einer engen Wechsel-
beziehung zueinander: So kann durch eine städte-
bauliche Aufwertung des Straßenraums die Nah- 
mobilität und die Aufenthaltsqualität im Quartier bzw. 

VIII
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in Straßen und auf Plätzen verbessert werden, 
wodurch eine stärkere Nutzung von Stadtteilzentren 
gefördert wird. Im Gegenzug können attraktive, nut-
zungsgemischte (Stadtteil-)Zentren zu einer vermehr- 
ten Nutzung nichtmotorisierter Verkehrsmittel und 
damit zu einer Verbesserung der Aufenthaltsqualität 
und einer Belebung öffentlicher Räume beitragen.

Als ein wesentliches Element zur Aufwertung des 
öffentlichen Raums und der Wohnqualität im Quartier 
wird die Verminderung des Pkw-Verkehrs angesehen. 
Durch den Rückbau von Fahrspuren und Stellplätzen 
sowie	die	Verlagerung	von	Parkflächen	in	Quartiers-
garagen ergeben sich auch in bestehenden Stadt-
vierteln	häufig	Potenziale	für	eine	gestalterische	Auf-
wertung des öffentlichen Raums (z.B. durch 
Straßenbegrünungen) und zu einer optimierten 
Gestaltung von Straßenräumen für den Fuß- und 
Radverkehr. Gerade vor dem Hintergrund des demo-
grafischen	Wandels	erlangen	dabei	Aspekte	wie	Bar-
rierefreiheit eine besondere Bedeutung. Ebenfalls 
von Belang bei der Gestaltung ist eine ausreichende 
Versorgung	einzelner	Stadtviertel	mit	Grünflächen,	
die bestenfalls möglichst viele unterschiedliche Frei-
zeitanforderungen der verschiedenen Bevölkerungs-
gruppen (Familien, ältere Personen, etc.) abdecken. 
In der Praxis ist allerdings festzustellen, dass trotz 
möglicher positiver Wirkungen auf die Wohnqualität 
die Realisierung von Quartiersgaragen in bestehen-
den	Stadtvierteln	häufig	problematisch	ist,	da	nur	
wenige potenzielle Nutzer bereit sind, sich in größe-
rem Maß an der Finanzierung der Anlagen zu beteili-
gen. Bei vielen bisherigen Projekten wurde deshalb 
der Großteil der Finanzierung durch die jeweilige 
Kommune getragen. In Einzelfällen ist es in Stadt-
quartieren mit gemischter Nutzung jedoch auch 
gelungen,	eine	finanzielle	Beteiligung	lokaler	Unter-
nehmen und Einrichtungen zu erreichen.1, 3, 5, 13, 33

Die anzustrebende Nutzungsmischung innerhalb 
eines Quartiers bezieht sich nicht nur auf Einkaufs-
möglichkeiten für die Nahversorgung, sondern auch 
auf eine ausreichende Ausstattung mit Bildungsein-
richtungen, kulturellen Anziehungspunkten und sozi-
alen Einrichtungen. Auch eine an der Einwohnerzahl 
des Quartiers orientierte Ausstattung mit Arbeitsplät-
zen wird als sinnvoll erachtetet. Zwar arbeitet jeweils 
nur ein Teil der Bewohner im Quartier und auch die 
anderen Einrichtungen vor Ort werden nicht von allen 
Einwohnern in gleichem Maße genutzt. Da aber 
zumindest ein mehr oder minder großer Anteil der 
Bevölkerung die Angebote vor Ort nutzt bzw. einen 
Arbeitsplatz innerhalb des Quartiers hat, führt eine 
möglichst breite Nutzungsmischung im Quartier in 
jedem Fall zu einer Verringerung der Wegelängen 
und damit auch des Verkehrsaufkommens. Eine 
generelle	Quantifizierung	des	Potenzials	zur	Ver-
kehrsreduzierung durch Nutzungsmischung ist aber 
aufgrund der jeweils lokal unterschiedlichen Bewoh-

nerstruktur und des örtlichen Angebots an Nutzungen 
im Quartier nicht möglich.1, 14, 18, 20

Im Bezug auf die Nutzungsmischung in Quartieren 
ergibt sich – auch als Ergebnis der ExWost-Modell-
vorhaben – eine Vielzahl von Anforderungen an die 
Planungspraxis. Prinzipiell sollte die Nutzungs- 
mischung als Grundprinzip der Stadtplanung betrach-
tet werden, sowohl auf der Ebene der Gesamtstadt 
als auch der Stadtteile. Dabei ist vor allem bei neuen 
Bauprojekten eine möglichst frühzeitige Etablierung 
von Versorgungseinrichtungen sinnvoll, da sich sonst 
oft auch bei vorhandenem ÖV-Angebot stärker MIV-
orientierte Wegemuster herausbilden. 
Wichtig ist hierbei, dass nicht versucht wird, ein Ide-
almodell der Nutzungsmischung umzusetzen, son-
dern an den Standort und die Anforderungen der 
Nutzer angepasste Konzepte zu entwickeln. So kann 
die Mischung der verschiedenen Nutzungen vertikal 
oder horizontal, fein- oder grobkörnig, innerhalb 
eines Gebäudes, im Block oder im Quartier erfolgen. 
Hilfreich sind in diesem Zusammenhang umfassende 
Zentrenkonzepte, die eine zielgerichtete Förderung 
der Nutzungsmischung durch eine abgestimmte Pla-
nung,	finanzielle	Anreize,	Vermarktungsstrategien	
und Beteiligungsverfahren ermöglichen. Eine ver- 
änderte Wirtschaftsstruktur, einhergehend mit einer 
Zunahme der wohnverträglichen Dienstleistungs- 
betriebe, ermöglicht dabei in weitaus größerem 
Umfang als früher die Mischung von Wohnen und 
Gewerbe. Lediglich größere Industriebetriebe erfor-
dern aufgrund der immissionsschutzrechtlichen 
Bestimmungen weiterhin eine Funktionstrennung. 
Problematisch ist in nutzungsgemischten Quartieren 
vor allem der durch die Gewerbebetriebe verursachte 
Verkehr,	der	zu	Konflikten	mit	der	Wohnbevölkerung	
führen kann. Die Verringerung des Autoverkehrs ist 
daher eine der wesentlichen Anforderungen bei der 
Planung von Quartieren mit gemischten Nutzungs-
konzepten. Sinnvoll sind in diesem Kontext z.B.   
Konzepte zur koordinierten Abwicklung des  
Anlieferverkehrs.5, 10, 20, 23 

Mobilität in der „kompakten Stadt“
Die Mobilität innerhalb von bzw. zwischen kompakten 
Stadtvierteln soll im Wesentlichen durch eine 
umfangreiche Förderung der Fuß- und Fahrradmobi-
lität gewährleistet werden. Neben den bereits erläu-
terten Maßnahmen zum barrierefreien und fußgän-
ger- bzw. fahrradfreundlichen Umbau von 
Straßenräumen werden insbesondere für den Fahr-
radverkehr ergänzende Fördermaßnahmen vorge-
schlagen. Solche Förderkonzepte für den Radver-
kehr wurden bereits in vielen europäischen Städten 
erfolgreich umgesetzt (z.B. Kopenhagen, Amster-
dam, etc.) und tragen in diesen Städten zu deutlich 
erhöhten Anteilen des Fahrradverkehrs am Gesamt-
verkehr bei. Grundlage dieser ergänzenden Maßnah-

men	ist	eine	ausreichende	finanzielle	Förderung,	die	
zur Verbesserung der Sicherheit beim Radfahren 
oder zur Einrichtung zusätzlicher Fahrradspuren und 
-parkplätze genutzt werden kann. Weiterhin sind für 
eine effektive Radverkehrsförderung eine Vorrang-
stellung gegenüber dem MIV im Straßenraum (durch 
Verkehrsberuhigung, Vorrecht an Kreuzungen, Par-
kraumbewirtschaftung, etc.) und eine gute Verzah-
nung mit ÖPNV-Angeboten von Vorteil (Bike&Ride). 
Eine Förderung des Fuß- und Radverkehrs führt 
auch zu einer stärkeren Nutzung der lokalen Zentren, 
im Gegenzug ist eine nahraumorientierte Zentren- 
bildung mit entsprechender Ausstattung (Einzelhan-
del, Dienstleistung, etc.) förderlich für den NMIV.20, 32

Um eine stadtverträgliche Mobilität in der „kompakten 
Stadt“ zu gewährleisten, ist ergänzend zur eher nahr-
aumorientierten Fuß- und Fahrradmobilität auch ein 
ausreichendes Angebot des öffentlichen Nahverkehrs 
notwendig. Für eine nachhaltige Stadt- und Ver-
kehrsentwicklung wird dabei die frühzeitige Einbezie-
hung von Verkehrsaspekten bei Planungsprozessen 
als besonders wichtig erachtet. Nur so kann gewähr-
leistet werden, dass neue Quartiere und Bauprojekte 
möglichst von Beginn an mit dem ÖPNV erreichbar 
sind und eine überwiegend am MIV orientierte Ver-
kehrsentwicklung vermieden wird. Generell proble-
matisch	und	meist	ineffizient	ist	auch	in	bestehenden	
Stadtvierteln ein paralleler, gleichberechtigter Ausbau 
von MIV und ÖPNV.20, 26

Für neue Standorte innerhalb der Stadt wird deshalb 
auf Basis von praktischen Erfahrungen und Modell-
projekten eine konsequente Ausrichtung neuer Bau-
gebiete und Bauvorhaben auf bestehende leistungs-
fähige ÖPNV-Achsen bzw. Knotenpunkte mehrerer 
ÖPNV-Linien gefordert. Dazu sollten verstärkt vor-
handene innerstädtische (Brach-)Flächenpotenziale 
genutzt werden. Bei der Konzeption neuer Sied-
lungen sollte eine Dichte erreicht werden, die ein 
ausreichendes Fahrgästepotenzial für den ÖPNV 
erbringt. Für eine attraktive und tragfähige ÖPNV- 
Erschließung schlagen Gaffron et al.13 dabei fol-
gende Planungsparameter vor:

mindestens 1000 - 1500 Einwohner mit einem •	
maximalen Fußweg von 300 m zu einer Bushalte-
stelle;
mindestens 3000 Einwohner mit einem maximalen •	
Fußweg von 400 m zu einer Straßenbahnhalte-
stelle;
mindestens 4000 Einwohner mit einem maximalen •	
Fußweg von 500 m zum Haltepunkt einer S-Bahn / 
Regionalbahn.

Eine Orientierung der Stadtentwicklung an bereits 
bestehenden Achsen des Nahverkehrs kann gleich-
zeitig	auch	zur	Effizienzsteigerung	von	ÖPNV-Linien	
dienen, die bisher nur eine unzureichende Auslastung 
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aufgewiesen haben (z.B. an einzelnen Linienästen im 
Außenbereich).20, 26, 33 Für das ÖPNV-Angebot selbst 
ist neben einer guten Erreichbarkeit der Haltestellen 
auch eine angemessene Angebotsqualität und Bedie-
nungshäufigkeit	von	großer	Bedeutung.	Weiterhin	
sollte auf die Optimierung der Umsteigebedingungen 
zwischen Fuß- bzw. Radwegen und ÖPNV sowie auf 
eine attraktive städtebauliche Einbindung der Halte-
stellen besondere Aufmerksamkeit gerichtet wer-
den.20, 33

Die Siedlungsentwicklung sollte allerdings nicht nur 
in den Kernstädten, sondern auch im Umland ent-
sprechend dem Leitbild der „dezentralen Konzentra-
tion“ im Wesentlichen an Achsen des (schienen- 
gebundenen) öffentlichen Verkehrs konzentriert 
werden. Dadurch wird u.a. eine Verlagerung von 
Pendlerströmen auf den ÖPNV erleichtert. Im Rah-
men des Forschungsprojekts Bahn.Ville haben sich 
zur Förderung des ÖPNV in der Region eine dichte, 
gleichmäßige Bedienung der Haltestellen, eine hohe 
Haltestellendichte, eine Aufwertung des Bahnhofs- 
umfelds, Maßnahmen zur Imageverbesserung sowie 
eine intensive interkommunale Kooperation als 
besonders förderlich herausgestellt.5, 31 Insbesondere 
beim Ausbau der ÖPNV-Verbindungen in die Region 
sind jedoch immer die dynamischen Wechselwirkun- 
gen zwischen Verkehrs- und Siedlungsentwicklung 
im Blick zu behalten, um potenziell negative Folgen 
zu minimieren. So kann eine schnellere ÖPNV-
Anbindung des Umlands zwar einerseits zu einer 
Verlagerung von Pendlerströmen beitragen. Anderer-
seits kann durch die nun verbesserte Erreichbarkeit 
des suburbanen Raums auch eine Verlagerung von 
Gewerbestandorten von der Stadt ins Umland geför-
dert werden. Weiterhin ermöglichen die kürzeren 
ÖPNV-Reisezeiten prinzipiell auch längere Pendel-
strecken und können so zur Erhöhung des Verkehrs-
aufwands beitragen.14, 19, 20

Die „kompakte Stadt“ in der Gesamtbetrachtung
Tatsächlich zeigen zahlreiche Studien eine Korrela-
tion zwischen höherer Dichte und geringerem Ver-
kehrsaufwand auf. So legen z.B. Bewohner dichter 
bebauter und nutzungsgemischter Stadtviertel deut-
lich kürzere Distanzen als Bewohner weniger dicht 
besiedelter und eher monofunktionaler Stadtviertel 
zurück. Die meist gute Erschließung durch den 
ÖPNV in kompakt geplanten Stadtvierteln führt 
zudem meist zu einer höheren Nutzung des ÖPNV. 
Diese	Zusammenhänge	sind	häufig	ein	wesentliches	
Argument für die Umsetzung des Leitbilds der „kom-
pakten Stadt“.17, 33 Das Leitbild ist über die verkehrs-
technischen und ökologischen Aspekte hinaus aber 
auch in gesellschaftlicher Hinsicht relevant. So kann 
die Stadt der kurzen Wege auch in sozialer Hinsicht 
nachhaltig wirken, indem sie durch städtebauliche 
Aufwertung und Nutzungsmischung im Quartier Iden-
tifikation	stiftet	und	der	Segregation	entgegen	wirkt.18 

Verschiedene aktuelle Rahmenbedingungen auf den 
unterschiedlichen räumlichen Maßstabsebenen 
beeinflussen	sowohl	theoretische	Debatten	als	auch	
praktische Anwendungen des Leitbilds der „kom-
pakten Stadt“. So verstärken Herausforderungen wie 
der Klimawandel und die Verknappung fossiler Res-
sourcen die Forderung nach einer kompakten, nach-
haltigen	Stadtentwicklung.	Der	demografische	Wan-
del – u.a. einhergehend mit sozialräumlichen 
Prozessen wie der Perforation von Städten oder der 
Reurbanisierung – und der ökonomische Struktur-
wandel – mit der Dezentralisierung von Dienstlei-
stungen und mit Konzentrationsprozessen von Indus-
trie und Gewerbe – können bei der Entwicklung der 
„kompakten Stadt“ sowohl als Herausforderung als 
auch als Chance begriffen werden.5 

Chancen werden für die „Stadt der kurzen Wege“ 
auch durch einen gesellschaftlichen Wertewandel 
gesehen, bei dem Autos aktuell als Statussymbol an 
Bedeutung verlieren, während zugleich Gesundheits-
aspekte der Mobilität an Relevanz gewinnen. Eine 
aktuelle Studie des Bundes-Umweltministeriums 
(„Umweltbewusstsein in Deutschland“, 2010)5 unter-
mauert eine grundsätzlich positive Einstellung der 
Bevölkerung gegenüber einer „Stadt der kurzen 
Wege“. So spricht sich eine deutliche Mehrheit (76%) 
in der Umfrage für eine am ÖPNV und NMIV orien-
tierte Stadtentwicklung aus und unterstützt Maßnah-
men zur Verlagerung vom MIV auf den ÖPNV (58%). 
Auch die Schaffung verkehrsberuhigter Wohngebiete 
und eine innerörtliche Pkw-Höchstgeschwindigkeit 
von 30 km/h werden mehrheitlich befürwortet (86% 
bzw. 58%). Ein Großteil der Befragten gibt weiterhin 
an, bereits aktuell auf Autofahrten zu verzichten 
(49%) oder beabsichtigt, dies zumindest zukünftig zu 
tun (16%). Zum Teil bleibt allerdings abzuwarten, 
inwiefern einzelne Entwicklungen und Einstellungen 
eher als kurzfristige Trends bzw. Momentaufnahmen 
oder als langanhaltende Entwicklungen und langfri-
stiger Einstellungswandel zu werten sind.5

Trotz der breiten Anwendung des Leitbilds der „kom-
pakten Stadt“ in der Planungspraxis sind sowohl die 
theoretischen Vorannahmen als auch die praktische 
Umsetzung des Konzepts nicht unumstritten. So wird 
häufig	bemängelt,	dass	es	nicht	ausreichend	ist,	nur	
die Dichte in Stadträumen zu betrachten, da auch die 
Siedlungsgestaltung anderer Kommunen und die 
Verknüpfungen	innerhalb	einer	Region	Einfluss	auf	
das Verkehrsgeschehen in Städten haben. Gefordert 
wird deshalb eine „Region der kurzen Wege“, die auf 
dem Leitbild der „dezentralen Konzentration“ basiert, 
d.h. dass innerhalb der Region Subzentren gebildet 
werden, die sich ebenfalls durch eine vergleichs-
weise dichte Bebauung und eine hohe Nutzungs- 
mischung auszeichnen. Damit sollen auch außerhalb 
der Kernstadt lange Distanzen zu verschiedenen Ein-
richtungen (z.B. Schulen, Einzelhandel) vermieden 

werden, die aufgrund der oft geringeren Erschlie-
ßung durch den ÖPNV in der städtischen Peripherie 
meist zur deutlich erhöhten Nutzung des MIV führen. 
Dabei ist festzustellen, dass monozentrische Regi-
onen zwar eher lange Pendeldistanzen aufweisen, 
dafür allerdings gut mit dem ÖPNV erschließbar sind. 
Dahingegen weisen polyzentrische Regionen kürzere 
Pendeldistanzen auf, die aufgrund der komplexen 
Verflechtungen	aber	meist	besser	mit	dem	MIV	über-
brückbar sind.14, 33

Weiterhin wird kritisiert, dass oft eher einfache 
Zusammenhänge zwischen Dichte bzw. Stadtstruktur 
und dem Verkehrsaufwand hergestellt werden. Viele 
Autoren merken dazu an, dass sich das individuelle 
Verkehrshandeln immer stärker von den vorhan-
denen Stadtstrukturen löst. Verschiedene Gruppen 
der Bevölkerung – mit jeweils unterschiedlichen grup-
penspezifischen	Lebensstilen	oder	sozioökono-
mischen Merkmalen – weisen dabei auch bei ähn-
lichen Voraussetzungen bezüglich Stadtstruktur und 
ÖPNV-Anbindung teils deutlich voneinander abwei-
chende Mobilitätsmuster auf.5, 18, 33 Das unterschied-
liche Verkehrsverhalten in einzelnen Vierteln lässt 
sich demnach nicht unbedingt direkt auf bestimmte 
Siedlungsstrukturen oder Verkehrsangebote zurück-
führen, sondern kann auch als eine bewusste Wohn-
ortentscheidung einzelner Bevölkerungsgruppen 
interpretiert	werden.	Eine	exakte	Quantifizierung	der	
Wirkung kompakter Siedlungsstrukturen ist insofern 
nicht möglich, vielmehr ist das Mobilitätsverhalten 
der Bewohner neben den strukturellen Vorausset-
zungen immer auch stark von individuellen Einstel-
lungen, Motiven und Bedürfnissen abhängig.14, 17, 33 

Eine verdichtete und durchmischte Siedlungsstruktur 
ist somit nicht alleine für eine nachhaltige Abwicklung 
des Verkehrs ausreichend. Ergänzend zu einer 
„Stadt der kurzen Wege“ wird deshalb auch ein 
„Lebensstil der kurzen Wege“ gefordert, der bei-
spielsweise durch ein an den ÖPNV-Angeboten und 
verschiedenen städtischen Zielgruppen orientiertes 
Mobilitätsmanagement gefördert werden kann. Eine 
kompakte Gestaltung der Stadt stellt allerdings eine 
wichtige Grundvoraussetzung für nachhaltigen Stadt-
verkehr dar, zum einen weil kompakte Strukturen 
eine	bessere	und	effizientere	Verkehrsabwicklung	
über den ÖPNV erst ermöglichen, zum anderen weil 
so auch eine „Stadt der langen Wege“ mit zwangs-
läufig	verkehrsaufwändigen,	autoorientierten	Struk-
turen vermieden werden kann.1, 5, 17 Gerade im Ver-
gleich mit Städten im europäischen Ausland (z.B. 
Schweiz, Niederlande) zeigt sich dabei, dass die 
Potenziale einer kompakten Stadtstruktur zur Ver-
kehrsvermeidung in Deutschland oft nur unzurei-
chend genutzt werden. Als Ursachen hierfür werden 
u.a. die Konkurrenz zu günstigen Flächen auf der 
grünen	Wiese	und	Interessenskonflikte	zwischen	
Umland und Kernstadt, aber auch eine mangelhafte 
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politische Unterstützung und Umsetzung von Pla-
nungskonzepten genannt. Kritisiert wird in diesem 
Zusammenhang auch, dass bei Planungen zur „kom-
pakten Stadt“ mögliche Nachteile ausgeklammert 
bleiben, während gleichzeitig Alternativen zur Ver-
kehrssteuerung (z.B. über Steuer- und Subventions-
änderungen) nicht ausreichend geprüft werden.4, 5, 20, 33 

Integrierte Stadt- und Verkehrsentwicklung:             
Erkenntnisse zu einzelnen Städtischen Funktionen
Wohnen und Wohnumfeld
Für die Wohnstandortwahl innerhalb einer Stadt ist 
neben der Lage in der Gesamtstadt, der Lage zum 
Arbeitsplatz und der Erreichbarkeit zentraler Einrich-
tungen vor allem auch das direkte Wohnumfeld rele-
vant. Diese Faktoren werden jedoch von einzelnen 
Gruppen in der Bevölkerung recht unterschiedlich 
gewichtet. Innerhalb der Stadt ist deshalb eine Kon-
zentration von Gruppen mit jeweils ähnlichen 
Lebensstilen	oder	soziodemografischen	Merkmalen	
in bestimmten Stadtvierteln festzustellen, wobei oft 
eine starke Innen-Außen-Dichotomie der Verteilung 
auffällig ist. Ein ideales Wohnquartier mit optimaler 
Dichte und Nutzungsmischung, das für alle Bewoh-
ner gleichermaßen attraktiv ist, existiert dementspre-
chend nicht. Durch eine verbesserte Nutzungsmi-
schung und eine attraktivere Gestaltung der öffent- 
lichen Räume wird die Qualität des Wohnumfelds 
allerdings gleichermaßen für alle Gruppen innerhalb 
der Stadt bzw. des Quartiers aufgewertet, unabhän-
gig davon, wie stark die lokalen Einrichtungen von 
einzelnen Gruppen tatsächlich genutzt werden. 

Hilfreich können hier beispielsweise auch Maßnah-
men des Quartiersmanagements sein. Wichtig ist, 
bei der Gestaltung kompakter, innerstädtischer Stadt-
viertel für möglichst viele Gruppen der Bevölkerung 
attraktive Wohnangebote zu schaffen. So kann z.B. 
durch Stadthäuser oder ähnliche Konzepte Familien 
auch im Innenstadtbereich der Eigentumserwerb 
ermöglicht	werden.	Im	Kontext	des	demografischen	
Wandels gewinnen zunehmend auch spezialisierte 
Wohnungsangebote für ältere Menschen mit einem 
adäquaten Wohnumfeld an Relevanz. Dabei ist 
jedoch zu beachten, dass die Qualitäten einzelner 
städtischer Bereiche (z.B. innerstädtische Dichte und 
Nutzungsmischung,	größerer	Grünflächenanteil	in	
den Außenbezirken) nicht beliebig reproduzierbar 
sind und manche Gruppen der Bevölkerung auch 
durch differenzierte Aufwertungsmaßnahmen im 
Innenbereich nicht bereit sind, auf das sogenannte 
„Häuschen im Grünen“ zu verzichten.15, 17, 18

Elementar für eine nachhaltige Stadtentwicklung im 
Sinne der „kompakten Stadt“ ist die Nutzung von 
Brachen im Stadtgebiet. Obwohl Brachen zunächst 
häufig	als	Krisensymptome	wahrgenommen	werden,	

bieten sie vielfältige Potenziale zur Verdichtung und 
Weiterentwicklung bestehender Stadtviertel durch 
innovative Wohnkonzepte (z.B. für Familien oder 
ältere Menschen). Besonders Citylagen bieten prinzi-
piell eine gute Erreichbarkeit sowie eine Vielzahl an 
Angeboten. Brachen in diesen Bereichen sind des-
halb relativ leicht neu zu entwickeln. Allerdings sind 
auch	andere	Lagen	durch	ihre	spezifischen	Vorteile	
(z.B. günstige Bodenpreise) für einzelne Zielgruppen 
(z.B. Studenten) attraktiv. Generell schwierig gestaltet 
sich	die	Umnutzung	von	Brachflächen	in	Großwohn-
siedlungen. Allgemein wird eine Umnutzung von Bra-
chen oft durch heterogene und teils recht komplexe 
Akteurs-, Standort- und Prozessmuster erschwert. In 
einer Vielzahl von Fällen kommt es beispielsweise zu 
einer Ablehnung von Umnutzungen durch andere 
Bewohner, da diese aufgrund der Neubauten eine 
Erhöhung des Verkehrsaufkommens und einen Ver-
lust von Frei- und Erholungsräumen befürchten. Sinn-
voll ist hier ein Ausgleich des Verlusts durch zeitnahe 
Aufwertungen des öffentlichen Raums und Ersatz ver-
lorengegangener	Grünflächen.	Für	eine	erfolgreiche	
Vermarktung	von	Projekten	auf	Brachflächen	spielen	
außerdem die Grundstückseigentümer und Projekt-
entwickler eine wichtige Rolle.6

Eine Sonderform kompakter Stadtentwicklung stellen 
autoreduzierte bzw. autofreie Stadtquartiere dar. 
Quartiere dieser Art zeichnen sich durch einen 
besonders geringen Flächenverbrauch für den Ver-
kehr aus und bieten einen starken Anreiz zu einem 
verkehrssparsamen Lebensstil. Durch die kurzen 
fußläufigen	Entfernungen	zu	Nahversorgungseinrich-
tungen sind autofreie bzw. autoreduzierte Quartiere 
besonders auch für Bevölkerungsgruppen geeignet, 
die keinen Pkw besitzen oder in ihrer Mobilität einge-
schränkt sind (z.B. Senioren). Die geringe Motorisie-
rungsrate innerhalb dieser Viertel wirkt sich dabei 
auch positiv auf das Verkehrsaufkommen in angren-
zenden Quartieren aus. Trotz einiger erfolgreich 
umgesetzter Projekte in Deutschland wurden auto-
freie bzw. autoreduzierte Wohngebiete bis jetzt aller-
dings nur in sehr geringer Anzahl entwickelt. Die 
Ursachen dafür werden neben rechtlichen Schwierig-
keiten mit der Stellplatzsatzung (in vielen Landes-
bauordnungen	finden	autofreie	Haushalte	keine	
Berücksichtigung) vor allem auch in einem fehlenden 
Engagement der Politik und der Wohnungswirtschaft 
gesehen. 
Am Beispiel der Messestadt München-Riem, einem 
verkehrspolitisch ursprünglich recht ambitionierten 
Städtebauprojekt auf dem Gelände des ehemaligen 
Flughafens, zeigte sich, dass auch eine wenig enga-
gierte Vermarktung, eine nicht ausgewogene Zentren- 
planung und eine Aufweichung ursprünglich 
geplanter Maßnahmen zur MIV-Reduzierung eine 
erfolgreiche Umsetzung des Konzepts des autofreien 
Wohnens erschweren.5, 13

Praxisbeispiele für die Verbesserung des Wohn-  
umfelds, Modellprojekte autoreduzierten Wohnens

Städtebauliche Umgestaltung Kolumba-Quartier Köln16

Das Kolumba-Quartier Köln ist ein zentral gelegenes 
Viertel der Stadt, das durch eine stark befahrene 
Straßenachse erschlossen wird und bisher einen 
hohen Parksuchverkehr aufwies. Im Quartier wurde 
deshalb eine Parkraumneuordnung mit dem Ziel 
einer Konzentration der Fremdparker auf Parkhäuser 
durchgeführt. Diese Maßnahme soll durch den Rück-
bau	von	Parkflächen	zu	einer	Verbesserung	der	Auf-
enthaltsqualität im öffentlichen Raum und zu einer 
Stärkung des NMIV beitragen. Angestrebt (und teil-
weise bereits realisiert) ist eine Reduzierung des MIV 
innerhalb des Viertels um 30-50%.

Sitzrouten Frankfurt am Main-Nordend3

Im Frankfurter Nordend wurden sogenannte „Sitzrou-
ten“ entwickelt. Entlang dieser Sitzrouten wurden 
gezielt neue Sitzmöglichkeiten geschaffen, die vor 
allem für ältere Personen Fußwege erleichtern. Die 
insgesamt gut angenommene Maßnahme trägt gleich-
zeitig auch zu einer Belebung des Straßenraums bei. 
In Einzelfällen wurden nach Kritik der Anwohner aller-
dings Umplanungen der Routen notwendig. 

Abb. 1 Umgestaltung Kolumba-Quartier16

Abb. 2 Sitzrouten  www.urbanes.nordend.de

89



Autoreduziertes Wohnen in Freiburg-Vauban13, 29 
In Freiburg wurde ab 1998 auf einem freigewordenen 
Militärareal der neue Stadtteil Vauban mit ca. 2000 
Wohneinheiten geplant und entwickelt. Basierend auf 
dem Leitbild der „kompakten Stadt“ und unter Beteili-
gung von Bürgern an der Planung wurden eine breite 
Nutzungsmischung (Stadtteilzentrum, Freizeit- und 
Ausbildungseinrichtungen, Nahversorgung) und ein 
anspruchsvolles, am NMIV und ÖPNV orientiertes 
Verkehrskonzept umgesetzt. Die Siedlung ist aller-
dings nicht vollständig autofrei gestaltet, Pkw-Besit-
zern ist zumindest kurzzeitig das Parken im Quartier 
gestattet. Da viele Grundstücke (auch von Pkw-Besit-
zern) keine Stellplätze aufweisen, gibt es am Rand 
der Siedlung mehrere Quartiersgaragen, die auch 
von Besuchern genutzt werden können. Ca. 50% der 
Einwohner (mit zunehmendem Anteil) verzichten auf 
ein eigenes Auto und nutzen entweder den NMIV 
oder ÖPNV zur Fortbewegung. 

Zur Unterstützung der Mobilität der Bewohner ohne 
Pkw (z.B. bei größeren Einkäufen) sind u.a. Car- 
Sharing-Angebote und ein Lieferservice des örtlichen 
Supermarkts	vorhanden.	Trotz	anfänglicher	Konflikte	
zwischen Pkw-Besitzern und Einwohnern ohne eige-
nes Auto bezüglich des Parkens und Fahrens inner-
halb der Siedlung ist inzwischen eine hohe Zufrie-
denheit der Bewohner (v.a. derjenigen ohne Pkw) mit 
dem Mobilitätsangebot festzustellen. Vauban weist 
heute gegenüber der Gesamtstadt eine deutlich 
geringere Motorisierungsrate auf (Freiburg: 427 Pkw/  

1000 Einwohner; Vauban 150 Pkw / 1000 E). Aus der 
Gruppe der Bewohner ohne Pkw nutzen große Teile 
eine BahnCard und Car-Sharing-Angebote, mehr als 
60% nutzen das Rad für regelmäßige Einkäufe. Aber 
auch Bewohner mit eigenem Pkw nutzen für den Ein-
kauf von Gütern des täglichen Bedarfs oder in der 
Freizeit	überdurchschnittlich	häufig	das	Rad.	Ein	grö-
ßerer Anteil der Bewohner hat dabei erst mit dem 
Umzug nach Vauban langfristig das eigene Mobili-
tätsverhalten verändert und den Pkw abgeschafft. 

Autofreie Siedlung Köln-Nippes16 
In Köln-Nippes wurde in den letzten Jahren auf dem 
Gelände eines stillgelegten Bahn-Ausbesserungs-
werkes eines der größten autofreien Wohnquartiere 
in Deutschland entwickelt. Die Siedlung wurde dabei 
sukzessive erweitert, die Wohnungen sind aktuell alle 
vermietet bzw. verkauft. Das Quartier zeichnet sich 
durch ein geschlossenes Wegenetz für Fußgänger 
aus, für den MIV besteht innerhalb des gesamten 
Gebiets ein Park- und Fahrverbot. Die Aufhebung der 
Stellplatzpflicht	erfolgt	durch	eine	Zusicherung	der	
Bewohner, auf einen eigenen Pkw zu verzichten. Ein 
Verein hilft bei der Organisation der Alltagsmobilität 
und unterstützt die Bewohner z.B. durch Car-Sha-
ring-Angebote und einen Getränkelieferdienst. 

Nahversorgung und weitere Funktionen
Eine hochwertige Nahversorgung ist in ein wichtiger 
Bestandteil einer attraktiven Nutzungsmischung. 
Gleichzeitig ermöglichen Einkaufsgelegenheiten im 
Nahbereich auch eine Reduktion der Einkaufswege, 
die in den vergangenen Jahren deutlich zugenom-
men haben. Die längeren Einkaufswege sind aller-
dings nur zum Teil eine Folge größerer Entfernung zu 
Einkaufsstätten oder besserer Erreichbarkeit mit dem 
MIV. Sie sind vielmehr auch Ausdruck eines stark 
veränderten und individualisierten Konsumverhal-
tens. So werden für die Erfüllung persönlicher Kon-
sumwünsche teils recht große Entfernungen in Kauf 
genommen (z.B. zu peripheren Shopping-Centern, 
spezialisierten Fachmärkten, für besondere Marken-
produkte). Die Zeit und Kosten für die Anfahrt spielen 
dabei oft nur eine untergeordnete Rolle. Diese weiten 
Einkaufswege	werden	aber	nicht	zwangsläufig	mit	
dem	MIV	zurückgelegt,	auch	eher	ÖPNV-affine	Grup-
pen legen teils große Entfernungen für den Einkauf 
zurück.3, 5, 24

Wenngleich die veränderten Erreichbarkeiten und 
Konsummuster zu einer Abnahme von Nearest-  
Center-Bindungen im städtischen Raum geführt 
haben, zeigen zahlreiche Studien der letzten Jahre, 
dass die Einkaufsdistanzen der Bewohner in dichten, 
nutzungsgemischten Stadtvierteln mit einem breiten 
Nahversorgungsangebot	nach	wie	vor	signifikant	
geringer sind als in eher monofunktionalen Wohn-
quartieren. Die Einkäufe werden in innerstädtischen 

Verkehrskonzept Quartier Vauban   (Stadtplanungsamt Freiburg, 2012)
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Quartieren	zudem	wesentlich	häufiger	mit	dem	NMIV	
erledigt, auch Personen mit Pkw nutzen für ihre Ein-
kaufswege öfter als in städtischen Randgebieten das 
Rad oder gehen zu Fuß. Bei den unterschiedlichen 
Mustern des Einkaufsverhaltens innerhalb der Stadt 
ist allerdings zu fragen, ob diese das Ergebnis ande-
rer Versorgungsstrukturen in einzelnen Stadtvierteln 
sind oder vielmehr Ausdruck einer räumlich unter-
schiedlichen Verteilung bestimmter Bevölkerungs-
gruppen	mit	spezifischen	Konsumgewohnheiten	sind.	
Eine aktuelle Studie sieht insbesondere in soziode-
mografischen	Merkmalen	(v.a.	Alter,	Einkommen,	
Berufsgruppe und Bildung) einen wichtigen Erklä-
rungsbeitrag für die räumlichen Unterschiede der 
Einkaufsmobilität. Die Verbesserung der Angebots-
struktur im Quartier und der NMIV-Erreichbarkeit 
muss deshalb nicht zwingend zu einer höheren 
Nearest-Center-Bindung aller Bewohner führen. Die 
Aufwertungsmaßnahmen bleiben aber in der Mehr-
zahl dennoch sinnvoll, da sie auch bei geringer Nut-
zung lokaler Angebote zu einer subjektiven Verbes-
serung der Wohnqualität für alle Bewohner 
beitragen.2, 3, 5, 24

Funktionierende Nahversorgungskonzepte in dicht 
besiedelten Innenstadtquartieren sind aufgrund der 
besonderen stadträumlichen Qualitäten allerdings 
nur begrenzt auf dünner besiedelte Räume am Stadt-
rand zu übertragen. Für alle Nahversorgungsange-
bote sind in gleichem Maße nicht nur das quantitative 
Angebot, sondern auch vielfältige Auswahlmöglich-
keiten von Bedeutung. Dabei sollten sich preisgün-
stige Angebote (z.B. Lebensmitteldiscounter) mit 
eher spezialisierten Angeboten in Fachgeschäften 
sinnvoll ergänzen. 

Bei der Weiterentwicklung der Nahversorgung ist 
generell auch eine Betrachtung der Erreichbarkeiten 
notwendig. Personen ohne Pkw sind bereit, längere 
Wege zu Fuß oder mit dem Rad zur nächsten Ein-
kaufsmöglichkeit zurückzulegen, im Allgemeinen wer-
den Fußwege bis ca. 800m und Radwege bis ca. 
2000m akzeptiert. Personen mit eigenem Pkw wei-
sen demgegenüber ungefähr halbierte 
Distanzschwellen auf. Generell werden dabei auf 
belebten, vielfältigen Geschäftsstraßen längere 
Wege in Kauf genommen, als in eher wenig 
abwechslungsreichen Straßenräumen. 

Da viele Einkäufe (ca. 50%) in komplexe Wegeketten 
eingebaut sind (v.a. bei Frauen, Erwerbstätigen, 
Alleinerziehenden) ist zudem eine Lage der Nahver-
sorgungszentren an ÖPNV-Halten bzw. Knotenpunk-
ten empfehlenswert, da so eine Verknüpfung von 
Arbeits- und Einkaufswegen erleichtert wird. Von 
besonders hoher Bedeutung ist eine ausreichende 
Nahversorgung für ältere Personen, da der Einkauf 
hier auch einen wichtigen Bestandteil des sozialen 
Lebens darstellt. Für eine effektive Förderung der 

Nahversorgungsfunktion in Stadtteilen werden viel-
fach gezielte Konzepte zur Stärkung einzelner Zen-
tren vorgeschlagen. Idealerweise sollten solche Zen- 
trenkonzepte dabei nicht nur die Ansiedlung von 
Einzelhandelsgeschäften fördern und steuern, son-
dern auch dazu beitragen, die unterschiedlichen 
Anforderungen einzelner Bevölkerungsgruppen an 
das Wohnumfeld angemessen zu berücksichtigen. 
Dies würde beispielsweise barrierefreie Wege und 
Gesundheitsdienstleistungen für Senioren, Ausbil-
dungs- und Freizeiteinrichtungen für Kinder und 
Jugendliche und spezielle Freizeit- und Erholungs-
möglichkeiten für Erwachsene umfassen.3, 5, 24, 35

Aktuell ist noch unklar, welche Konsequenzen 
moderne IKT-Technologien auf das Einkaufsverhalten 
und die Nutzung anderer lokaler Einrichtungen haben. 
Die zunächst erwartete Substitution physischen Ver-
kehrs durch Telearbeit, Online-Shopping, etc. ließ sich 
bis jetzt nur in Einzelfällen nachweisen, tatsächlich 
können IKT-Technologien auch zu einer Erhöhung des 
Verkehrsaufkommens beitragen. Auch aufgrund des 
raschen Wandels im IT-Bereich ist aktuell eine Quanti-
fizierung	des	Potenzials	zur	Verkehrsreduzierung	im	
Stadtraum durch E-Commerce, E-Government-Kon-
zepte oder ähnliches deshalb nur schwer möglich.5, 22

Praxisbeispiele
für die Verbesserung der Nahversorgung

Fahrradsafe Kitzingen3

Im Rahmen des Projekts „Fahrradsafe Kitzingen“ wur-
den in der Innenstadt abschließbare Boxen für Fahr-
radnutzer zur Aufbewahrung von Einkäufen, Fahrrad-
zubehör, etc. installiert. Dadurch wird für Radfahrer 
eine bessere Kopplung von Wegen ermöglicht. Die 
Safes weisen eine hohe Akzeptanz auf, die Finanzie-
rung des Projekts soll zum Teil über an den Safes 
angebrachte Werbung erfolgen. 

Heimlieferservice „Shop and Go“ Mülheim an der Ruhr3 
Der Heimlieferservice in Mülheim basiert auf einer 
Kooperation privater Händler, eines Einkaufszen-
trumsbetreibers und der lokalen Werbegemeinschaft. 
Größere Produkte werden dabei über einen zentral 
organisierten Service nach Hause geliefert, die 
Kosten für den Transport werden gleichermaßen 
durch die Händler und die Kunden getragen. Das 
Liefersystem erleichtert v.a. Alleinerziehenden, Seni-
oren und Kunden ohne Pkw den Einkauf. Der Ser-
vice arbeitet kostendeckend und wird gut angenom-
men, wichtig für den Erfolg war auch hier ein offen- 
sives Marketing.

Schulnetzplanung
Nicht nur bei der Entwicklung der Nahversorgungs- 
angebote, sondern auch bei der Standortwahl städ-
tischer Einrichtungen, z.B.von Schulen, sind neben 
den stadtstrukturellen Bedingungen auch die Mobili-
tätsmuster der jeweiligen Nutzer in den Planungspro-
zess einzubeziehen. Bei der Planung von Schul-
standorten ist dabei zwischen den einzelnen 
Schultypen	mit	ihren	spezifischen	Standortanforde-
rungen zu differenzieren. So zeigt sich bei meist 
wohnortnahen Grundschulstandorten, dass neben 
einer	guten	fußläufigen	Erreichbarkeit	auch	eine	
Lage in der Nähe von ÖPNV-Standorten bzw. Stadt-
teilzentren zweckmäßig ist, da die Schulwege der 
Kinder	häufig	mit	komplexeren	Wegeketten	der	
begleitenden Eltern (Arbeitswege, Einkaufswege) 
verknüpft sind. 

Bei weiterführenden Schulen ist zwischen Schulen mit 
eher allgemeiner Ausrichtung und solchen mit spezia-
lisierten	Profilen	zu	unterscheiden.	So	zeigen	viele	
Studien, dass Schulen mit einem eher durchschnitt-
lichen Fächerangebot in der Mehrzahl von Schülern 
aus dem Nahbereich besucht werden. Der Schulweg 
wird dabei zu großen Teilen mit dem Rad oder zu Fuß 
zurückgelegt. Für die Planungspraxis bedeutet dies, 
dass weiterführende Schulen mit einem allgemeinen 
Profil	vor	allem	von	einer	guten	NMIV-Erreichbarkeit	
profitieren,	während	ein	ÖPNV-Anschluss	nur	unter-
geordnete Relevanz hat. 

Bei	Schulen	mit	einem	spezialisierten	Schulprofil	
oder einer besonderen Reputation besitzt hingegen 
ein ÖPNV-Anschluss eine hohe Priorität, da die 
Schüler dieser Schulen oft weit entfernt vom Schul-
standort wohnen. Dabei ist allerdings grundsätzlich 
zu berücksichtigen, inwieweit die ÖPNV-Linien 
bereits durch den morgendlichen Berufsverkehr aus-
gelastet sind, um eine Überschreitung der Beförde-
rungskapazitäten zu vermeiden. Spitzenbelastungen 
könnten hier beispielsweise durch eine zeitliche Ver-
schiebung der Schulanfangszeiten vermieden wer-
den. Die Nahmobilität zu Fuß oder mit dem Rad 
nimmt demgegenüber an diesen Schulstandorten nur 
eine marginale Bedeutung ein.7, 27, 28
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Integrierte Stadt- Und Verkehrsentwicklung:      
Städtische Leitbilder, Kooperation und regio-    
nale Perspektiven
Die Notwendigkeit einer integrierten Stadtentwick-
lung wird angesichts aktueller Herausforderungen 
auf kommunaler Ebene sowohl in theoretischen Bei-
trägen als auch in verschiedenen Studien zur Pla-
nungspraxis hervorgehoben. Eine integrierte Stadt-
entwicklung kann dabei in unterschiedlichen 
Dimensionen	stattfinden,	häufig	wird	Integration	in	
horizontaler Dimension (Integration mehrerer Kom-
munen), vertikaler Dimension (Integration verschie-
dener Planungsebenen) oder sektoraler Dimension 
(Integration	von	Fachplanungen)	definiert.	Mit	der	
2007 verabschiedeten „Leipzig-Charta“ wurde auch 
auf europäischer Ebene eine integrierte Stadtent-
wicklung und –planung als planerisches Leitbild fest-
geschrieben. Als elementar wird die bessere Koope-
ration bisher getrennter städtischer Planungsbereiche 
erachtet. Für eine erfolgreiche integrierte Stadt-    
planung sind dabei Fachplanungen und Konzepte 
der städtischen Wirtschafts-, Raumordnungs-, 
Sozial-, Verkehrs- und Umweltpolitik aufeinander 
abzustimmen. Eine solche innerstädtische Koopera-
tion bietet vielfältige Vorteile für die Stadtentwicklung. 
So können durch die frühzeitige Koordinierung von 
Planungen unerwünschte Nebenwirkungen von Teil-
planungen vermieden werden. So wird z.B. eine 
enge und frühzeitige Abstimmung der Gewerbe-
standortplanung mit der Verkehrsplanung vorge-
schlagen, indem z.B. die ÖPNV-Erreichbarkeit bzw. 
die ÖPNV-Erschließbarkeit potenzieller Gewerbe-
standorte als zentrale Entscheidungskriterien bei der 
Ausweisung	neuer	Gewerbeflächen	geprüft	werden.	

Um	Konflikte	im	Umfeld	städtischer	Bauvorhaben	zu	
vermeiden, aber auch zur besseren Abstimmung der 
Planung auf die Bedürfnisse der Bevölkerung ist 
auch die frühzeitige Beteiligung der Bevölkerung an 
Planungsprozessen von Belang. Weiterhin können 
durch die Bündelung verschiedener Planungsmaß-
nahmen	teilweise	signifikante	Einsparungen	realisiert	
werden, indem beispielsweise Projekte zur Aufwer-
tung des Straßenraums und Maßnahmen zum Neu- 
bzw. Umbau von Verkehrswegen und –anlagen in 
der Planung und Ausführung besser koordiniert wer-
den. Die Zusammenarbeit verschiedener Fachbe-
reiche und Ämter mit teils recht unterschiedlichen 
Zielsetzungen erfordert allerdings einen nicht uner-
heblichen Koordinationsaufwand. Vielfach ist deshalb 
bei Ansätzen zur integrierten Stadtentwicklung keine 
konsequente Umsetzung planerischer Gesamtkon-
zepte festzustellen und fehlende Abstimmungen von 
Teilplanungen führen zu widersprüchlichen und teils 
kontraproduktiven Ergebnissen in der Stadtentwick-
lung.4, 11, 12, 13, 20, 26

Um eine integrierte städtische Planungspolitik zu 
erleichtern, wird deshalb vielfach die Erarbeitung 

eines städtischen Entwicklungsleitbilds vorgeschla-
gen, das die wesentlichen, ressortübergreifenden 
Ziele der Stadtentwicklung vorgibt und eine wichtige 
Orientierung für Teilplanungen einzelner Ressorts 
aber auch in einzelnen Quartieren bieten kann. Ein-
zelne Autoren bewerten den Nutzen städtischer Leit-
bilder für die Stadtentwicklung sogar als ebenso 
wichtig wie die sogenannten „harten Standortfak-
toren“. Ein städtisches Leitbild ist außerdem hilfreich, 
um den Nutzen städtebaulicher Einzelprojekte für die 
Gesamtstadt hervorzuheben oder die Qualitäten der 
Stadt nach außen zu vermarkten. Alternativ oder 
ergänzend kann eine integrierte Stadtentwicklung 
auch durch eine zentrale „Projektleitung“ innerhalb 
der Stadtregierung bzw. der Verwaltung gestärkt wer-
den, die die Zusammenarbeit der einzelnen Dezer-
nate und Ämter koordiniert und arbeitsfähige Koope-
rationsstrukturen garantiert.4, 12, 16, 20, 25

Für die Entwicklung eines Leitbilds wird auch die Ein-
beziehung nichtstaatlicher bzw. nicht-kommunaler 
Akteure (z.B. DB, Verkehrsbetriebe, IHK, Immobilie-
nentwickler) als sinnvoll betrachtet. Eine Beteiligung 
privater Akteure aus dem Bereich der Wirtschaft führt 
dabei	aber	nicht	zwangsläufig	zu	einer	nachhaltigen	
Stadtentwicklungspolitik. Gerade im Verkehrsbereich 
scheinen viele Akteure aus der Wirtschaft (z.B. Ein-
zelhandelsunternehmen bzw. -verbände) nach wie 
vor einen starken Fokus auf die Erreichbarkeit von 
Zentren mit dem MIV und eine ausreichende Versor-
gung mit Stellplätzen zu legen.

Gegenwärtig beziehen nur wenige integrierte städtische 
Planungskonzepte regionale Aspekte bzw. die Interes-
sen und Planungen anderer Kommunen mit in Entschei-
dungsprozesse ein. Die Mehrzahl der Konzepte zur inte-
grierten Stadtentwicklung ist entweder auf die 
Gesamtstadt oder Teilbereiche der Stadt ausgerichtet. 
Eine interkommunale Zusammenarbeit beschränkt sich 
aktuell v.a. auf weiche Themen wie z.B. die gemein-
same touristische Vermarktung. Gerade im Verkehrs- 
und Stadtplanungsbereich erscheint eine vertiefte inter-
kommunale Kooperation aber besonders dringlich. Als 
notwendig wird hier vor allem eine Abstimmung bei der 
Ausweisung	neuer	Gewerbe-	oder	Wohnflächen	erach-
tet, damit Neuplanungen außerhalb der Stadt keine kon-
traproduktiven Wirkungen auf innerstädtische Entwick-
lungsprojekte ausüben. 

Auch der Neubau von Verkehrswegen zwischen ein-
zelnen Kommunen ist bezüglich möglicher negativer 
Folgen für die Kernstadt (z.B. Suburbanisierungspro-
zesse) sinnvollerweise auf die Siedlungsentwicklung 
in den einzelnen Kommunen abzustimmen. Als 
Grundvoraussetzungen für eine erfolgreiche regio-
nale Kooperation – ob formell oder informell – wer-
den meist eine Kooperationsbereitschaft der einzel-
nen Kommunen und eine gegenseitige Akzeptanz 
der wirtschaftlichen Grundinteressen genannt. Als 

förderlich werden außerdem eine hohe Priorisierung 
der interkommunalen Kooperation innerhalb der 
Stadt- oder Gemeindeverwaltungen sowie eine bes-
sere Unterstützung regionaler Kooperation durch 
übergeordnete Regierungsebenen angesehen.4, 8, 12, 

34

Praxisbeispiele erfolgreicher integrierter Stadt-
entwicklungskonzepte bzw. von Kooperations-
projekten

 „Kompakte Stadt“ Amsterdam1, 9

In Amsterdam kommt bereits seit den 70er-Jahren 
ein integriertes Konzept zur Stadt- und Verkehrsent-
wicklung zur Anwendung. Auf der Basis des Leitbilds 
der „kompakten Stadt“ wurde eine konsequente För-
derung des NMIV und des ÖPNV betrieben, während 
der MIV deutlich eingeschränkt wurde (Rücknahme 
von Fahrspuren, Beschränkung des Parkraums, 
etc.). Die Standortplanung wurde primär an den 
ÖPNV-Anbindungen ausgerichtet. Im Ergebnis weist 
die Stadt Amsterdam heute im Vergleich zu deut-
schen Städten einen stark reduzierten Flächenver-
brauch	für	den	Verkehr	sowie	einen	signifikant	
höheren Anteil des ÖPNV und des NMIV (v.a. in 
dichteren Quartieren im Stadtzentrum) auf. 

Mobilitätsstrategie „Mobilität ist Kultur“ in Zürich30 
In Zürich sind sämtliche verkehrspolitischen Maßnah-
men einer Mobilitätsstrategie untergeordnet, die in 
einer Kooperation von Stadtregierung und Bevölke-
rung entwickelt wurde. Übergeordnetes Ziel der Stra-
tegie ist die „stadtverträgliche“ Abwicklung des Ver-
kehrs, die durch eine bevorzugte Förderung des 
ÖPNV und des Fuß- und Radverkehrs erfolgen soll. 
Durch eine Kanalisierung des notwendigen MIV-  
Verkehrs und eine Rücknahme von Fahrspuren und 
Pkw-Stellplätzen soll weiterhin eine Aufwertung von 
Haupt- und Quartiersstraßen ermöglicht werden. 
Generell wird der Abstimmung von Siedlungs- und 
Verkehrsplanung eine große Bedeutung beigemes-
sen. Zürich gilt durch die Erfolge der Verkehrspolitik 
inzwischen als eine Art „Modellstadt“ für nachhaltigen 
Stadtverkehr. Die Mobilitätsangebote innerhalb der 
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Problematisch erweist sich in Leipzig hingegen der 
Wegzug von Bewohnern aus den innerstädtischen 
Quartieren, insbesondere aber aus den Großwohn-
siedlungen in die Anfang der 90er-Jahren entstan-
denen Neubaugebiete am Stadtrand. Als Konse-
quenz dieses Suburbanisierungsprozesses mussten 
einzelne Großwohnsiedlungen Einwohnerverluste 
von bis zu 50% verkraften, mit den entsprechenden 
negativen Folgen für die Auslastung städtischer Ein-
richtungen und die Rentabilität privater Nahversor-
gungseinrichtungen in diesen Quartieren. Allerdings 
ist inzwischen eine Umkehr des Trends zu beobach-
ten. Vor allem in den gründerzeitlichen Vierteln im 
Innenbereich ist während der letzten Jahre ein deut-
licher Rückgang der Leerstandsquoten zu verzeich-
nen gewesen. Gleichzeitig wurden vielfach sanie-
rungsbedürftige Häuser wieder instandgesetzt bzw. 
modernisiert.39, 40, 42, 49

Im Bezug auf den Verkehr weist Leipzig mit 402 Pkw 
je 1000 Einwohner (2008) niedrigere Werte auf als 
Städte vergleichbarer Größe, der Anteil von Haus- 
halten ohne eigenes Auto ist mit 41,6% dementspre-
chend vergleichsweise hoch. Auch der Anteil des 
Umweltverbunds am Modal Split ist im Vergleich mit 
manch anderer Stadt bereits relativ hoch. Im Jahr 
2008 wurden mit dem MIV 39,6%, mit dem ÖPNV 
18,8%, mit dem Rad 14,4% und zu Fuß 27,3% aller 
Wege innerhalb des Stadtgebiets zurückgelegt. Der 
Anteil des MIV ist gegenüber 2003 zwar leicht 
zurückgegangen, liegt aber immer noch über dem 
Stand von 1998. Einen besonders hohen Anteil des 
Umweltverbunds weisen mit über 75% die innerstäd-
tischen Bereiche auf, während in den Außenbezirken 
über 57% den MIV zur Fortbewegung nutzen. Noch 
höher liegt der Anteil des MIV mit über 70% an allen 
Fahrten bei Einpendlern von außerhalb.36, 51, 52

Perspektivisch wird eine weitere Steigerung des 
Anteils des Umweltverbunds am Modal Split und eine 
Reduzierung des MIV angestrebt. Im Stadtentwick-
lungsplan „Verkehr und öffentlicher Raum“ sowie im 
Nahverkehrsplan ist dazu eine weitere Förderung 
des ÖPNV sowie des Fuß- und Radverkehrs festge-
schrieben. Der ÖPNV soll dabei unter anderem durch 
eine Beschleunigung der Straßenbahn auf einzelnen 
Strecken (durch stadtbahnähnlichen Ausbau) und 
eine stärkere Verknüpfung mit dem STEP Zentren 
gestärkt werden. 

Neue Fahrgastpotenziale für den öffentlichen Nah-
verkehr werden auch durch den neuen City-Tunnel 
erschlossen, der durch einen Lückenschluss im 
Süden eine erheblich verbesserte Anbindung der 
südlichen Stadtteile und südlicher Vororte an die 
Innenstadt und nördliche Stadtteile ermöglicht. 
Dadurch ergeben sich z.B. neue Möglichkeiten zur 
Verlagerung von Pendlerverkehr vom MIV auf den 
ÖPNV. 

Die Ausbaumaßnahmen des ÖPNV sind im Sinne 
einer nachhaltigen Stadtplanung grundsätzlich sehr zu 
begrüßen. Allerdings sollten immer auch möglicher-
weise negative Folgewirkungen der Ausbaumaß-
nahmen mit betrachtet werden. So könnte der stadt-
bahnähnliche Ausbau der Straßenbahn in einzelnen 
Straßen eventuell zu einer Verschlechterung der Situa-
tion für den Fuß- und Radverkehr führen.41, 44, 45, 46, 47, 48 

Generell bietet Leipzig allerdings durch eine günstige 
Topographie, die kompakte Innenstadt, viele Grün-
züge,	ein	flächendeckendes	Grundradnetz	und	eine	
relativ breite Unterstützung des Radverkehrs in der 
Bevölkerung gute Grundlagen für eine weitere 
Zunahme des Radverkehrs. Als teils kritisch wurden 
im BYPAD-Audit zur Radverkehrspolitik allerdings die 
zunächst fehlende langfristige Konzeption sowie das 
mangelhafte zielgruppengerechte Marketing darge-
stellt.	Zudem	entstehen	wiederholt	Konflikte	zwi-
schen Radfahrern und dem MIV, vor allem durch 
Falschparker sowie an Hauptstraßen und Verkehrs-
knoten. Inzwischen sind Abhilfemaßnahmen für diese 
Defizite	bereits	in	den	Radverkehrsentwicklungsplan	
der Stadt Leipzig eingearbeitet worden.37, 50

Für die angestrebte Reduzierung des MIV im inner-
städtischen Bereich sind zwei Maßnahmen beson-
ders hervorzuheben. Zum einen konnte durch die 
Fertigstellung des Autobahnrings eine zumindest 
kurzfristige Verkehrsabnahme an Ausfallstraßen 
erreicht werden und durch ergänzende Tangential-
verbindungen (Tangentenviereck) auch in der Innen-
stadt der Durchgangsverkehr verringert werden. Zum 
anderen konnte mithilfe des Konzepts der autoarmen 
Innenstadt eine spürbare Reduzierung des MIV in 
der Innenstadt erreicht werden. Ermöglicht wurde 
dies durch eine Rücknahme des ebenerdigen Parkens 
und eine Verlagerung von Stellplätzen in Parkhäuser 
und Tiefgaragen entlang des Promenadenrings. 
Zudem wurden viele Straßen generell für den Durch-
gangsverkehr gesperrt. Mit dem Einrichten von Fahr-
radabstellanlagen sowie einer Aufwertung und 
Anpassung des öffentlichen Raums für den NMIV 
wurden somit in der Innenstadt bereits viele Anforde-
rungen einer nachhaltigen, kompakten Stadtentwick-
lung erfüllt.45, 49, 50, 53 

Trotzdem bleibt festzuhalten, dass durch die Neu-
bauten von Parkhäusern und Tiefgaragen im Innen-
stadtbereich der Verlust der Stellplätze im öffent-
lichen Raum überkompensiert wurde, zudem steht in 
angrenzenden Quartieren nach wie vor eine Vielzahl 
an Stellplätzen im Straßenraum zur Verfügung. Im 
Sinne einer Förderung des NMIV in innerstädtischen 
Quartieren sollte deshalb auch in den an die Innen-
stadt angrenzenden Wohnvierteln, aber auch in 
anderen gründerzeitlich geprägten Vierteln mit 
hohem Parkdruck eine Reduzierung der Parkmög-
lichkeiten für Pkw bzw. die Reservierung der Park-

Stadt werden dabei vom Stadtmarketing offensiv als 
positiver Aspekt der Lebensqualität vermarktet.

„Wirtschaftliche Ökostadt“ Bern1

Ab Beginn der 80er-Jahre wurde in der Region Bern 
ein über die Kernstadt hinausreichendes integriertes 
Siedlungs- und Verkehrsentwicklungskonzept ge- 
plant und umgesetzt. Hauptziel war eine Verkehrs-
verlagerung vom MIV auf den ÖPNV. Erreicht wer-
den sollte dieses Ziel neben einer starken 
Angebotsausweitung des ÖPNV auch durch gezielte 
Maßnahmen zur Einschränkung des Pkw-Verkehrs, 
beispielsweise durch Verkehrsberuhigungsmaß-
nahmen. Im Sinne einer integrierten Stadtentwick-
lung	ist	die	Entwicklung	neuer	Siedlungsflächen	bzw.	
die Ansiedlung von Arbeitsplätzen und Versorgungs-
einrichtungen auf das Umfeld von ÖPNV-Halten (v.a. 
an S-Bahnlinien) konzentriert. Die Erreichbarkeit von 
ÖPNV-Halten	hat	dabei	auch	Einfluss	auf	das	Park-
platzangebot; so wird in der Nähe von Haltepunkten 
eine deutliche Reduzierung des Stellplatzangebots 
vorgenommen. Als Ergebnis zeigt sich aktuell ein  
deutlich geringerer Pkw-Besitz als in deutschen Städ-
ten ähnlicher Größe bei einer deutlich höheren ÖV-
Nutzung. Wege in die Innenstadt werden inzwischen 
zu mehr als 50% mit dem ÖPNV zurückgelegt. 

Pilotprojekt Nahmobilität Frankfurt-Nordend (Koope-
rationsprojekt)16

Ziel des Pilotprojekts Nahmobilität war die Stärkung 
des NMIV im Quartier durch eine Verbesserung der 
Wegebeziehungen und eine gleichzeitige Aufwertung 
der öffentlichen Freiräume. Dazu wurde eine Koope-
ration der städtischen Planungsbehörden und von 
Bürgern bzw. lokalen Institutionen initiiert. Durch 
gemeinsame Diskussionsrunden, Begehungen vor 
Ort,	etc.	wurden	für	den	NMIV	relevante	Defizite	in	
der Straßenraumgestaltung ermittelt, die anschlie-
ßend zeitnah durch die Stadt behoben wurden.

2. Integrierte Stadt- und Verkehrs-    
entwicklung: Entwicklungsoptionen 
und Herausforderungen in Leipzig

Potenziale integrierter Stadt- und Verkehrs-       
entwicklung in Leipzig
Leipzig bietet grundsätzlich ein großes Potenzial zur 
Umsetzung integrierter Stadtentwicklungskonzepte 
nach dem Leitbild der „kompakten Stadt“. So verfügt 
Leipzig über eine Vielzahl relativ dicht bebauter und 
architektonisch attraktiver gründerzeitlicher Stadt-
quartiere, die in Teilen bereits eine hohe Nutzungs- 
mischung aufweisen. Daneben existieren in Leipzig 
auch	mehrere	zentrumsnahe	Grünflächen	zur	Erho-
lung, so dass zumindest im Innenbereich gute 
Voraussetzungen für eine ökologisch nachhaltige 
Nahmobilität vorhanden sind. 
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plätze für die Bewohner geprüft werden. Die freiwer-
denden Straßenräume könnten dann zur Verbesser- 
ung von Wegebeziehungen für den Fußverkehr oder 
zur Einrichtung neuer Fahrradwege und Fahrradab-
stellplätze genutzt werden. 

Angesichts des reduzierten Durchgangsverkehrs ist 
im innerstädtischen Bereich auch eine Rücknahme 
von MIV-Fahrspuren an einzelnen Verkehrsachsen 
abzuwägen, um Raum für zusätzliche bzw. breitere 
Radwege zu schaffen, aber auch um die Barrierewir-
kung breiter Straßen (z.B. Promenadenring) für den 
Fußgängerverkehr zu reduzieren.45, 49, 53

Potenziale in Teilbereichen                                        
Wohnen und Wohnumfeld
Nach einem zwischenzeitlichen Bevölkerungsrück-
gang und starken Suburbanisierungstendenzen weist 
Leipzig inzwischen wieder einen positiven Wande-
rungssaldo auf. Zukünftig wird eine Stagnation bzw. 
ein leichtes Wachstum der Bevölkerung prognosti-
ziert.	Aufgrund	des	demografischen	Wandels	ist	
dabei tendenziell eine Abnahme der jugendlichen 
Bevölkerung und eine Zunahme der Senioren zu 
erwarteten. Gleichzeitig sind vermehrt Zuwanderer in 
die Stadt aus der Gruppe der 10- bis 30-Jährigen zu 
erwarten. Neben den Ausbildungs- bzw. Beschäfti-
gungsmöglichkeiten ziehen Menschen von außerhalb 
auch wegen der Attraktivität der Stadt zu, Aspekte 
wie	das	Großstadtflair,	das	historische	Stadtbild	oder	
die Vielfalt an Kultur- und Freizeitangeboten spielen 
dabei eine wichtige Rolle. 

Weiterhin ist auch innerhalb der Stadt eine hohe 
Bereitschaft für Umzüge festzustellen. Das Woh-
nungsangebot der Stadt besteht zu über 50% aus 
Häusern bzw. Wohnungen, die vor 1949 errichtet 
wurden. Neubauten wurden in den vergangenen Jah-
ren meist als Ein- oder Zweifamilienhäuser erstellt 
und	sind	vor	allem	in	der	Peripherie	zu	finden.	Im	
Jahr 2010 standen etwa 10,5% der Wohnungen in 
Leipzig leer (ca. 34.000 Wohnungen). Dies entspricht 
gegenüber dem Stand von 2005 (53.000 leerste-
hende Wohnungen) einem Rückgang des Leerstands 
um ca. 36%. Der Großteil dieses Rückgangs ist 
dabei auf den stark gesunkenen Leerstand in den 
Altbauquartieren zurückzuführen. Höhere Leer-
standsquoten und einen überdurchschnittlichen 
Sanierungsbedarf weisen in den innerstädtischen 
Quartieren aktuell vor allem noch Gebäude entlang 
größerer und meist stark befahrener Verkehrsachsen 
auf. Weiterhin problematisch gestaltet sich hingegen 
der überdurchschnittliche Leerstand in den Groß-
wohnsiedlungen. Gegenwärtige Prognosen gehen 
davon aus, dass vor allem in den diesen Stadtvier-
teln langfristig mit einem hohen, nur schwer zu redu-
zierenden Leerstand zu kalkulieren ist.40, 42, 43 

Problematisch bleibt in Leipzig deshalb die weitere 
Entwicklung der Großwohnsiedlungen, die trotz teil-
weise ähnlicher Einwohnerdichten wie manche 
Innenstadtviertel aufgrund der anderen Stadtstruk-
turen nicht für kompakte Stadtentwicklungskonzepte 
geeignet sind. Hier sind vielmehr gesonderte Pla-
nungskonzepte notwendig, die eventuell auch wei-
tere Rückbaumaßnahmen von Wohnraum einschlie-
ßen. Potenziale für eine Stadtentwicklung im Sinne 
der „kompakten Stadt“ bieten insbesondere die inner-
städtischen Gründerzeitquartiere. Leipzig weist hier 
in vielen Stadtvierteln – gerade im Vergleich zu ande-
ren	Städten	–	in	großem	Umfang	Brachflächen	auf,	
die sich in vielfältiger Weise für Nachverdichtungs-
konzepte oder zur Umwandlung in Grün- und Erho-
lungsflächen	eignen.	Mit	dem	Stadthausprogramm	
wurde	bereits	versucht,	diese	Brachflächenpotenzi-
ale gezielt zu nutzen, um vor allem Familien mit 
Eigenheimwunsch zu einem Umzug in den innerstäd-
tischen Bereich zu bewegen. Für eine integrierte 
Stadtentwicklung sind eine konsequente Weiterent-
wicklung und der Ausbau des Programms wün-
schenswert. Neben Familien könnten dabei insbe-
sondere ältere Personen als Zielgruppe des 
Programms aufgenommen werden. 

Ein entsprechendes Angebot an alten- oder familien-
gerechten Häusern und Wohnungen ist allerdings 
alleine nicht ausreichend. Es geht vielmehr darum, 
alten- bzw. familienfreundliche Wohnquartiere zu 
schaffen, die im Straßenraum möglichst barrierefrei 
zu gestalten sind und Zentren mit adäquaten Versor-
gungseinrichtungen für die einzelnen Zielgruppen 
aufweisen. Sinnvoll erscheint in diesem Zusammen-
hang auch eine stärkere Verknüpfung des Stadt-
hausprogramms mit dem Zentrenentwicklungskon-
zept. Generell können Aufwertungsmaßnahmen im 
Umfeld aber nicht nur die Attraktivität von Projekten 
auf	Brachflächen	erhöhen,	sondern	tragen	mögli-
cherweise auch zu einer höheren Akzeptanz der 
Neubauprojekte in der Bevölkerung bei. Für die Auf-
wertung des öffentlichen Raums in Wohnquartieren 
bieten beispielsweise die vorgestellten Projekte aus 
Köln (Kolumba-Quartier) oder Frankfurt interessante 
Ansätze.

Für	Neubauprojekte	auf	größeren	Brachflächen	sollte	
zumindest geprüft werden, inwieweit eine Entwick-
lung des Projekts als autofreies oder zumindest auto-
reduziertes Quartier in Frage kommt. Wenngleich 
bisher in Leipzig noch kein Konzept für autofreies 
bzw. autoreduziertes Wohnen erfolgreich umgesetzt 
werden konnte, lässt der vergleichsweise hohe Anteil 
an Haushalten ohne eigenen Pkw in - auch vor dem 
Hintergrund der inzwischen veränderten Rahmenbe-
dingungen (verstärkte Nachfrage nach Wohnraum in 
innerstädtischen, kompakten Stadtvierteln) – zumin-
dest grundsätzlich ein ausreichendes Potenzial für 
Projekte dieser Art vermuten.39, 40, 42 , 49

Nahversorgung und Zentrenkonzepte
Eine ausreichende und abwechslungsreiche Nahver-
sorgung stellt einen wichtigen Beitrag zu einer attrak-
tiven Gestaltung des Wohnumfelds dar. Auch in ver-
kehrlicher Hinsicht hat die Versorgung in Leipzig eine 
hohe Bedeutung: So dienen 21% aller täglichen 
Wege dem Einkauf und anderen privaten Erledi-
gungen (z.B. Dienstleistungen). Eine Nahversorgung 
im Quartier, die den Einkauf mit dem NMIV begün-
stigt, bietet dementsprechend ein großes Potenzial 
zur Verkehrsvermeidung. Mit dem Stadtentwicklungs-
plan Zentren sollen diese Möglichkeiten zur Attraktivi-
tätssteigerung von Quartieren und zur Verkehrsver-
meidung genutzt werden, indem integrierte und 
multifunktionale Zentren in Wohnquartieren verstärkt 
gefördert werden. Die Zentren sind dabei in verschie-
dene Kategorien (A,B,C,D-Zentren; Nahversorgungs-
lagen) eingeteilt. Die Ansiedlung von Einzelhandels- 
oder Dienstleistungsunternehmen soll auf die jeweils 
geeigneten Zentren konzentriert werden, schlecht 
integrierte oder erschlossene Standorte außerhalb 
dieser Lagen möglichst vermieden werden. Die Ziele 
des STEP Zentren wurden zwischenzeitlich zum Teil 
bereits erreicht, einzelne Stadtteilzentren weisen 
aber immer noch Sanierungsbedarf auf und bedürfen 
weiterer	(finanzieller)	Unterstützung	durch	die	
Stadt.36, 49, 51

Wie bereits in Kapitel 1 erläutert, stellt eine umfang-
reiche und vielseitige Nahversorgung im Quartier 
zunächst aber nur ein Angebot dar, das von einzel-
nen Bevölkerungsgruppen recht unterschiedlich 
genutzt wird. Eine generelle Aussage darüber, wel-
che Art von Nutzungsmischung in den einzelnen 
Zentren erfolgversprechend und sinnvoll ist, ist dem-
entsprechend nur schwer möglich. Allgemein bleibt 
auch für Leipzig gültig, dass eine gute Nahversor-
gung für alle Bewohner zu einer objektiven und meist 
auch subjektiven Verbesserung des Wohnumfelds 
führt, selbst wenn einzelne Angebote nur von einem 
Teil der Bevölkerung wahrgenommen werden. Für 
eine möglichst breite Nutzung der Nahversorgungs-
möglichkeiten durch verschiedene Bevölkerungs-
gruppen sollte auch in kleineren D-Zentren oder Nah-
versorgungslagen ein zu einseitiges Angebot (z.B. 
durch zu große Discountsupermärkte oder aus-
schließlich kleine, teure Spezialgeschäfte) vermieden 
werden. Die Bedürfnisse der Anwohner von Stadtteil-
zentren sollten dabei besondere Berücksichtigung in 
der	Zentrenplanung	finden,	so	könnten	z.B.	in	Vier-
teln mit einer hohen Anzahl von Senioren verstärkt 
Gesundheitsdienstleistungen angesiedelt werden. 
Eine zu einseitige Ausrichtung des Angebots in den 
Zentren auf bestimmte Zielgruppen sollte dabei aller-
dings vermieden werden, um langfristig eine Weiter-
entwicklung des Viertels zu ermöglichen. 
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Vorteilhaft für eine nachhaltige Nutzung der Nahver-
sorgungsangebote ist weiterhin eine gute Erreichbar-
keit der Stadtteilzentren zu Fuß oder per Fahrrad. 
Dementsprechend sollte in städtischen Programmen 
zur Förderung des Fuß- oder Radverkehrs verstärkt 
der Zugang zu Nahversorgungslagen in den Fokus 
gerückt werden. Hilfreich zur Unterstützung des 
NMIV sind hier möglicherweise die vorgestellten Kon-
zepte des Fahrradsafes oder des Heimlieferservices. 
Notwendig für solche Konzepte wäre teilweise eine 
stärkere Kooperation der Einzelhändler in den Zen-
tren. Im Gegenzug trägt ein erhöhter Fuß- und Rad-
verkehr auch zu einer Belebung und somit zu einer 
weiteren Attraktivitätssteigerung dieser Zentren bei. 
Eine ausreichende Erschließung durch den ÖPNV ist 
für alle Zentrenkategorien in gleichem Maße wün-
schenswert. Für C-, D- und Nahversorgungslagen ist 
vor allem deswegen eine ÖV-Anbindung sinnvoll, da 
Einkaufswege	häufig	in	komplexere	Wegeketten	(z.B.	
Arbeitswege) integriert sind und so die Nutzung der 
Nahversorgungseinrichtungen erleichtert wird. In A- 
und	B-Zentren	sind	hingegen	häufig	Spezialge-
schäfte	zu	finden,	die	in	hohem	Maß	auch	von	Per-
sonen aus weiter entfernten Stadtteilen besucht 
werden. Hier erscheint – wie auch bei Fachmärkten – 
vor allem eine Anbindung an das Straßenbahn- bzw. 
S-Bahn-Netz relevant. 

Standortplanung städtischer Einrichtungen
Aktuell weist die Stadt Leipzig im Bereich der Aus-
stattung mit Kitas, Grundschulen und weiterführen-
den Schulen nur teilweise eine ausreichende Versor-
gung auf. Bedingt durch recht stark voneinander 
abweichende Entwicklungen der Bevölkerung in den 
einzelnen Stadtteilen während der letzten zwei Jahr-
zehnte sind in einzelnen Vierteln große Überkapazi-
täten festzustellen, andere Stadtteile weisen hinge-
gen zu geringe Schulkapazitäten auf. Zudem ist in 
einigen Teilen der Stadt – vor allem in den Stadtbe-
zirken Ost und West – bei einigen Schulen in größe-
rem Umfang Renovierungsbedarf vorhanden, wobei 
im Einzelfall auch ein Neubau der Schule an anderer 
Stelle eine Alternative darstellt. Trotz der nur gering-
fügigen Wachstumsraten der Gesamtbevölkerung 
und des langfristig zu erwartenden Rückgangs der 
Schülerzahlen sind deshalb in den kommenden Jah-
ren Entscheidungen über mögliche neue Schulstand-
orte zu treffen. Eine frühzeitige Berücksichtigung ver-
kehrsbezogener Aspekte ist hier sinnvoll, um den 
späteren Schülerverkehr möglichst nachhaltig und 
konfliktfrei	abzuwickeln.	

Bei Kitas und Grundschulen ist, wie bereits in Kapitel 
1 erläutert, vor allem die Erreichbarkeit zu Fuß, bei 
nicht spezialisierten weiterführenden Schulen ergän-
zend auch die Erreichbarkeit mit dem Fahrrad von 
Bedeutung. Neue Standorte dieser Einrichtungen 

sollten deshalb möglichst direkt in den Stadtteilen lie-
gen, aus denen die Schüler stammen. Bei Kitas oder 
Grundschulen ist es ergänzend von Vorteil, wenn 
diese in relativer Nähe zu ÖPNV-Halten bzw. Stadt-
teilzentren liegen, da die (begleiteten) Wege der Kin-
der	häufig	in	längere	Wegeketten	der	Eltern	einge-
bunden sind. Für weiterführende Bildungs- 
einrichtungen	mit	spezialisierten	Profilen	ist	im	Falle	
Leipzigs eine Lage an Straßenbahn- oder S-Bahn-
haltestellen zweckmäßig (aufgrund der höheren 
Beförderungskapazität und –geschwindigkeit). Dabei 
ist allerdings grundsätzlich zu berücksichtigen, inwie-
weit die Linien bereits durch den morgendlichen 
Berufsverkehr ausgelastet sind, um eine Überschrei-
tung der Beförderungskapazitäten zu vermeiden. 

Ansätze für städtische Leitbilder und Kooperation
Die Zielsetzungen des Leipziger Integrierten Stadt-
entwicklungskonzepts (SEKo) geben durchaus ein 
verbindliches Leitbild der städtischen Entwicklung 
vor.	Obwohl	dazu	kein	offizielles,	themen-	und	res-
sortübergreifendes „Motto“ der Leipziger Stadt- bzw. 
Verkehrsentwicklungspolitik existiert, wird basierend 
auf den Leitgedanken der „Leipzig-Charta zur nach-
haltigen europäischen Stadt“ in der Stadtentwicklung 
eine dichte, nutzungsgemischte und nachhaltige 
„Stadt der kurzen Wege“ angestrebt. Einzelkonzepte 
wie der STEP Zentren oder das Stadthausprogramm 
scheinen dabei geeignet, eine Stadtentwicklung im 
Sinne der „kompakten Stadt“ wirkungsvoll zu unter-
stützen.

 Für den Bereich Verkehr werden im STEP „Verkehr 
und öffentlicher Raum“ ergänzend die umwelt- und 
stadtverträgliche Abwicklung des Verkehrs, die Schaf-
fung gleichwertiger Mobilitätschancen und eine attrak-
tive Gestaltung des öffentlichen Raums als wesent-
liche Ziele formuliert. Wenngleich im Integrierten 
Stadtentwicklungskonzept bereits eine Abstimmung 
verschiedener fachlicher Teilplanungen angestrebt 
und auch umgesetzt wurde und einzelne Programme 
dementsprechend Verknüpfungen zu Konzepten aus 
anderen Teilbereichen aufweisen, so wäre insbeson-
dere für eine integrierte Stadtentwicklung in Teilbe-
reichen eine noch engere, beständigere und vor allem 
auch frühzeitigere Kooperation einzelner Dezernate 
und Ämter sowie die konsequentere Umsetzung der 
gemeinsam erarbeiteten Planungsgrundsätze wün-
schenswert. Beispielhaft sei an dieser Stelle noch-
mals die mögliche Verknüpfung der Zentrenplanung 
mit	der	Entwicklung	neuer	Wohnprojekte	auf	Brachflä-
chen erwähnt. Im Hinblick auf eine erfolgreiche inte-
grierte Stadtentwicklungspolitik sollte der Fokus dabei 
auf eine Verstetigung von bereits im Rahmen der Ent-
wicklung des Stadtentwicklungs- konzepts erprobten 
Kooperationsstrukturen gelegt werden und die dauer-
hafte Etablierung eines Gremiums zur Koordination, 
Kontrolle und Steuerung der Stadtentwicklung (z.B. 
AG SEKo) sichergestellt werden.49 

Grundsätzlich sollten verkehrsplanerische Zielset-
zungen noch frühzeitiger und stärker bei Planungs-
prozessen beachtet werden, indem z.B. bei der Pla-
nung von Schulen und bei der Ansiedlung von 
Gewerbe nicht nur ökonomische Aspekte, sondern 
immer auch verkehrliche Aspekte mit abgewogen 
werden. Dazu wäre dann auch die Beteiligung der 
entsprechenden Experten der Verkehrsplanung bzw. 
der Verkehrsbetriebe in einer frühen Phase der 
Standortplanung notwendig. Gerade im Verkehrs- 
bereich scheint in Leipzig aber nicht nur eine verstär-
kte intrakommunale Kooperation, sondern in beson-
derem Maße auch eine intensivierte interkommunale 
Zusammenarbeit erforderlich zu sein, um für die 
innerstädtische Entwicklung kontraproduktive Pla-
nungen im Umland zu vermeiden. In diesem Zusam-
menhang soll hier nochmals auf die notwendige 
Abstimmung der Wohn- und Gewerbestandortplanung 
entlang der aktuell neu entstehenden S-Bahn-Linien 
hingewiesen werden. Wesentlich erscheint auch im 
Bereich der interkommunalen Kooperation eine Ver-
stetigung bereits etablierter Ansätze zur Zusammen-
arbeit, vor allem um eine stärkere Verbindlichkeit 
gemeinsamer Planungen zu gewährleisten. Als 
besonders wichtig erscheint im Falle Leipzigs auch 
eine Integration von Kommunen, die bisher nicht 
ausreichend in interkommunale Planungsprozesse 
integriert sind. Dies betrifft z.B. Gemeinden Sachsen-
Anhalts, die zwar im Großraum Leipzig aber außer-
halb des Planungsverbandes Westsachsen liegen.

In Einzelbereichen ist auch eine verstärkte Informa-
tion der Bürger über geplante Projekte bzw. eine 
erweiterte Beteiligung an Planungsprozessen wün-
schenswert, wie sie zum Teil bereits bei der Erarbei-
tung des Stadtentwicklungskonzepts durchgeführt 
wurde. Eventuell würde sich hier eine stärkere Institu-
tionalisierung von bisher eher temporären Beteili-
gungsmöglichkeiten anbieten. In diesem Kontext 
sollten verkehrstechnische und städtebauliche Maß-
nahmen bzw. Veränderungen prinzipiell nicht isoliert 
von Maßnahmen des Mobilitätsmanagements 
betrachtet werden, sondern ebenfalls integriert ge- 
plant und umgesetzt werden. Dazu ist auch eine 
Öffentlichkeitsarbeit zweckmäßig, die die Bedeutung 
von Einzelmaßnahmen im Quartier in einen Bezug zur 
gesamten Stadtentwicklung setzt und die vielseitigen 
Qualitäten des städtischen Raums in Leipzig offensiv 
innerhalb und außerhalb der Stadt vermarktet.
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3. Empfehlungen und Massnahmevorschläge

Maßnahmevorschläge zur integrierten Stadt- und 
Verkehrsentwicklung

Ausweitung der Kooperation und Koordination bei •	
der Planung zur Stadt- und Verkehrsentwicklung; 
Überführung bisher informeller in formelle Struk-
turen, z.B. durch ein Gremium zur Koordination 
und Steuerung der integrierten Stadt- und Ver-
kehrsentwicklung
Intensivierung der interkommunalen Zusammen- •	
arbeit bei der Ausweisung und Entwicklung von 
Wohn- und Gewerbestandorten
Konzentration der Siedlungsentwicklung in Stadt •	
und Region auf ÖPNV-Haltepunkte, Aufwertung 
des Umfelds der Haltepunkte
Bessere Abstimmung der Standortplanung mit ver-•	
kehrsplanerischen Belangen, frühzeitige Prüfung 
der NMIV- und ÖPNV-Erreichbarkeiten, z.B. bei 
der Planung von Gewerbestandorten
Planung städtischer Einrichtungen (z.B. Schulen): •	
differenzierte Betrachtung der Anforderungen an 
die Verkehrsanbindung (z.B. bei verschiedenen 
Schultypen)
Integration von Maßnahmen des Mobilitätsma-•	
nagements in die Planung von verkehrstech-
nischen bzw. städtebaulichen Veränderungen.

Verkehrsbezogene Maßnahmevorschläge
Ausdehnung des Parkraummanagements auf die •	
Stadtquartiere innerhalb des Tangentenvierecks 
zur Förderung des NMIV
Prüfung der Rücknahme von MIV-Fahrspuren im •	
inneren Bereich, um Raum für zusätzliche Rad-
wege zu schaffen und die Barrierewirkung breiter 
Straßen für den Fußgängerverkehr zu reduzieren
Reduzierungspotenziale	für	Pkw-Stellflächen	in	der	•	
Nähe von ÖPNV-Halten nutzen 
generelle Priorisierung von Fuß- und Radverkehr •	
(vor allem gegenüber dem MIV)
Evaluierung	der	Defizite	des	NMIV	in	einzelnen	•	
Stadtteilen,	gezielte	Verbesserung	häufig	genutzter	
Wegstrecken (> Pilotprojekt Nahmobilität Frankfurt 
Nordend, „Sitzrouten“) 
Weitere Reduktion des MIV in den Stadtteilen •	
durch Verkehrsberuhigungsmaßnahmen, Quar-
tiersgaragen, Car-Sharing-Angebote (eventuell 
quartiersbezogen).
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lung in den 27 Mitglied-staaten der EU und ihren Beitrittskandi-
daten. Berlin.
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in deutschen Kommunen – eine Standortbestimmung. Informati-
onen zur Raumentwicklung 2010 (4): 253-262.

Maßnahmenvorschläge für die Aufwertung von 
Wohnstandorten und Zentren

Bündelung der Entwicklung neuer Wohnstandorte •	
mit Aufwertungsmaßnahmen im Straßenraum und 
im erweiterten Wohnumfeld
Weiterentwicklung des Stadthausprogramms durch •	
gezielte Konzepte für neue Zielgruppen (z.B. Seni-
oren), Zusammenarbeit mit privaten Akteuren (Pro-
jektentwicklern) bei der Konzepterstellung
Engere Verknüpfung von Wohnkonzepten und •	
dem STEP Zentren, um für neue Bewohner ein 
attraktives „Gesamtpaket“ aus Wohnungs- bzw. 
Hausangeboten und Wohnumfeld zu schaffen
Erneute Prüfung des Potenzials für autofreie bzw. •	
autoreduzierte Stadtquartiere
Erleichterung des Einkaufs in Zentren für Nutzer •	
des NMIV bzw. Personen ohne eigenen Pkw; z.B. 
durch die Etablierung eines Lieferservices in ein-
zelnen Zentren
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Vorbemerkung
Straßen und Plätze konstituieren Stadt. Kevin Lynch 
(1960) zeigt uns in seinem bekannten Buch The 
Image of the City, wie Hauptverkehrsstraßen, große 
Straßenkreuzungen und Plätze den mentalen Stadt-
plan der Bewohner und Besucher einer Stadt prägen. 
Und in der Leipzig-Charta (2007) heißt es: „Die Qua-
litäten von öffentlichen Räumen, urbanen Kulturland-
schaften und von Architektur und Städtebau spielen 
für die konkreten Lebensbedingungen der Stadtbe-
wohner eine zentrale Rolle. … Deshalb muss das 
Zusammenwirken von Architektur, Infrastruktur- und 
Stadtplanung mit dem Ziel intensiviert werden, attrak-
tive, nutzerorientierte öffentliche Räume mit hohem 
baukulturellem Niveau zu schaffen.“

Diesen Ansprüchen stehen oft die unerwünschten, 
beträchtlichen Nebenwirkungen des Autoverkehrs - 
und des Lkw-Verkehrs insbesondere - entgegen; sie 
bedrohen den urbanen Lebensraum mit Lärm, 
Abgas, Feinstaub, Flächenanspruch, Dominanz und 
Gefährdung. Die Georg-Schumann-Straße ist ein 
Lehrbeispiel für die Entwertung der Straßenrandnut-
zungen durch hohe Verkehrsbelastungen mit Lärm- 
und Luftbelastungen und durch einen am Auto aus-
gerichteten lieblosen Straßenraum. Während sich 
das Hinterland der Straße gut entwickelt hat, ist die 
Bausubstanz in der Georg-Schumann-Straße selbst 

teilweise in ihrem Bestand gefährdet. Leipzig hat 
eine Reihe vergleichbarer Problemstraßen und hat 
diese Magistralen im Stadtentwicklungskonzept als 
Handlungsschwerpunkte ausgewiesen.

Neben ihrer -absolut erforderlichen- objektiven Redu-
zierung können die Belastungen und Beeinträchti-
gungen durch Autoverkehr auch in ihrer subjektiven 
Wahrnehmung moderiert werden: So besagt die zen-
trale These des kompensatorischen Ansatzes (Topp, 
1984), dass gute Gestaltung des Straßenraums und 
geringere Geschwindigkeiten die subjektive Belästi-
gung durch Verkehr auch bei unveränderter Ver-
kehrsbelastung	verringern.	Langsamer	fließender	
Autoverkehr ist auch objektiv leiser und für Fußgän-
ger und Radfahrer sicherer; Hauptverkehrsstraßen 
werden durch Inseln oder Mittelstreifen einfacher und 
sicherer überquerbar; ein Straßenraum mit Bäumen 
wirkt freundlicher und verbessert das lokale Klein-
klima.

Solche kompensatorischen Effekte erreicht man 
durch die städtebauliche Bemessung (Heinz, 2000), die 
2007 in die Richtlinien für die Anlage von Stadtstra-
ßen (RASt 06 - FGSV, 2006) aufgenommen wurde. 
Dabei (Abb.1) geht es um ausreichend breite Seiten-
räume, nicht nur unter funktionalen, sondern auch 
unter gestalterischen Aspekten. Es geht um ausge-

wogene Proportionen der Straße: Seitenraum, Fahr-
bahn und gegenüberliegender Seitenraum sollen 
etwa im angenehm empfundenen Breitenverhältnis 
von drei zu vier zu drei stehen. Die sich so erge-
bende Fahrbahnbreite wird mit der verkehrstechnisch 
notwendigen Breite abgeglichen.

Ein Straßenraum mit breiten Seitenräumen und meh-
reren Baumreihen wird als Boulevard bezeichnet. 
Das ist -über die Gestaltqualität hinaus- eine multi-
funktionale Straße mit Kreuzungen, Einmündungen, 
Grundstückszufahrten, Haltestellen und Parkstän-
den. Ein Boulevard lässt vielfältige Interaktionen zu, 
zwischen querenden Fußgängern, Radfahrern, ein- 
und ausfädelnden Autos, haltenden Bussen und 
natürlich auch durchfahrenden Autos. Der Boulevard 
ist interaktives Stadtrevier mit domestiziertem Auto-
verkehr in stadtverträglichem Tempo.
Straßen und Plätze haben eine große Bedeutung für 
urbanes Leben und auch für das Miteinander im Ver-
kehr.	Umfeldqualität	beeinflusst	Verhalten,	Verkehrs-
anlagen färben ab auf Verkehrsverhalten: Hässliche 
fördern Stress und Aggression im Verkehr, freund-
liche, gut gestaltete entspannen.

Im Weiteren folgt das Gutachten den von der Stadt 
Leipzig gestellten Fragen. Dabei treten bei Fragen 
und Antworten Überschneidungen auf.

Lebensraum Straße 
Chancen einer integrierten Straßenraumplanung für die Stadterneuerung in Leipzig                                                                 Prof. Dr. Hartmut Topp                                                                                

 Fragen an den Gutachter
Aufwertungspotenzial von integrierter 
Straßenraumplanung

Welches städtebauliches Aufwertungspotenzial •	
besitzen integrierte Straßenraumplanungen und 
welche Mindestanforderungen bestehen?
Mit welchen Maßnahmen kann eine neue Qualität •	
an urbaner Mobilität im Quartier erreicht werden?
Welche positiven ökonomischen, sozialen und •	
ökologischen Effekte im Quartier sind durch einen 
integrierten Stadtbahnausbau erreichbar (Boden-
wert, Sanierungsstand, Einwohnerentwicklung, 
Einzelhandel)?
Wie kann man die Förderkulissen aus dem Ver-•	
kehrs- und Stadterneuerungsbereich optimal mit 
einander verzahnen, um Aufwertungsprozesse in 
Gang zu setzen?

Fließender Verkehr
Leistungsfähigkeit versus städtebauliche Qualität: •	
Integration von ÖPNV und Stadtraum (getrennte 
ÖPNV-Trassen oder Mischnutzung des Straßen-
raums)?

Ruhender Verkehr
Welche Rolle spielt Parkraummanagement zur •	
Verkehrssteuerung und Quartiersaufwertung?
Welches konzeptionelle Herangehen ist dafür •	

nötig und welche Stadtgebiete sollten einbezogen 
werden?
Welche Chance bieten Quartiersgaragen zur Ent-•	
lastung des öffentlichen Raums vom ruhenden 
Verkehr, was ist für deren Erfolg nötig, und wie 
können private Hauseigentümer in die Lösung 
einbezogen werden?
Welche Erfahrungen gibt es in Europa mit Maß-•	
nahmen	zur	Verknappung	von	Pkw-Stellflächen	
im öffentlichen Straßenraum, insbesondere auch 
im Zusammenhang mit einer Ausweisung als 
Spielstraße? Wie könnten diese auf Leipzig über-
tragen werden?
Welche Effekte sind bei einer konsequenten Frei-•	
haltung der Gehwege von ruhendem Verkehr in 
den Gründerzeitvierteln zu erwarten und was 
wäre dafür nötig? 
Welche	Chancen	bietet	ein	flächenhaftes	Netz	•	
von Car-Sharing-Stationen zur Entlastung insbe-
sondere der Gründerzeitquartiere vom ruhenden 
Verkehr und was wäre dafür nötig?

Best Practice
Welche vorbildlichen und möglicherweise auf •	
Leipzig übertragbaren Beispiele für eine geglückte 
integrierte Straßenraum- und Quartiersplanung 
existieren bereits in anderen deutschen oder 
europäischen Städten?

IX
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Abb. 1: Verkehrstechnischer Entwurf versus Städtebauliche Bemessung (eigene Darstellung)

1. Aufwertungspotenzial                         
von integrierter Straßenraumplanung

Welches städtebauliche Aufwertungspotenzial 
besitzen integrierte Straßenraumplanungen       
und welche Mindestanforderungen bestehen?
Was verstehen wir unter integrierter Straßenraumpla-
nung? Zum einen geht es um die vielfältigen Funkti-
onen und Nutzungen von Straßen und Plätzen und 
deren Abwägung untereinander: Nahmobilität zu Fuß 
und	mit	dem	Fahrrad,	Aufenthalt,	Raum	und	Vorflä-
che für die Randnutzungen, öffentlicher Verkehr mit 
Bussen und Bahnen, Autoverkehr und Wirtschafts-
verkehr; zum anderen geht es aber auch um inte-
grierte Ansatzpunkte in den verschiedenen 
Bereichen: Verkehr, Straßenraum und Gebäude. 
Voraussetzung für das Wohnen an Hauptverkehrs-
straßen sind Qualitäten bzw. die Verträglichkeit för-
dernde Eigenschaften und entsprechende Interventi-
onen in allen drei Kategorien. 

Die Handlungsoptionen im Bereich Verkehr liegen in 
(1) der Begrenzung der Auto- Verkehrsbelastung ins-
gesamt und des Lkw-Verkehrs insbesondere, in (2) 
niedrigeren Geschwindigkeiten -warum nicht ein all-
gemeines Tempolimit von 30 km/h mit zu begrün-
denden Ausnahmen? Mindestens aber Tempo 30 
nachts als erster Schritt- und in (3) einer den vielfäl-
tigen Nutzungen - von Aufenthalt über Nahmobilität 
und Bäume bis ÖPNV und Autoverkehr - ange-
passten Flächenverteilung im Sinne der städtebau-
lichen Bemessung (FGSV, 2006).

Niedrige Geschwindigkeiten, Lkw-Konzepte und ein 
gewisses Miteinander der verschiedenen Straßen-
nutzer sind wichtiger noch als die Verkehrsmenge 
insgesamt. Tempo 30 auf Hauptverkehrsstraßen ist 
vielerorts immer noch tabu. Aber wenn wir die Auf-
wertung der Straßenräume ernst meinen, führt kein 
Weg an niedrigeren Geschwindigkeiten vorbei. Auch 
Luftreinhaltung und Lärmminderung erfordern das. 
Langsamer,	stetiger	Verkehrsfluss	ist	die	wirksamste	
kurzfristig umsetzbare Lärmminderung um 3 bis 5 
dB(A) im Mittel und mehr noch in den Spitzenpegeln. 
Gleichzeitig dient es dem Miteinander der verschie-
denen Straßennutzer und der Verkehrssicherheit.

Die Argumente gegen Tempo 30 von ÖPNV und Wirt-
schaftsverkehr müssen sich der Abwägung mit der 
Gesamtsituation einer Hauptverkehrsstraße stellen. 
Für den Wirtschaftsverkehr gilt, dass auch bei Tempo 
50 zumindest in den Spitzenzeiten kaum schnell 
gefahren werden kann. Die Leistungsfähigkeit wird 
durch Tempo 30 nicht tangiert; maßgebend dafür 
sind ohnehin die Knotenpunkte.

Bei Tempo 30 auf Hauptverkehrsstraßen ist der von 
Jürgen Gerlach (Thema VII der Fachgutachten) ver-
tretene Netzaspekt zu berücksichtigen. Das heißt, 
Tempo 30 darf nicht dazu führen, dass Verkehr als 
Schleichverkehr in Wohn- und Mischgebiete gedrückt 
wird. Das aber ist nicht allein eine Frage der zuläs-

sigen Geschwindigkeiten, sondern ebenso der Vor-
fahrt-Regelungen und der Verkehrsführung in den 
Wohn- und Mischgebieten einschließlich der dort vor-
handenen Fahrbahnbreiten.

Tempo 30 als Regellimit in der Stadt wird nicht ohne 
Tempo 50-Ausnahmen funktionieren. Argumente für 
Tempo 50 auf einer Hauptverkehrsstraße sind eine 
hohe Verkehrsbedeutung, ein entsprechend großzü-
giger Straßenraum und geringe nicht-verkehrliche 
Nutzungen. So kommt beispielsweise der Leipziger 
Mittlere Ring kaum für Tempo 30 in Frage.

Andererseits darf die Einteilung als Hauptverkehrs-
straße nicht automatisch mit Tempo 50 verknüpft 
werden. So gibt es beispielsweise im Tangenten-
Viereck enge Bereiche mit intensiver Randbebauung, 
wo Tempo 30 angezeigt ist, so in der Emil-Fuchs-
Straße oder in dem engen Bereich der Berliner 
Straße. Das Gleiche gilt für einige Radialstraßen, so 
auch für die Georg-Schumann-Straße.

Bei Tempo 30 als Regellimit müssen Tempo 50 Aus-
nahmen begründet werden. Diese Umkehrung der 
Beweislast ist entscheidend für Lärmschutz, Ambi-
ente und Verkehrssicherheit. Dass Tempolimits 
beworben und überwacht werden müssen, versteht 
sich selbst.

Noch differenzierter wird die Argumentation beim 
ÖPNV und seiner Wirtschaftlichkeit. Die Reisezeit-
verluste durch Tempo 30 im Vergleich zu Tempo 50 
sind von den Abständen der Haltestellen abhängig. 
Je kürzer die sind, desto kleiner werden die Stre-
ckenabschnitte, die mit mehr als 30 km/h befahren 
werden. Bei kleinen Haltestellenabständen sind die 

Verlustzeiten entsprechend klein. Für die Attraktivität 
des ÖPNV spielen sie kaum eine Rolle, wohl aber für 
die Wirtschaftlichkeit - und zwar immer dann, wenn 
sie nicht durch die Wendezeiten oder/und durch 
Beschleunigungsmaßnahmen aufgefangen werden 
können. Dann kommt es zu den Sprungkosten eines 
weiteren Fahrzeugs mit einem weiteren Fahrer.

Die Folgen von Tempo 30 für die Wirtschaftlichkeit 
des ÖPNV können nicht generell, sondern nur linien-
weise beurteilt werden. In Leipzig sind die Fahrzeug-
umläufe überwiegend recht stark ausgereizt; auf eini-
gen Linien gibt es relativ große Haltestellenabstände. 
Es wird empfohlen, die wirtschaftlichen Auswir-
kungen von Tempo 30 linienweise zu prüfen unter 
Berücksichtigung noch möglicher Beschleunigung, 
zum Beispiel durch weitergehende Vorrangschaltung 
an Lichtsignalanlagen, auch mehr noch auf Kosten 
des MIV. In Leipzig gibt es im Einzelfall eine Diskus-
sion über zusätzliche Haltestellen zur Attraktivitäts-
steigerung und Gewinnung neuer Fahrgäste. Die 
würden die wirtschaftlichen Randbedingungen ohne-
hin verändern.

Wie also könnte der Leipziger ÖPNV bei Tempo 30 
mit Ausnahmen aussehen? Die Ausnahme Tempo 50 
könnte maßgeblich auch vom ÖPNV her begründet 
sein, unterliegt aber immer der Gesamtabwägung im 
Straßenraum. Ein eigener Bahnkörper könnte auch 
bei Tempo 30 für den ÖPNV etwas höhere 
Geschwindigkeiten möglich machen. Das aber macht 
bei städtebaulicher Bemessung erst ab etwa 35 m 
breiter Straße von Haus zu Haus gestalterisch und 
funktional Sinn. Eine höhere Geschwindigkeit auf 
einem eigenen Bahnkörper gerät zudem leicht in 
Konflikt	zu	sicheren	Querungen	durch	Fußgänger	

Verkehrstechnischer Entwurf
Autoverkehr bestimmt Fahrbahnbreite;
Rest für Seitenräume, Geh- und Radwege, Bäume 
etc.

Verkehrlich notwendige Fahrbahnbreite

Planerische Abwägung /

Alter Ansatz

Städtebauliche Bemessung
Straßenraumgestaltung vom Rand aus;
Erforderliche Breite der Seitenräume nach Funktionen 
und Proportionen;Rest für Fahrbahn

Städtebauliche mögliche Fahrbahnbreite

Politische Entscheidung

Neuer Ansatz, seit 2007 in den RASt 06
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und Radfahrer. Hierauf weist Heiner Monheim 
(Thema IV der Fachgutachten) hin, wenn er den Ein-
fluss	der	MIV-Geschwindigkeiten	auf	die	Qualität	des	
Zugangs zu den Haltestellen betont.

Die Gestaltung des Straßenraums muss wieder die 
Multifunktionalität der Hauptstraßen für Wohnen und 
andere Randnutzungen, für Aufenthalt im Straßen-
raum, für Nahmobilität zu Fuß und mit dem Fahrrad, 
für die Erschließung, für den ÖPNV und natürlich 
auch	für	den	fließenden	und	ruhenden	Autoverkehr	
widerspiegeln. Das geschieht durch entsprechende 
Flächenverteilung und durch eine ansprechende 
Gestaltung und Begrünung. Hierzu gibt die städte-
bauliche Bemessung (FGSV, 2006) klare Hinweise: 
Breite Seitenräume für Fußgänger, Aufenthalt, 
Erschließung	und	Bepflanzung	und	als	Pufferzonen	
zur Fahrbahn sind das A und O für die Stadtverträg-
lichkeit von Hauptverkehrsstraßen.

Die Umgestaltung von Straßenräumen ist teuer. 
Anhaltswerte für die Kosten sind kaum möglich, da die 
Situationen und die erforderliche Intensität des Um-
baus sehr unterschiedlich sind. Wichtig sind kosten-
günstige Sofort-Maßnahmen (Abb.2), die kurzfristig 
aufzeigen, dass man sich um die Straße kümmert, und 
die eine Richtung der mittelfristig beabsichtigten 
Umgestaltung aufzeigen. Klar ist aber auch, dass viele 
Kommunen selbst das nicht allein stemmen können. 
Vielerorts sind sogar Unterhalt und Instandsetzung 
nicht mehr gewährleistet, was neben dem Eindruck 
mangelnder	Pflege	zu	unnötigem	Lärm	führt.	Dringend	
geboten ist ein Förderprogramm für die städtebauliche 
Integration von Hauptverkehrsstraßen.

Die dritte Kategorie der Interventionen betrifft die 
Gebäude. Viele Kommunen haben Programme für 
Schallschutzfenster. Die Frage ist, wie wirksam diese 
sind. Isolierte Programme, die nicht von Maßnahmen 
im	Verkehr	und	im	Straßenraum	flankiert	werden,	
können den Niedergang einer Hauptverkehrsstraße 
als Wohnstandort nicht dauerhaft bremsen. Im 
Zusammenspiel mit Verkehr und Straßenraum jedoch 
kommt dem passiven Lärmschutz am Gebäude eine 
hohe Bedeutung zu. Die Stadt München fördert im 
Programm Wohnen am Ring (Landeshauptstadt Mün-
chen, o.J.) mit 2,5 Mio € jährlich innovative Lärm-
schutzbausteine an Wohnungen am hoch belasteten 
Mittleren Ring mit Verkehrsmengen zwischen 50.000 
und über 100.000 Kfz pro Tag. Das Wohnen ist trotz 
der extremen Verkehrsbelastungen relativ stabil. 
Allerdings ist der Münchner Wohnungsmarkt nicht mit 
dem Leipziger vergleichbar.

Selbstverständlich geht es im Bereich Gebäude nicht 
nur um Lärmschutz, sondern um das gesamte Instru-
mentarium der städtebaulichen Gebäudesanierung 
zusammen mit Eigentümern, Wohnungsbaugesell-
schaften und Mietern. Die Maßnahmen in den 

Bereichen Verkehr und Straßenraum können Anstoß- 
und Multiplikatoreffekte auslösen. Ein Beispiel dafür 
ist in Leipzig die Jahnallee.

Auch hochbelastete Hauptverkehrsstraßen sind städ-
tebaulich zu retten, wenn konsequent und synerge-
tisch in allen drei Kategorien Verkehr, Straßenraum 
und Gebäude angesetzt wird. Das erfordert eine 
ämterübergreifende Verantwortlichkeit für integrierte 
Prozesse zur Aufwertung von Hauptverkehrsstraßen. 
Für einen solchen integrierten Ansatz müssen die 
vorhandenen Förderprogramme zusammengeführt 
und ergänzt werden.

geschuldet. Parallel zu den Sofort-Maßnahmen lau-
fen in Leipzig (2012) vorzeitige Platzgestaltungen 
und eine zeitlich gestaffelte Umgestaltung von Stra-
ßenabschnitten.

Mit welchen Maßnahmen kann eine neue Qualität 
urbaner Mobilität im Quartier erreicht werden?
Urbane Mobilitätskultur ist an erster Stelle eine Frage 
der Verkehrsmittelwahl. Wie realistisch ist weniger 
Autoverkehr in Hauptverkehrsstraßen? Einen ersten 
Hinweis gibt ein Städtevergleich der Autoanteile an 
allen Wegen der Einwohner. Da liegt Leipzig mit 40 % 

Abb. 2: Georg-Schumann-Straße mit Sofort-Maßnahmen  (Leipzig, Amt für Stadterneuerung und Wohnungsbauförderung)

Die Frage nach den Mindeststandards ergibt sich 
aus den Kosten und aus der Dauer der Umsetzung. 
Am teuersten und zeitaufwändigsten sind die Maß-
nahmen im Straßenraum. Sofort-Maßnahmen als 
schnell sichtbare Zeichen müssen sich an den Prin-
zipien der städtebaulichen Bemessung orientieren, 
und sie müssen zeigen, in welche Richtung der Stra-
ßenraum mittelfristig entwickelt werden soll.

Bäume und Beleuchtung sowie Markierungen an 
Stelle späterer Borde können unter bestimmten 
Bedingungen ein relativ preiswerter Einstieg sein. 
Man muss dabei allerdings aufpassen, dass auch 
Sofort-Maßnahmen der Gestaltqualität im Straßen-
raum dienen, und dass sie zeigen, wohin es gehen 
soll. Im Beispiel der Georg-Schumann-Straße (Abb. 
2) ist das bei der Einengung der Fahrbahn durch die 
bereits durchgeführte Markierung der Fall. Problema-
tisch aber sind die Kübel-Bäume - zu provisorisch 
und, so wie animiert, nicht lebensfähig. Und falls man 
hier	wegen	Leitungen	auch	mittelfristig	nicht	pflanzen	
kann, geben sie ein falsches Versprechen. Kann man 
dagegen	pflanzen,	dann	sollte	man	es	sofort	tun,	um	
bis zum Umbau Zeit für Wachstum zu gewinnen. Das 
ist deutlich teurer, aber gewissen Mindeststandards 

besser als beispielsweise Duisburg (über 50 %) oder 
Stuttgart (47 %), aber deutlich hinter Frankfurt (34 %), 
Berlin (32 %), Zürich (36 %), Wien (34 %), Münster 
(38 %) oder Rostock (35 %). Damit wird der ver-
kehrsplanerische Handlungsspielraum deutlich. Der 
Autoverkehr hat in den meisten Städten in den letz-
ten Jahren nicht mehr zugenommen; in vielen Kern-
stadtbereichen sind Abnahmen zu verzeichnen 
(Ahrens et al, 2011). In Leipzig hat der Auto-Anteil an 
allen Wegen der Stadtbevölkerung von 2003 bis 
2008 um 4,4 % abgenommen.

Zugenommen hat fast überall der Fahrradverkehr, 
und mit den Pedelecs gibt es neue Impulse. Leipzig 
liegt mit 14 % Fahrradanteil an allen Wegen der 
Stadtbevölkerung im oberen Mittelfeld des Städtever-
gleichs. Benchmark aber sollten Bremen (25 %), 
Münster (38 % bzw. 27 % bei Berücksichtigung der 
Einpendler) oder Kopenhagen (über 30 % bzw. 37 % 
bei den Wegen zu Arbeit und Ausbildung) sein. Nach 
dem Radverkehrsentwicklungsplan (Stadt Leipzig, 2010) 
strebt Leipzig „langfristig eine Fahrradnutzung wie in 
Bremen an, eine ÖPNV-Nutzung besser als in Frank-
furt (nämlich 25 %, entspricht dem Ziel des Nahver-
kehrsplans) und einen Fußwegeanteil auf dem heu-
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tigen Stand von 27 %“. Das zusammen entspricht 
einem Autoanteil von nur noch 23 % - ein sehr ambi-
tioniertes Ziel. Selbst Autoanteile um 30 % ent-
sprächen gegenüber heute einer Abnahme um 10 
Prozentpunkte bzw. um 25 Prozent.

Wenngleich die minus 25 % der Auto-Wege sich 
nicht eins-zu-eins in der Verkehrsleistung (gemessen 
in Kilometern) spiegeln, so wird -unter Status-Quo-
Bedingungen- doch eine erhebliche Entlastung vom 
Autoverkehr deutlich, von der insbesondere auch die 
innerstädtischen	Hauptverkehrsstraßen	profitieren	
würden. Allerdings gibt es für die Leipziger Stadtent-
wicklung insgesamt sehr positive Einwohner- und 
Beschäftigtenentwicklungen,	die	gegenläufig	-auch	
bei niedrigem Auto-Anteil- zu mehr Autoverkehr füh-
ren werden. Auch soll der Autoverkehr in der Stadt 
Leipzig auf weniger Hauptverkehrsstraßen gebündelt 
werden. Hier sind die Untersuchungen im Rahmen 
des Stadtentwicklungsplans Verkehr und öffentlicher 
Raum abzuwarten.

Neben der Verkehrsmittelwahl wird Mobilitätskultur 
vom Miteinander der verschiedenen Verkehrsteilneh-
mer und der Verträglichkeit von Aufenthalts- und Ver-
kehrsfunktion geprägt. Tempo 30 als Regellimit in der 
Stadt wurde bereits behandelt. Ein weiterer Aspekt 
und besonders aktuell ist Shared Space. Das ist mit 
Sicherheit nicht das Patentrezept für Hauptverkehrs-
straßen. Gleichwohl bieten Shared Space-Bereiche 
und Begegnungszonen auch in Hauptverkehrsstraßen 
stadtverträgliche Lösungen für bestimmte, städtebaulich 
besonders wichtige Situationen. Das zeigen Beispiele 
aus dem Ausland, aber auch aus Duisburg, Speyer, 
Konstanz und anderen Städten.

Shared Space, Begegnungszonen und die städte-
bauliche Bemessung sind Vorboten einer neuen 
Mobilitätskultur. Richtig ist aber auch, dass in 
Deutschland eine Lücke klafft zwischen Theorie und 
Praxis. Statt die Begegnungszone nach schweizer 
Vorbild in die Straßenverkehrsordnung aufzuneh-
men, ist die Anwendung des verkehrsberuhigten 
Bereichs auf Straßen mit geringer Verkehrsbedeu-
tung reduziert worden. Das heißt zum Beispiel, dass 
die erfolgreichen Umgestaltungen Duisburger Haupt-
verkehrsstraßen von der StVO nicht abgedeckt sind.

Einzelmaßnahmen können Beispiel geben. Aber für 
eine neue Qualität urbaner Mobilität braucht es ein 
vernetztes System von Straßen, Plätzen und Parks 
mit Aufenthaltsqualität. Wichtig ist auch die Gestal-
tung der Haltestellen als Visitenkarten des ÖPNV.

Die planerischen und baulichen Maßnahmen müssen 
ergänzt werden durch Kommunikation, Marketing und 
Vorbild der Verwaltung und der Politik. Letztlich gestal-
ten die Bürger die Mobilitätskultur in ihrer Stadt.

Welche positiven ökonomischen, sozialen und öko-
logischen Effekte sind durch integrierten Stadt-
bahnausbau erreichbar (Bodenwert, Sanierungs-
stand, Einwohnerentwicklung, Einzelhandel)?
Integrierter Stadtbahnausbau meint die räumliche 
und gestalterische Integration der Gleise bzw. Gleis-
körper und Haltestellen in Straßen und Plätze 
ebenso wie die Integration in Stadtentwicklungspolitik 
und in das System des öffentlichen Verkehrs insge-
samt. In Leipzig versteht man darunter aber offen-
sichtlich mehr, nämlich die durch den Stadtbahnaus-
bau ausgelöste Straßenraumgestaltung insgesamt. 
Ein Beispiel ist die Jahnallee, wo die Modernisierung 
der Straßenbahn eine ganz neue Qualität des umge-
bauten Straßenraums insgesamt ausgelöst hat, mit 
Folgeinvestitionen im privaten Bereich.

Leipzig hat ein Straßenbahnbahnnetz von ca. 148 
km Länge, das längste in Deutschland nach Berlin. 
Das sehr große Kölner Netz ist mit dem Leipziger nur 
bedingt vergleichbar aufgrund unterirdischer 
Abschnitte und oberirdischer Abschnitte mit stadt-
bahngemäßen Hochbahnsteigen. Das ist in Leipzig 
sinnvollerweise nicht gewollt. Da die Begriffe Stra-
ßenbahn und Stadtbahn ohnehin nicht klar gegen-
einander abzugrenzen sind, sollte vielleicht in Leipzig 
besser von einer modernen Straßenbahn gespro-
chen werden. Das Leipziger Straßenbahnnetz wird in 
großen Teilen zur modernen Straßenbahn/Stadtbahn 
ausgebaut. Die traditionelle Straßenbahn und ihre 
moderne (Stadtbahn-)Version unterscheiden sich im 
Wesentlichen in der Störanfälligkeit durch den 
übrigen Verkehr. Eine gewisse Unabhängigkeit der 
Straßen-(/Stadtbahn) wird durch eine räumliche oder 
zeitliche Trennung vom Autoverkehr erreicht. (Die 
Problematik der räumlichen Trennung mittels eige-
nen Bahnkörpers in dafür zu schmalen Straßenräu-
men wird gesondert erörtert.)

Ökonomische, soziale und ökologische Effekte, die 
auf Bodenwert, Sanierungsstand etc. durchschlagen, 
werden kaum mit der Modernisierung einer schon 
existierenden Straßenbahnstrecke zur Stadtbahn 
erreicht. Anders sieht es bei einer ganz neuen Stre-
cke aus; aber das ist in Leipzig die Ausnahme. Folg-
lich geht es hier um die Einschätzung, welche Effekte 
eine durch den Stadtbahnausbau initiierte Straßen-
raumgestaltung haben kann.

Trotz hoher Investitionen in städtische Hauptver-
kehrsstraßen und Stadtplätze gibt es kaum quantita-
tiv belastbare Befunde über Veränderungen von 
Bodenwert, Sanierungsstand, Einwohnerentwicklung 
und Einzelhandel in Folge von städtebaulich hoch-
wertigen Umgestaltungen von Straßen- und Platzräu-
men. Qualitativ ist weitgehend klar, dass positive Ver-
änderungen	stattfinden.	Aber	selbst	qualitativ	sind	
Ursache und Wirkung oft schwierig zu beurteilen, 
wenn parallel andere Maßnahmen gelaufen sind.

Im Falle der Umgestaltung des Alten Messplatzes in 
Mannheim (ca. 18 Mio € ) zum Beispiel liefen parallel 
die Aufwertung des Neckar-Vorlandes (ca. 1 Mio €), 
das Kulturfest Lichtmeile sowie der Umbau des Alten 
Volksbads in ein Kreativ-Wirtschaftszentrum. Diese 
Maßnahmen wirken zusammen, sind aber nicht 
ursächlich verknüpft. Private Investitionen im Umfeld 
des Platzes haben nicht stattgefunden. Für den Ein-
zelhandel ist die Innenstadt zu nah. Deshalb konnte 
sich auch ein Wochenmarkt nicht halten. Der Mess-
platz ist ein Impuls für den Stadtteil, aber von 
begrenzter Kraft.

Eine	der	wenigen	Arbeiten,	die	den	Einfluss	der	Ver-
kehrsinfrastruktur auf Immobilienwerte auch quantita-
tiv thematisiert, ist die von Caesperlein (2011). Er 
unterscheidet als „wichtigste Lagemerkmale einer 
Wohnimmobilie“ die Verkehrslage (Verkehrsanbin-
dung), die Nachbarschaftslage, die Wohn- und 
Geschäftslage	sowie	die	Umwelteinflüsse	(Immissi-
onslage). Es gestaltet sich sehr schwierig, die Wir-
kung eines Lagemerkmals (hier Immissionen und 
Gestaltqualität der Straße) zu isolieren. Das gelingt 
eigentlich nur beim Faktor Lärm (siehe Abb.3).

Letztlich ist auch Caesperleins (2011) Arbeit für die 
Leipziger Fragestellung nur bedingt weiterführend. 
Denn „Forschungsarbeiten, die verkehrsbedingte 
Auswirkungen von Infrastrukturmaßnahmen untersu-
chen, befassen sich fast ausschließlich mit dem Ein-
fluss des Lärms. Ein Grund hierfür mag in der Bedeu-
tung des Faktors Lärm für die Bewertung der 
kleinräumigen Lage zu suchen sein. Veröffentli-
chungen zum Einfluss des Lärms auf den Wert einer 
Wohnimmobilie sind in Deutschland allerdings eher 
Mangelware.“ (Caesperlein, 2011) Die wenigen Befunde 
hierzu sind in Bild 3 dargestellt. Caesperlein (2011) 
fasst seine internationale Literaturanalyse und seine 
empirische Untersuchung in Stuttgart (am Beispiel 
des Heslach-Tunnels mit sehr starker Verkehrsentla-
stung im Wohngebiet) so zusammen: „Die Reduzie-
rung des Verkehrslärms um eine Einheit (Dezibel) 
führt zu einer Erhöhung des Kaufpreisniveaus zwi-
schen 0,2 und 0,6 %.“ Verkehrslärm gehört zu den 
externen Schlüsselgrößen der Wohnzufriedenheit. 
Bürgerinitiativen thematisieren Lärm, selten Luft.

In Leipzig gibt es gute Unterlagen über die Bevölke-
rungsentwicklung an Hauptverkehrsstraßen für den 
Zeitraum 1992 bis 2006 (Vöckler, 2007), aktuell fortge-
schrieben bis 2011 (Vöckler, 2012). Auch die Entwick-
lungen an einzelnen Straßen sind dort dokumentiert.

Das Straßennetz der Stadt Leipzig umfasst ca. 1.700 
km; davon werden ca. 260 km, entsprechend 15,5 %, 
als Hauptverkehrsstraßen eingestuft. An diesen 
Hauptverkehrsstraßen wohnten 1992 ca. 72.000 Ein-
wohner, um 2000 waren es noch ca. 54.000 
(Gebietsstand 1992). Der Einwohnerverlust an den 
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Hauptverkehrsstraßen war mit ca. 26 % deutlich 
höher als in der Gesamtstadt mit ca. 17 % bzw. an 
den übrigen Straßen mit ca. 16 %. Das hohe Ver-
kehrsaufkommen mit über 20.000 Kfz pro Tag auch 
an stark bewohnten Straßenabschnitten hat „stellen-
weise zu einer Entwertung der anliegenden Wohn- 
und Geschäftsgebiete geführt“ (Vöckler, 2007). Exem-
plarisch sei das für die Georg-Schumann-Straße 
ausgeführt: Hier ging die Einwohnerzahl von 1992 bis 
2006 von ca. 4.400 um ca. 40 % auf ca. 2.600 zurück.

Seit gut zehn Jahren steigt die Einwohnerzahl der 
Stadt Leipzig wieder an, insbesondere in der inneren 
Stadt um ca. 46.000. Herfert (2009) bezeichnet Leip-
zig als eine der wenigen ostdeutschen Reurbanisie-
rungsinseln. Der Wohnungsleerstand in Leipzig ins-
gesamt hat sich von 2000 (22 %) bis 2010 (11 %) 
halbiert (Heinig/Herfert, 2012).

Ein Anstieg der Einwohnerzahlen ist auch an Haupt-
verkehrsstraßen zu verzeichnen (Abb.4 - Vöckler, 
2012) - kontinuierlich seit 2001. Mit plus 13,2 % ver-
lief die Entwicklung an den Hauptverkehrsstraßen 
sogar dynamischer als in der Gesamtstadt mit plus 
7,9 %. Zurzeit wohnen wieder rund 72.000 Men-
schen - entsprechend 13,6 % der Gesamtbevölke-
rung - an Hauptverkehrsstraßen (Vöckler, 2012).

Einige Hauptverkehrsstraßen wurden zwischenzeit-
lich durch Ring- und Tangentenstraßen entlastet und/
oder durch Maßnahmen im Straßenraum und an den 
Gebäuden aufgewertet. Dort sind die Bevölkerungs-
gewinne besonders hoch: Karl-Liebknecht-Straße 
plus 74 %, Waldstraße plus 44 %, Karl-Heine-Straße 
plus 38 %. Aber „auch an der oft gescholtenen 
Georg-Schumann-Straße, die zwischen 1992 und 
2001einen Schwund von rund 2.000 Einwohnern, 
entsprechend 47 %, hinnehmen musste, stieg die 
Bevölkerung bis 2006 wieder an, wenngleich auch 
moderat“ (Vöckler, 2012) um ca. 12 %, „um seitdem auf 
diesem Niveau zu stagnieren“.

Man kann aus den Leipziger Erfahrungen ableiten, 
dass integrierte Straßenraumgestaltung in Kombina-
tion mit Maßnahmen von Sanierung und Wohnungs-
bau und mit Imagebildung offensichtlich maßgeblich 
zur Aufwertung der Quartiere beiträgt. Heinig/Herfert 
(2012) sprechen von „physisch als auch symbolisch 
aufgewerteten Gründerzeitvierteln“. Beides - weder 
physische noch symbolische Aufwertung - dürfte 
ohne Straßenraumgestaltung kaum möglich sein. 
Umgekehrt wird Straßenraumgestaltung ohne paral-
lele Maßnahmen im Gebäude- und Imagebereich 
kaum Aufwertung auslösen. Es kommt auf den inte-
grierten Ansatz in den Handlungsfeldern Verkehr, 
Straße und Gebäude an.

Es gibt ein laufendes Forschungsprojekt „Innerstäd-
tische Hauptverkehrsstraßen - Visitenkarte und Pro-
blemzone für die Wohnungsmarkt- und Stadtentwick-
lung“ im Programm Experimenteller Wohnungs- und 
Städtebau (ExWoSt). Fallstudienstädte sind Leipzig, 
Halle, Essen, Iserlohn und Saarbrücken. Die For-
schungsfragen gehen in die Richtung der von der 
Stadt Leipzig an dieses Fachgutachten gestellten. 

Abb. 3: Einfluss des Verkehrslärms auf den Bodenwert für Wohnbauflächen, empirisch ermittelt

Abb. 4: Bevölkerungsentwicklung an Hauptverkehrsstraßen in Leipzig von 2001 bis 2011 (Vöckler, 2012)

Die vorbereitende Expertise zum Forschungsprojekt 
(empirica/ANP, 2012) wurde für vorliegendes Gutachten 
ausgewertet. Ein Ziel des Forschungsprojekts ist „ein 
Leitfaden für Kommunen zum Umgang mit Hauptver-
kehrsstraßen unter Berücksichtigung städtebaulicher, 
verkehrlicher und immobilienwirtschaftlicher sowie 
prozessualer Aspekte“ (BBSR, 2012).

Eine gute integrierte Straßenraumgestaltung mit brei-
ten Seitenräumen als Pufferzone und mit Bäumen 
kann Belastungen - auch Lärmbelastungen - bis zu 
einem gewissen Grad moderieren und kompensie-
ren. Es ist erstaunlich, dass es bisher zu den Wir-
kungen teurer Straßenumgestaltung im Sinne einer 
integrierten Straßenraumgestaltung keine weiterge-
henden quantitativen Befunde gibt. Dies dürfte an 
der oben thematisierten Verknüpfung der Handlungs-
felder Verkehr, Straße und Gebäude liegen.

Wie kann man die Förderkulisse aus Verkehrs-   
bereich und Stadterneuerung optimal mitein-    
ander verzahnen, um Aufwertungsprozesse in 
Gang zu setzen?
Finanzmittel zur Initiierung und Förderung von Auf-
wertungsprozessen sind ressortgebunden: Straßen-
bau, Städtebau, Wohnraumförderung, Lärmschutz, 
Wirtschaftsförderung, Infrastrukturpolitik. Diese Mittel 
ressortübergreifend zu bündeln ist oft schwierig, 
erfordert die Kenntnis der Programme und Verhand-
lungsgeschick. Es kommt erschwerend hinzu, dass 
die Mittel der Städtebauförderung erheblich gekürzt 
wurden (Abb.5), und dass nicht klar ist, wie die kom-
munale Verkehrsinfrastruktur nach dem Auslaufen 
des	(GVFG)/EntflechtG	in	den	Jahren	2013/2019	
gefördert wird.

Die in Abb.5 dargestellten Förderkulissen des Städte-
baus können zu Mehrfachförderkulissen räumlich 
und zeitlich gebündelt werden, wie das beispiels-
weise in Berlin (Kroll, 2011) in großem Stil praktiziert 
wird. Bundes- und Landesmittel können als Komple-
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mentärmittel bei europäischen Förderprogrammen 
(EFRE) eingesetzt werden. Gemäß den bereits 
behandelten Interventionsbereichen Verkehr, Stra-
ßenraum und Gebäude gilt es, Fördermittel aus den 
Bereichen Verkehr, Städtebau und Wohnungsbau 
zeitlich parallel und möglichst synergetisch so einzu-
setzen und zu kommunizieren, dass im Stadtviertel 
eine Aufbruchstimmung entsteht, die private Investiti-
onen nach sich zieht. Das bedarf einer engen Koope-
ration der beteiligten Ämter oder eines Stadtteilkoor-
dinators. Ich denke, dass hierzu in Leipzig aus- 
reichend Erfahrung vorhanden ist.

Ein weiterer Ansatz liegt in der Mobilisierung privaten 
Engagements in Form von Housing Improvement 
Districts (HID) nach Hamburger Vorbild (Krüger/Kreutz, 
2009) – analog zu den schon länger praktizierten 
Business Improvement Districts (BID) (Rotfuchs/Wilma, 
2012).

Ein Beispiel für die Kombination der Mittel aus Ver-
kehrsbereich und Städtebau ist der Umbau des Alten 
Messplatzes in Mannheim vom Verkehrsverteiler zum 
Stadtplatz für ca. 18 Mio €. Finanzierungstechnisch 
waren es zwei Projekte: Umbau Straße und Platzge-
staltung (10,1 Mio €) und Gleisanlagen und Halte-
stelle (7,9 Mio €). Förderbeiträge kamen aus drei 
Quellen: Städtebauförderung des Landes (2,5 Mio €), 
Urban II, europäisches Modellvorhaben zur Sanie-
rung von städtischen Krisengebieten (2,9 Mio €) und 
GVFG (5,7 Mio €). Gebäude waren im Mannheimer 
Fall nicht betroffen.

Das GVFG war über Jahrzehnte das zentrale Finan-
zierungsinstrument mit einem jährlichen Fördervolu-
men von 1,667 Milliarden €. Einschließlich der Gegen-  
finanzierung	ging	es	um	ein	Bauvolumen	von	ca.	3	
Milliarden € für kommunale Verkehrsinfrastruktur. 
Fördermittel	nach	dem	GVFG/EntflechtG	wurden	
auch	mit	Abstand	am	häufigsten	für	die	Umgestal-
tung und Aufwertung von Hauptverkehrsstraßen ein-

gesetzt (Abb.6). Anstelle des 2013/2019 auslau-
fenden	(GVFG)/EntflechtG	müsste	ein	Programm	zur	
städtebaulichen Integration und Revitalisierung von 
Hauptverkehrsstraßen treten, das die Komponenten 
Verkehr, Straßenraum und Gebäude zusammenführt.

Für eine Nachfolge des GVFG müsste gelten: Weni-
ger	Neubau,	mehr	Bestandspflege	und	städtebau-
liche Reparatur – bei stärkerer Gewichtung der Fol-
gekosten – und Flexibilisierung der Förderrichtlinien. 
Letzteres betrifft zum Beispiel die Forderung eines 
eigenen Bahnkörpers für die Straßen-/Stadtbahn. 
Eine solche Neuorientierung der Förderung ent-
spräche	der	demografischen	Entwicklung,	der	parti-
ellen Sättigung bei der Verkehrsinfrastruktur und dem 
neuen Verständnis von Städtebau und Verkehr. Bau-
kultur ist seit 2004 als neuer Abwägungsbelang der 
Bauleitplanung im Baugesetzbuch verankert; die ent-
sprechende Erweiterung der GVFG-Nachfolge 
müsste eigentlich die unmittelbare Folge sein.

Abb. 5: Mittelausstattung der Städtebauförderung 2009 bis 2011, in Mio € (Kroll, 2011)

Wie bündelt man als Kommune die Programme von 
Land, Bund und EU? Das Difu plädiert für einen inte-
grierten Förderansatz – etwa im Sinne einer „Initia-
tive der Bundesregierung für die Städte“.

Abb 6: Welche Fördermittel wurden bisher zur Umgestaltung und Aufwertung von Hauptverkehrsstraßen eingesetzt?
(empirica/ANP, 2012) (Städtebefragung > 50.000 Einw., N=102)

2. Fließender Verkehr

Leistungsfähigkeit versus städtebauliche Quali-
tät: Integration von ÖPNV und Stadtraum          
(getrennte ÖPNV-Trassen oder Mischnutzung 
des Straßenraums)?
Leistungsfähigkeit versus städtebauliche Qualität, 
das muss kein Gegensatz sein. Unstrittig ist, dass 
der ÖPNV – und Straßenbahnen und Stadtbahnen 
insbesondere – möglichst freie Fahrt haben sollten. 
Das ist nicht nur eine Frage der Geschwindigkeit, 
sondern ebenso der weitgehenden Störungsfreiheit 
und damit der Verlässlichkeit. Die Forderung nach freier 
Fahrt gilt unabhängig vom Tempolimit 50 oder 30.

Pünktlichkeit und Verlässlichkeit sind für die Fahr-
gäste wichtiger als die Beförderungszeit. Beim aktu-
ellen Stand der Beschleunigung können die Beförde-
rungszeiten durch weitere Maßnahmen bei mittleren 
Reiseweiten ohnehin nur im Bereich weniger Minuten 
verkürzt werden. Das kann allerdings von Linie zu 
Linie variieren. Für die Fahrgäste sind die Reisezeit 
von Haus zu Haus und die Nähe der Haltestelle inte-
ressanter als die Beförderungszeit. Damit sind wir 
beim	Konflikt	zwischen	Geschwindigkeit	und	Halte-
stellendichte.

Anders sieht es aus Sicht des ÖPNV-Betriebs aus; 
denn auch kleine Differenzen bei der Beförderungs-
zeit können sich über die Umläufe gravierend auf die 
Wirtschaftlichkeit auswirken, zumal es sich dann um 
Sprungkosten für ein Fahrzeug plus Fahrer mehr 
oder weniger handelt.
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Freie Fahrt für den ÖPNV in Hauptverkehrsstraßen 
mit hohen Verkehrsbelastungen erfordert die Tren-
nung des ÖPNV vom Autoverkehr. Die kann räumlich 
und/oder zeitlich erfolgen. Die räumliche Trennung 
mittels eigenen Bahnkörpers für die Straßen- /Stadt-
bahn bzw. Busspur stand in der Vergangenheit im 
Vordergrund und wurde durch die Förderpraxis nach 
GVFG mehr oder weniger festgeschrieben. Mit der 
Weiterentwicklung der Verkehrssteuerung bei Licht-
signalen und Fahrzeugen wurde die zeitliche Tren-
nung in Form der dynamischen Straßenraumfreigabe 
(populär Straßenbahn als Pulkführer) unter be- 
stimmten Bedingungen zu einer vollwertigen Alterna-
tive zur räumlichen Trennung. Das lässt sich im Ein-
zelfall durch Mikro-Simulation verlässlich nachweisen.

In Straßen unter etwa 35 m Breite von Haus zu Haus 
ist ein eigener Bahnkörper unter Beachtung der städ-
tebaulichen Bemessung mit ausreichend breiten Sei-
tenräumen, Parken und einem überbreiten Fahrstrei-
fen pro Richtung in der Regel nicht möglich. In Straßen 
über 35 m Breite gilt es zwischen eigenem, baulich 
getrennten Bahnkörper, abmarkierter ÖPNV-Trasse 
und dynamischer Straßenraumfreigabe abzuwägen.

Hauptverkehrsstraßen lassen sich aufgrund ihrer 
städtebaulichen Gestalt, die maßgeblich durch die 
Straßenbreite geprägt wird, und unterschiedlicher 
Nutzungsintensität in Abschnitte gliedern. So wird es 
ab etwa 35 m Breite Abschnitte geben, die einen eige-
nen Bahnkörper städtebaulich vertragen und solchen, 
in denen er wegen seiner Auswirkungen auf die Breite 
der Seitenräume und auf die Proportionalität der 
Straße nicht vertretbar ist. Letzteres ist bei Straßen-
breiten	unter	35	m	häufig	der	Fall.	Wie	man	Abschnitte	
mit und ohne eigenen Bahnkörper zum Wohle von 
Städtebau und ÖPNV-Beschleunigung sinnvoll mitei-
nander kombinieren kann, zeigt das Beispiel der Leip-
ziger Karl-Liebknecht-Straße (Naumann, 2012).

Die ganzheitliche Abwägung von ÖPNV-Beschleuni-
gung, verkehrstechnischer Leistungsfähigkeit und 
Straßenraumgestaltung muss über verkehrlichen 
Sektoral-Interessen stehen. Das gilt generell und ins-
besondere auch für den Ausbau der Straßenbahn auf 
besonderem Bahnkörper. Für die Leistungsfähigkeit 
eines Stadtstraßennetzes sind die Knotenpunkte 
maßgebend und nicht die Strecken dazwischen. Die 
ganzheitliche Abwägung und die Tatsache, dass ein 
eigener Bahnkörper in Straßen unter etwa 35 m 
Breite in der Regel nicht vertretbar ist, muss Richt-
schnur der Förderung werden, anstelle der derzei-
tigen starren Praxis einer Fixierung auf den eigenen 
Bahnkörper. Wir brauchen mehr Flexibilität der För-
derung, das heißt räumliche Trennung mit eigenem 
Bahnkörper und/oder zeitliche Trennung mit dyna-
mischer Straßenraumfreigabe je nach Straßenraum, 
und die intelligente Kombination beider Methoden in 
unterschiedlichen Straßenabschnitten.

3. Ruhender Verkehr

Welche Rolle spielt Parkraummanagement zur   
Verkehrssteuerung und Quartiersaufwertung?
Ziel von Parkraummanagement in Quartieren ist die 
Fernhaltung von Fremdparkern, bzw. deren Dosie-
rung und Konzentration an den Rändern mit kurzen 
Zu- und Abfahrten und die Ordnung des Parkens der 
Bewohner. Der Ausschluss oder eine klare Zonierung 
von	Fremdparkern	reduziert	den	zu-	und	abfließen-
den Verkehr und insbesondere auch den Parksuch-
verkehr, der in innenstadtnahen Quartieren und in 
der Umgebung von Firmen, Behörden und Schulen 
zum Problem werden kann. Er verbessert auch die 
Chancen der Bewohner, während des Tages einen 
Parkstand	zu	finden.
Parkraummanagement kommt Quartieren in mehre-
rer Hinsicht zu gute: (1) Die Belastung durch Fremd-
verkehr wird geringer, (2) der Parkdruck und damit 
auch illegales Parken, zum Beispiel auf Gehwegen, 
werden geringer und (3) die Parkchancen für die 
Bewohner verbessern sich. Park-raummanagement 
sollte immer mit der Frage verbunden werden, wie 
viel Parken der Straßenraum städtebaulich verträgt. 
Das zusammen macht die Straßenräume ange-
nehmer und wertet ein Quartier auf.

Welches konzeptionelle Herangehen ist dafür    
nötig, und welche Stadtgebiete sollten ein-         
bezogen werden?
Parkraumkonzepte gehen von Angebot und Nach-
frage aus. Das Parkraumangebot bzw. die städtebau-
liche Kapazität einer Straße für das Parken wird der 
aktuellen Nachfrage, wie sie sich im Straßenraum 
darstellt, gegenübergestellt - und zwar unterschieden 
nach den Nutzergruppen Bewohner, Besucher, Kun-
den, Beschäftigte etc. Den Nutzungen in der Straße 
entsprechend werden Prioritäten gesetzt mit den 
Bewohnern an erster Stelle, Kunden und Besucher 
klar zoniert mit kurzen An- und Abfahrtswegen und in 
der Regel keine Parkstände für Beschäftigte. Park-
stände für Behinderte genießen Sonderstatus.

Fremdparken von Kunden und Besuchern ist in 
Dauer und Preis über Parkschein-Automaten zu 
regeln. Dabei sollten die Gebühren ähnlich hoch oder 
höher sein als in umliegenden Parkierungsanlagen. 
Letztere sind in aller Regel - von wenigen Spitzen-
tagen abgesehen - bei weitem nicht ausgelastet. 
Dies öffentlich zu kommunizieren ist ein wichtiger 
Nebeneffekt von Parkleitsystemen.

Das Parken der Bewohner wird über das Instrument 
der Parkvorrechte geregelt. Diese beinhalten keine 
Parkstandreservierung, verbessern aber durch Aus-
schluss von Fremdparkern die Parkchancen der 
Bewohner. Damit die Chancen nicht zu oft enttäuscht 
werden, sollten nicht mehr als 1,5 Parkausweise pro 
Parkstand ausgegeben werden. Das Bewohnerpar-
ken	kann	räumlich	und	zeitlich	mit	gebührenpflichti-
gem Parken der Allgemeinheit kombiniert werden.

Prioritär sind die innenstadtnahen Wohn- und Misch-
gebiete aus der Gründerzeit zu bearbeiten. Hier 
überlagert sich die Parkraumnachfrage der verschie-
denen Nutzergruppen. Daraus ergeben sich sowohl 
die Notwendigkeit als auch Handlungsspielräume 
einer Parkraumbewirtschaftung. Eine Prioritäten-   
reihung dieser Gebiete sollte nach Parkdruck und 
dem Grad der Überlagerung der Nutzergruppen erfol-
gen; Parkdruck im Sinne von Dominanz im Straßen-
raum, insbesondere auch durch illegales Parken, 
steht für die Notwendigkeit eines Parkraumkonzepts 
und die Überlagerung für dessen Erfolgspotenziale.

Welche Chancen bieten Quartiersgaragen zur      
Entlastung des öffentlichen Raums vom                   
ruhenden Verkehr, was ist für ihren Erfolg nötig, 
und wie können private Hauseigentümer in die    
Lösung einbezogen werden?
Quartiersgaragen entlasten den öffentlichen Straßen-
raum, sofern die Straßen-Parkstände gleichzeitig 
reduziert und die Parkregeln überwacht werden. Das 
muss Teil der Strategie sein. Anders wird es nur 
unzureichend gelingen, kostenloses Parken im 
öffentlichen	Straßenraum	durch	kostenpflichtiges	
Parken in einer Quartiersgarage zu ersetzen.

Grundsätzlich kommen ober- und unterirdische Gara-
gen in Frage. Die städtebauliche Integration oberir-
discher Anlagen stellt gestalterisch hohe Anforde-
rungen. Die eventuelle Nutzung brach liegender 
Grundstücke entzieht die Fläche einer potenziellen 
späteren höherwertigen Nutzung. Unterirdische Anla-
gen sind teuer.

Bei unterirdischen Anlagen und insbesondere bei 
beengten Verhältnissen sind mechanische Garagen 
wegen des deutlich geringeren Bauvolumens trotz 
der Kosten für die Mechanik oft eine günstige 
Lösung. Bei kleinen, ungünstig geschnittenen Flä-
chen	kommen	häufig	ohnehin	nur	mechanische	Anla-
gen in Frage. Ein Vorteil dabei ist auch, dass man als 
Fahrer und Fußgänger nicht in die Garage muss, und 
dass Diebstahl und Vandalismus auszuschließen 
sind.

Ein interessantes mechanisches Projekt mit 284 
Stellplätzen wurde 2006 in München unter der Don-
nersberger Straße (Bild 7) realisiert (Wöhr-Garagen). 
Die Investitionskosten von 11,4 Mio. € wurden von 
der	Stadt	aus	Stellplatz-Ablösebeträgen	finanziert.	
2/3 der Kosten entfallen auf den Bau, 1/3 auf die 
Mechanik. Die recht hohen Kosten pro Stellplatz von 
40.000 € resultieren aus dem Zuschnitt der Garage 
und der schwierigen Situation unter der Straße mit 
Leitungsverlegungen und Gebäudesicherung. Unter 
Plätzen oder unter Baulücken können die Kosten 
deutlich niedriger sein. Die Miete von 70 €/Monat 
deckt die Betriebs- und Servicekosten einschließlich 
einer 24 h-Bereitschaft mit Mobilitätsgarantie. 
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Für Letztere wurden in fünf Jahren ca. 800 € erfor-
derlich, was rund 40 bis 50 Taxifahrten entspricht 
(Auskunft Wöhr). Die Verlässlichkeit mechanischer Par-
kierungsanlagen ist ausgesprochen hoch. Die 
Betriebskosten sind höher als bei einer konventio-
nellen Garage.

Car-Sharing-Plätze vorgesehen. Der oberirdische 
Parkraum wird um mindestens 30 % zurückgenom-
men.
Das wohl umfangreichste Netz von Anwohnergara-
gen und -parkplätzen in Deutschland hat Düsseldorf 
mit über 70 Quartiersgaragen und einigen wenigen 

Abb 7: Mechanische Quartiergarage Donnersberger Straße in München (Foto: Wöhr)

Welche Erfahrungen gibt es in Europa mit 
Maßnahmen zur Verknappung von Pkw-Stell-
flächen im öffentlichen Straßenraum, insbe-
sondere auch im Zusammenhang mit der Aus-
weisung einer Spielstraße? Wie könnten diese 
auf Leipzig übertragen werden?
Die Verknappung von Parkraum im öffentlichen Raum 
der innerstädtischen Wohn- und Mischgebiete wird 
kontrovers betrachtet von Autobesitzern, die keinen 
privaten oder gemieteten Stellplatz haben, und ande-
ren,	häufig	Familien,	denen	ihr	Wohnumfeld	wichtig	ist.

Jede Ordnung des Parkens durch ein Parkraumkon-
zept und dessen Überwachung wird in der Regel zu 
einer Verknappung des Parkraums führen. Der 
knappe Parkraum wird jedoch zielorientierter genutzt 
durch höheren Umschlag der Parkstände für Kunden 
und Besucher und durch Reservierung für Bewohner. 
Car-Sharing kann kurzfristig und kostengünstig für 
Entlastung sorgen. Quartiersgaragen dagegen sind 
ein mittelfristiger und teurer Ansatz.

In verkehrsberuhigten Bereichen bzw. Spielstraßen 
werden Parkstände verringert zugunsten besserer 
Sichtbeziehungen und dadurch höherer Verkehrssi-
cherheit. Das gilt im Übrigen auch für Shared-Space-
Bereiche und Begegnungszonen. Das Parkierungs-
problem darf nicht in Nachbarstraßen verlagert 
werden, sondern sollte mit den Bewohnern zum Bei-
spiel über Parkvorrechte für Bewohner und über Car-
Sharing und Autoverzicht gelöst werden. Weiter-
gehende europäische Erfahrungen, die für Leipzig 
nützlich sein könnten, liegen nicht vor.

Welche Effekte sind bei einer konsequenten 
Freihaltung der Gehwege vom ruhenden Ver-
kehr in den Gründerzeitvierteln zu erwarten, 
und was wäre dafür nötig?
Bei der Freihaltung der Gehwege ist zu unterschei-
den zwischen illegalem Gehwegparken und legali-
siertem Parken ganz oder teilweise auf dem Geh-
weg. Grundsätzlich ist beides zu unterbinden. Der 
Bordstein sollte Autofahrern eindeutig signalisieren: 
Bis hierher und nicht weiter. Die bei etwas breiteren 
Gehwegen übliche Praxis des legalisierten Gehweg-
parkens setzt das falsche Signal; die Hemmschwelle, 
auch illegal auf dem Gehweg zu parken, wird 
dadurch abgebaut. Dazu kommt vielerorts eine still-
schweigende Duldung. Außerdem sind die Gehwege 
selten so breit, dass man unter Beachtung der Richt-
linien-Empfehlungen (EFA - FGSV, 2002) die Breite für 
Fußgänger und Aufenthalt reduzieren könnte.

Eingeschränkter Sichtkontakt durch Gehwegparken 
und Parken unmittelbar an Fußgängerüberwegen in 
völlig überparkten Straßenräumen gefährdet Fuß-
gänger, insbesondere auch Kinder. Sichtbeziehungen 
sind eine Schlüsselgröße der Verkehrssicherheit.

Die Donnersberger Straße wurde sehr stark vom 
ruhenden Verkehr entlastet. Das hat Gestaltungs-
spielraum geschaffen, der mit breiten Gehwegen, 
Bepflanzung	und	schmaler	Fahrbahn	konsequent	
genutzt wurde. Das Erscheinungsbild der Straße 
(Abb.7) entspricht dem einer Anliegerstraße. Aller-
dings ist zu fragen, ob Stellplätze in Senkrecht-Auf-
stellung und parallel zu den vier Parkstationen in 
dem Umfang für Besucher erforderlich sind. Die stra-
ßenräumliche Einpassung der Parkstationen in die 
jeweilige Situation erfordert Sorgfalt und gestalte-
risches Geschick. Die Straßenraumgestaltung sollte 
in enger Abstimmung mit den Bewohnern erfolgen.

Im Frankfurter Stadtteil Bornheim gibt es seit 2010 
eine konventionelle öffentliche Tiefgarage mit 185 
Stellplätzen, die gut zur Hälfte für 65 € pro Monat an 
Anwohner vermietet sind. Der Rest ist für Kurzparker 
der benachbarten Klinik. Die Investitionskosten pro 
Stellplatz liegen bei ca. 38.000 €, die sich Stadt und 
Klinik geteilt haben. Die Stadt hat sich hier erstmals 
am	Bau	einer	Quartiersgarage	-	finanziert	aus	der	
Stellplatzablöse - beteiligt. Über der Garage wurde 
der als Rosengarten gestaltete Quartiersplatz wieder 
hergestellt. Der städtische Anteil dafür wurde aus 
dem Programm Schöneres Frankfurt beglichen. Der 
Standort ist einer der in einer städtischen Studie 
Quartiersgaragen in Frankfurt 2006 empfohlenen. 
Dazu	gehört	auch	die	zurzeit	in	Bau	befindliche	
Quartiersgarage unter dem Pausenhof der Glauburg-
schule. Hier sind bei insgesamt 100 Stellplätzen fünf 

Anwohner-Parkplätzen. Die Monatsmiete beträgt in 
der Innenstadt bis zu 100 €. Die Garagen werden 
kundenfreundlich im Internet angeboten.
www.duesseldorf.de/bauverwaltung/leistungen/anwoh-
nerquartiersgaragen

Der kritische Punkt bei Quartiersgaragen ist die Wirt-
schaftlichkeit. Die Zahlungsbereitschaft der Anwoh-
ner orientiert sich an der marktüblichen Garagen-
miete. Bei konventionellen Garagen deckt das die 
laufenden Kosten und amortisiert einen Teil der Inve-
stition, bei mechanischen Garagen meist lediglich die 
laufenden Kosten. Die erforderlichen Zuschüsse wer-
den üblicherweise aus Mitteln der Stellplatzablösung 
von der Stadt gedeckt. Die Ermittlung der Zuschüsse 
beschreiben Lehmbrock/Uricher (2009) am Beispiel 
der Stadt Düsseldorf. Ohne beträchtliche Zuschüsse 
der Stadt sind Anwohnerquartiersgaragen nicht zu 
realisieren. Die Hauseigentümer in die Finanzierung 
einzubeziehen gelingt im Bestand nicht. Anders sieht 
das bei Neubau aus; hier kann zum Beispiel die Stell-
platzverpflichtung	durch	Kauf	eines	Stellplatzes	in	
einer peripheren Quartiersgarage eingelöst werden 
(Beispiel Freiburg-Vauban). Bauherr ist die Stadt 
(München), eine städtische Gesellschaft (Frankfurt) 
oder private Gesellschaften (Düsseldorf) mit 
Zuschüssen der Stadt. Betreiber sind Private.

105



Lebensraum StraßeTopp

Das Unterbinden des Gehwegparkens reduziert die 
Parkmöglichkeiten, insbesondere auch für die 
Bewohner. Es verbessert die Bedingungen für Fuß-
gänger und erhöht die Verkehrssicherheit. Die Maß-
nahmen sollten mit den Bewohnern diskutiert und 
umgesetzt werden. Der Stellplatz in angemessener 
Entfernung – 200 m bis 300 m dürften eine Ober-
grenze sein – gehört zur Wohnung. In den Kernbe-
reichen der Großstädte ist etwa die Hälfte der Autobe-
sitzer auf Parken am Straßenrand angewiesen. 
Allerdings lässt sich daraus kein Recht ableiten, und 
schon gar nicht gegen elementare Interessen der Fuß-
gänger, des Aufenthalts und der Verkehrssicherheit.

Illegales Gehwegparken ist zu kontrollieren und zu 
ahnden. Das gilt für den ruhenden Verkehr mit 
Bewohnerparken und für alle anderen Parkregeln 
ganz allgemein.

Welche Chancen bietet ein flächenhaftes Netz     
von Car-Sharing- Stationen zur Entlastung ins-
besondere der Gründerzeitviertel vom                    
ruhenden Verkehr, und was wäre dafür nötig?
Neben dem klassischen, stationsbasierten Car-Sha-
ring gibt es seit einiger Zeit Car-Sharing-Angebote 
von Autoherstellern ohne feste Stationen. Das zeigt 
sehr deutlich, wie Auto nutzen statt besitzen auf dem 
Vormarsch ist. Die Diskussion, ob die Angebote der 
Hersteller (car2go, DriveNow, Quicar) die klassischen 
Car-Sharing-Kriterien bei Verkehrsmittelwahl, Auto-
besitz, Umwelt und Parkraum erfüllen, muss hier nicht 
geführt werden. In Leipzig geht es zurzeit ausschließ-
lich um klassisches Car-Sharing mit festen Stationen.

Das klassische Car-Sharing hat in Deutschland seit 
Jahren zweistellige Zuwächse, zeitweise über 20 %, 
im letzten Jahr 16 % (bcs, 2012). Business Car-Sha-
ring wird immer populärer und trägt in den letzten 
Jahren maßgeblich zum Wachstum bei. Zurzeit gibt 
es deutschlandweit ca. 220.000 Fahrberechtigte, 
5.600 Car-Sharing-Autos und 2.700 Car-Sharing-Sta-
tionen (bcs, 2012).

Car-Sharing ist von Stadt zu Stadt recht unterschied-
lich verbreitet (siehe Abb.8). Leipzig hat in den letz-
ten Jahren aufgeholt mit jetzt ca. 5.500 Fahrberech-
tigten (entsprechend 1 % der Bevölkerung), in 
Bremen sind es ca. 7.300 (1,3 %) mit 176 Autos 
(0,33 pro 1.000 Einwohner) an 46 Stationen (cambio, 
2012), in Karlsruhe 6.800 (2,4 %) mit 450 Autos (1,76 
pro 1.000 E) an 130 Stationen (Auskunft Herr Petersohn, 
stadtmobil). Hinzu kommen jeweils noch die Kunden 
von	flinkster,	Car-Sharing	der	Deutschen	Bahn.	Die	
ca. 5.500 Fahrberechtigten in Leipzig teilen sich 165 
Autos (0,32 pro 1.000 E) an 90 Stationen. Internatio-
naler Spitzenreiter beim Car-Sharing ist Zürich mit 
knapp 20.000 Fahrberechtigten, was 5,2 % der 
Bevölkerung entspricht. Da ist also für Leipzig noch 
viel Spielraum nach oben. 

Nach dem Städtevergleich des Bundesverbandes 
Car-Sharing (bcs, 2012b) liegt Leipzig beim klas-
sischen Car-Sharing-Angebot - ausgedrückt über die 
Anzahl der CS-Autos pro 1.000 Einwohner - an 
zwölfter Stelle der deutschen Großstädte mit 0,32 
(Abb.8). Deutscher Spitzenreiter ist mit Abstand 
Karlsruhe (1,76 CS-Autos pro 1.000 Einwohner) vor 
Stuttgart (0,58), Freiburg (0,50), Köln (0,49), Mann-
heim (0,47) und Münster (0,47).

Car-Sharing ist in den innerstädtischen Wohn- und 
Mischgebieten mit gutem ÖPNV und hohem Park-
druck deutlich stärker präsent als in der Gesamt-
stadt. Das heißt, selbst bei heute noch geringer Ver-
breitung insgesamt leistet Car-Sharing in diesen 
Gebieten bereits einen spürbaren Beitrag zur Verrin-
gerung von Parkdruck und Parksuchverkehr. Ein 
Car-Sharing-Auto ersetzt mindestens vier bis etwa 
sieben oder acht Privat-Autos. In Köln beispielsweise 
ging laut Statistischem Landesamt die Pkw-Dichte 
von 492 Pkw pro 1.000 Einwohner im Jahr 2003 
zurück auf 427 im Jahr 2010. Davon hat Car-Sharing 
stark	profitiert	bzw.	-	anders	herum	-	Car-Sharing	hat	
den Rückgang gefördert.

In Kombination mit ÖPNV und mit Nahmobilität zu 
Fuß und mit dem Fahrrad bildet Car-Sharing den 
Mobilitätsverbund als vollwertige Alternative zum Pri-
vat-Auto. Das gilt ganz besonders für die innerstäd-
tischen Quartiere mit gutem ÖPNV und viel Nah-
mobilität. Das passt sehr gut, weil hier die Entlastung 
des Straßenraums vom ruhenden Verkehr am dring-
lichsten ist. Mobilitätsbedarf und verfügbarer Stra-
ßenraum werden so intelligent und fast kostenlos in 
Einklang gebracht.

Flächenhafte Car-Sharing-Netze in den Gründerzeit-
vierteln sollten so dicht sein, dass in je ca. 200 m 
(maximal 300 m) Entfernung eine Car-Sharing-Sta-

tion erreicht werden kann. Leipzig mit dem Anbieter 
teilAuto ist da auf gutem Weg. Quartiere ohne ein 
entsprechend	dichtes,	flächendeckendes	Netz	haben	
erfahrungsgemäß weniger Car-Sharing-Nutzer. So 
gibt es im Frankfurter Nordend, wo Flächen für Car-
Sharing	rar	sind,	signifikant	weniger	Car-Sharing-
Kunden pro 1.000 Einwohner als in den strukturell 
gut vergleichbaren Mischgebieten Bornheim, 
Bockenheim oder Sachsenhausen, wo es leichter ist, 
private Flächen anzumieten (Auskunft Herr Loose, bcs). 

Eine Stationsdichte von ca. 200 m ist auf privaten 
Flächen in vielen Fällen weder von der Verfügbarkeit 
her noch von den Kosten darstellbar. Standplätze in 
Baulücken - wie in Leipzig verbreitet - sind kosten-
günstig, gut zugänglich und einsehbar, allerdings nur 
temporär nutzbar bis zu deren Bebauung. Car-Sha-
ring gehört nicht nur deshalb in den öffentlichen Stra-
ßenraum, sondern auch zu einfachem Zugang, zur 
besseren Wahrnehmung und zur Demonstration der 
Wertschätzung durch die Stadt. Nur so wird Car-Sha-
ring der in Abb.10 dargestellten Wachstumskurve fol-
gen können.

Es gibt in Deutschland allerdings noch immer keine 
einfache StVO-Maßnahme der Beschilderung von 
Car-Sharing-Stationen, so wie man das von Taxi-
Ständen kennt. Städte wie Bremen (mobil.punkte - 
Abb.9), Berlin, Hannover, Saarbrücken oder Köln zei-
gen, wie es auch ohne StVO etwas umständlich mit 
Sondernutzungsbescheid oder – richtig umständlich – 
mit	Teilentwidmung	von	Straßenflächen	geht	–	aber	
es geht. Das sind auch für Leipzig gangbare Wege.

Argumente gegen Sonderrechte für Car-Sharing im 
öffentlichen Straßenraum verweisen auf Schwierig-
keiten der Abgrenzung zu Autovermietung und zu 
den Car-Sharing-Angeboten der Autohersteller ohne 
feste Stationen, wie zum Beispiel car2go. Das ist 

Abb. 8: Car-Sharing-Städtevergleich – CS-Autos pro 1.000 Einwohner (bcs, 2012b)
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allerdings nicht besonders stichhaltig, da eine Auto-
vermietung über in der Regel mindestens einen Tag 
im Gegensatz zur Kurzmiete bei Car-Sharing kaum 
auf Parkstände im öffentlichen Raum angewiesen ist. 
Und car2go arbeitet ohnehin nicht mit festen Stati-
onen. Kriterium für Sonderrechte ist der Nutzen für 
die Allgemeinheit, und der ist im Falle des klas-
sischen stationsbasierten Car-Sharing belegt (siehe 
oben).	Die	Nutzungsprofile	von	car2go	weisen	eher	
auf eine Konkurrenz zum ÖPNV hin.

Der städtische Aktionsplan Car-Sharing für Bremen 
von 2009 zielt auf eine Vervierfachung der Car-Sha-
ring-Nutzung bis 2020 - auf dann 20.000 Nutzer, was 
knapp 4 % der Bevölkerung entspricht. Heute (2012) 
sind es bereits 7.300. Wege dahin sind mehr mobil.
punkte (Abb. 9), mehr Car-Sharing-Stationen im 
öffentlichen Straßenraum der innerstädtischen 
Wohn- und Mischgebiete, mehr Kombi-Angebote von 
ÖPNV und CS und deren offensive Bewerbung sowie 
Mobilitätsmanagement bei Behörden und Firmen. 
Die Stadt Bremen ist für ihre Car-Sharing-Aktivitäten 
mehrfach ausgezeichnet worden (ADAC 2006, BMVBS 
2008, SRL/VCD 2010) und hat Car-Sharing auf der 
EXPO 2010 in Shanghai präsentiert.

Car-Sharing steht trotz seines beachtlichen Wachs-
tums in den letzten Jahren immer noch am Anfang 
der Steilstrecke der üblichen s-förmigen Kurve der 
Marktdurchdringung (s. Abb.10). Es wird in abseh-
barer Zukunft der postfossilen Mobilität seine Modal-
Split-Anteile erheblich ausweiten und im Zusammen-
spiel mit ÖPNV und Nahmobilität zu Fuß und mit 
dem Rad zur bezahlbaren Mobilitätsgarantie für alle.

Die in Abb. 10 aufgezeigte Zukunftsperspektive von 
Car-Sharing ist konsequent zu fördern durch Car-
Sharing-Stationen im öffentlichen Straßenraum, 
durch Marketing - auch durch das öffentliche Ver-

kehrsunternehmen und durch die Stadt -, durch das 
Vorbild der Car-Sharing-Nutzung der städtischen 
Ämter und Gesellschaften und durch die integrierte 
Berücksichtigung als vierte Säule des Mobilitätsver-
bundes im Stadtentwicklungsplan Verkehr und öffent-
licher Raum. Ein Car-Sharing-Entwicklungsplan nach 
Bremer Vorbild in Kooperation mit der Stadt Leipzig 
und dem Leipziger Verkehrsbetrieb sollte integraler 
Teil des Stadtentwicklungsplans werden.

Abb. 9: mobil.punkt in Bremen (Foto: Glotz-Richter)

Abb. 10: Marktdurchdringung von Car-Sharing 
in Deutschland (eigene Darstellung)

4. Best Practice

Welche vorbildlichen und möglicherweise auf 
Leipzig übertragbaren Beispiele für eine                
geglückte integrierte Straßenraum- und Quar-   
tiersplanung existieren bereits in anderen         
deutschen oder europäischen Städten?

Freiburg im Breisgau, Stadtteil Vauban
Weite Teile des Stadtteils - ehemaliges Kasernen-
gelände, 38 Hektar, 5.300 Einwohner - sind frei von 
Stellplätzen. Peripher, etwa in gleicher Entfernung 
wie zum ÖPNV stehen zwei Quartiersgaragen zur 
Verfügung. Autobesitzende Haushalte müssen hier 
zur	Erfüllung	ihrer	Stellplatzverpflichtung	einen	Stell-

platz für ca. 17.000 € kaufen. 300 Haushalte haben 
sich	vertraglich	verpflichtet,	auf	ein	eigenes	Auto	zu	
verzichten. Der Stadtteil bietet wahlweise stellplatz-
freies oder autofreies Wohnen. Die Motorisierung 
liegt mit 150 Pkw pro 1.000 Einwohner sehr niedrig. 
33 % der über 17-jährigen sind Mitglied bei Car-  
Sharing. Der Anteil des Fahrrads an allen Wegen 
liegt in Vauban - mit 70 % zur Arbeit, 50 % in der 
Freizeit und 56 % beim Einkauf - etwa doppelt so 
hoch wie in ganz Freiburg. (Lange et al, 2003)

Zürich, Verkehrsparen in Siedlung und Quartier
Das Projekt untersucht die wohnungsbezogene 
Mobilität von sieben Genossenschaftssiedlungen. 
Deren Motorisierung ist deutlich geringer als der Zür-
cher Durchschnitt (Stadt Zürich, Tiefbauamt, 2011). Umge-
kehrt ist hier Car-Sharing doppelt so stark verbreitet 
wie in der Gesamtstadt. 20 % der Bewohner haben 
ein Generalabonnement für den ÖPNV gegenüber 
13 % in Zürich insgesamt. Der aus den Fahr-
leistungen abgeleitete Energieverbrauch ist nur gut 
halb so hoch wie der schweizerische Durchschnitt.

Tübingen, Französisches Viertel
Auch hier handelt es sich um die Konversion eines 
Kasernengeländes. Das Viertel ist ein Mischgebiet 
moderater Dichte und kleinteiliger Parzellierung mit 
Arbeiten und ca. 3.000 Wohneinheiten. Es gibt weder 
auf privaten Parzellen noch im öffentlichen Straßen-
raum Stellplätze – mit der Ausnahme für Car-Sha-
ring, für Behinderte und für Be- und Entladen oder 
Bringen und Holen an 24 min-Parkuhren. Die Quar-
tiersgaragen eines privaten Investors liegen peripher, 
maximal 300 m entfernt. Die hohe Aufenthaltsqualität 
der Straßen und Plätze führt zu einer intensiven Nut-
zung durch die Bewohner. Das Französische Viertel 
ist 2001 mit dem deutschen Städtebaupreis ausge-
zeichnet worden.

Die Best-Practice-Beispiele sind jedes für sich 
besonders und deshalb nicht eins zu eins auf Leipzig 
zu übertragen. Sie zeigen jedoch einen anderen 
Umgang mit dem Auto, der durchaus Vorbild sein 
kann. In Freiburg und Tübingen mit neuen Bewoh-
nern sind Regeln einfacher zu setzen als in gewach-
senen Gründerzeitquartieren.

In Wien zeigen Asphaltpiraten, wie Bewohner ihre 
Straße zumindest temporär an Samstagen vom Auto 
zurückerobern (Abb.11). Sie fordern Tempo 30 im 
gesamten Bezirk, eine Fußgängerzone und verkehrs-
beruhigte Wohnstraßen. Die Aktion wurde in der 
Kategorie Bewusstseinsbildung mit dem Walk-
Space-Award 2010 für Fußgängerprojekte ausge-
zeichnet (vcö, 2011).
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Abb. 11: Asphaltpiraten in Wien-Josefstadt (vcö, 2011)
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Abb. 11: Asphaltpiraten in Wien-Josefstadt (vcö, 2011)

Die folgenden kurzen Zusammenfassungen wurden 
für eine Vorlage an die Ratsversammlung erstellt und 
konzentrieren sich auf aus Sicht der Stadt Leipzig für 
die Fortschreibung des Stadtentwicklungsplans Ver-
kehr und öffentlicher Raum besonders relevante Kern-
thesen und Empfehlungen. 
Durch die Gutachter erstellte, ausführlichere Zusam-
menfassungen	finden	sie	auf	sie	auf	www.leipzig.de/
verkehrsplanung.

I  Elektromobilität  
   und alternative Mobilitätsmaßnahmen  
   Potenziale und mögliche Entwicklungspfade   
    (Prof.Dr. Felix Huber, Prof.Dr. Ulrike Reutter)

Die Gutachter geben folgende Empfehlungen:

Gelassen bleiben und Maßnahmen aus Sicht 
stadtentwicklungspolitischer Ziele ableiten, 
anstatt vermeintlichen Trends hinterherzulaufen: 
Es sollten keine infrastrukturellen und investiven 
Maßnahmen verfolgt werden, die nicht oder nur mit 
hohem Kostenaufwand wieder zurückgeholt werden 
können. Stattdessen wird empfohlen, stadtentwick-
lungspolitische Ziele zum Übergang zur post fossilen 
Mobilität zu entwickeln und daraus die Maßnahmen 
im Bereich Mobilität abzuleiten.

Nahmobilität stärken: 
Vor allem der Radverkehr im öffentlichen Raum sollte 
insbesondere für die Nutzung von Pedelecs  geför-
dert  werden. Dazu gehören zum Beispiel die Füh-
rung des Radverkehrs im Straßenraum, die Reduzie-
rung der Geschwindigkeiten des motorisierten 
Verkehrs, eigene Velorouten (ggf. auch zu Lasten 
von Fahrbahnen des motorisierten Verkehrs) und die 
Bereitstellung	ausreichend	qualifizierter	Abstellmög-
lichkeiten. Die Fahrrad- und Pedelecförderung darf 
nicht zu Lasten des Fußverkehrs geschehen.

Verlagerung von Verkehr auf die Verkehrsmittel 
des Umweltverbundes und multimodales Verhal-
ten fördern: 
An geeigneten Stellen in dichter Nähe zu Halte- und 
Umsteigepunkten des öffentlichen Verkehrs sollten 
sogenannte Mobilitätspunkte eingerichtet werden, die 
den ÖPNV mit CarSharing und Fahrradfahren ver-
knüpfen. An den Radialen sind am Stadt  rand die Hal-
tepunkte der öffentlichen Verkehrsmittel zu P+R-
Punkten auszubauen. Hier sollten auch Stellplätze und 
Lademöglichkeiten für Elektrofahrzeuge zur Bedie-
nung des stadtnahen Umlandes angeboten werden. 

Den ÖPNV zeitnah auf alternative Antriebsformen 
umstellen: 
Wesentlich in der künftigen Strategiebildung zur Ver-
kehrsentwicklung ist, dass sich die Verkehrsbetriebe 

mit ihrem Angebot als das Rückgrat der Verkehrs-
gestaltung begreifen und nicht nur Haltestellen an 
geeigneten Orten anbieten, sondern diese zu Ver-
knüpfungspunkten mit alternativen bzw. multimoda-
len Bedienformen durch entsprechende Stellplatz-
angebote ausbauen, um den ÖPNV-Kunden in Zuge 
einer „naht losen Tür-zu-Tür-Bedienung“ das Zurück-
legen der sogenannten „letzten Meile“ attraktiv und 
komfortabel zu gewährleisten.  

Gute Beispiele geben! 
„Beispiele überzeugen“! Viele Bürger sind offen - sie 
interessieren sich eigentlich sehr für alternative 
Antriebe und Bedienungsformen. Sie würden ihre 
Mobilität auch viel schneller umstellen, wenn ihnen 
gute Beispiele gegeben würden und sie die neuen 
Mobilitätsformen einmal in Ruhe und für sich auf Eig-
nung erproben könnten. 

II Mobilitätsmanagement
      (Prof. Dr. Carsten Gertz)

Nach einer ausführlichen Analyse, der Beschreibung 
von Erfolgsfaktoren und Zukunftstrends werden fol-
gende Schritte zur Umsetzung für Leipzig empfohlen:

Als erster Schritt zur Einführung eines Mobilitäts-
managements kann das Grobkonzept zum kommu-
nalen Mobilitätsmanagement in der Stadt Leipzig 
angesehen werden, das im Rahmen des Projektes 
„effizient	mobil“	als	Erstberatung	im	Jahr	2010	ent-
standen ist. Darin werden bestehende Ansätze wie 
die Radverkehrsstrategie, Informationskampagnen 
und Aktivitäten für Carsharing aufgelistet. Des Wei-
teren wurden in den letzten Jahren die „Park+Ride“-
Kapazitäten ausgebaut. Der Mitteldeutsche Ver-
kehrsverbund (MDV) bietet ein Jobticket an, das 
Vergünstigungen entsprechend der Abnahmemenge 
und des Arbeitgeberzuschusses mit sich bringt. 

In	dem	„effizient	mobil“-Gutachten	werden	auch	Mög-
lichkeiten der Weiterentwicklung des Mobilitäts-
managements aufgezeigt. Vorgeschlagene Maßnah-
men sind Neu bür ger beratung, Wohnstandortberatung 
bei Gewerbeansiedlungen, Ansiedlung von Arbeits-
plätzen in Zentrumsnähe oder an gut mit dem Rad 
oder ÖPNV erreichbaren Orten, Impulse für standort-
bezogenes Mobilitätsmanagement durch Ansprache 
und Beratung von Unternehmen und publikumsinten-
siven Einrichtungen sowie die Entwicklung einer Dach-
marke für nachhaltige Mobilität im Rahmen einer 
Marketingkampagne. Dieses Potential wird in der 
Stadt Leipzig noch nicht vollständig ausgeschöpft. 

Wichtige Handlungsfelder mit guten Potentialen für 
Mobilitätsmanagement sind die mit Parkplatzproble-
men konfrontierten innenstadtnahen Quartiere, die 

Gewerbeansiedlungen im Nordraum sowie das Mittel-
deutsche S-Bahn-Netz, das mit Fertigstellung des 
City-Tunnels in Betrieb geht. 

Von Bedeutung ist die organisatorische Verankerung 
von Mobilitätsmanagement. So sollte mindestens 
einer Verwaltungsstelle als vorrangige Aufgabe das 
Mobilitätsmanagement zugeordnet werden. Dies 
könnte auch durch eine bestehende Stelle mit einem 
verbundenen The men schwerpunkt  (z. B. Radver-
kehr) erfolgen, solange eine Bearbeitung sowohl 
strategischer als auch maßnahmenbezogener Frage-
stellungen gewährleistet ist. Der Bedarf an Ressour-
cen und Personal richtet sich stark nach dem über-
tragenen Aufgabenbereich, der Größe des Bearbei- 
tungsgebietes und der Unterstützung aus anderen 
Bereichen. Insbesondere die Frage, in welchem 
Maße eigene Projekte vorangetrieben werden, beein-
flusst	den	Personal-	und	Ressourcenbedarf	erheblich.

Von großer Bedeutung sind die kontinuierliche Bear-
beitung des Themenfeldes und ei ne langfristig gesi-
cherte Finanzierung. Es sollten sowohl Umlandge-
meinden als auch die Leipziger Verkehrsbetriebe 
(LVB) und der Mitteldeutsche Verkehrsverbund 
(MDV) beteiligt werden. Auch Bike- und Carsharing-
Unternehmen können je nach Ziel setzung wichtige 
Partner sein, wie auch z. B. Taxiunternehmen und 
Verbände. Weitere wichtige Akteure in Abhängigkeit 
von den Maßnahmen sind Interessensvertretungen 
aus den Bereichen Gesundheit, Unfallprävention, 
Umwelt und Soziales. Dies umfasst insbesondere 
Kammern, Berufsgenossenschaften und Gewerk-
schaften. Sie verfügen oftmals über gute Verbindun-
gen zu den Zielgruppen von Mobilitätsmanagement 
und	können	Maßnahmen	finanziell	unterstützen.	
Dafür würde sich die Einrichtung eines Arbeitskreises 
anbieten, der die zentralen Akteure zusammenführt.

III Bedeutung des Güter- und 
       Wirtschaftsverkehrs
          (Prof. Dr. Heike Flämig)

Zum Wirtschaftsverkehr werden die Verkehre gerech-
net, die in Ausübung des Berufes entstehen. Wirt-
schaftsverkehr kann mit dem Flugzeug, dem Pkw, 
dem Fahrrad, zu Fuß, mit öffentlichen Verkehrsmit-
teln, mit Lkw’s, per Schiff oder z. B. durch eine Rohr-
leitung erfolgen. Er entsteht, wenn Angebot und 
Nachfrage nach Gütern und/oder Dienstleistungen 
nicht	am	gleichen	Ort	stattfinden.	Jedes	vierte	Kraft-
fahrzeug ist im Wirtschaftsverkehr unterwegs, davon 
60 % mit Pkw und Kleintransportern. 

In vier Kernbereichen gibt das Gutachten Handlungs-
empfehlungen zum Wirtschaftsverkehr für die Stadt 
Leipzig:

Zusammenfassungen: Kernthesen und Empfehlungen
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Kernthesen und EmpfehlungenZusammenfassungen

Raum- und Standortplanung: 
Anpassung der Nutzung an den Standort durch Vor-
gabe konkreter Schritte zur Gestaltung der Nutzung 
(„Logistische Architektur“). 
Überprüfung der Clusterentwicklung anhand der ver-
kehrlichen Erschließung, der Verkehrsgenerierung 
und der materiellen Austauschbeziehungen. 

Infrastrukturplanung:
Planungs- und eigentumsrechtliche Sicherung 
von	zu	definierenden	Standorten	für	intermodale	•	
City-Terminals (auch im Süden der Stadt), 
der Zulaufstrecken und Anschlussgleise zu diesen •	
Standorten und 
derjenigen Trassen, die bestehende Gewerbe-•	
gebiete mit wirtschaftlicher Perspektive im Rahmen 
der Clusterweiterentwicklung erschließen.

Prüfung der Einrichtung von Shuttle-Verkehren zwi-
schen den (nördlichen) Gewerbegebieten. 

Ordnungsrecht
Prüfung der Einrichtung von separaten Lkw-Spuren 
und der Mitbenutzung von Busspuren durch schad-
stoff- und lärmarme Lkw, idealerweise geknüpft an 
Voraussetzungen, um City- und Stadtlogistikkon-
zepte zu fördern. 
Einrichtung von Ladezonen in den A- bis C-Zentren 
und an Aufkommensschwerpunkten. 
Einfahrtmöglichkeiten für  schadstoff- und lärmarme 
Lkw bzw. Elektrofahrzeu ge in verkehrsberuhigte 
Bereiche bzw. in eine (verschärfte) Umweltzone.

Moderation, Information 
Einführung einer standardisierten Nutzen-Kosten-
Analyse für konkrete Ansiedlungsentscheidungen. 
Einrichtung eines Arbeitskreises Verkehr im Netz-
werk Logistik Leipzig-Halle e. V.
Benennung eines Ansprechpartners bzw. Koordina-
tors für den Bereich „Wirtschaftsverkehr“ in der Ver-
waltung.

I V Finanzierung der Verkehrssysteme 
        im ÖPNV
          Wege	zur	Nutzerfinanzierung	oder	Bürgerticket?	
          (Prof. Heiner Monheim)

Das Fachgutachten enthält folgende Kernaussagen:

Stellenwert des ÖPNV 
Für Leipzig wird empfohlen, die Frage des politischen 
Stellenwertes des ÖPNV offensiv anzugehen. Der 
Stellenwert des ÖPNV kann und muss durch Darstel-
lung	seiner	Leistungen,	Potenziale	und	Effizienz	ge-
steigert werden, um eine höhere politische, betrieb-
liche und individuelle Zahlungsbereitschaft zu sichern.

Leistungsauftrag und Potenziale des ÖPNV 
Im ÖPNV sind starke Zuwächse möglich, wenn die 
private und betriebliche Motorisierung zurückgeht und 
der Trend zur Inter- und Multimodalität gefördert wird.

Attraktivitätsfaktoren 
Die routinemäßigen 300 Meter-Radien als Haltestel-
len-Einzugsbereiche sind zu groß. Der kleintei ligen 
Netzqualität dienen möglichst viele Haltestellen und 
mehr kurzlaufende ÖPNV-Linien (Quartiersbus, City-
Bus, Ortsbus) in Verbindung mit Verkehrsberuhigung 
im Haltestellenumfeld und einer Linienführung mitten 
in die Quartiere. Dichte Takte steigern erheblich die 
Systemqualität und Akzeptanz. 

Investitions- und Finanzbedarf des ÖPNV 
Für eine Reduzierung des Autoverkehrs sind erheb-
liche Anstrengungen nötig. Die ÖPNV-Netze müssen 
verdichtet, die Kapazitäten erweitert und der Service 
verbessert werden. Der Finanzbedarf des ÖPNV 
umfasst somit weit mehr als den turnusmäßigen 
Ersatzbedarf. Dringlich ist eine Reform der Verkehrs-
finanzierung,	um	der	kommunalen	und	regionalen	
Ebene mehr Eigenmittel zu garantieren. Priorität 
brauchen Investitionen, die schnell die Sy stemqualität 
und Netzdichte verbessern. Ein ausreichender 
ÖPNV-Anschluss muss bauordnungsrechtlich ver-
pflichtend	werden.

Teilsysteme des ÖPNV 
Ein weiterer Ausbau regionaler Schienennetze und 
neuer Tramstrecken ist dringend erforderlich. Die 
Straßenbahn bietet im Vergleich zur Stadtbahn eine 
preiswertere Infrastruktur und erlaubt einen preis-
werteren Betrieb. Sie ist städtebaulich gut integrier-
bar. Die Chancen von Elektrobussen (Akku- und 
O-Bus) müssen stärker genutzt werden. Der Fuhr-
park muss um Midibus und Minibus erweitert werden.

Bürgerticket als innovative Finanzoption 
Wenn alle Bürger regelmäßig für den ÖPNV zahlen 
(Bürgerticket	oder	beitragsfinanzierter	Nulltarif	oder	
Nahverkehrsabgabe), lassen sich sehr viel mehr Ein-
nahmen generieren.

Best Practice: 
Unter allen Ländern und Regionen erreichen in Eur-
opa die städtischen Agglomerationen der Schweiz 
die bei weitem intensivste ÖPNV-Nutzung. In der 
Schweiz gibt es eine vitale ÖPNV-Kultur, die auch 
maßgeblich durch die vielen Volksabstimmungen 
geprägt wird. Als Best Practice Regionen können vor 
diesem Hintergrund benannt werden die Regionen 
Zürich, Basel und Bern mit ihrem Umland.

V  Fußverkehr
         (Andreas Schmitz)

Ein langsamer und entschleunigter Verkehr sollte ein 
wesentliches Ziel kommunaler Mobilitätsstrategien 
sein. Ein entschleunigter Verkehr betrifft alle Ver-
kehrsarten und zielt auch auf eine verträgliche 
Abwicklung des Kraftfahrzeugverkehrs hinsichtlich 
der Geschwindigkeiten. Dies ist für den Fußverkehr 
im Hinblick auf Verkehrssicherheit, Überquerbarkeit 
von Fahrbahnen, Lärm- und Abgasbelastung vorteil-
haft und notwendig. 

Sinnvoll dürfte darüber hinaus auch die Entwicklung 
eigenständiger Ziele und Strategien zur Förderung 
des Fußverkehrs sein, insbesondere auch in Abgren-
zung zum Radverkehr.

Die wichtigsten Qualitätskriterien und Anforderungen 
an den öffentlichen Raum von Seiten des Fußver-
kehrs sind: 

hohe Verkehrssicherheit •	
Vermeidung subjektiver Ängste vor Bedrohung •	
leichtes Vorankommen mit hinreichender Bewe-•	
gungsfreiheit  
Reduzierung von Behinderungen und Störungen •	
durch konkurrierende Nutzungen auf den Gehwegen  
Übersichtlichkeit, Begreifbarkeit und Orientierung •	
ansprechende Gestaltung der Gehwege und des •	
Umfeldes.

Gehwege sollen Schutzräume für Fußgänger darstel-
len. Wenn Radverkehr auf Gehwegen zugelassen 
wird, entfällt dieser letzte Schutzbereich für Fußgänger. 
Für den Fußverkehr stellt dies einen wesentlichen 
Konfliktpunkt	dar,	der	auch	öffentlich	häufig	sehr	
emotional diskutiert wird. In der Straßenverkehrsord-
nung ist die Freigabe von Gehwegen für den Radver-
kehr nur ausnahmsweise gestattet. Empfohlen wird 
eine weitgehend getrennte Führung des Fußverkehrs 
vom Radverkehr. Die zeitliche und räumliche Aus-
dehnung des Radfahrverbotes in der Fußgängerzone 
von Leipzig sollte angedacht werden. Das Zulassen 
von parkenden Fahrzeugen auf Gehwegen bzw. das 
illegale Abstellen auf Gehwegen stellt auch einen 
Eingriff in die Schutzfunktion des Gehweges dar. 
Unbefriedigend ist, dass es zum Thema Fahrradpar-
ken keine Regelungen in der StVO gibt. Zum Thema 
Parken auf Gehwegen sollten auch langfristige Stra-
tegien entwickelt werden, um die städtischen Geh-
wege für den Fußverkehr zurück zu gewinnen.

Wichtig erscheint die Entwicklung einer gesamtstäd-
tischen Fußverkehrsstrategie und eine quartiersbe-
zogene Umsetzung. Die gesamtstädtische Strategie 
setzt die Rahmenbedingungen fest, die auf der Quar-
tiersebene dann in einzelnen Maßnahmen wie die 
Anlage neuer Zebrastreifen oder der Verkehrsberuhi-
gung einzelner Straßen umgesetzt werden.
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VI Umwelt- und Gesundheitsschutz
          Herausforderungen an die Verkehrsentwicklung
          (Prof. Dr. Udo Becker, Prof. Dr. Regine Gerike)

Die Gutachter stellen folgende Zukunftsthesen für 
den Verkehrsbereich auf:

Die Zuweisungen aus Bund und Land für den Bau •	
von Infrastruktur werden sinken.
Die Kosten für den Unterhalt der Infrastruktur wer-•	
den steigen: Es wurde bundesweit viel gebaut in 
den letzten 20 Jahren, das ist alles zu unterhalten, 
nach weiteren 20 oder 30 Jahren vielleicht sogar 
grundhaft zu sanieren.
Wir werden in Deutschland weniger: Weniger Men-•	
schen zahlen weniger Steuern.
Dafür werden wir in Deutschland im Durchschnitt •	
älter. Wir werden mehr Geld für Gesundheit ausge-
ben, wodurch weniger Geld für andere Zwecke zur 
Verfügung steht.
Verkehr wird teurer z. B. durch Massenmotorisie-•	
rung in Indien, China und anderen Ländern.
Die Abgasgrenzwerte werden künftig strenger sein •	
als heute.
Von Lärm- und Bodenschutz und anderen Umwelt-•	
aspekten sind Initiativen zu er warten.
Die Diskussion zu Klimawandel und CO2-Emissi-•	
onen des Verkehrs wird sich fortsetzen. 

Unter derartigen Rahmenbedingungen muss sich der 
Verkehr in Leipzig än dern - das Gutachten formuliert 
dazu folgende Konsequenzen:

Übergeordnetes Ziel des Handelns muss die Siche-
rung von Mobilität sein, heute und zukünftig. Die Auf-
wände für Verkehr müssen deutlich sinken. Ein wirk-
sames Mittel dazu ist, Verkehr (bezogen auf die zu- 
rückgelegte Entfernung) deutlich teurer zu machen. 
Ziel sollte sein, den Verkehrsteilnehmern einen deut-
lich höheren Anteil der von ihnen verursachten 
Kosten anzulasten (Unfälle, Lärm, Gesundheitsko-
sten, Klima kosten usw.). Dann werden dynamische 
Reaktionen der Menschen und Firmen einsetzen: 
Umweltbelastende Verkehre werden ersetzt oder ver-
kürzt. Letztendlich werden trotz steigender Kosten für 
Verkehr je Kilometer die Kosten insgesamt für Ver-
kehr je Zeit geringer sein als heute.

Diese Veränderungen hätten für Leipzig Vorteile:
zum einen würde die Umwelt geschont, Verkehr •	
wäre leiser, sauberer, gesünder, und die Schadens-
kosten wären kleiner,
zum zweiten wäre dies volkswirtschaftlich produktiv, •	
denn dann hat man Ressourcen für andere Zwecke 
frei; Schadensvermeidung ist volkswirtschaftlich 
klüger als Schadensreparatur und
zum dritten hätte dies soziale Vorteile: Mobilität und •	
Teilhabe würden für große Teile der Bevölkerung 
einfacher und besser, die Anpassungen könnten 
sanfter und integrativer verlaufen.

VII Zukunftsfähigkeit des Tangenten- 
         und Ringkonzeptes
            Verkehrsbündelung  zum Schutz der Wohn-
            gebiete und Bedeutung des Promenadenrings 
            (Prof.Dr. Jürgen Gerlach)

Die Stadt Leipzig weist ein über viele Jahrzehnte 
gewachsenes Straßennetz auf, das mit der Schlie-
ßung des Autobahnrings den Charakter eines Außen-
ringnetzes bekommen hat, mit Radialen und Veräste-
lungen, dem Tangentenviereck und dem Promena- 
denring im innerstädtischen Bereich.
 
Im Rah men der Weiterentwicklung des Leipziger 
Straßennetzes sollte die Verkehrsqualität und 
Erreichbarkeit mit dem motorisierten Individualver-
kehr bei den derzeit sehr guten Voraussetzungen 
erhalten werden.  Anstrengungen zur Verbesserung 
der Verkehrssituation sollten sich auf die anderen 
Verkehrssysteme, auf die Verkehrssicherheit und auf 
städtebauliche Qualitäten konzentrieren. Netzergän-
zungen sollten vorrangig dann vorgesehen werden, 
wenn	Sicherheitsdefizite	beho	ben	oder	deutliche	
Belastungen der bebauten Umwelt gemindert werden 
können.

Detaillierte Aussagen werden im Gutachten u. a.
zum Mittleren Ring Ost zwischen Richard-Lehmann-
Straße und  Theodor-Heuss-Straße sowie zum Mitt-
leren Ring Nord/Nordwest getroffen.
 
Wenn der Mittlere Ring - wie empfohlen - generell 
oder in Teilabschnitten nicht weiterverfolgt wird, ist 
der Autobahnring zur Vermeidung von Durchgangs-
verkehr durch das Stadtgebiet durch entsprechende 
Ausschilderung als äußerer Ring hervorzuheben. 

Es sollte zudem darauf geachtet werden, dass die 
Leistungsfähigkeit des dann ver bleibenden Netz-
gerüstes der Hauptverkehrsstraßen erhalten bleibt. 
So sollten sowohl der Promenadenring als auch das 
Tangentenviereck funktionsfähig gehalten und das 
Tangentenviereck durch Verbesserung der Abbiege-
beziehung Wundtstraße (Nord) zur Kurt-Eisner-
Straße gestärkt werden. Bei Verkehrsbelastungen 
von 30-50.000 Kfz/24h übernimmt der Promenaden-
ring dabei eine wesentliche Verteilerfunktion. Dies 
bedingt die Beibehaltung des Hauptverkehrsstraßen-
charakters, zumal diese Verkehrsströme kaum verla-
gerbar oder reduzierbar erscheinen. 

Bezüglich der Behandlung des bestehenden Stra-
ßennetzes sollte systematisch über prüft werden, ob 
eine konsequente Unterscheidung von Hauptver-
kehrsstraßen und Er schließungsstraßen hinsichtlich 
ihrer Gestaltungsmerkmale gelingt. Dabei sollten in 
allen Abschnitten von Erschließungsstraßen, die Ver-
kehrsbelastungen von weniger als rund 8-10.000 
Kfz/24h aufweisen, nach Möglichkeit grundsätzlich 

Tempo-30-(Zonen)-Regelungen eingeführt und auf 
separate Radverkehrsanlagen verzichtet wer den.

Im Gegenzug sollte das Straßenhauptnetz, das nach-
gewiesenermaßen maßgebliche Verbindungsfunkti-
onen übernimmt, leistungsgerecht bleiben. Dies 
schließt nicht aus, dass einzelne kurze Abschnitte mit 
besonders sensiblem Umfeld städtebaulich aufge-
wertet werden und mit einer zulässigen Höchstge-
schwindigkeit von 30 km/h oder gar 20 oder 10 km/h 
geregelt werden. 

VIII Integrierte Stadtentwicklung
               zur Verkehrsvermeidung und Förderung  
               nachhaltiger Mobilität 
               (Prof. Dr. Martin Lanzendorf)
 
Angesichts der gegenwärtigen Herausforderungen 
für die Stadtentwicklung, u.a. durch den Klimawan-
del,	den	demografischen	Wandel	und	die	Verknap-
pung fossiler Ressourcen, sind in den vergangenen 
Jahren Konzepte zur integrierten Stadt- und Ver-
kehrsentwicklung wieder verstärkt in den Fokus des 
kommunalen politischen Handelns gerückt. Mit dem 
Leitbild der „kompakten Stadt“ oder der „Stadt der 
kurzen Wege“ soll dabei versucht werden, das Wech-
selverhältnis zwischen Siedlungs- und Verkehrsent-
wicklung	gezielt	zu	beeinflussen	und	durch	eine	ent-
sprechende Gestaltung von Siedlungsstrukturen und 
öffentlichen Räumen eine nachhaltige Veränderung 
des Mobilitätsverhaltens der Bewohner zu erreichen. 

Kennzeichnend für dieses Konzept sind im Wesent-
lichen drei Planungsgrundsätze („drei D´s“): eine 
kompakte Siedlungsgestaltung mit einer angemes-
senen und verträglichen Einwohner- und Arbeits-
platzdichte („Dichte“), eine multifunktionale, durch-
mischte Flächennutzung („Durch mischung“) und eine 
attraktive Gestaltung der öffentlichen Räume („Design“).

Die abwechslungsreiche Gestaltung öffentlicher 
Räume und die Nutzungsmischung stehen hierbei in 
einer engen Wechselbeziehung: Die anzustrebende 
Nutzungsmischung innerhalb eines Quartiers bezieht 
sich nicht nur auf Einkaufsmöglichkeiten für die Nah-
versorgung, sondern auch auf eine ausreichende Aus-
stattung mit Bil dungseinrichtungen, Arbeitsplätzen, 
kulturellen Anziehungspunkten und sozialen Ein rich-
tungen. Wichtig ist hierbei, dass nicht versucht wird, 
ein Idealmodell der Nutzungsmischung umzusetzen, 
sondern an den Standort und die Anforderungen der 
Nutzer angepasste Konzepte entwickelt werden. 

Daneben ist ergänzend die Förderung einer auto-
unabhängigen Mobilität durch Weiterentwicklung der 
Angebote im ÖPNV sowie des Fuß- und Radver-
kehrs von besonderer Bedeutung, damit eine gute 
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Zusammenfassungen Kernthesen und Empfehlungen

Erreichbarkeit von Arbeitsplätzen, Einrichtungen der 
Nahversorgung und Orten der Naherholung auch 
ohne Auto ermöglicht wird. Neue städtebauliche Pro-
jekte sollten generell auf bereits bestehende Ange-
bote der öffentlichen Verkehrsmittel ausgerichtet 
sein, auf einen weiteren Ausbau der Straßenkapazi-
täten sollte soweit wie möglich verzichtet werden.

Die Wirksamkeit des Leitbilds ist trotz der Tatsache, 
dass zahlreiche Studien eine Kor relation zwischen 
höherer Dichte bzw. Nutzungsmischung und gerin-
gerem Verkehrsaufwand aufzeigen, umstritten. Das 
unterschiedliche Verkehrsverhalten in einzelnen Vier-
teln lässt sich demnach nicht unbedingt direkt auf 
bestimmte Siedlungsstrukturen oder Verkehrsange-
bote zurückführen, sondern kann auch als eine 
bewusste Wohnortentscheidung einzelner Bevölke-
rungsgruppen interpretiert werden. Eine exakte 
Quantifizierung	der	Wirkung	kompakter	Siedlungs-
strukturen ist insofern nicht möglich, vielmehr ist das 
Mobilitätsverhalten der Bewohner neben den struktu-
rellen Voraussetzungen immer auch stark von indivi-
duellen Einstellungen, Motiven und Bedürfnissen 
abhängig. 

Ergänzend zu einer „Stadt der kurzen Wege“ wird 
deshalb gelegentlich auch ein „Lebensstil der kurzen 
Wege“ gefordert, der beispielsweise durch ein an den 
ÖPNV-Angeboten orientiertes und auf die unter-
schiedlichen städtischen Zielgruppen bezogenes 
Mobilitätsmanagement gefördert werden kann. Trotz-
dem bleibt eine Umsetzung des Leitbilds „Stadt der 
kurzen Wege“ sinnvoll, da eine kompakte Gestaltung 
der Stadt eine wichtige Grundvoraussetzung für 
nachhaltigen Stadtverkehr darstellt.  

I X Lebensraum Straße
            Chancen einer integrierten Straßenraumplanung
           (Prof. Dr. Hartmut Topp)

Das Fachgutachten zum Thema Lebensraum Straße 
gliedert sich entsprechend den gestellten Fragen in 
vier Themenbereiche:

1  Aufwertungspotenzial durch integrierte Straßen- 
    raumplanung  
2  Fließender Verkehr  
3  Ruhender Verkehr   
4  Best Practice 

Aus Sicht des Gutachters liegen die  Handlungsopti-
onen in der Begrenzung der Verkehrsbelastung 
durch den Kfz-Verkehr und insbesondere durch den 
Lkw-Verkehr, in niedrigeren Geschwindigkeiten und in 
einer	angepassten	Aufteilung	der	Verkehrsflächen	im 
Sinne der städtebaulichen Be messung. 

Tempo 30 auf Hauptverkehrsstraßen wird ausführlich 
diskutiert und als Re gellimit mit zu begründenden 
Ausnahmen befürwortet. Breite Seitenräume sind 
das wichtigste Element für die Stadtverträglichkeit 
von Hauptverkehrsstraßen. Bei den Gebäuden geht 
es nicht allein um Lärmschutzfenster, sondern um 
das gesamte Instrumentarium der städtebaulichen 
Gebäudesanierung zusammen mit Eigentümern, 
Wohnungsgesellschaften und Mietern. Die Förder-
programme der verschiedenen Bereiche müssen 
zusammengeführt und ergänzt werden.

Urbane Mobilitätskultur ist an erster Stelle eine Frage 
der Verkehrsmittelwahl. Planerische und bauliche 
Maßnahmen müssen ergänzt werden durch Kommu-
nikation, Marketing und die Vorbildfunktion von  Ver-
waltung und Politik. Letztlich gestalten die Bürger die 
Mobilitätskultur in ihrer Stadt. 

Öffentliche Verkehrsmittel, insbesondere Straßen- 
und Stadtbahnen, sollten möglichst freie Fahrt  
haben. Das erfordert die Trennung vom Kfz-Verkehr, 
die räumlich und/oder zeitlich erfolgen kann. Bisher 
stand die räumliche Trennung mittels eigenem Bahn-
körper im Vordergrund und wurde durch die Förder-
praxis festgeschrieben. Mit der Weiterentwicklung 
der Verkehrssteuerung wurde die zeitliche Trennung 
in Form der dynamischen Straßenraumfreigabe zur 
Alternative. Die gestalterische Verträglichkeit eines 
eigenen Bahnkörpers im Straßenraum ist in erster 
Linie eine Frage der Straßenbreite. Die Grenze der 
Verträglichkeit liegt bei etwa 35 m.

Der Gutachter stellt fest, wir brauchen mehr Flexibili-
tät der Förderung. Das heißt stadtverträgliche Lösun-
gen mit räumlicher oder zeitlicher Trennung je nach 
Straßenraum bzw. eine intelligente Kombination bei-
der Ansätze in unterschiedlichen Straßenabschnitten.

 
Im ruhenden Verkehr sind prioritär Parkraum- 
konzepte für die innenstadtnahen Quartiere zu bear-
beiten. Parkraummanagement sollte immer mit der 
Frage verbunden wer den, wie viel Parken der Stra-
ßenraum städtebaulich verträgt. 

Als Best Practice-Beipiele werden behandelt Frei-
burg im Breisgau - Stadtteil Vauban, Zürich - Ver-
kehrssparen in Siedlung und Quartier, Tübingen - 
Französisches Viertel und Wien - Asphaltpiraten.
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Bergische Universität Wuppertal
Fachzentrum Verkehr, Abteilung Bauingenieurwesen,
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huber@uni-wuppertal.de
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des ÖV“ und 7 „Postfossiler Verkehr“ der FGSV 
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Weltstraßenverband (PIARC)
Mitglied des Verkehrswissenschaftlichen Beirats im •	
Verband Deutscher Verkehrsunternehmen VDV

Arbeits- und Forschungsschwerpunkte:
umweltverträgliche Stadt- und Verkehrsplanung•	
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städtebauliche	Folgen	der	demografischen	Entwick-•	
lung und der Anforderungen des Klimaschutzes

Prof. Dr.-Ing. Ulrike Reutter
Technische Universität Kaiserslautern
Fachbereich Bauingenieurwesen
Fachgebiet Mobilität & Verkehr – imove
Paul-Ehrlich-Straße 14, 67663 Kaiserslautern
ulrike.reutter@imove-kl.de
Arbeits- und Forschungsschwerpunkte:

Verkehrsentstehung und -gestaltung •	
Chancen von sozialverträglicher, raumverträglicher •	
und umweltschonender Mobilität und Verkehr 
neue Handlungsansätze und Strategien für eine •	
nachhaltige Gestaltung der Verkehrssysteme. 
Mobilitätsverhalten sozialer Gruppen •	
Integrative Ansätze für nachhaltige Verkehrssysteme •	
und Siedlungsstrukturen, Mobilitätsmanagement
Elektromobilität•	

Prof. Dr.-Ing. Carsten Gertz
Technische Universität Hamburg-Harburg
Institut für Verkehrsplanung und Logistik
Schwarzenbergstr.95, 21071 Hamburg
gertz@tu-harburg.de
Arbeits- und Forschungsschwerpunkte:

Siedlungsstruktur und Verkehrsplanung•	
inter- und multimodale Mobilitätskonzepte•	
Innovationsprozesse in der Planung•	
Verkehrs- und Logistikknotenpunkte•	

Prof. Dr.-Ing. Heike Flämig
Technische Universität Hamburg-Harburg
Institut für Verkehrsplanung und Logistik
Schwarzenbergstr. 95, 21071 Hamburg
flaemig@tu-harburg.de
Arbeits- und Forschungsschwerpunkte:
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(indirekte) Verkehrsentstehung und Verkehrsfolgen •	
(Systemforschung und -theorie, Systems Dynamics)

Prof. Heiner Monheim
Eremitierter Professor für Angewandte Geographie, 
Raumentwicklung und Landesplanung an der Univer-
sität Trier, Mitinhaber des Instituts für Raumentwick-
lung und Kommunikation  
Kurfürstenstraße 13, 53115 Bonn
heinermonheim@yahoo.de
Arbeits- und Forschungsschwerpunkte:

Grundsatzfragen des Verkehrs•	
Nachhaltige Mobilität•	
Innovationen im Öffentlichen Verkehr•	
Gestaltung von Hauptverkehrsstraßen•	
Verkehrsberuhigung•	
Rad- und Fußverkehr•	

Dipl.-Ing. Andreas Schmitz
Planungsgruppe Nord
Gesellschaft für Stadt- und Verkehrsplanung
Dörnbergstraße 12, 34119 Kassel
schmitz@pgn-kassel.de

Geschäftsführer und Projektleiter der PGN•	
Arbeits- und Forschungsschwerpunkte:

Verkehrsentwicklungsplanung•	
Parkraumkonzepte•	
Mobilitätsmanagement•	
Konzepte für Fußverkehr und Radverkehr•	
Verkehrstechnik•	

Prof. Dr.-Ing. Udo Becker
Technische Universität Dresden
Fakultät Verkehrswissenschaften „Friedrich List“
Lehrstuhl für Verkehrsökologie
Hettnerstraße 1, 01069 Dresden
becker@verkehrsoekologie.de

Mitglied im Wissenschaftlichen Beirat des VCD•	
Vorstandsmitglied im Dresdner Institut für Verkehr •	
und Umwelt (DIVU)

Arbeits- und Forschungsschwerpunkte:
Energieverbrauch•	
Schadstoff- und CO2-Emissionen, Lärm usw.•	
nachhaltige Verkehrsentwicklung•	
langfristige Veränderbarkeit der Verkehrssysteme•	
verkehrserzeugende Faktoren•	
wegebauinduzierter Verkeh,•	
Kostenwahrheit, Internalisierung externer Effekte,•	
Verkehrsplanung und Bewertungsverfahren,•	
Öko-Bilanzen, Lebenszyklusanalysen.•	

Prof. Dr.-Ing. Regine Gerike
Universität für Bodenkultur Wien
Department für Raum, Landschaft und Infrastruktur 
Institut für Verkehrswesen
Peter-Jordan-Straße 82, 1190 Wien
regine.gerike@boku.ac.at

Projektleitung und -akquise nationaler und internati-•	
onaler Forschungsprojekte

Arbeits- und Forschungsschwerpunkte:
Erhebung und Analyse von Mobilitätsverhalten•	
Genderaspekte in Mobilitätserhebungen•	
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angebote

Prof. Dr.-Ing. Jürgen Gerlach
BergischeUniversität Wuppertal, 
Fachzentrum Verkehr und Verkehrssicherheit
Gaußstraße 20, 42119 Wuppertal
jgerlach@uni-wuppertal.de

Beratender Ingenieur für Verkehrswesen•	
Leiter des Lehr- und Forschungsgebiets Straßen-•	
verkehrsplanung und Straßenverkehrstechnik
Schriftleiter der Zeitschrift für Verkehrssicherheit•	
anerkannter Ausbilder für Sicherheitsauditoren•	

Arbeits- und Forschungsschwerpunkte:
Gestaltung und Dimensionierung von Straßen- •	
verkehrsanlagen
objektive und subjektive Sicherheit von Verkehrs- •	
anlagen
Barrierefreiheit und Umweltverträglichkeit•	

Prof. Dr. Martin Lanzendorf
Goethe-Universität Frankfurt am Main
Institut für Humangeographie
Stiftungsprofessur Mobilitätsforschung
Robert-Mayer-Str. 8, 60325 Frankfurt am Main
lanzendorf@em.uni-frankfurt.de
Arbeits- und Forschungsschwerpunkte:

Aspekte der Mobilität in Metropolregionen•	
Veränderungen des Verkehrshandelns•	
räumliche Aspekte der Verkehrsentstehung•	
Mobilitätsmanagement zur Gestaltung einer nach-•	
haltigeren Mobilitätsentwicklung

Prof. Dr. Hartmut Topp
topp.plan: Stadt.Verkehr.Moderation;
Technische Universität Kaiserslautern
Institut für Mobilität & Verkehr - imove
Paul-Ehrlich-Str. 14, 67663 Kaiserslautern
topp.plan@t-online.de
Arbeits- und Forschungsschwerpunkte:

Planungsbüros in Darmstadt, Düsseldorf und Dresden•	
Moderator von Planungsprozessen•	
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Mitglied im Kuratorium Internationale Bauausstel-•	
lung (IBA) Hamburg 2013



Stadt Leipzig,  
Dezernat Stadtentwicklung und Bau 

Auftraggeber der Gutachten: 
Verkehrs- und Tiefbauamt
Edeltraut Höfer, Torben Heinemann,  
Stephan Rausch
Redaktion 
Spath + Nagel
Druck:  
Druck-Strom, Leipzig
 
30. Juni 2013

Mobilität 2020
Neun Fachgutachten
Zur Fortschreibung des Stadtentwicklungsplans 
Verkehr und Öffentlicher Raum wurden von 
renommierten Fachwissenschaftlern neun Fach-
gutachten zu aktuellen verkehrlichen Fragestel-
lungen erarbeitet und dem „Runden Tisch  
Verkehr“ vorgestellt. Die Gutachten sind in der 
vorliegenden Broschüre ungekürzt zusammen- 
gefasst. Ihre Ergebnisse werden in den weiteren 
Fortschreibungsprozess einfließen.

www. leipzig.de/verkehrsplanung



Stadt Leipzig,  
Dezernat Stadtentwicklung und Bau 

Auftraggeber der Gutachten: 
Verkehrs- und Tiefbauamt
Edeltraut Höfer, Torben Heinemann,  
Stephan Rausch
Redaktion 
Spath + Nagel
Druck:  
Druck-Strom, Leipzig
 
30. Juni 2013

Mobilität 2020
Neun Fachgutachten
Zur Fortschreibung des Stadtentwicklungsplans 
Verkehr und Öffentlicher Raum wurden von 
renommierten Fachwissenschaftlern neun Fach-
gutachten zu aktuellen verkehrlichen Fragestel-
lungen erarbeitet und dem „Runden Tisch  
Verkehr“ vorgestellt. Die Gutachten sind in der 
vorliegenden Broschüre ungekürzt zusammen- 
gefasst. Ihre Ergebnisse werden in den weiteren 
Fortschreibungsprozess einfließen.

www. leipzig.de/verkehrsplanung


